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Liebe SB-Leserin und lieber SB-Leser

stirnrunzelnd und schmallippig nutzen wir den Veröffentlichungsplatz
des Editorials für eine wichtige Mitteilung, welche wir Ihnen, ob wir
es nun mögen oder nicht, zukommen lassen müssen.

Ab dem 1. Juli 2019 kommen pro Schattenblick-Druckausgabe aufgrund
einer Versandkostenerhöhung der deutschen Bundespost 70 Cent zu den
bisher geltenden Kosten als daraus folgender Aufpreis hinzu. Ein Abo
wird deshalb statt zur Zeit Euro 25,- ab dem Zusendedatum 5. Juli
2019, also mit der 140. Ausgabe, auf Euro 28,- erhöht werden. Dabei
bleibt der Preis mit Euro 8,50 für ein Einzelexemplar
selbstverständlich und hoffentlich nicht nur zum Troste dem
Nichtabonnenten erhalten.

Unverändert bleibt auch die Qualität, die Struktur und die
sozialpolitische Ausrichtung der der Online-Tageszeitung Schattenblick
zugehörigen Wochendruckausgabe.

Ihre Schattenblick-Redaktion


10. Mai 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97
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Internet: www.schattenblick.de
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WALD/389: Hambacher Forst - Termine ... (Michael Zobel)


Rote Linie - Kino - Kirche - Köln - wir machen weiter und werden immer
mehr

von Michael Zobel, 15. Mai 2019



Guten Tag zusammen,

liebe Wald- und NaturschützerInnen, PressevertreterInnen, liebe
Mitmenschen,

drei Tage nach der *Roten Linie* am Hambacher Wald. Die Bilder wirken
nach, goßer DANK an 1200 klimabewegte Menschen, die erneut eine
eindrucksvolle Botschaft in die Welt geschickt haben, ein bewegender
Muttertag für Mutter Erde. DANK auch an Hambi support AC für große und
kleine Hilfen, an die Buirer für Buir, an die tollen Menschen, die in
Eigeninitiative die Kuchen- und Kaffeebar gerockt haben. Großes DANKE an
Lotte von der Inde mit ihrer phänomenalen Geschichte, an Dr. Michael
Koch für Text und Musik zu Menschenrechtsverletzungen an den indigenen
Völkern. Ohne Mampf kein Kampf, DANK an Pierrre und sein Team für die
wunderbare Verköstigung.

Es gibt fantastische Fotos und Videos im Netz, hier eine kleine Auswahl:

https://www.facebook.com/HambacherForstBesetzung

https://www.facebook.com/BuirerFuerBuir/

http://www.taz.de/Fuenf-Jahre-Waldspaziergaenge/!5591348/

https://www.aachener-zeitung.de/nrw-region/braunkohle/aktivisten-ziehen-rote-linie_aid-38730219

Wir werden weiter Zeichen setzen, die Bewegung für den Kohleausstieg
und gegen den Klimawandel ist nicht zu stoppen!

Nächste Waldspaziergänge 16. Juni, 14. Juli, 13. Juli Dorfspaziergang
Keyenberg/Kuckum, mehr auf: 

http://www.naturfuehrung.com

Von der Roten Linie zur Roten Linie, am Abend des 12. Mai gab es in
München die Welt-Uraufführung des Kinofilms - ich war rechtzeitig da,
durfte diesen intensiven Film sehen. Danke Karin, am Ende stehende
Ovationen. Bitte fest einplanen, ab ins Kino, nächste Woche in ganz
vielen Lichtspielhäusern, Dienstag Uraufführung in Köln, Ihr könnt
Kontakt mit mindjazz-pictures aufnehmen, um Vorführungen bei Euch
möglich zu machen.

DIE ROTE LINIE - Widerstand im Hambacher Forst

Ab 23. Mai bundesweit im Kino!

https://mindjazz-pictures.de/filme/die-rote-linie-widerstand-im-hambacher-forst/


Es geht weiter, es gibt viel zu tun

Samstag, 18. Mai, Entwidmung der Kirche in Manheim

http://verheizte-heimat.de/2019/05/11/einladung-zum-stillen-protest-gegen-die-entwidmung-der-manheimer-kirche-am-18-mai/

dazu passt die Petition "Die Kirche im Dorf lassen", bitte weiter
verbreiten und unterschreiben, hier mehr Infos

http://verheizte-heimat.de/2018/07/08/unterschriftenaktion-die-kirchen-im-dorf-lassen-findet-grossen-zuspruch-mit-listen-zum-download/

Dienstag, 21. Mai, 17 Uhr, Defend the Sacred, Waldspaziergang mit Eva
Töller und indigenes Ritual für den Schutz des Waldes und die Balance
der Kräfte mit Ladonna Bravebull und Sabine Lichtenfels.

https://www.evensi.com/waldspaziergang-und-ritual-u-schutz-hambacher-waldes-wald-mahnwache/308310803

Mit Tiokassin Ghosthorse, (Cheyenne River Lakota / South Dakota, First
Voices Radio) Leider musste Ladonna Bravebull Allard aus
gesundheitlichen Gründen ihre Europa-Reise absagen. Sie wird per Video
mit uns verbunden sein.

Mittwoch, 22. Mai, 20 Uhr, Köln, Defend the Sacred - Wenn das Leben
siegt, wird es keine Verlierer geben

https://www.suedstadt-leben-koeln.de/veranstaltung.php?id=1350

Das für den Moment,

DANKE für die Unterstützung,

Michael Zobel

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 15. Mai 2019

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Mai 2019 
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WALD/388: Hambacher Forst - die rote Linie ... (Initiative Buirer für Buir)


Initiative Buirer für Buir - 12. Mai 2019

Fünfte Rote Linie unter dem Motto "Wald und Dörfer bleiben!"

1.200 Teilnehmer*innen bei politischem Muttertag und Waldspaziergangsjubiläum
an der Tagebaukante Hambach
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Morschenich/Kerpen-Buir. 12.05.2019. Zwischen dem Hambacher Wald und den
nur noch in ca. 100 Metern Abstand stehenden Braunkohlebaggern des Konzerns
RWE protestierten heute erneut ca. 1.200 rot gekleidete Klimaschützer*innen
mit einer aus Menschen geformten "Roten Linie" für den dauerhaften Erhalt
des Waldes sowie den Schutz der bedrohten Dörfer. Anlass dieser
mittlerweile fünften Roten Linie war das fünfjährige Jubiläum der
Waldspaziergänge, aber auch das weiterhin provozierende Vorgehen des
Kohlekonzerns RWE.

Michael Zobel: "Eva Töller und ich freuen uns, dass unsere Waldspaziergänge
seit fünf Jahren immer mehr Zuspruch erhalten und Menschen jeden Alters und
aus allen Kontinenten die Möglichkeit genutzt haben, die Schönheit des
Waldes und die Bedrohung durch die klimaschädliche und zerstörerische
Braunkohle zu erleben. Annähernd 55.000 Menschen haben wir seit fünf Jahren
durch den Wald geführt. Wir alle gemeinsam wünschen uns, dass dieser Wald
endlich zur Ruhe kommt, aber solange RWE den Wunsch der gesellschaftlichen
Mehrheiten und der Kohlekommission nach dem dauerhaften Erhalt des Waldes
und mehr Klimaschutz ignoriert, machen wir hier weiter und zeigen der Welt,
wie kompromiss- und verantwortungslos der Kohlekonzern nach wie vor
agiert."

Auch Antje Grothus, ehemaliges Mitglied in der Kommission und betroffene
Anwohnerin, ist empört: "RWE hält hier nicht einmal die gesetzlich
vorgeschriebenen und ohnehin zu niedrig bemessenen Sicherheitsabstände
zwischen Wald und Kohlekrater ein. RWE gräbt sich immer näher an den Wald
und die Dörfer heran, trotz Kohleausstieg. Dass unser sog. Landesvater
Laschet sich nicht schützend vor den Wald und die bedrohten Dörfer hier und
am Tagebau Garzweiler stellt, ist aber der eigentliche
gesellschaftspolitische Skandal. Der Ministerpräsident ist gefordert den
Wandel jetzt sozialverträglich zu gestalten und sich auf Bundesebene für
die Abschaltung von 3 GW Braunkohlekraftwerkskapazitäten in Neurath und
Niederaußem stark zu machen, damit auch die Menschen in der Region endlich
zur Ruhe kommen können und keine Dörfer mehr vernichtet werden."

Andreas Büttgen, Buirer für Buir ergänzt: "Der Hambacher Wald soll
dauerhaft erhalten werden. Dafür ist auch der Erhalt der ihn umgebenden
wertvollen Ackerflächen und bereits gerodeten Areale unabdingbar. Die
Kommunen brauchen diese Flächen auch für eine zukunftsfähige und
nachhaltige Strukturentwicklung, damit unsere Heimat perspektivisch wieder
ihre Würde zurückerhält."

Hintergrund:

Die Kommission Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung hatte nach den
massiven Bürger*innenprotesten im Herbst 2018 für den Erhalt des Waldes und
unter dem Druck der Umweltverbände in ihrem Abschlussbericht festgehalten,
dass der "Erhalt des Hambacher Waldes wünschenswert" ist. Laut Rheinischer
Post vom 20. Februar 2019 schloss sich Ministerpräsident Armin Laschet
diesem Wunsch zwar an, bestätigte aber lediglich einen Rodungsstopp bis
2020. Dieser ergibt sich aber ohnehin aus juristischen Notwendigkeiten.

Rote Linie Aktionen finden seit den Klimaschutzverhandlungen in Paris
statt. Die erste Rote Linie Aktion am Tagebau Hambach zählte am 23.10.2016
bereits 1.000 Teilnehmer*innen. Es folgten "Rote Linien" am 19.02.2017 mit
1.200, am 26.08.17 mit 3.000 und am 18.03.18, nach gerichtlich erwirktem
Rodungsstopp durch den BUND NRW, mit 600 Menschen.



Am Abend des 12.05.2019 feierte auf dem internationalen
Dokumentarfilmfestival in München, im deutschen Theater, der Film "DIE ROTE
LINIE - Widerstand im Hambacher Forst" seine Welturaufführung. Die
Premieren Feier findet am 21. Mai in Köln statt. Bundesweiter Kinostart ab
23. Mai. Weitere Termine und Hinweise auf Filmgespräche:

https://www.thurnfilm.de/die-rote-linie

https://www.facebook.com/FilmDieRoteLinie

Teaser:

https://www.facebook.com/FilmDieRoteLinie/videos/1488455791288749/

Mehr Infos:

#RoteLinieWaldundDoerferbleiben

#seidierotelinie

Weitere Informationen finden Sie unter:

http://naturfuehrung.com/

http://www.buirerfuerbuir.de/

https://weact.campact.de/petitions/hambacher-wald-retten-klimaziele-realisieren-1

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de
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KURSUS/5025: Mönchengladbach - "English Photography Club" ab 20. Mai 2019


Stadt Mönchengladbach

English Photography Club



Die Teilnehmer lernen in diesem VHS-Kurs ab dem 20. Mai, jeweils 18
bis 19.30 Uhr, in der VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85,
die vielfältigen Funktionen der Kamera kennen, aber auch, wie man
Shutter Speed, Iso und Blende vorteilhaft nutzt. Des Weiteren
beschäftigt sich der Kurs mit natürlichem Licht und seinen
Besonderheiten zu den unterschiedlichen Tageszeiten und wann, bzw. wie
ein externer Blitz die eigene Fotografie bereichert. Gefühlt nebenbei
bietet sich die Gelegenheit Englischsprachkenntnisse aufzufrischen.
Der Kurs findet wöchentlich statt. Außerdem wird es zusätzlich zwei
Exkursionen geben.

Entgelt: 67 Euro.

Information und Anmeldung: 

www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 3. Mai 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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LESUNG/4309: Hamburg - Elif Shafak, »Unerhörte Stimmen«, 03.06.2019


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Juni 2019

Montag, 3.6.2019, 19.30 Uhr

Ort: Magazin-Filmkunsttheater, Fiefstücken 8a

Elif Shafak

stellt ihren Roman »Unerhörte Stimmen« vor

Moderation: Jan Ehlert

Deutsche Lesung: Marta Dittrich



Wie konnte das passieren? Leila, eine Prostituierte, wird in Istanbul
ermordet. In den letzten Augenblicken ihres Lebens erinnert sie sich
an Erlebnisse, Momente und Schicksalsschläge, die sie persönlich
geprägt haben. Der Geschmack von gewürztem Ziegeneintopf aus ihrer
Kindheit oder der Geruch von Kardamom-Kaffee, den sie mit ihrer großen
Liebe in Verbindung bringt. Tragischerweise wird sie auf dem Friedhof
der Geächteten begraben werden.

Im Mittelpunkt des neuen Romans von Elif Shafak steht eine starke
Frau, deren Glück flüchtig ist und die Menschen eine Stimme gibt, die
bisher ungehört blieben. Auf emotionale und zugleich provokante Art
und Weise schildert Shafak das Leben von Leila, sodass man sich einmal
mehr fragt, wie Menschlichkeit, Freundschaft und Liebe ihren Platz in
der Gesellschaft finden.

Elif Shafak, 1971 in Straßburg geboren, wuchs in Madrid und Amman auf
und lebt in London. Sie schreibt auf Englisch und Türkisch. »Die
vierzig Geheimnisse der Liebe«, »Ehre« und »Der Geruch des Paradieses«
zählen zu ihrem preisgekrönten Werk. Zu Recht gilt sie als
»bedeutendste weibliche literarische Stimme der Türkei« (»New York
Times«). Ihr neuer Roman »Unerhörte Stimmen« (Kein Aber;
Übersetzung: Michaela Grabinger) ist ein Meisterwerk der Empathie, der
Scharfsicht und der literarischen Courage.

Eine gemeinsame Veranstaltung von NDR Kultur und Literaturhaus Hamburg

Eintritt: EUR 14,-/10,-

Ort: Magazin-Filmkunsttheater, Fiefstücken 8a

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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AKTION/544: Demo "Kein Abschiebegefängnis in Glückstadt und anderswo!" (Flüchtlingsrat Hamburg)


Flüchtlingsrat Hamburg e.V. - 13. Mai 2019

Bericht von der Demo "Kein Abschiebegefängnis in Glückstadt und
anderswo!" 



Am 11. Mai radelten zwischen Itzehoe und Elmshorn etwas über 50 Menschen
aus drei Bundesländern unter dem Motto "Kein Abschiebegefängnis in
Glückstadt und anderswo!". Nach einer Kundgebung vor der in Bau
befindlichen Einrichtung zogen sie durch die Glückstädter Innenstadt. Mit
Redebeiträgen während der Umrundung des Marktplatze und am Hafen
informierten sie Passant*innen.

Aktivist*innen aus Mecklenburg-Vorpommern und Hamburg radelten ab Elmshorn
etwa 20 Kilometer. Eine Gruppe aus Schleswig-Holstein legte etwa dieselbe
Strecke zwischen Itzehoe und Glückstadt zurück. Mit Sprechchören und
Transparenten setzten sie ein Statement in umliegenden Orten, wo das
Spektakel sichtlich auf positive Reaktionen stieß.

Die Fahrrad-Ausflüge waren nicht angemeldet, sondern fuhren als "Critical
Mass". Ab 16 Teilnehmenden wird eine Fahrradgruppe als "Fahren im Verbund"
gewertet und kann im eigenen Tempo die Straße nutzen. Dies sorgte
stellenweise für lange Autoschlangen, die sich unfreiwillig der Demo
anschlossen.

In Glückstadt trafen sich die Aktivist*innen vor der
Abschiebehafteinrichtung. Diese soll in einer alten Kaserne am Rande der
Stadt entstehen. Umringt von einer Einfamilienhaus-Idylle werden
Asylsuchende hier bald auf ihre Abschiebung warten und die zwangsverhängte
Reise zum Flughafen antreten. Nach einem Redebeitrag startete die Demo nun
zu Fuß Richtung Glückstädter Innenstadt. Dort umrundete sie unter dem
Slogan "Solidarität statt Abschiebe-Irrsinn" [1] den Marktplatz. Wegen des
Glückstädter Frühlingsjahrmarkts hatte das Ordnungsamt keine Kundgebung auf
dem Platz genehmigt. Die Abschlusskundgebung fand daher am Hafen statt.

Die Abschiebehaft in Glückstadt soll 2020 in Betrieb genommen werden.
Anfang des Jahres wurde die Gesetzesgrundlage dafür im Landtag von
Schleswig-Holstein verabschiedet [2]. In der Einrichtung sollen Menschen
inhaftiert werden, die keine Straftat begangen haben. Auch Kinder und
Minderjährige sollen dort leben. Während die SPD Schleswig-Holstein sich
als humanitäre Kritikerin des Gesetzes versteht, äußert sich die SPD
Mecklenburg-Vorpommern überhaupt nicht. Hamburg betreibt bereits seit
mehreren Jahren eine Hafteinrichutg am Hamburger Flughafen [3].

Die Fahrradtour gegen das Abschiebegefängnis in Glückstadt fand im Rahmen
der Aktionswoche "100 Jahre Abschiebehaft - 100 Jahre unschuldig in Haft"
[4] statt. Weitere Aktionen gab es in Erding, Mainz / Ingelheim, Dresden,
Dessau, Halle (Saale), Nürnberg, Pforzheim, Eichstätt, Hannover /
Langenhagen, Darmstadt, Büren [5].

http://glueckstadtohneabschiebehaft.blogsport.eu/


Anmerkungen:

[1] http://bleiberecht-mv.org/de/2019/05/05/redebeitrag-abschiebehaft/

[2] https://www.abendblatt.de/hamburg/article216752075/Gruene-setzen-sich-fuer-Bahnstrecke-ein.html

[3] https://www.abendblatt.de/hamburg/article215689151/Mehr-Auslaender-in-Abschiebe-Einrichtung-inhaftiert.html

[4] http://100-jahre-abschiebehaft.de/de/startseite

[5] http://100-jahre-abschiebehaft.de/de/laufende-aktionen

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Hamburg e.V.

Nernstweg 32-34, 22765 Hamburg

Büroöffnungszeiten:

Mo. 10.30 - 14.30, Di. 17.00 - 19.00, Do. 15.00 - 19.00

Telefon (040) 43 15 87, Fax: (040) 430 44 90

E-Mail: info@fluechtlingsrat-hamburg.de

Internet: www.fluechtlingsrat-hamburg.de
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ATTAC/1991: Bündnis "Ein Europa für Alle - Deine Stimme gegen Nationalismus!" erwartet Zehntausende Demonstrierende


"Ein Europa für Alle - Deine Stimme gegen Nationalismus?
Gemeinsame Presseerklärung - Berlin, 16. Mai 2019

Bündnis "Ein Europa für Alle - Deine Stimme gegen Nationalismus!"
erwartet Zehntausende Demonstrierende

- Zeitgleich in sieben deutschen Städten und 42 europäischen Städten

- Prominente Rednerinnen und Redner angekündigt



Mit einer Pressekonferenz hat der bundesweite Trägerkreis des Bündnisses
"Ein Europa Für Alle - Deine Stimme gegen Nationalismus!" am Donnerstag
zur Teilnahme an den zeitgleich stattfindenden Großdemonstrationen am
Sonntag ab 12 Uhr in Berlin, Frankfurt, Hamburg, Köln, Leipzig, München
und Stuttgart aufgerufen. Darüber hinaus gehen in ganz Europa Menschen
in 42 Städten in zwölf weiteren Ländern auf die Straße. In Polen wird an
16 Orten demonstriert, in Rumänien an sieben. Von Schweden bis Spanien,
von Frankreich bis Bulgarien gibt es am 19. Mai Protestzüge. An sieben
Orten in Deutschland erwarten das Bündnis zehntausende Menschen, die
Nationalismus und Rassismus entgegentreten und für ein demokratisches,
friedliches, nachhaltiges und solidarisches Europa auf die Straße gehen.
Mit Demonstrationen und begleitender Kampagnen-Arbeit macht sich das
Bündnis dafür stark, dass Bürgerinnen und Bürger am 26. Mai zur Wahl
gehen und mit ihrer Stimme Europa eine Zukunft geben.

++ Berlin (Alexanderplatz) ++ Frankfurt (Opernplatz) ++ Hamburg
(Rathausmarkt) ++ Köln (Deutzer Werft) ++ Leipzig
(Wilhelm-Leuschner-Platz) ++ München (Odeonsplatz) ++ Stuttgart
(Arnulf-Klett-Platz) ++

Zitate der Rednerinnen und Redner des bundesweiten Bündnisses:

Attac Deutschland, Roland Süß, Mitglied im Koordinierungskreis:

"Wir müssen weg von einem politischen System, das auf
Standortkonkurrenz, Senkung von Steuern, Löhnen und Sozialstandards
setzt. Um soziale Spaltung, Abstiegsängste und wachsende Ungleichheit zu
bekämpfen, brauchen wir eine andere Wirtschafts-, Sozial- und
Steuerpolitik in Europa. Eine solidarische Politik, die ein gutes Leben
für alle garantiert."

Campact, Christoph Bautz, geschäftsführender Vorstand:

"Europas Zivilgesellschaft wächst am 19. Mai zusammen und bietet den
Salvinis, Orbans und Le Pens die Stirn. Hass und Hetze der Nationalisten
dürfen nicht die Europawahl bestimmen. Von Bukarest bis Malmö kämpfen
wir für ein Europa, das Menschenrechte schützt, Solidarität lebt und
gegen die Klimakrise kämpft."

Mehr Demokratie, Sarah Händel, Bundesvorstandsmitglied:

"Wenn die EU nicht näher an die Bürger heranrückt, werden immer mehr
Bürger von der EU abrücken. Elitenpolitik und nationale Egoismen müssen
aufgebrochen werden, auch durch gemeinsame Initiativen der europäischen
Zivilgesellschaft. Dazu braucht es das Recht auf echte europäische
Bürgerbegehren und einen Bürgerkonvent für eine europäische Verfassung!"

Naturfreundejugend Deutschlands, Sezen Çakmak,
Bundesleitungsmitglied:

"Für viele junge Menschen ist Europa mehr als nur ein Staatenverbund.
Es ist unsere Lebensrealität. Das beeinflusst auch unsere Perspektive
auf Europa. Wir brauchen keine Grenzen, sondern Zusammenarbeit. Für
viele Probleme gibt es keine nationalen Lösungen. Klimaschutz,
Naturschutz und Umweltschutz benötigen ein starkes, geeintes Europa. Am
19. Mai werden wir zeigen, dass wir das Feld nicht den Nationalist*innen
überlassen."

Pro Asyl, Günter Burkhardt, Geschäftsführer:

"Zivilisatorische Standards werden eingerissen, wenn Tausende im
Mittelmeer ertrinken und Europa das Zurückschleppen in die Hölle Libyens
finanziert. In Hotspots und Großlagern versinkt der Rechtsstaat im
Schlamm, denn das Recht auf Asyl wird dort systematisch untergraben.
Nationalismus und Rassismus zerstören die menschenrechtlichen Grundlage
unserer Gesellschaft."



Trägerkreis: Attac Deutschland, Campact, Der Paritätische Gesamtverband,
Mehr Demokratie, NaturFreunde Deutschlands, Pro Asyl, Seebrücke,
Naturfreundejugend Deutschlands

Weitere Informationen unter:

www.ein-europa-fuer-alle.de

Hashtags: #1EuropaFürAlle; #DeineStimmeGegenNationalismus; #19May


Liste der Demonstrationsorte in Europa:

16 in Polen (Warschau, Pulawy, Krakau, Olsztyn, Kozienice, Podkowa
Lesna, Czluchow, Nowy Sacz, Olecko, Lublin, Galkowek, Czestochowa,
Grodzisk Mazowiecki, Rumia, Legnica, Breslau);

7 in Deutschland (Berlin, Hamburg, München, Köln, Stuttgart, Leipzig,
Frankfurt)

7 in Rumänien (Bukarest, Cluj, Constanta, Baia Mare, Iasi, Brasov,
Bacau);

4 in Ungarn (Budapest, Gyál, Bátonyterenye, Tiszavasvári);

4 in Schweden (Stockholm, Göteborg, Malmö, Norrköping);

3 in Österreich (Steyr, Feldkirch, Wien);

3 in Spanien (zwei Events in Madrid, eins in Barcelona)

2 in Italien (Genua, Mailand);

2 in Frankreich (zwei Events in Paris);

1 in den Niederlanden (Utrecht);

1 in Dänemark (Kopenhagen)

1 in GB (London)

1 in Bulgarien (Sofia)

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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ATTAC/1990: Gemeinnützigkeit - Ministerium und Gericht an einem Strang gegen Attac?


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 16. Mai 2019

Gemeinnützigkeit: Ministerium und Gericht an einem Strang gegen
Attac?

 BFH-Präsident und zuständiger Abteilungsleiter im
Bundesfinanzministerium gemeinsam im Vorstand des wirtschaftsnahen
"Institut für Steuern und Finanzen"



Das wirft Fragen auf: Der Präsident des Bundesfinanzhofes (BFH), Rudolf
Mellinghoff, und der für den "Fall Attac" zuständige Leiter der
Steuerabteilung im Bundesfinanzministerium, Rolf Möhlenbrock, sitzen
gemeinsam im Vorstand des wirtschaftsnahen Lobbyvereins "Institut für
Steuern und Finanzen". Das hat das ARD-Wirtschaftsmagazin Plusminus in
seiner am Mittwoch ausgestrahlten Sendung aufgedeckt.

"Der Präsident des Bundesfinanzhofes und der zuständige Abteilungsleiter
im Bundesfinanzministerium engagieren sich zusammen in einem angeblich
gemeinnützigen Lobbyverein für die Senkung von Unternehmenssteuern - und
verfolgen damit genau das Gegenteil dessen, wofür Attac eintritt.
Zugleich sind die beiden zentrale Akteure bei der Aberkennung der
Gemeinnützigkeit von Attac. Das hat einen sehr unguten Beigeschmack und
bestärkt unseren Eindruck, dass es sich bei der Entscheidung des BFH um
ein politisch motiviertes Urteil handelt", stellt
Attac-Geschäftsführerin Stephanie Handtmann fest.

Das Schreiben, mit dem das Finanzministerium im Juni 2018 seinen
Beitritt zum Revisionsverfahren gegen Attac vor dem Bundesfinanzhof
begründete, stammt von Rolf Möhlenbrock, damals noch
Unterabteilungsleiter. Darin argumentiert Möhlenbrock, Attac sei zu
politisch engagiert, um als gemeinnützig gelten zu können. Insbesondere
kritisiert der Ministerialbeamte, die Positionen des Netzwerks seien
"näher der Parteipolitik der Opposition als der der Regierungsparteien".
Und weiter wörtlich: "Die Standpunkte des Klägers waren durchweg
Standpunkten von Parteien zuzuordnen, die im linken Parteienspektrum [...]
zu verorten sind."

Ähnlich begründete BFH-Präsident Mellinghoff das Urteil gegen Attac im
Februar dieses Jahres: Zur Gemeinnützigkeit gehöre "nicht die allgemeine
politische Betätigung auf allen möglichen Feldern". Attac habe "diesen
Rahmen überschritten."

Tatsächlich hat sich das als gemeinnützig geltende "Institut für Steuern
und Finanzen" (ifst), zu dessen sechsköpfigem Vorstand Mellinghoff und
Möhlenbrock gehören, selbst zum Ziel gesetzt, die Politik und
insbesondere die Gesetzgebung in seinem Sinne zu beeinflussen: Anliegen
des Institutes ist es, eine unternehmensfreundliche "bewegliche
Steuerpolitik" durchzusetzen. Dafür kommen in Vorstand und Kuratorium
des Instituts Wirtschaftsvertreter, Abgeordnete und Finanzpolitiker,
Ministerialbeamte, Richter und Wissenschaftler zusammen.

In den Veröffentlichungen des Instituts überwiegen wirtschaftsliberale
Positionen, wie sie FDP und CDU vertreten. So enthält der Einladungstext
zur ifst-Jahrestagung klare Forderungen nach Senkung von
Unternehmenssteuern und steuerlichen Standortanreizen, die eindeutig als
Lobbyarbeit für Unternehmen gewertet werden können. Attac dagegen setzt
sich für eine höhere Besteuerung von Konzernen und die Wiedereinführung
einer Vermögenssteuer ein.


Weitere Informationen:

Stellungnahme des Bundesfinanzministeriums zum Beitritt in das
Revisionsverfahren (6.6.2018):

https://www.attac.de/fileadmin/user_upload/06-06-2018_StellungnahmeBMF-schwarz.pdf

Urteil des BFH (26.02.2019):

https://www.attac.de/fileadmin/user_upload/Kampagnen/jetzt-erst-recht/Urteil_Attac_Bundesfinanzhof.pdf

Das "Institut für Steuern und Finanzen":

https://www.ifst.de/das-institut/

Weitere Informationen und Dokumente zur Auseinandersetzung um die
Gemeinnützigkeit von Attac:

www.attac.de/kampagnen/gemeinnuetzigkeit

Plusminus-Beitrag "Die EU und ihre Lobbyisten" (15.5.2019):

http://mediathek.daserste.de/Plusminus/Die-EU-und-ihre-Lobbyisten/Video?bcastId=432744&documentId=62901516

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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AKTION/180: Hamburg - #March Against BAYER/MONSANTO, bundesweite Demonstration am 18. Mai 2019


Coordination gegen BAYER-Gefahren (CBG)

#March Against BAYER/MONSANTO: Bundesweite Demonstration

am Samstag 18. Mai 2019 , 14 Uhr Hamburg Hbf, Hachmannplatz



BAYER verschwindet seit der Fusion nicht aus der Berichterstattung. Es geht
Schlag auf Schlag: Nun ist an die Öffentlichkeit gekommen, dass Monsanto
Listen mit kritischen Berichterstatter*innen und politischen Gegner*innen
geführt hat. Zwar distanziert sich der Konzern nun von dieser Praxis, doch
hat die CBG in der Vergangenheit bereits am eigenen Leib erfahren, dass
solche Methoden durchaus zum Repertoire des Konzerns gehören. Umso
wichtiger ist es nun, auf die Straße zu gehen und den öffentlichen Druck
aufrecht zu erhalten. Nach den riesigen Hauptversammlungs-Protesten bei der
BAYER-Hauptversammlung steht jetzt der March against BAYER/MONSANTO vor der
Tür!

Auch dieses Jahr wird es weltweit Protestmärsche geben, unter anderem in
Paris, Straßburg, Toronto, Washington, Seattle, Belgrad, Basel und vielen
anderen Städten!

In Deutschland findet ein bundesweiter Marsch in Hamburg statt. Natürlich
ist die Coordination gegen BAYER-Gefahren (CBG) dabei! Wir rufen mit zu dem
Marsch auf und werden vor Ort präsent sein! Wenn ihr im Raum Hamburg wohnt,
kommt zu dem Marsch und protestiert mit uns.

Los geht es um 14.00 Uhr am Hachmannplatz am Hamburger Hauptbahnhof!! Der
Treffpunkt der CBG ist um 13.45 Uhr an der Ecke Bremer Reihe/Kirchenallee.
Diese Straßen grenzen direkt an den Hachmannplatz an.



Das internationale Netzwerk der Coordination gegen BAYER-Gefahren (CBG)
organisiert seit 1978 erfolgreich Widerstand gegen einen der großen
Konzerne der Welt. Rund um den Globus und zu allen mit der Erwirtschaftung
der BAYER-Profite verbundenen Problemen. Die CBG versteht ihre Arbeit als
Beispiel, um derart die Strukturen von Konzernverbrechen und Konzernwillkür
konkret und verstehbar zu machen. Die CBG macht Mut gegen Konzernmacht, übt
Solidarität mit Opfern und Betroffenen, informiert kontinuierlich die
nationale und internationale Öffentlichkeit (u.a. mit der seit 1982
erscheinenden Zeitschrift Stichwort BAYER), organisiert Widerstand und
Protest.

 * 

Quelle:

Coordination gegen BAYER-Gefahren (CBG)

Postfach 15 04 18, 40081 Düsseldorf

E-Mail: info2@CBGnetwork.org

Internet: www.cbgnetwork.org
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LESUNG/6420: Hamburg - Marie-Alice Schultz und Anselm Neft lesen aus ihren neuen Romanen, 04.06.19


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Juni 2019

Dienstag, 4.6.2019, 20.00 Uhr

Ort: Tisch und Stuhl, Gaußstraße 60

Schwanenwik goes Altonale

Frische Bücher aus Hamburg: Marie-Alice Schultz und Anselm Neft
lesen aus ihren neuen Romanen

Moderation: Antje Flemming



Hamburg hat eine höchst lebendige Literaturszene und zwei der
aktivsten Mitglieder stellen ihre neuen Bücher vor: Marie-Alice
Schultz ist Autorin und bildende Künstlerin. 2017 gewann sie für einen
Auszug aus ihrem Debütroman »Mikadowälder« (Rowohlt) den Hamburger
Förderpreis für Literatur. Außerdem ist sie Redaktionsmitglied der
Hamburger Literaturzeitschrift »tau«. In ihrem poetischen wie klugen
Roman geht es um Wahlverwandtschaft und Liebe und Herrn Tsarelli,
einen ehemaligen Meister im Diskuswerfen, dessen eigenartige Familie
und melancholische Freunde: »Schultz hat eine feine Beobachtungsgabe
für Annäherungen, für die Unsicherheiten zwischen Menschen, die sich
ihre Merkwürdigkeiten nahebringen und doch ihre Eigenständigkeit
bewahren wollen«, schreibt die »taz«.

Anselm Neft gehört der Lesebühne »Liebe für alle« an. Sein Roman »Die
bessere Geschichte« (Rowohlt) erzählt aufwühlend über Führung und
Verführung: Der 13-jährige Tilman kommt auf ein Internat an der
Ostsee, geleitet von dem unkonventionellen Lehrerpaar Wieland, das mit
seinen Methoden eine Katastrophe provoziert. 27 Jahre später will eine
ehemalige Mitschülerin das Geschehene öffentlich machen. »Neft gibt
mit seinem mitreißend geschriebenen Buch all jenen eine Stimme, die
ähnliches erlebt haben - und die doch bis heute schweigen müssen.
Dafür ist ihm nicht genug zu danken«, so »Spiegel Online«.

In Kooperation mit der literatur altonale

Eintritt: Zahle, so viel du willst!

Ort: Tisch und Stuhl, Gaußstraße 60

Nur Abendkasse

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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LESUNG/6419: Hanau - Auf literarische Entdeckungsreise, Tag der Hanauer Autor*innen, 25.05.19


Stadt Hanau

Auf literarische Entdeckungsreise im Kulturforum
Tag der Hanauer Autorinnen und Autoren mit tollem Programm



Auf der Landkarte des Literaturlandes Hessen erscheint Hanau seit
geraumer Zeit mit einem dicken Punkt. Dies ist nicht nur den Brüder
Grimm oder der langen Geschichte ortsansässiger Druckereien, Verlage
und Zeitungsredaktionen geschuldet, sondern auch heute leben viele
Schriftstellerinnen und Schriftsteller in der Stadt oder in ihrer
Umgebung. Wie lebendig die hiesige Literaturszene ist, wird am
Samstag, 25. Mai, im Kulturforum Hanau deutlich. Von 15 bis 20 Uhr
präsentieren namhafte Hanauer Autorinnen und Autoren sich und ihre
Werke. Besucherinnen und Besucher haben die einmalige Chance, die
Bücher und Geschichten kennenzulernen oder auf neue Weise zu erleben.
Vertreten sind alle literarischen Genres und Publikationsformen, vom
bibliophil gestaltetem Lyrikband bis zum elektronischen Roman.

Mit dem "Tag der Hanauer Autorinnen und Autoren" will das Kulturforum
eine neue Tradition beginnen, die ab sofort alle zwei Jahre zum "Tag
der Literatur" des Literaturlandes Hessen wiederholt wird. Zur
Premiere werden um 15 Uhr alle Besucherinnen und Besucher im Lesecafé
begrüßt und die teilnehmenden Autorinnen und Autoren vorgestellt.
Danach können den ganzen Nachmittag lang verschiedene Lesungen an fünf
verschiedenen Plätzen im Kulturforum besucht werden. Im Lesecafé
bietet "Philippis Backstube" aus Nidderau den ganzen Nachmittag über
Kaffee und Kuchen an.

Auf der Bühne des Lesecafés eröffnet um 15:30 Uhr Christiane Gref den
Reigen mit ihrem Hanau-Mystery-Thriller "AbadeyA". Mike Talimadge und
Peter Gref begleiten die Lesung mit Gitarre und Gesang. Anschließend
gehört ab 16:30 Uhr die Bühne Sabine Laber-Szillat, die ihren
historischen Roman "Irminrat" vorstellt. Heide Kunz-Traubert trägt im
Lesecafé um 17.30 Uhr Gedichte, Aphorismen und Lebensweisheiten vor
und wird dabei von Marcus Rüdel mit dem Saxophon begleitet.

In der Jugendbibliothek gibt die AutorenGruppe ZwanzigZehn um 16:30
Uhr eine Kostprobe aus ihrer Sleepy-Hanau Veranstaltung "Grimmig". Die
AutorenGruppe ZwanzigZehn ist ein gemeinnütziger Verein mit Sitz in
Hanau, der sich mit dem Schreiben belletristischer Texte befasst. Für
die Veranstaltung "Grimmig" verfassten die Autorinnen und Autoren
Kurzgeschichten, für die altbekannte Märchen Pate standen. Das
Publikum darf rätseln, welches Märchen hinter den Texten steckt. Mit
einer kurzen Einführung von Monika Becht lesen Klaus Hnilica, Esther
S. Schmidt, Meika Schwagmann, Simone Weber und Angelika Weimer die
Kurzgeschichten vor.

Auch die Kinder kommen zu ihren Geschichten: Im Kinderatelier ist
Jutta Wilke anzutreffen. Um 15.30 Uhr liest sie aus ihrem Kinderbuch
"Florentine oder wie man ein Schwein in den Fahrstuhl kriegt" vor. Der
witzige, spannende und mitreißende Roman für Kinder ab 8 Jahren
behandelt Themen wie Verantwortung, Freundschaft, Multikulturalität
und Reife, die anschaulich und mit einer erfrischend kindlichen Logik
aufgegriffen werden. Um 16.30 Uhr lädt Wilke Kinder, Jugendliche und
Erwachsene zu einer Lesung aus ihrem Jugendroman "Stechmückensommer"
ein. Der Roman wurde vom Deutschlandfunk im Juni 2018 unter die besten
7 Kinder-und Jugendbücher gewählt.

Im Roten Kabinett des Kulturforums wird es poetisch. Manfred Thierling
trägt ab 15.30 Uhr Gedichte vor zu Bildern und Eindrücken aus Hanau,
seinen Sehenswürdigkeiten und über das Leben in der Stadt. Um 16.30
Uhr liest Arnd Dünnebacke Gedichte aus seinem Band "Häuser voller
Genies" vor. Um 17.30 Uhr lädt Thomas Bachmann zu einer Lesung aus
seinem Roman "Urgroßherz: Die Übergescheite" ein. Die 2013 erschienene
Geschichte ist sein erster Roman, der teilweise auf wahren
Begebenheiten beruht.

Im Portal Stadtgeschichte treten um 15.30 Uhr Gerard Roth, um 16.30
Uhr Rudolf Müller und um 17.30 Uhr Christa Jekoff auf. Gerhard Roth
liest um 15.30 Uhr aus seinem außergewöhnlichem Buch "Ein Kieselstein
erzählt. Geschichten aus dem 30jährigen Krieg aus und um Hanau".
Rudolf Müller stellt seine Erzählungen "Klingonenmädchen" und
"Lebenslinien" um 16.30 Uhr vor. Christa Jekoff hat ihren
Kriminalroman "Liebe und andere Lügen" dabei und gibt den Zuhörern aus
diesem Buch einen Einblick.

Zum Abschluss der Veranstaltung moderiert Leiterin Beate
Schwartz-Simon ein Werkstattgespräch im Lesecafé von 18.30 Uhr bis
19.15 Uhr. Die Autorinnen und Autoren Sabine Laber-Szillat, Arndt
Dünnebacke und Christiane Gref gehen der Frage "Warum schreiben?" nach
und geben Auskunft über ihre Motivation, ihre Erfahrungen und ihre
Absichten.

Alle Lesungen finden im 2. Stock des Kulturforums statt und sind
kostenlos. Das Kulturforum ist barrierefrei und per Fahrstuhl auch
direkt von der Tiefgarage aus erreichbar. Fragen zu der Veranstaltung
können gerne via E-Mail an stadtbibliothek@hanau.de gestellt werden.

Hintergrund: Alle Bücher, die in Hanau erscheinen, von Hanauer
Autorinnen oder Autoren geschrieben wurden oder von Hanau handeln,
werden so vollständig wie möglich in der Sammlung Hanau Hessen im
Portal Stadtgeschichte gesammelt. Ähnlich dem Sammelauftrag der
Deutschen Nationalbibliothek in Frankfurt strebt die Stadtbibliothek
eine vollständige Sammlung Hanau-relevanter Literatur an. Die Sammlung
Hanau Hessen umfasst rund 27 000 Bücher vom Hanauer Druck von 1610 bis
zu den aktuellen Veröffentlichungen der Hanauer Autoren oder des
Hanauer Geschichtsvereines. Wer also am "Tag der Hanauer Autorinnen
und Autoren" auf ein Buch aufmerksam geworden ist und es gerne lesen
möchte, kann sich informieren ob es in der Sammlung Hanau Hessen
vorhanden ist. Die meisten Bücher der Sammlung werden im Magazin
aufbewahrt, können aber bei Nachfrage ausgeliehen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 15.05.2019

Stadt Hanau

Öffentlichkeitsarbeit

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1203: Hamburg - Italo-Svevo-Preis 2019 an Patricia Görg, 05.06.2019


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Juni 2019

Mittwoch, 5.6.2019, 19.30 Uhr

Italo-Svevo-Preis 2019

Patricia Görg wird ausgezeichnet

Grußwort: Andreas Dressel, Finanzsenator

Laudatio: Wolfgang Hegewald

Musik: niniwe vocal art



Patricia Görg, 1960 in Frankfurt am Main geboren, lebt als freie
Schriftstellerin in Berlin. Neben erzählerischer Prosa schreibt sie
Essays und Hörspiele. Zuletzt erschienen »Handbuch der Erfolglosen -
Jahrgang zweitausendundelf« (Berlin Verlag, 2012) und »Glas - Eine
Kunst« (Die Andere Bibliothek, 2013). Sie wurde unter anderem mit dem
Förderpreis zum Schubart-Literaturpreis 2013 und einem Stipendium der
Stiftung Preußische Seehandlung 2014 ausgezeichnet.

Aus der Jurybegründung: »In Patricia Görgs Prosa zieht eine auf
radikale Welt- und Menschenneugier gegründete Beobachtungsgabe alle
Register, sowohl der Sprache als auch der Form. Wahrnehmungsopulenz
verbindet sich mit gedanklicher Tiefenschärfe, präzise
Verknappungskunst mit einem feinen Sensorium für existentielle Komik.
Dass in Görgs Prosa immer auch, einer Schattenlinie gleich,
ästhetische, anthropologische und gesellschaftliche Reflexionen
mitlaufen, fügt ihrer Schönheit einen weiteren Reiz zu.«

Der mit 15.000 Euro dotierte Italo-Svevo-Preis wird durch
mäzenatisches Engagement ermöglicht. Seit 2001 ehrt er ein
deutschsprachiges literarisches Werk für seinen Eigensinn. Vorige
Preisträger sind Jan Faktor und Zsuzsanna Gahse. Die Buchhändlerin
Regina Moths, der Verleger Sebastian Guggolz und der Autor Wolfgang
Hegewald bilden die Jury. Kultursenator Carsten Brosda ist Schirmherr
des Preises.

Eintritt: Eintritt frei

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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AUSSICHTEN/8641: Und morgen, den 17. Mai 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 17.05.2019 bis zum 18.05.2019 +++






[image: Jean-Luc 8641 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Der leichte Wind,

wo bis zum späten Morgen

auch Wolken sind,

hält sich Jean-Luc verborgen.
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OFFENER BRIEF/004: An Minister Gerd Müller - EU-Ratstreffen der Entwicklungsminister (Südwind e.V.)


SÜDWIND e.V. - Institut für Ökonomie und Ökumene - 16. Mai 2019

Offener Brief an Minister Müller



Sehr geehrter Herr Minister Müller,

am 16.05. findet das Treffen der Entwicklungsminister (FAC) der EU statt.
Wegweisende Entscheidungen über die Zukunft der
EU-Entwicklungszusammenarbeit werden nicht erwartet. Der Rat wird zur
Kenntnis nehmen müssen, dass im Jahr 2018 die ODA der EU um 731 Mio. EUR
niedriger lag als im Jahr 2017. Grund genug für den Rat, besorgt zu sein
über den negativen Trend der kollektiven ODA der EU, die sich zum zweiten
Mal in Folge verringert hat. Die Kluft zwischen der Realität der
Entwicklungsfinanzierung (0,47 % des BIP) und des angestrebten Ziels (0,7%
des BIP) wird also immer größer. In ihrer "Sibiu Erklärung" haben die
Regierungschefs der Europäischen Union ihre Verpflichtung für ein starkes,
einheitliches Europa bekräftigt. Die EU und ihre Mitgliedstaaten wollen die
Rolle der EU als globaler Akteur verstärken und die Bedeutung des
Multilateralismus unter Beweis stellen. Ein Bekenntnis zur Armutsbekämpfung
im Globalen Süden und zur Überwindung der schädlichen Ungleichheiten
zwischen den Ländern sucht man in der Erklärung vergeblich.

SÜDWIND ist der Ansicht, dass die EU in den nächsten fünf bis zehn Jahren
der internationalen Entwicklungszusammenarbeit politische Priorität
einräumen muss. Der Europäische Konsens für Entwicklung legt das
langfristige, integrierte Denken dar und zeigt, wie sich die EU-Werte
gegenüber dem kurzfristigen Streben nach Eigennutz und dem so genannten
Krisenmanagement durchsetzen können. Nur durch die Festlegung von
Prioritäten für diese langfristigen Ziele wird die EU in der Lage sein, den
Multilateralismus zum Wohle aller zu unterstützen und echte Partnerschaften
mit anderen Regionen, Ländern und Völkern aufzubauen. Wir erwarten, dass
die EU-Minister, die am 16. Mai am Entwicklungsrat teilnehmen, ihre volle
Unterstützung für eine starke internationale Entwicklungszusammenarbeit in
der nächsten Wahlperiode zum Ausdruck bringen.

Um diese ambitionierten Ziele zu erreichen, müssen die EU und ihre
Mitgliedstaaten die erforderlichen finanziellen und nichtfinanziellen
Ressourcen bereitstellen. Die EU ist in der Bringschuld, denn die globale
Agenda zur Entwicklungsfinanzierung kommt leider nicht in dem Tempo voran,
das zur Erreichung der Ziele der Agenda 2030 erforderlich ist. Diese
Botschaft wurde auf dem jüngsten ECOSOC-Forum für Entwicklungsfinanzierung
in New York bestätigt.

Im Bericht der Inter-Agency Task Force on Financing for Development (IATF)
wurde deutlich festgestellt, dass die Ziele der internationalen
Entwicklungszusammenarbeit nicht erreicht werden und wichtige Veränderungen
der Global Governance immer wieder vertagt werden. So gab es beispielsweise
kaum Fortschritte bei der weltweiten Zusammenarbeit im Steuerbereich oder
einem Schuldenabbaumechanismus.

Die finanzielle Situation vieler Länder des globalen Südens könnte
zusätzlich durch den neuen Trend belastet werden, auf nicht-konzessionäre
Ressourcen in der Entwicklungsfinanzierung zu setzen. Vor diesem
Hintergrund stehen wir der Förderung von integrierten nationalen
Finanzrahmen (INFFs) in Entwicklungsländern skeptisch gegenüber. Da die EU
ein Vorkämpfer der INFF ist, fordern wir die Mitgliedstaaten, die
Europäische Kommission und den Europäischen Auswärtigen Dienst dazu auf,
dafür zu sorgen, dass der Grundsatz der nationalen demokratischen
Eigenverantwortung für die nationalen Entwicklungsprioritäten gewahrt
bleibt und dass kein Land dazu gezwungen wird, Sparmaßnahmen auf Kosten
sozialer Sicherungssysteme umzusetzen.

Das neue Instrument für Nachbarschaft, Entwicklung und internationale
Zusammenarbeit (NDICI) sollte vor allem zur Verwirklichung einer
nachhaltigen Entwicklung, zur Bekämpfung von Ungleichheiten und zur
Beseitigung von Armutsstrukturen beitragen, die im Einklang mit der Agenda
2030, dem Pariser Klimaabkommen und der Busan-Partnerschaft für eine
wirksame Entwicklungszusammenarbeit stehen. Dafür sollten ambitionierte
Ziele in den NDICI aufgenommen werden. Es muss ein wirksames Instrument zur
Steuerung von Investitionen in wichtigen Bereichen wie Klima und Umwelt,
menschliche Entwicklung und Gleichstellung der Geschlechter werden. Der
Europäische Fonds für nachhaltige Entwicklung plus (EFSD+) muss starke und
klare, soziale und ökologische Schutzmaßnahmen umfassen. Finanzierung für
die Privatwirtschaft über den EFSD+ muss den lokalen Märkten, der
nachhaltigen Produktion, den lokalen KKMUs und den Akteuren der
Sozialwirtschaft zugutekommen.

Die Schlüsselverpflichtungen der Agenda 2030 bestehen darin, niemanden
zurückzulassen und die Partnerländer des globalen Südens bei der
Verwirklichung ihrer eigenen Entwicklungsprioritäten und der Verringerung
der Armut zu unterstützen. Die EU und ihre Mitgliedstaaten sollten daher
ihren bisherigen entwicklungspolitischen Ansatz einer kritischen Analyse
unterziehen. Eine zu starke Ausrichtung auf eine kurzfristige Migrations-
und Sicherheitspolitik kann den Blick für eine nachhaltige
Entwicklungspolitik versperren. Die Stimmen der am stärksten von Armut und
Ungleichheit betroffenen Menschen sollten gehört werden. Die Maßnahmen
müssen auf einer starken demokratischen Eigenverantwortung beruhen und
lokal, national und regional ausgerichtet sein, wobei kurzfristige
Maßnahmen in eine längerfristige Vision integriert werden sollten. Daher
ist es von entscheidender Bedeutung, die Rolle der lokalen
zivilgesellschaftlichen Organisationen bei der Überwachung der Umsetzung
der Entwicklungspolitik zu stärken.

SÜDWIND zählt darauf, dass Sie die Möglichkeiten des Jahres 2019 optimal
nutzen, um die ehrgeizige Umsetzung der internationalen Zusammenarbeit der
EU sicherzustellen. Wir erwarten von Ihnen, dass Sie sich dafür einsetzen,
dass der Rat seine politische Führung und sein Engagement für die
Entwicklungshilfe bekräftigt und die individuellen und kollektiven 
ODA-Verpflichtungen der EU und ihrer Mitgliedstaaten nachkommt, wie sie im
neuen Europäischen Konsens über die Entwicklungspolitik festgelegt sind.

Mit freundlichen Grüßen

Martina Schaub

Geschäftsführerin/Executive Director

SÜDWIND e.V. - Institut für Ökonomie und Ökumene

 * 

Quelle:

SÜDWIND e.V. - Institut für Ökonomie und Ökumene

Kaiserstraße 201, 53113 Bonn

Telefon: +49 (0)228-763698-0, Fax: +49 (0)228-763698-22

E-Mail: info(at)suedwind-institut.de

Internet: www.suedwind-institut.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / EUROPOOL / MEINUNGEN





STANDPUNKT/067: Ja zu Europa - Günter Pohl über unseren Kontinent (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 19 vom 10. Mai 2019

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Kommentar

Ja zu Europa

Günter Pohl über unseren Kontinent



Europa ist ein Subkontinent, der zum Kontinent Eurasien gehört. Europa ist
keine politische Einheit und weder von Gott noch von Menschen gemacht.
Europa ist seit Dutzenden von Millionen Jahren eine Landmasse mit
dazugehörigen Meeren, wo Pflanzen, Menschen und Tiere Platz finden. Europa
hat 10,52 Millionen Quadratkilometer, es leben darauf 746 Millionen
Menschen in 49 Nationalstaaten. Als ein Kontinent ist Europa praktizierende
Materialistin und kennt daher weder Werte wie Religion noch Grundbesitz und
Grenzen. Ein Kontinent macht keine Kriege, und gewiss hat Europa dafür auch
kein Verständnis.

Gleichwohl wurden in den letzten siebzig Jahren ein halbes Dutzend auf
ihrem Rücken ausgetragen, abgesehen von den jahrelangen
Auseinandersetzungen um Separatismus oder Religion. Separatismus kennen
Kontinente schon - das Abrücken der Britischen Inseln vom Kontinent zieht
sich ja bereits 7000 Jahre hin.

Die Europäische Union ist eine politische Einheit. Sie interessiert sich
für die maximale Ausbeutung der in der Landmasse verborgenen Mineralien.
Ihr Lebenselixier ist die menschheitsbedrohende Konkurrenz zu politischen
Einheiten anderer Kontinente. Die Europäische Union erstreckt sich über
4,38 Millionen Quadratkilometer, es leben dort 512 Millionen Menschen in 28
Nationalstaaten.

Im Gegensatz zu Europa kennt die EU Werte, und zwar fünfzehn. Sieben davon
sind Scheine, acht sind Münzen. Und sie kennt viele Krisen, die ihr
Wirtschaftsmodell ausnahmslos alle selbst verschuldet hat: Rassismus,
Umweltverschmutzung, Klimawandel, Drogenkonsum, privatisierte Medien,
perspektivlose Jugend, Flucht in die Esoterik und andere Gewalt. Das alles
verwundert nicht in einer Union, deren Ziele freier Warenverkehr,
Wettbewerb und Wirtschaftswachstum sind. Nicht einmal mit dem Europäischen
Gerichtshof für Menschenrechte kann die EU trumpfen - der gehört zum
Europarat. Der Europarat besteht aus 47 Staaten (Belarus ist Kandidat, der
Vatikan gehört nicht dazu). Stünde Europa auf Institutionen - diese könnte
ihr fast gefallen.

Wer ohne die Europäische Union leben will, wird mit Liebesentzug bestraft
und in blinder Wut gleich als Gegner ganz Europas verhetzt. Denn die EU
wäre nur zu gern Synonym des Kontinents. Blöd nur, dass die vier größten
Städte Europas nach dem britischen Austritt außerhalb der EU liegen. Ihre
Einwohnerschaft beträgt zwar 68,7 Prozent von der Europas (bald 59,7
Prozent), aber ihre noch 28 Länder summieren nur 46,1 Prozent (künftig 39,3
Prozent) der Fläche. Sie versucht das wettzumachen, indem sie bei
"Europa"wahlen Parteien für das "Europa"parlament kandidieren lässt, die
(abgesehen von der, die diese Zeitung herausgibt) auf Plakaten und in
Programmen den Unterschied zwischen EU und Kontinent verschleiern. Etwa mit
der Lüge, Europa habe siebzig Jahre keinen Krieg gehabt. Die Partei, die im
Bundestag die aggressivste Außenpolitik vertritt, verteidigt die EU mit der
dümmsten Aussage: "Europa. Die beste Idee, die Europa je hatte."

Es wäre vertane Zeit, den Grünen erklären zu wollen, dass die beste Idee,
die "Europa" je hatte, die Aufklärung war. Dann kam lange nichts, dann der
Fußball. Aus Großbritannien. Wie auch der Brexit.

 * 
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INFOPOOL / EUROPOOL / POLITIK





SOZIALES/174: Armutsrisiko von Rentnern in Ländern der EU wächst (idw)


Max-Planck-Institut für Sozialrecht und Sozialpolitik - 15.05.2019

Armutsrisiko von Rentnern in Ländern der EU wächst



Infolge der Wirtschafts- und Finanzkrise 2008 mussten viele Rentner in
Europa zum Teil jahrelang auf die Anpassung ihrer Renten verzichten. In
Kombination mit grundlegenden Reformen der Rentensysteme ist das
Armutsrisiko von Rentnern in vielen Ländern der Europäischen Union (EU)
gewachsen. Betroffen sind vor allem ältere Rentner ab 75 Jahren. Zu diesem
Ergebnis kommt eine Studie des Max-Planck-Instituts für Sozialrecht und
Sozialpolitik, in der die Änderungen der Anpassungsmodalitäten für
Bestandsrenten im Zeitraum von 2008 - 2017 in den EU-Staaten untersucht
wurden. Angesichts der Armutsgefahr für viele Rentner haben einige Länder
nun damit begonnen, die größten Härten abzufedern.

Die internationale Wirtschafts- und Finanzkrise 2008 hat die
Staatsfinanzen vieler Länder unter Druck gesetzt. Um die öffentlichen
Haushalte zu entlasten, hat eine Reihe von Staaten in Europa die Art und
Weise, in der die Renten an ökonomische Entwicklungen wie Preis- und
Lohnsteigerungen angepasst werden, verändert. So entschieden sich
insgesamt 15 EU-Staaten, den Realwert der Renten durch Änderungen im
Anpassungsmechanismus zu mindern, darunter Bulgarien, die Tschechische
Republik, Griechenland, Finnland, Frankreich, Ungarn, Italien, Lettland,
Portugal, Rumänien und Schweden. In einigen Ländern führte dies zu
drastischen Kürzungen der Bestandsrenten. Hinzu kommen Reformen, die auf
eine Absenkung des Rentenniveaus im Rentenzugang allgemein abzielen und
damit die Rentenhöhe von vornherein niedriger ansetzen, wie dies auch in
Deutschland geschehen ist.

Eine jüngst erschienene Analyse des Max-Planck-Instituts für Sozialrecht
und Sozialpolitik kommt zu dem Schluss, dass gerade Renten mit einem
niedrigen Einstiegsniveau regelmäßig angepasst werden müssen. Denn eine
restriktive Rentenanpassung berücksichtigt zwei Punkte nicht: 1. Renten
werden zunehmend länger bezogen, da die Lebenserwartung in den meisten
Ländern kontinuierlich steigt. 2. Werden die Renten über die Jahre nicht
angemessen an das Wohlstandsniveau eines Landes angepasst, lassen
Preissteigerungen ihre Kaufkraft sinken. Mit anderen Worten: Dieselbe
Rente ist nach 10 Jahren weniger wert.

"Bei unzureichender Anpassung der Renten ohne Anbindung an die Entwicklung
der Lebenshaltungskosten einer Gesellschaft wächst das Risiko von
Altersarmut, und dies gefährdet wiederum den sozialen Zusammenhalt", warnt
Dr. Eva Maria Hohnerlein, die die Untersuchung durchgeführt hat. Die
Missachtung dieser Faktoren durch die Politik stellt aber nicht nur die
Einkommenssicherheit im Ruhestand als Hauptziel der Altersversorgung in
Frage; unter Umständen unterschreiten manche Länder künftig auch die von
der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) und dem Europarat
festgelegten internationalen Standards der sozialen Sicherheit.

Um die Rentenausgaben im Zuge der Wirtschafts- und Finanzkrise zu senken,
haben die Staaten im Wesentlichen zwei Wege gewählt:

1. Eine zeitlich begrenzte Einschränkung von Rentenanpassungen: Vielfach
wurden die Anpassungsregeln einfach für zwei Jahre oder länger ausgesetzt,
so geschehen in Griechenland (2010-2015), Zypern (2013-2016), Lettland
(2009-2012), Rumänien (2011-2013), Kroatien (2010-2011) und Frankreich
(2014-2016).

2. Dauerhafte Einschnitte im Rentenniveau über die Änderung der Regeln für
die Anpassung: So beschlossen die Slowakei und Rumänien, die Rente künftig
anhand des Verbraucherpreisindexes anzupassen. Dadurch wird zwar die
Inflation ausgeglichen, von einem wachsenden Lebensstandard im Land werden
die Rentner aber langfristig ausgeschlossen. In Griechenland wurde die
jährliche Rentenanpassung nun dauerhaft abgesenkt. Die drastischste,
inzwischen etwas modifizierte Änderung nahm Spanien 2013 vor. Die
Regierung führte eine neue Formel ein, nach der die jährliche
Rentenaufwertung maximal 0,5% des Verbraucherpreisindexes beträgt und
höhere Anpassungen nur dann gestattet sind, wenn Einnahmen und Ausgaben
der Rentenversicherung im Gleichgewicht sind.

Modellrechnungen der EU für das Jahr 2066 zeigen, dass infolge der
Reformen nach zehn Jahren die ausgezahlten Renten deutlich niedriger
liegen werden als die Zugangsrenten. Die größte Rentenerosion mit 10
Prozentpunkten oder mehr wurde für Portugal, Ungarn, Belgien und
Österreich prognostiziert.

Angesichts dessen haben vor allem Länder in Osteuropa, wo die Renten schon
vor der Krise niedrig waren, nun begonnen, der drohenden Altersarmut von
insbesondere älteren Rentnern entgegen zu wirken, darunter die
Tschechische Republik, Kroatien und die Slowakei. Eine interessante
Neuerung in diesem Zusammenhang ist das "Günstigkeitsprinzip", eine
Variante, die in Großbritannien schon seit 2011 praktiziert wird. So wird
in Polen und der Tschechischen Republik zum Beispiel der Preisindex zur
Berechnung herangezogen, der sich auf die Rentenanpassung am positivsten
auswirkt.

In den kommenden Jahrzehnten wird eine angemessene Anpassung der Renten
wegen grundlegender Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt noch wichtiger
werden. Die Zahl von kürzeren, unterbrochenen und atypischen
Erwerbsbiografien, die niedrigere Sozialversicherungsbeiträge und
geringere Rentenansprüche mit sich bringen, wird weiter wachsen.
Rentenreformen sollten deshalb die Bestandsrenten nicht vom
Wohlstandsniveau eines Landes abkoppeln.


Originalpublikation:

Eva Maria Hohnerlein:

Pension indexation for retirees revisited - Normative patterns and
legal standards,

in: Global Social Policy, 2019

https://doi.org/10.1177/1468018119842028

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2262

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Sozialrecht und Sozialpolitik, 15.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / EUROPOOL / WIRTSCHAFT





UNTERNEHMEN/220: Bislang kaum Belege für Abwandern von Industrie wegen Klimaschutz (idw)


Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC)
gGmbH - 15.05.2019

Bislang kaum Belege für Abwandern von Industrie wegen Klimaschutz



Die oftmals geäußerte Befürchtung, dass der Klimaschutz Industrie aus dem
Land treibt, wird durch eine Auswertung der vertraulichen "Mikrodatenbank
Direktinvestitionen" der Deutschen Bundesbank entkräftet: Es gibt bislang
kaum Belege dafür, dass deutsche Unternehmen, deren CO2-Ausstoß über den
EU-Emissionshandel limitiert wird, darauf mit dem Aufbau von Produktion
außerhalb der EU reagieren. Die Studie wurde unter Federführung des
Berliner Klimaforschungsinstituts MCC (Mercator Research Institute on
Global Commons and Climate Change) erstellt und jetzt in der renommierten
Fachzeitschrift Energy Economics veröffentlicht.

Es ist das erste Mal, dass das Thema nicht auf der Basis aggregierter
Sektor- oder Länderdaten analysiert wird, sondern anhand von Mikrodaten zu
den Aktivitäten der regulierten Unternehmen und ihrer Anlagen. Für die
Untersuchung nutzten die Forscher den Umstand, dass der EU-Emissionshandel
nur für bestimmte Industriebetriebe gilt, methodisch aus: Sie ermittelten
aus den Bundesbank-Daten sowohl für betroffene als auch für nicht
betroffenen Firmen, wie sich deren Investitionen außerhalb der EU
entwickelt haben. Mit in der Wissenschaft üblichen aufwendigen 
Matching-Methoden für Kausalanalysen stellten sie sicher, dass nur 
"statistische Zwillinge" verglichen wurden - also vom Emissionshandel 
erfasste Unternehmen und strukturell sehr ähnliche Firmen, die wegen 
geringfügig kleinerer Produktionsanlagen nicht erfasst werden.

"Für die große Mehrheit der deutschen international tätigen Unternehmen im
EU-Emissionshandel kann kausal kein Anstieg der Investitionen in Ländern
außerhalb der EU festgestellt werden", berichtet MCC-Forscher Nicolas
Koch. "In den energieintensiven Branchen ist der Effekt sogar besonders
gering ausgeprägt - was insofern plausibel ist, als dort die Kapitalkosten
in der Regel hoch und Standortverlagerungen entsprechend teuer sind."
Feststellen lässt sich ein durch Klimapolitik bedingtes Abwandern von
Investitionen nur für sehr wenige Unternehmen in relativ sauberen
Industrien wie dem Maschinenbau. Diese Firmen sind aufgrund geringer
Fixkosten für den Aufbau neuer Produktionskapazitäten geografisch mobil.
Sie repräsentieren aber nur 3 Prozent der deutschen CO2-Emissionen im
Handelssystem.

Die Studie liefert Informationen über den Zeitraum von 2005, dem Jahr der
Einführung des EU-Emissionshandels, bis zum Jahr 2013. Der Preis je
Zertifikat (das zum Ausstoß einer Tonne CO2 berechtigt) schwankte in
diesem Zeitraum zwischen 5 und 32 Euro; aktuell liegt der Preis bei 26
Euro, mit steigender Tendenz. "Natürlich muss man für die Zukunft die
Möglichkeit einer Verlagerung im Auge behalten", sagt Koch. "Es ist ja
nicht wünschenswert, dass Unternehmen Arbeitsplätze nach außerhalb der EU
exportieren und dort womöglich sogar mit höheren Emissionen produzieren."
Immerhin zeigt die Studie auch, dass vom EU-Emissionshandel betroffene
Unternehmen verstärkt Alternativstandorte erkunden und damit mögliche
Reaktionen vorbereiten. "Doch die konkrete Verlagerungswelle, die seit dem
Aufbau des Emissionshandels immer wieder beschworen und durch
Unternehmensumfragen illustriert worden ist, ist auf Basis der offiziellen
Daten zu den Auslandsinvestitionsströmen nicht empirisch nachweisbar."


Originalpublikation:

Koch, N., Basse Mama, H., 2019,

Does the EU Emissions Trading System induce investment leakage?
Evidence from German multinational firms,

Energy Economics

https://authors.elsevier.com/a/1Z1wy_3DAZtdCK

Weitere Informationen unter:

http://www.mcc-berlin.net

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC) gGmbH, 15.05.2019
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / GESCHICHTE





MELDUNG/390: Literaturhinweis - Einzigartige Gesamtschau zur Alphabetschrift (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 15.05.2019

Einzigartige Gesamtschau zur Alphabetschrift



Woher kommt die Alphabetschrift, die wir tagtäglich gebrauchen?
Ägyptologen der Universität Bonn beantworten diese Frage mit einer
einzigartigen Dokumentation, in der die wichtigsten Erkenntnisse zu diesem
Thema zusammengefasst sind. Das Buch "Sinai und Alphabetschrift. Die
frühesten alphabetischen Inschriften und ihr kanaanäisch-ägyptischer
Entstehungshorizont im Zweiten Jahrtausend v. Chr." ist kürzlich
erschienen.

Das Hochplateau von Serabit el Chadim auf der Sinai-Halbinsel diente seit
etwa 1920 v. Chr. als wichtige Abbaustätte für Kupfer und Türkis. "Dort
befand sich auch ein großer Tempel", sagt der Ägyptologe Prof. Dr. Ludwig
Morenz von der Universität Bonn. "Es handelte sich um eine wichtige
interkulturelle Kontaktzone zwischen Kanaanäern und ägyptischen
Expeditionen, die immer wieder in das Gebiet kamen." Deshalb stellt
Serabit eine reiche Fundstelle mit vielen Schriftzeichen aus dieser Zeit
dar. Ein ideales Studiengebiet für die Ägyptologen.

Aufgrund der Einfachheit ein "Erfolgsmodell"

Während die Altägypter mit ihren Hieroglyphen bereits längst über eine
eigene Schrift verfügten, waren die Kanaanäer in dieser Hinsicht noch
nicht so weit entwickelt. "Der rege Austausch führte dazu, dass auch die
Kanaanäer auf Augenhöhe gleichziehen wollten", berichtet Morenz. Sie
gingen die Sache möglichst einfach an: Während die Altägypter in Serabit
Hunderte verschiedene Hieroglyphen hinterließen, beließen es die Kanaanäer
bei etwa 24 Zeichen. Damit war die erste Alphabetschrift geboren. Morenz:
"Sie war eine stark 'abgespeckte' Variante der ägyptischen Zeichen, wurde
aber aufgrund ihrer einfach anzuwendenden Weise bis heute ein graphisches
Erfolgsmodell."

Die Alphabetschrift der Kanaanäer bestand bereits aus einzelnen
Buchstaben, die sich zu Wörtern kombinieren ließen. Dagegen waren die
Hieroglyphen deutlich komplizierter: Verschiedene Zeichen standen nicht
für einzelne Buchstaben, sondern kodierten ganze Begriffe. Die
Hieroglyphen waren deshalb vielfältiger und erforderten einen deutlich
größeren Zeichenschatz. Teilweise symbolisierten unterschiedliche Zeichen
dieselben Begriffe. "Darüber hinaus war es nicht ungewöhnlich, dass
ägyptische Schreiber auf Gutdünken selbst noch neue Zeichen einführten",
sagt Morenz.

Huldigung der Götter

In Serabit sind mehrere Schriften in den kanaanäischen Schriftzeichen
überliefert. Ein Teil davon sind Verträge, die etwa mit den Ägyptern
geschlossen wurden - zum Beispiel über die Zahl von Arbeitern, die
beschäftigt waren. "Das Ziel der kanaanäischen Schrift war aber
offensichtlich nicht in erster Linie, Verträge abschließen zu können",
sagt Morenz. "Wahrscheinlich ging es vielmehr darum, mit dieser Schrift
Götter zu verehren." Darüber hinaus wirkte die eigene Schrift
selbstverständlich auch identitätsstiftend für die Kanaanäer.

Mehrere Fundstücke aus dieser Zeit zeugen von der engen Kooperation der
Kanaanäer mit den Ägyptern. Die Büste eines Mannes mit der alphabetischen
Namensaufschrift Tenet (rund 1.800 v.Chr.) erinnert in ihrem
Erscheinungsbild deutlich an eine ägyptische Statue. Auf ihrer Brust ist
aber in kanaanäischen Schriftzeichen der Name eingeritzt. Aus dieser
Epoche stammt auch eine Sphinx aus dem Tempel, in dem die Kanaanäer einen
eigenen Kultraum hatten. Auch auf ihr finden sich mehrere Schriftzüge in
kanaanäischen Buchstaben, die der Gottheit gewidmet sind, während auf der
Schulter eine ägyptisch-hieroglyphische Inschrift steht - also eine
Bilingue.

Sonderausstellung in Kairo als Grundlage

Die Basis für diese einzigartige Gesamtschau bildet eine Sonderausstellung
zur Herausbildung der Alphabetschrift im Ägyptischen Nationalmuseum in
Kairo, die im Jahr 2016 stattfand und von Morenz und seinem Mitarbeiter
David Sabel kuratiert wurde. "Wir konnten damals erstmals alle Stücke des
Museums sichten und hatten ideale Arbeitsbedingungen", berichtet Morenz.
Die originalen Fundstücke selbst in Augenschein nehmen zu können, ist für
die Ägyptologen von unschätzbarem Wert.

"In Büchern und Fotos ist zwar vieles dokumentiert", berichtet Sabel. "Die
Aufnahmen sind aber teilweise sehr alt und von schlechter Qualität." Die
Schriftzeichen lassen sich auf diesen alten Dokumenten nicht immer
einwandfrei erkennen und führen deshalb häufig zu Fehlinterpretationen.
Sabel: "Unsere Fotos und Umzeichnungen der Buchstaben, die wir nicht nur
im Nationalmuseum Kairo, sondern auch in Museen in Brüssel, Cambridge
(Massachusetts) und London angefertigt haben, sind nun auf dem neuesten
Stand." Und mit dem neuen Buch werden sie allen Interessierten zur
Verfügung gestellt, wodurch die Schriftzeichen besser bestimmt und
eingeordnet werden können.


Originalpublikation:

Ludwig D. Morenz,

"Sinai und Alphabetschrift. Die frühesten alphabetischen Inschriften und
ihr kanaanäisch-ägyptischer Entstehungshorizont im Zweiten Jahrtausend
v. Chr.", mit Beiträgen von David Sabel,

EB-Verlag Dr. Brandt, Berlin, 414 S., 149 Euro

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution123

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn, 15.05.2019
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/740: Hamburg - Philosophisches Café mit Eva von Redecker. Bereit für die nächste Revolution?, 11.06.19


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Juni 2019

Dienstag, 11.6.2019, 19.00 Uhr

Philosophisches Café

Bereit für die nächste Revolution? 

Zu Gast: Eva von Redecker

Moderation: Wolfram Eilenberger



Was haben die französischen Gelbwesten, radikale Feministinnen, das
Silicon Valley, die identitäre Bewegung und Greta Thunberg gemeinsam?
Nun, sie alle streben einen radikalen Wandel der Gesellschaft an. Sie
alle arbeiten an der nächsten Revolution!

Doch was braucht es, damit der revolutionäre Funke überspringt? Wann
scheitern Revolutionen, unter welchen Bedingungen erreichen sie ihr
Ziel? Und lässt sich dieser Begriff sinnvoll vom Feld der Politik auf
den Bereich der Technik oder Kunst übertragen?

Mit Revolutionen sind in der europäischen Moderne utopische Aufbrüche
wie größte Menschheitsverbrechen gleichermaßen eng verbunden.
Revolutionen bedeuteten in der Regel nicht nur befreienden Aufbruch,
sondern auch exzessive Gewalt. Muss das so sein? Welche Gestalt nähme
eine kommende Revolution an? Und von welcher politischen Kraft wäre
sie derzeit am ehesten zu erwarten?

Die in Berlin lehrende Philosophin Eva von Redecker, Autorin des
Buches »Praxis und Revolution« (Campus, 2018) und derzeit eine der
interessantesten politischen Denkerinnen, bereitet uns gedanklich auf
den nächsten Umsturz vor.

Mit freundlicher Unterstützung der Udo Keller Stiftung Forum Humanum

Eintritt: EUR 12,-/8,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





FILM/116: Das Erste - Das Kinderprogramm zu "70 Jahre Grundgesetz", 18. + 26.5.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 2. Mai 2019

Das Kinderprogramm zu "70 Jahre Grundgesetz"

18. Mai: neuneinhalb, 70 Jahre Grundgesetz - Deutschland feiert
Geburtstag (8:15 Uhr im Ersten)


26. Mai: Die Sendung mit der Maus (9:30 Uhr im Ersten und 11:30 Uhr im
KiKa)



Überall wird in diesen Tagen das Grundgesetz gefeiert! Warum
eigentlich? Das fragt sich neuneinhalb Reporter Robert Meyer und geht
auf Spurensuche. Zunächst im Museum König, wo das Grundgesetz geboren
wurde und später dann trifft er Schüler*innen, die sich mit dem
Grundgesetz beschäftigt haben. Meinungsfreiheit und Religionsfreiheit
sind zwei Grundrechte, die Ihnen besonders wichtig sind. Doch was ist
mit Umweltschutz und freiem Internet? Die Schüler*innen verfassen
Vorschläge für neue Artikel. Und damit macht sich Robert auf den Weg
nach Berlin. Hier trifft er jemanden, der sich mit dem Grundgesetz
besonders gut auskennt - Joachim Gauck, ehemaliger Bundespräsident.
Warum das Grundgesetz so wichtig ist und ob es die Vorschläge der
Schüler*innen in das Grundgesetz schaffen würden? Darum geht's in
dieser Folge neuneinhalb. (Redaktion: Manuela Kalupke)


Der Elefant, Die Maus und die Ente

26. Mai: Die Sendung mit der Maus (9:30 Uhr im Ersten und 11:30 Uhr im
KiKa)

Die Maus feiert den 70. Geburtstag des Grundgesetzes: Maus-Reporterin
Clarissa Corrêa da Silva verrät in einer Sachgeschichte, was das
Grundgesetz überhaupt ist und welche Regeln es vorgibt: Vor allem soll
es ein Schutzschirm sein für alle in Deutschland. Doch wie sieht das
im Alltag aus? Außerdem zeigt eine Lachgeschichte - mit viel
Augenzwinkern - einen Tag im Leben von Grundgesetz-Girl: Die
Superheldin mischt sich ein, wenn sich nicht alle an die Spielregeln
halten - und etwa Jungen und Mädchen nicht gleich behandelt werden
oder jemand seine Meinung nicht sagen darf. (Redaktion: Joachim
Lachmuth)

Außerdem ist auf der Internetseite planet-schule.de das
außergewöhnliche Filmexperiment "GG19" zu sehen, das den 19
Grundrechten gewidmet ist. Vor dem Hintergrund der Erfahrungen des
Dritten Reichs wurden an den Anfang des Grundgesetzes 19 Grundrechte
gestellt, die jedem Bürger ein Leben in Würde und Selbstachtung, frei
von staatlicher Willkür, garantieren sollen. In kleinen Geschichten
wird versucht, die Grundrechte szenisch zu thematisieren. Die Episoden
bieten dem Zuschauer ungewöhnliche und teilweise provokante
Sichtweisen auf die Bedeutungen und Wirkungen, die diese 19
Verfassungsartikel in unserem Leben haben können und sollen. Ab Anfang
Mai wird die Reihe auch auf den "Planet Schule"-Sendeplätzen im SWR
Fernsehen wiederholt.

planet-schule.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 2. Mai 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





KONZERT/315: Lippstadt - Musik von Kindern für Kinder, Junge Musikschüler geben Sommerkonzert, 14.06.19


Stadt Lippstadt

Musik von Kindern für Kinder

Junge Musikschüler geben Sommerkonzert



Lippstadt. Unter dem Titel "Krümelmusik" präsentiert die
Conrad-Hansen-Musikschule am Freitag, 14. Juni, ein Konzert von
Kindern für Kinder. In diesem neuen Sommerkonzert der
Conrad-Hansen-Musikschule präsentieren sich die jüngeren Musikschüler
im Alter von sechs bis zwölf Jahren und zeigen auf vielen
verschiedenen Instrumenten und auch im Gesang ihr Können.

"Die kurzweilige Gesamtlänge von circa 45 Minuten ermöglicht es auch
den jüngsten Zuhörern, einen Einblick in die Welt des Musizierens zu
bekommen", verspricht Musikschulleiter Michael Ressel. Das Konzert
unter der Leitung von Antje Stahl-Nünning beginnt um 15.30 Uhr im
Globe der Musikschule.

Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 15.05.2019

Pressestelle

pressestelle@stadt-lippstadt.de

Tel: 02941/980-313
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LESUNG/1860: Hamburg - Spaß mit Büchern mit Katja Kamm, »Tirade, Pomade ... ich versteh nix, wie schade«, 05.06.19


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Juni 2019

Mittwoch, 5.6.2019, 09.30/11.00 Uhr

Spaß mit Büchern

»Tirade, Pomade ... ich versteh nix, wie schade« - von und mit
Katja Kamm



Der Sinn bleibt draußen! So könnte das Motto lauten, wenn Katja Kamm
mit ihren herrlich schrägen Wortkombinationen loslegt.
Buchstabendreher, Wortneuschöpfungen, Missverstandenes und falsch
betonte Silben werden großartig in Szene gesetzt. Liebe reimt sich auf
einmal ganz ungeniert auf Androide und Hämorrhoide, Kakofonie und
Philharmonie auf Schenie. Pardon, Genie.

Und ansteckend ist es auch: Gemeinsam werden schwierige Wörter geübt,
und es ist volle Granate erlaubt, sich zu versprechen: So wird zum
Beispiel aus der Prognose eine Posoße, aus einer Bulette die
Brutzlette oder die Serviette zur Sauiette.

Glatt vergisst man, wie es sich im Alltag manchmal anfühlt, wenn einem
diese ganzen Erwachsenenwörter um die Ohren fliegen.

Mit diesem Bilderbuchkino voller knallbunter, bezaubernder
Illustrationen dürfen wir uns so richtig frei reimen und jonglieren.
Es gibt keinen Leistungsanspruch, nur der Unsinn und die
Wortneuschöpfungen zählen.

Katja Kamm studierte Kommunikationsdesign und Illustration in Trier,
Hamburg und New York. Heute arbeitet sie als Bilderbuchillustratorin
und -autorin in Hamburg. Sie erhielt bereits viele Auszeichnungen,
unter anderem den Deutschen Jugendliteraturpreis. »Tirade, Pomade ...
ich versteh nix, wie schade« erscheint im Tulipan Verlag.

In Kooperation mit dem Jugendinformationszentrum/JIZ

Information: 5+

Eintritt frei

Anmeldung erforderlich: beim Kulturring der Jugend/JIZ unter T 040.428
23-48 01/-48 27 (Mo-Do 9.00-17.00 Uhr, Fr 9.00-16.30 Uhr)

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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THEATER/1417: Unna - "Wok Wok Wok", Kindertheater in der Stadthalle, 21.05.19


Kreisstadt Unna

"Wok Wok Wok" - Kindertheater in der Stadthalle



Kreisstadt Unna. Im Rahmen der Kindertheaterreihe des Bereiches Kultur
der Kreisstadt Unna ist das Theater "Hille Pupille" aus Dülmen am 21.
Mai 2019 zu Gast.

Gespielt wird das Stück "Wok Wok Wok" (...so ruft die Knoblauchkröte)
für Menschen ab vier bis fünf Jahren.

Die Geschichte beginnt als Sommerwiesen-Idyll. Harmonie pur...
Aber die Kröte Käthe hat es schwer. Ihr Laich entwickelt sich nicht
wie gewohnt, denn der verschmutzte Teich schadet dem Laich und allen
anderen Tieren auch. Außerdem entdecken die Tiere ganz viel Müll in
ihrem Gewässer.

Gemeinsam säubern sie den Teich und kommen zur Erkenntnis, dass die
Menschen das Problem sind.

Nicht alle natürlich. Einige haben nämlich schon verstanden, dass sie
auf die Natur viel Rücksicht nehmen müssen.

Und zum Schluss entdecken die Tiere die Zuschauer als ihre
Unterstützer!

Das Stück setzt sich auf spielerische Art mit dem Thema "Artenvielfalt
und Naturschutz" auseinander.

Jedes Kind erhält nach der Aufführung ein Magazin mit Szenenfotos,
Infos zu allen beteiligten Tieren und Pflanzen und einigen Ideen, wie
Kinder selbst im Naturschutz aktiv werden können.

Karten für die Aufführung sind im i-Punkt des Zentrums für Information
und Bildung zum VVK-Preis von 5 Euro für Kinder ab 3 Jahren, sowie
5,50 Euro für Erwachsene erhältlich, können aber auch unter der
Telefonnummer 02303/103-722 für die Tageskasse reserviert werden.
Gruppenermäßigungen sind auf Anfrage möglich.

Termin: Dienstag | 21. Mai 2019 | 15 Uhr 

Ort: Erich Göpfert Stadthalle | Parkstraße 44 | 59425 Unna

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 15.05.2019

Kreisstadt Unna

Der Bürgermeister, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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AUFBAU/574: No pride in police, no police in pride


aufbau Nr. 97, Mai/Juni 2019

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

No pride in police, no police in pride



PRIDE Die LGBT-Community scheint in der Mitte der Gesellschaft
angekommen, so laufen Polizei, Grosskonzerne und bürgerliche Parteien
mit bei der Pride. Aber es gibt Widerstand gegen diese "Parade" der
Angekommenen, international wie auch in Zürich. Der queere Widerstand
ist weder stolz auf die Polizei noch will er sie an der Demo mit dabei
haben.



(az) Wer Kritik an der Pride formuliert, begibt sich auf
heikles Gebiet, es könnte schnell als homophob missverstanden werden
und die Solidarität mit den Beteiligten der Pride wie auch die
Identifikation mit der Geschichte dieser Demonstration (Stonewall
Seite gegenüber) ist ernsthaft. Schliesslich geht der Kampf um die
Pride zum Teil darum, diese Geschichte zurückzuerobern und keinesfalls
gegen sie. Dennoch wagen queere GenossInnen den Kampf seit einigen
Jahren vermehrt, in den USA und Kanada, aber auch in Zürich. Sie
wenden sich gegen den Kommerz, aber stark auch gegen den Rassismus. Es
nehmen nämlich auch Organisationen wie beispielsweise die Gay-SVP an
der Pride statt. Sie kämpfen im Namen der angeblichen Homophilie des
Westens gegen die Einwanderung. Wer nicht für diesen rassistischen
Scheiss instrumentalisiert werden will, wehrt sich.

Jeder Band Asterix beginnt mit der Aussage "Ganz Gallien ist von den
Römern besetzt. Ganz Gallien? Nein!" Wer an Aktionen gegen die Pride
in Zürich teilnimmt, fühlt sich wie in diesem sprichwörtlichen Dorf.
Wir befinden uns auf heimischem Territorium, doch ist es besetzt von
Sponsoring. Wie an einer Messe defilieren die Grosskonzerne und
bürgerlichen Parteien. Sie heften sich das anerkannte Symbol der
Weltoffenheit und der Toleranz ans Revers und verprassen Gelder, die
sie dann von den Steuern absetzen können, weil es ja einem guten Zweck
gedient habe.

Neben dem sicht- und fühlbaren Übergriff durch die Konzerne zeichnet
sich die Pride Zürich aber auch durch eine ausgeprägte Komplizenschaft
mit der Polizei aus. So laufen die "Pink Cops" jährlich mit. Dass
homosexuelle Menschen mitlaufen dürfen, egal was ihr Beruf ist,
scheint legitim, solange der einzige Programmpunkt der Demo
"Homosexualität" ist. Schliesslich ist das kein politisches Programm,
sondern eine einfache Klassen- und Branchen-übergreifende Realität. In
anderen Städten jedoch bitten die Organisator_innen der Pride darum -
in berechtigter Rücksicht auf all jene Beteiligten, die an allen
anderen Tagen des Jahrs schlechte Erfahrungen mit den Kräften der
Repression machen - die Uniform zu Hause zu lassen und den Verweis auf
das Polizeicorps zu unterlassen. Nicht so in Zürich. Wie hier die
Polizei auftritt, macht die Beteiligung zum äusserst unangenehmen
Erlebnis. Und es vermittelt gegen aussen die falsche Botschaft, es
gebe diese Probleme nicht mehr, im aufgeklärten Zürich sei
Diskriminierung Schnee von gestern. Wer allerdings queer und auffällig
ist, möglicherweise sogar papierlos oder gar Sexworker_in, macht sie
auch heute noch, die schlechten Erfahrungen von racial profiling und
stereotypsierten Vorverurteilungen. Doch verwundert der positive Bezug
zur Polizei nicht, schliesslich ist die Präsidentin der Pride
ehemalige Polizistin und studiert heute Jus.


Ihr seid so, wie sie wollen, dass ihr seid!

Wer eine Intervention plant, muss sich gut überlegen, wie auftreten.
Die Entscheidung fiel auf "Business Executive Drag" mit viel Glitzer
und Glimmer, eindeutigen Schildern und Regenbogenfahnen, die mit
schwarzen und braunen Streifen ergänzt sind, um den Einbezug von
PoC-Menschen zu symbolisieren. Die Farbwahl ist im europäischen
Kontext natürlich höchst unglücklich, aber da sie einen
internationalen Bezug zum Ausdruck bringt, sehr sinnvoll.

Eine Gruppe queerer Menschen hat sich also in dieser Aufmachung auf
die Strasse begeben, Parolen rufend auf frontalem Kollisions-Kurs mit
der Pride. Das war eher krass, denn die Pride ist richtig gross. "No
pride in police, no police in pride" oder "No justice, no peace, no
pride in police", "Bullen, Bonzen, Banken: raus aus der Pride" oder
"Ihr seid so, wie sie wollen, dass ihr seid" wurde so laut wie möglich
geschrien. Die Route der Pride zu kennen war hingegen einfach, Google
Maps hatte sie in Regenbogenfarben für alle einfach ersichtlich
eingetragen. Der Plan war es, die Pride zu stören und zwar jene Blöcke
davon, die stören. Also insbesondere die Cops und die Kommerzblöcke
wie jenen der UBS. Im ersten Jahr, 2017, hat das auch gut
funktioniert. Im zweiten Jahr waren die Polizeikräfte vorbereitet.
Nachdem die Pride kurz ausgebremst und Flyer verteilt worden waren,
liessen die kritischen Kräfte die Pride weiter ziehen, um sich dem
nächsten Block zu widmen, worauf die Polizeikräfte auch schon zur
Stelle waren. Acht Personen wurden verhaftet - festgenommen, wie die
Polizei im Nachherein belehrt. Denn sie wurden "nur" auf den Posten
abtransportiert und festgesetzt bis nach der Pride, dann mit
Rayonverbot für alle Gebiete, in denen Parties angesagt waren, belegt,
aber nicht weiter dafür belangt. Die Taktik ist klar: Die Polizei war
nicht auf Verurteilungen aus, sondern auf Entfernung unliebsamer
Störenfriede aus der Pride.

Die Reaktionen aus dem Publikum waren meist verhalten, aber hat es
auch Leute gegeben, die riefen "Lasst sie frei! Lasst sie frei!" Das
war sehr erbauend. Die Aktion hatte auch ein bescheidenes mediales
Echo, sowohl die Zeitschrift Mannschaft als auch die WoZ haben darüber
berichtet. Die Entfernung der unliebsamen Störenfriede, die eine
militante, politisch explizit linke Demonstration, die ausgegrenzte
Menschen einbezieht, fordern, wurde kritisch hinterfragt. Ein kleiner
Erfolg, der dazu beitragen wird, dass die Debatte um die Pride weiter
geht. Und das ist auch nötig.

 * 

Redaktion

Revolutionärer Aufbau Basel (rabs), Revolutionärer Aufbau Winterthur
(raw), Gruppe politischer Widerstand Zürich (gpw), Gruppe Arbeitskampf
Zürich (az), Arbeitsgruppe Antifa Basel (agafbs), Arbeitsgruppe Antifa
Zürich (agafz), Arbeitsgruppe Klassenkampf Basel (agkkbs),
Arbeitsgruppe Klassenkampf Zürich (agkkz), Arbeitskreis
ArbeiterInnenkämpfe (akak), Arbeitskreis Frauenkampf (akfk),
Frauen-Arbeitsgruppe (agf), Frauenkollektiv (fk), Rote Hilfe
International (rhi), Arbeitsgruppe Jugend Zürich (agj)

 * 

Quelle:

aufbau Nr. 97, Mai/Juni 2019, Seite 7

HerausgeberInnen:

Revolutionärer Aufbau Zürich, Postfach 8663, 8036 Zürich

Revolutionärer Aufbau Basel, basel@aufbau.org

Revolutionärer Aufbau Winterthur, winterthur@aufbau.org

Redaktion und Vertrieb Schweiz

aufbau, Postfach 8663, 8036 Zürich

E-Mail: info@aufbau.org

Internet: www.aufbau.org

 

Der aufbau erscheint dreimonatlich.

Einzelpreis: 2 Euro/3 SFr

Abo Inland: 30 Franken, Abo Ausland: 30 Euro,

Solidaritätsabo: ab 50 Franken
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DAS BLÄTTCHEN/1895: Leonardo, der Forscher


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 9 | 29. April 2019

Leonardo, der Forscher

von Renate Hoffmann



Man wagt es kaum, ihn, den Großmeister der Renaissance, zu befragen - und
wo beginnend, wo endend? Den "uomo universale" Genannten, am 15. April 1452
in Anchiano bei Vinci Geborenen und am 2. Mai 1519 im Schloss Cloux
(Amboise an der Loire) Verstorbenen. Es ist müßig, die Bereiche in denen er
tätig war, umfassend darzulegen, Gedankenreichtum und Visionen des
Ideenträgers aufzählen zu wollen. Vielleicht kommt man ihm näher über die
Schwelle eines seiner Grundsätze: "Das größte Vergnügen ist die
Erkenntnis."

Zu Zeiten hieß es, er sei ein Träumer gewesen, der seine blühende Fantasie
auch in die Technik eingebracht hätte, ohne über fundiertes Wissen zu
verfügen. Wo aber bliebe jeglicher Fortschritt ohne schöpferische
Vorstellungskraft? Gewiss, im Burgmuseum von Vinci die Nachbauten von
Leonardos Flugmaschinen und die zugehörenden Zeichnungen zu sehen; im
Louvre vor Madonna Lisa, Gemahlin des Francesco del Giocondo zu stehen, und
durch den "Leonardo-Wissenspark" des Schlosses Cloux (jetzt Chateau du Clos
Lucé) zu gehen. Das lässt staunen, ja beinahe ungläubig werden.

Das Staunen nimmt zu, die Zweifel schwinden, wenn man Leonardos Schreiben
aus dem Jahr 1482 an den Herzog von Mailand, Ludovico Sforza (1452-1508)
liest. Dem neuen Dienstherrn empfiehlt er sich als Architekt, Musiker,
Organisator von Festen, Schriftsteller, Festungsbaumeister,
Kriegsingenieur, Städteplaner, Maler, Bildhauer. Er ist bereit, "von
Dingen, die irgendjemandem als unmöglich oder gar undurchführbar
erscheinen", Proben vorzuführen. - Es verwundert nicht, dass Leonardos
erster Biograph Giorgio Vasari, Architekt und Maler (1511-1574), den
genialen Künstler als "göttlich" bezeichnet; und Sigmund Freud über ihn
urteilt: "Er selbst glich einem Menschen, der in der Finsternis zu früh
erwacht war, während die anderen noch alle schliefen."

Den Forscher Leonardo da Vinci, von Wissensdurst und Begeisterung
getrieben, drängt es, ein Gesamtwerk über die Natur zu schreiben mit dem
anspruchsvollen Titel "Vom Himmel und von der Erde". Es soll seine
naturwissenschaftlichen Erkenntnisse enthalten, klärende Zusammenhänge
herstellen und auf das fruchtbare Ineinandergreifen unterschiedlicher
Bereiche hinweisen. - Die Notizbücher, die er stets bei sich trägt, füllen
sich. Alles was ihn umgibt, ist Anregung, wird durchdacht und nach seiner
Gesetzmäßigkeit gesucht.

Leonardos Aufzeichnungen erschweren das Entziffern. Er notiert vieles in
Spiegelschrift. Oft sprunghaft, ungeordnet, überhastet. Verständlich - bei
seinem persönlichen Universum, das Himmel und Erde, Mensch und Tier
umfasst. Doch weder Überlegungen noch Eindrücke durften verloren gehen. Und
wo Wörter nicht ausreichen, ergänzen Zeichnungen. Es ist die Suche nach dem
Allumfassenden. Nach dem Urgesetz. - Das Generalwerk über die Natur
entsteht in der gedachten Weise nicht. Jedoch hinterließ Leonardo unzählige
Beobachtungen, Erkenntnisse und Schlussfolgerungen zur praktischen Nutzung
auf Blättern und in seinen Notizbüchern. Der Themen sind viele. Was den
Forscher von der Frühzeit an begleitet, ist der Traum vom Fliegen und die
Vielgestalt des Wassers.

Der exakte Beobachter Leonardo, der im Wasser das Geheimnis des Lebens
sieht, beschreibt jeden Vorgang des Elements bis in die Einzelheit. Manches
mutet an wie die Aufstellung einer Versuchsreihe: "Was das Wasser macht,
wenn es in einem ovalen Gefäß umgerührt wird, [...] in einem eckigen Gefäß,
[...] wenn auf das Gefäß von der Seite her geschlagen wird, [...] von unten
her geschlagen wird." Die sachlichen Niederschriften holt oftmals die
Fantasie des Künstlers, des Sinnenmenschen, ein. Um den unterschiedlichen
Bewegungsformen des Wassers gerecht zu werden, stellt er ein Vokabular von
zum Teil lautmalenden Begriffen und Wörtern zusammen. Er nennt neben
anderem: Herabstürzen, gemächliches Fließen, Rückprall, Wälzungen,
Niederprasseln, munteres Eilen, Wirbeln ...

Die fesselnde Wirkung des Elements besteht für den Forscher in der
Wandelbarkeit: "... gern steigt es bei Hitze als feiner Dampf in die Luft;
die Kälte lässt es gefrieren, die Rast verderben." Steigen Dunst oder Nebel
empor, so bilden sich feine Tröpfchen, "und in den verschiedenen Höhenlagen
entsteht verschiedenerlei aus ihnen, das heißt entweder Wasser oder Schnee
oder Hagel." Wer noch nicht weiß, wie sich ein Tropfen bildet, der erfährt
es: "Ein Tropfen ist etwas, das sich nicht von der übrigen Wassermasse
loslöst, außer wenn die Kraft seines Gewichts stärker ist als die Kraft des
Zusammenhalts, der ihn mit dem übrigen Wasser verbindet." Und der
Vorausdenker Leonardo bewegt sich in unmessbar kleinen Dimensionen: "Fällt
ein Tropfen Wasser auf das Meer, wenn es ruhig ist, dann muss
notwendigerweise die ganze Wasserfläche unmerklich steigen."

Als gewissenhafter Forscher sucht Leonardo den Vergleich: Die Welle sei der
Abdruck eines zurückprallenden Schlages: "... oftmals flieht (sie) vom Ort
ihrer Entstehung, und das Wasser rührt sich nicht vom Fleck. Wie wenn im
Mai die Winde über die Getreidefelder streichen, und man Wellen über das
Land eilen sieht, während aber das Getreide an seinem Platz bleibt."

Der Schritt vom Naturwissenschaftler zum Künstler ist gering. Denn für
Leonardo da Vinci gilt, was er selbst postuliert: "Der Maler bemühe sich,
universell zu sein." Nunmehr mit seinen grundlegenden Gedanken vertraut,
erschließt sich dem Betrachter auf Zeichnungen und Gemälden eine zweite
Ebene. "Mona Lisa" lächelt vor einer bergigen Landschaft, in der sich ein
Fluss schlängelt und in ferne Gewässer mündet. Die liebliche Gruppe der
"Anna Selbdritt" rahmen Berggipfel, zwischen denen dünne Dunstschleier
ziehen. Die Füße der beiden Frauen ruhen auf vom Wasser geschliffenen
Kieselsteinen. Gebirge, zarter Nebel, Wasser, in dem sich der Vordergrund
spiegelt, gehören auch zur "Madonna in der Felsengrotte". Auf der frühen
Zeichnung einer Flusslandschaft aus dem Jahr 1473, die nur dem Wechselspiel
des Wassers gewidmet ist, kehrt manches wieder, was Leonardo in seiner 
"64-Wörter-Sammlung" aufführt: Aus einem Erdloch rinnt die Quelle, schwillt an,
stürzt in die Tiefe, zwängt sich brausend durch eine Schlucht, fließt
talwärts in munterer Eile und wird in der Ferne zum gemächlich strömenden
Fluss.

"So fließt es hin und her, hinauf und hinunter; ohne Rast und Ruh kennt es
keine Erquickung; [...] bald verursacht es Tod, bald Leben; bald Schöpfung,
bald Entbehrung; bald nährt es, bald macht es das Gegenteil; ewig wechselnd
und nie beständig." Denn "mit der Zeit wandelt sich alles."

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 9/2019 vom 29. April 2019, Online-Ausgabe

E-Mail: redaktion@das-blaettchen.de

Internet: https://das-blaettchen.de
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GRASWURZELREVOLUTION/1868: Das Ende des IS? - Rojava nach dem Ende der Kämpfe


graswurzelrevolution Nr. 439, Mai 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Das Ende des IS?

Rojava nach dem Ende der Kämpfe. Ein Situationsbericht aus Nordsyrien

von Michael Wilk



Dr. Michael Wilk ist Notarzt und Psychotherapeut. Er reist seit
2014 regelmäßig nach Rojava/Nordsyrien, unterstützt dort den
Kurdischen Roten Halbmond (Heyva sor a kurd), versorgt Verletzte,
unterrichtet in Notfallmedizin und schreibt regelmäßig u.a. für die
Graswurzelrevolution. Heyva sor a kurd (Hsak) betreibt Ambulanzen und
Apotheken, unterstützt Krankenhäuser, versorgt die Bevölkerung in
Kampfgebieten und stellt die medizinische Hilfe in Flüchtlingslagern
sicher. Im April 2019 war Wilk erneut im Irak und Syrien.


Wer behauptet, die Lage in der Demokratischen Föderation
Nordsyrien sei nach der fast kompletten militärischen Zerschlagung des
"Islamischen Staates" (IS/Daesch) entspannter, verkennt die Situation.
Viele IS-Kämpfer sind untergetaucht und agieren aus dem Untergrund,
vielen gelang die Flucht in die Türkei, oder in die von der türkischen
Regierung kontrollierten Gebiete, wo sie unter dem leicht veränderten
Label islamistischer Kampfverbände die Bevölkerung auf Linie der
Besatzer zwingen. Eine weitere Problematik zeigt sich auf der Ebene
des ideologischen Überdauerns des Terrors: Die religiös-faschistoide
Ideologie des IS ist in vielen Köpfen verankert, hat sich prägend auf
die Gefühls-, Denk- und Verhaltensmuster Abertausender ausgewirkt.
Eine Tatsache, die sich besonders im Camp Al-Hol offenbart, wo
tausende IS-Angehörige auf engstem Raum leben müssen. Vor allem aber
belastet die fortgesetzte Angriffsdrohung der Türkei die Menschen. Der
Versuch, im Rahmen der Demokratischen Föderation Nordsyriens ein
selbstbestimmtes Leben aufzubauen, steht unter dem Druck des nördlich
angrenzenden Nato-Landes Türkei. Wie ernst die Lage ist, bewies die
Bombardierung Afrins und die Eroberung durch die türkische Armee mit
Hilfe islamistischer Hilfstruppen und u.a. deutschen Waffen Anfang
2018 (vgl. GWR 427). Der Einmarsch forderte viele
hundert Opfer unter der Zivilbevölkerung und schlug Hunderttausende in
die Flucht. Die türkische Aggression setzt sich nicht nur in Afrin
fort, wo Widerstand unterdrückt und der Versuch unternommen wird, die
kurdische Kultur zu zerstören. Die Vertreibung der kurdischen
Bevölkerung und die Ansiedelung Türkei-loyaler arabischer und
turkmenischer Menschen verfolgt das Ziel einer Islamisierung und
Türkisierung der Region Afrin. Immer wieder kommt es zu Beschießungen
von Seiten der Türkei, nicht nur der angrenzenden Gebiete, in die sich
Tausende geflüchtet haben, sondern ebenso zum Einsatz von Waffengewalt
in entfernteren Regionen Rojavas.

Die militärische Zerschlagung des IS wird von den Menschen im
nordsyrischen Rojava (Westkurdistan) gefeiert, ihr Kampf um
Selbstbestimmung ist jedoch noch lange nicht gewonnen. Er wird nunmehr
paradoxerweise sogar unter schwierigeren Bedingungen geführt, da das
Faustpfand einer von der westlichen US-geführten Koalition benötigten
militärischen Stärke der SDF (Syrian Democratic Forces), darunter die
starken kurdischen Verbände der YPG/YPJ, gegen den IS scheinbar
entfällt und der Rückzug von US-Truppen im Raume steht, die bisher de
facto die Lufthoheit besitzen und damit die Sicherheit Rojavas
garantieren. Projekte basisdemokratischer Selbstverwaltung, die
allgegenwärtige Gleichberechtigung von Mann und Frau, unzählige
Initiativen, selbstbestimmte Frauenprojekte, kommunale Strukturen und
ökologische Initiativen sind in den letzten Jahren von der Idee zur
gesellschaftlichen Realität in Rojava gereift. Dies alles steht auf
dem Spiel, droht zwischen militärischer Aggression der Türkei, dem von
Russland protegierten totalitären Assad-Regime, westlicher
Abhängigkeit und Einfluss geschreddert zu werden.


Camp Al-Hol nahe der Stadt Haseke

Die Zelte der Geflohenen reichen bis zum Horizont. 75.000 Menschen.
Das Lager ist übervoll. In den letzten drei Monaten stieg die Anzahl
der Menschen in der Folge der Kämpfe um Deir ez-Zor, später Baghuz und
der dortigen Niederlage des IS explosiv. Nicht nur die pure Masse der
Menschen auf engem Raum, sondern die Anwesenheit zigtausender
Angehöriger von IS-Kämpfern verschärft die Situation zusätzlich.
Abertausende tiefverschleierte Frauen im Camp Al Hol (arab. Al Hawl),
getrennt von ihren Männern, die getötet, verletzt oder andernorts
inhaftiert sind, befinden sich im Camp. Als Frauen die Freilassung und
Zuführung ihrer Männer forderten, kam es mehrfach zu Protesten. Diese
eskalierten sogar soweit, dass die mobilen Kliniken des Kurdischen
Roten Halbmonds zum Ziel der Aggression und mit Steinen beworfen
wurden. Es geht jedoch nicht nur um die abwesenden Gefährten. Viele
der Anwesenden sind auch nach der letzten Niederlage in Baghuz treue
Anhängerinnen des IS und weiter von dem Glauben beseelt, auf der
richtigen Seite zu stehen und gekämpft zu haben. Der Glaube an die
Zukunft eines islamistischen Kalifats ist noch nicht erloschen.
Mitnichten befreiten sich alle Frauen nach dem Ende der Kämpfe von
ihrer Vermummung, im Gegenteil, selbst hier im Camp werden zahlreiche
kleine Mädchen immer noch von ihren Müttern in die schwarze Kleidung
gehüllt. Unzählige Erwachsene tragen Burka, die sogar die Augen
bedeckt. Handelt es sich bei diesen Frauen um Opfer oder Täterinnen?
Ist der zu Tage tretende Fanatismus Ergebnis von Brainwashing,
Sozialisierung, oder erzwungener Anpassung an ein totalitär-religiöses
Gesellschaftsmodell, das Rechtgläubige zu Herrschern und
Herrscherinnen erhebt und andere zu Menschen zweiter Klasse oder gar
zur Versklavung verdammt? Oder tritt das zu Tage, was allen
autoritär-hierarchischen Systemen eigen ist: Die Einordnung und die
Unterwerfung gegenüber Regeln, Moral und Geboten kann durchaus
positiv, ja lustvoll erlebt werden, wenn autoritäre Rahmenbedingungen
als haltgebend empfunden und die eigene Position, und sei sie auch
subaltern, die Möglichkeit bietet, auf andere herabzublicken und sie
zu beherrschen. Was entspricht besser diesem Schema als eine
faschistoid-islamistische Ideologie, die den Wert von Menschen von der
Zugehörigkeit eines Religionsstaats abhängig macht und andere,
Ungläubige oder Mitglieder anderer Religionsgemeinschaften, z.B.
Menschen jesidischen Glaubens, zur Tötung oder Sklaverei verurteilt?
Die Antwort auf die Frage nach Opfern oder Täterinnen ist komplex,
eine schnelle Antwort ist ebenso wenig hilfreich wie eine schnelle
Aburteilung. Autoritäre Systeme produzieren immer beides, Opfer und
TäterInnen, oft jedoch auch im fließenden Übergang und bei ein und
derselben Person. Die Auseinandersetzung mit dem System des IS, seinem
Terror, aber auch seiner bestechenden Anziehungskraft wird Jahre
dauern. Die erschwerten Bedingungen eines völlig überfüllten Lagers
verunmöglichen weitgehend einen differenzierten Umgang mit den
Betroffenen, ganz zu schweigen von der Einleitung erster Schritte im
sozio- oder psychotherapeutischen Bereich.

Der Hass ist zu spüren, wenn manche Frauen zu der Situation befragt
werden. Sie berichten von Mangel an Nahrung und Medikamenten, auch
wenn sie im gleichen Moment mit genau diesen Dingen versorgt werden.
Das heißt nicht, dass es keinen Mangel gäbe, die Drastik der Aussagen
ist jedoch zum Teil überlagert von der andauernden ideologischen
Auseinandersetzung bzw. den Folgen der militärischen. Andererseits
entstehen Brüche, Abweichung und positive Verunsicherung in Bezug auf
das festgefügte Feindbild: Faschistoid-islamistische Vorstellungen
treffen auf kurdische Helferinnen, die selbstbewusst und auf Augenhöhe
mit Männern umgehen und unverschleiert, oft ohne Kopftuch,
selbstbewusst ihre Arbeit verrichten.

Ich kenne das Flüchtlingslager aus den letzten Jahren. War früher die
Versorgung von ca. 20.000 Menschen eine Herausforderung, so stellt die
nun fast vervierfachte Anzahl alle Helfenden vor noch schwierigere
Aufgaben. Gemeint ist nicht nur die Versorgung mit Zelten, Trinkwasser
und Nahrungsmitteln, die vom UNHCR in Zusammenarbeit mit den
regionalen Selbstverwaltungsbehörden bewältigt werden muss, sondern
vor allem auch die medizinische Versorgung, die hauptsächlich durch
den Kurdischen Roten Halbmond, Heyva sor a kurd, erfolgt. Die
Nichtregierungsorganisationen (NGOs) UPP (Un Ponte Per), Medico
International und Cadus stehen der kurdischen NGO zur Seite und
leisten unentbehrliche Arbeit. Auch Médecins sans frontières
(MSF/Ärzte ohne Grenzen) sind im Camp aktiv. Von den ca. 75.000 auf
engem Raum lebenden Menschen sind 28% unter fünf Jahren alt, das
heißt, um die 21.000 Kinder leben unter prekären Bedingungen. Über 220
Kinder starben seit Beginn des Jahres, meist in der Folge der bei
Belagerung und der Flucht aus Baghuz entstandenen Mangelernährung und
auch durch Kälte am Anfang des Jahres. Die Behandlung extrem
mangelernährter Kinder ist im Camp nicht möglich, es fehlt an
spezieller intensivmedizinischer Therapie und entsprechend geschultem
Personal. Die NGOs arbeiten alle am Rande ihrer Möglichkeiten, sie
erhalten inzwischen auch Fördergelder der EU, die helfen sollen, die
gröbsten Nöte durch z.B. den Aufbau einer weiteren Klinik innerhalb
des Camps zu verbessern. Trotzdem bleibt die internationale
finanzielle und logistische Unterstützung unzureichendes Stückwerk,
nicht nur das Camp, sondern die gesamte Region betreffend.


Die Lage im April 2019

Die SDF und darunter vor allem die jungen kurdischen Frauen und Männer
der YPG/YPJ trugen die Hauptlast der militärischen Auseinandersetzung
mit dem IS. Sie zahlten für diesen Einsatz mit über 11.000 Toten,
vielen Schwerverletzten und Verstümmelten, die den Rest ihres Lebens
an den Folgen des Krieges zu leiden haben werden. Die Kämpfe und das
damit verbundene Leid wurden in Kauf genommen, um einerseits den
Terror des IS zu stoppen und andererseits Raum für ein
selbstbestimmtes Leben zu erstreiten. Basisdemokratische Prinzipien
und die Gleichberechtigung von Mann und Frau stehen an erster Stelle
einer emanzipativen Auseinandersetzung und sind diametral den bisher
in der Region üblichen archaischen Geschlechter- und
Herrschaftsverhältnissen entgegengesetzt. Genau darin besteht das
Dilemma. An der Bekämpfung des IS hat die von den USA geführte
Koalition westlicher Länder ein hochgradiges Interesse, an der
Verbreitung und Umsetzung emanzipativer Prozesse nicht. Vielmehr
dienten alle westlichen Militäraktionen nie der Herstellung von
Demokratie und Freiheit - auch wenn diese hehren Ziele immer wieder
propagandistisch genannt wurden -, sondern immer nur der Veränderung
der örtlichen Lage im Interesse ökonomischer oder geopolitischer
Verwertbarkeit. Eine Maxime mit weitreichenden Fehlern und Folgen.
Denn allzu oft erfolgten destabilisierende militärische Interventionen
gegenüber illoyal gewordenen autoritären Regimen, ohne an die daraus
resultierenden sozial-politischen Folgen zu denken. Der Sturz des
irakischen Diktators Saddam Hussein, der lange als Verbündeter der USA
gegen den Iran agierte und in dieser Zeit unbehelligt Kurden und
Schiiten ermorden ließ, und die damit einhergehende Entmachtung der
sunnitischen Gefolgschaft setzten, wie auch der Versuch, das Regime
Assads durch die Unterstützung oppositioneller Gruppen zu
destabilisieren, ein Machtvakuum frei, in dem sich fundamentalistische
Gruppierungen etablieren konnten. Der IS entstand auf der Grundlage
dieser Situation und entfaltete eine ungeahnte Dynamik des
Terrors und Erweiterung seines Herrschaftsbereichs. Eine Bedrohung,
die andere Interessen in den Hintergrund treten ließ und die westliche
Koalition sogar zu einem strategischen Bündnis mit jenen kurdischen
Männern und Frauen bewegte, die als PKK-nah und deshalb als Feinde
galten. Die neuen BündnispartnerInnen erwiesen sich nicht nur als
verlässliche KämpferInnen, sondern man war zwingend auf sie
angewiesen, um nicht selber mit größeren Kontingenten an Bodentruppen
in die Schlachten ziehen zu müssen. Vom Einsatz einiger Spezialtruppen
abgesehen, konnte sich die Koalition auf Luftschläge mit Drohnen und
Bombardierungen konzentrieren.

Die wachsende militärische Stärke der SDF, darunter maßgeblich
kurdische Einheiten, wurde im Westen je nach politischem Lager in Kauf
genommen, pragmatisch begrüßt oder sogar mit einem gewissen Respekt
bedacht. Vor allem, weil sie dem ursprünglichen Ziel, der
Destabilisierung des Assad-Regimes, zumindest nicht widersprach. Für
die Menschen Rojavas sicherten und flankierten die militärischen
Erfolge emanzipative Fortschritte und gesellschaftliche
Selbstorganisierung, die in der Folge im Gebiet Nordsyrien unter
Einbeziehung der dort lebenden Ethnien weiter etabliert werden
konnten. Die Türkei unter Erdogan jedoch hatte von Anfang an aus
eigenem Interesse die islamistischen Bewegungen in Syrien unterstützt
und betrachtete die Erstarkung der Demokratischen Föderation
Nordsyriens als Pfahl im Fleisch osmanischen Großmachtstrebens und
ebenso als innenpolitische Bedrohung der Türkei. Es erfolgten die
militärischen Interventionen Euphrates Shield ("Schutzschild Euphrat")
und die Besetzung Afrins mit Hilfe islamistischer Hilfstruppen und
deutscher Waffen Anfang 2018. Die militärische Besetzung des
westlichsten Rojava-Kantons Afrin durch die Türkei wurde durch die
westliche Koalition geduldet und war mit Russland, der Schutzmacht des
Assad-Regimes, abgesprochen. Die unwidersprochene Besetzung Afrins
durch die Türkei machte klar, dass das Bündnis mit der westlichen
Koalition gegen den IS für die Demokratische Föderation Nordsyrien
keinerlei weiterreichende Bestandsgarantien beinhaltete. Die
Angriffsdrohung von Seiten der Türkei gegenüber Rojava und die
Gebietsansprüche auf nordsyrisches Territorium erreichten Anfang 2019
einen neuen Höhepunkt, als zeitgleich US-Präsident Trump überraschend
den Rückzug der US-Truppen ankündigte. Dies zu einem Zeitpunkt, zu dem
die letzten größeren militärischen Auseinandersetzungen gegen den IS
noch bevorstanden. Auch wenn innerhalb der politischen Strukturen der
Demokratischen Föderation Nordsyriens keine Illusionen über die
Stabilität und Dauerhaftigkeit des Bündnisses mit den USA bestanden,
war das Erschrecken über den frühen Zeitpunkt des angekündigten
Rückzugs groß. Es hatte sich auf drastische Weise bestätigt, dass die
ungewöhnliche Win-win-Situation zwischen westlichen Alliierten und der
emanzipativen Bewegung Rojavas nur eine vorübergehende und von der
Existenz des IS abhängige sein würde. Ein erneuter militärischer
Angriff durch die Türkei erschien durch die zeitgleiche
Rückzugsankündigung der USA hochwahrscheinlich. Die Erfahrung aus der
Invasion Afrins, der Einsatz schwerer Waffen gegen die
Zivilbevölkerung, hatte die Absichten und die Skrupellosigkeit der
türkischen Regierung deutlich gemacht. Auch wenn die Fähigkeit
bestünde, sich am Boden gegen eine Invasion aus der Türkei zu wehren,
gegenüber Bombardements aus der Luft und deren menschenfressende
Wirkung hätte die Bevölkerung Rojavas keine Chance. Die in der Folge
gesuchten Gespräche mit Russland und dem unter seinem Schutz stehenden
autoritär-zentralistischen Assad-Regime erfolgten notgedrungener Maßen
und unter der Prämisse des "kleineren Übels" gegenüber einer
Militärintervention der Türkei. Es ist absehbar, dass gerade unter
massivem externem Druck und einer erzwungenen Wiederannäherung an das
Regime die Wahrscheinlichkeit einer politischen und auch militärischen
Autonomie innerhalb des Staatsgebiets Syriens gegen Null gehen würde.
Vielmehr muss unter diesen Umständen mit einer weitreichenden
Reetablierung des Assad-Regimes in Nordsyrien gerechnet werden.

Alle Äußerungen der russischen Regierung bestätigen genau dies. Es
würde nicht nur das Ende der Selbstverwaltung und der
basisdemokratischen Ansätze bedeuten, ich erfuhr in vielen Gesprächen
von der Angst vieler junger Männer, in die Assad-Armee gepresst zu
werden. Die überstürzte Rückzugsverlautbarung Trumps traf jedoch auf
erheblichen innen- und außenpolitischen Widerstand, viele
US-PolitikerInnen, ebenso das Pentagon und auch europäische Verbündete
widersprachen der als voreilig empfundenen Rückzugsankündigung. Die
Entscheidung wurde teilweise revidiert, der Abzug von
Truppenkontingenten in die Zukunft verschoben. Trotzdem blieb die
Unsicherheit und Angst, dass Selbstbestimmung und Freiheit in der
gesellschaftlichen Zukunft Nordsyriens erneut auf der Strecke bleiben
könnten.

Es wird versucht, auf Zeit zu setzen, nicht zuletzt um Strukturen der
Selbstorganisierung zu stabilisieren und auszubauen. Zeit ist nötig,
nicht nur um sich aus alten Abhängigkeiten lösen zu können, sondern
auch Vertrauen in die eigene Kraft zu schöpfen. Das einzige, was den
Menschen verlässlich erscheint.


Rakka im April 2019

Die Stadt liegt zu weiten Teilen immer noch in Trümmern. Ich sah Rakka
zuletzt im Herbst 2017. Die Stadt war umkämpft. In zwei
Trauma-Stabilisation-Points des Kurdischen Roten Halbmonds wurden
Verletzte versorgt, darunter viele Minenopfer, das nächste Hospital
lag einige Stunden entfernt. In der Mitte der Stadt der IS, der das
Krankenhaus zur Festung und das Stadion als Gefängnis umfunktioniert
hatte. Ende Oktober wurde die Stadt vom islamistischen Terror befreit.

Die Kämpfe verlagerten sich nach Deir ez-Zor und später nach Baghuz.
Wer in der am Euphrat gelegenen und mehrheitlich von arabischen
Menschen bewohnten Stadt blieb, war der Kurdische Rote Halbmond. In
einem weniger zerstörten Seitentrakt, der vormaligen Pflegeschule des
ehemaligen Nationalen Krankenhauses, betreibt er heute ein Hospital
mit Geburtshilfe und allgemeiner Chirurgie, sowie zwei weitere
Notfallkliniken in der Nähe. Dies ist nicht nur bitter notwendige
praktische Hilfe in der zerstörten Stadt, dies ist auch ein Akt der
Solidarität gegenüber der arabischen Bevölkerung, der in seiner
Bedeutung nicht genug geschätzt werden kann. Er ist praktischer
Ausdruck einer Haltung, die in dem Projekt der Demokratischen
Föderation Nordsyrien eben kein rein kurdisches Projekt sieht, sondern
eine Idee, die alle Menschen umfasst, unabhängig von ihrer ethnischen
Herkunft.

Viele der vormals mehrere hunderttausend Menschen umfassenden
Bevölkerung sind in die Stadt zurückgekehrt und versuchen unter
widrigsten Umständen ein neues Leben aufzubauen. Oftmals finden sich
kleine Läden im Erdgeschoss zertrümmerter Häuser. Ganze Stadtteile
bieten jedoch noch ein apokalyptisches Bild.

Ergebnis der Rückeroberung, der US-Bombardements und Kämpfe gegen den
IS. Spätestens seit Ende 2013 stand Rakka unter dessen vollständiger
Kontrolle, nachdem dieser die Reste der Freien Syrischen Armee, die
Ahfad-ar-Rasul-Brigade, aus der Stadt vertrieben hatte. Der IS konnte
sich in einer Stadt etablieren, deren Struktur noch weitgehend intakt
war und in die sich geschätzt bis zu 800.000 Menschen geflüchtet
hatten. Bis 2016 galt Rakka als eine Hochburg des IS-Terrors. Scharia
und Islam-Schulen indoktrinierten und zwangen die Bevölkerung auf
Linie. Mitte des Jahres 2016 begannen die Angriffe der Koalition und
der SDF, die bis Ende 2017 andauerten und mit der völligen Zerstörung
der Innenstadt Rakkas endeten. Vor diesem Hintergrund geht es nicht
nur darum, die materielle Überlebensgrundlage dieser Menschen zu
sichern, Minen zu beseitigen, die Wiederherstellung von Wasser- und
Stromversorgung, es geht um den Aufbau von Selbstvertrauen und
emotionaler Stabilität. Ein Prozess, der die Menschen über Jahre und
Generationen beschäftigen wird. Rakka liegt nördlich des Euphrat, im
Bereich der Demokratischen Föderation, deren Sicherheitskräfte in den
Straßen präsent sind. Ob dies so bleibt, oder ob die Menschen sich
wieder mehr dem Regime Assads zuwenden, soll in nicht allzu ferner
Zukunft durch sie selbst entschieden werden. Hoffentlich. Denn
Selbstverwaltung und selbstbestimmte Zukunft sind durch den
allgegenwärtigen Mangel und den beschriebenen politischen Druck von
außen massiv gefährdet. Das Ausmaß der Zerstörung ist ungeheuer, die
zum Wiederaufbau nötige internationale Hilfe ist jedoch nicht in
Sicht. Es ist unschwer zu erahnen, dass die politische Unsicherheit
über die Zukunft der Region Hilfe verzögert. Die westliche Welt ist
kaum gewillt, Hilfe an ein Gebiet zu geben, das bald wieder unter
Kontrolle Assads stehen könnte und damit unter Russlands Einfluss.

Das Regime wiederum ist weder in der Lage noch willens, eine Stadt zu
unterstützen, die nicht unter der eigenen Kontrolle steht. Eine
Situation, die sich wenig von den übrigen Teilen Rojavas
unterscheidet.

Die Orte Al-Hol und Rakka stehen exemplarisch für die riesigen
Herausforderungen, mit denen die Menschen der Demokratischen
Föderation Nordsyrien zu kämpfen haben. Zeitgleich jedoch gibt es
viele Beispiele gelungener Aufbauarbeit und eines emanzipativen
gesellschaftlichen Wandels, der in seiner ansteckenden und
befruchtenden Wirkung über die Region hinausweist: Der
fortgeschrittene Wiederaufbau Kobanes, die Errichtung von Waisen- und
Krankenhäusern, eines Frauendorfs, das Renaturierungsprojekt in Derik,
die neue medizinische Akademie und vieles mehr, alles errichtet in
Eigenleistung und solidarischer nichtstaatlicher Hilfe von außen. Erst
in jüngster Zeit erfolgt eine vorsichtige Finanzierung für NGOs, die
in Rojava Hilfe leisten, aus dem Ausland. Nötig wäre jedoch eine
weitreichende Unterstützung der Zivilgesellschaft, die in Nordsyrien
nicht nur versucht, Lebensgrundlagen auch für die nachfolgenden
Generationen zu schaffen, sondern auch darum kämpft, ein anderes,
basisdemokratisches Gesellschaftsmodell zu verwirklichen. Die Familien
Rojavas haben die Hauptlast des Krieges gegen den IS getragen, viele
junge Männer und Frauen sind gestorben, viele sind bleibend verletzt
an Körper und Seele. Sie dürfen nun, nach Beendigung der militärischen
Auseinandersetzung gegen den IS, nicht allein gelassen werden. Die
Bundesregierung zeigt sich jedoch stur, vermessen und in der
Konsequenz unmenschlich. So prahlte Außenminister Maas nach der
Beendigung der Kämpfe in Baghus und twitterte unverdientes Eigenlob:
"Baghus ist befreit! Ein wichtiger Schritt ist getan. IS beherrscht
kein Gebiet mehr. Möglich war dies nur durch eine beispiellose
internationale Zusammenarbeit, zu der Deutschland beigetragen hat." Im
Gegensatz zu den USA, den Franzosen und Briten erwähnte er jedoch
nicht die Kurden und Kurdinnen. Ein weiteres Zugeständnis an den
Bündnispartner Erdogan, der nicht brüskiert, sondern weiter mit
Waffen, Geld und der politischen Repression von Menschen, die der
Sympathie gegenüber der PKK und auch Rojavas verdächtig sind, bei
Laune gehalten werden soll.

Die Behauptung, es gäbe keinen diplomatischen Kontakt zur
Selbstverwaltung der Region und deshalb könnten die dort inhaftierten
deutschen IS-TäterInnen nicht zurückgenommen werden, ist eine zur
gleichen Kategorie gehörige billige Ausrede. Die deutsche Regierung
will keine Kontakte etablieren, um keine Anerkennungsebenen gegenüber
der Demokratischen Föderation Nordsyrien zu schaffen. Zudem ist es aus
Sicht der Bundesregierung viel bequemer, die Überwachung und
Versorgung von deutschen IS-lern anderen zu überlassen.

Die Politik der deutschen Regierung ist beschämend. Der oft
beschworene Satz, Fluchtursachen verhindern zu wollen, indem die
Lebensverhältnisse vor Ort verbessert werden, entpuppt sich einmal
mehr als wohlfeiles politisches Lippenbekenntnis und Muster ohne Wert.

Tipp:

Videomitschnitt eines Vortrags von Dr. med Michael Wilk über die
humanitäre Lage in Rojava (Nordsyrien):

https://www.youtube.com/watch?v=QzOll_mnH5E
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IMI/950: Deutsche Soldaten gehen am Bundestag vorbei in Afrika in Einsatz


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2019/020 vom 16. Mai 2019

Deutsche Soldaten gehen am Bundestag vorbei in Afrika in Einsatz

Zeitungen des Redaktionsnetzwerks Deutschland decken Verletzung des
Parlamentsvorbehalts auf

von Jens Wittneben



Bundeswehr-Kampfeinsätze außerhalb des NATO-Gebiets müssen vom Bundestag
beschlossen werden. Dieser Grundsatz wird nun in Frage gestellt, wie die
Zeitungen des Redaktionsnetzwerks Deutschland (RND) berichten - unter
Berufung auf Kreise des Auswärtigen Ausschusses des Bundestages, der am
Mittwoch, 08. Mai 2019 in geheimer Sitzung in Berlin tagte. Dass dies
ausgerechnet der Jahrestag des Endes des Zweiten Weltkriegs in Europa ist,
war von den Verantwortlichen ganz sicher nicht gewollt und ist dennoch ein
denk(un)würdiger Umstand.

In Niger, Kamerun und Tunesien sind jeweils bis zu zwei Dutzend deutsche
Soldaten ohne Parlamentsbeschluss aktiv - und es soll sich auch um
Spezialeinheiten handeln. Kampfschwimmer werden genannt und man muss
vermuten, dass es sich um Soldaten des Kommandos Spezialkräfte (KSK) aus
Calw in Baden-Württemberg handelt. In der geheimen Sitzung des Auswärtigen
Ausschusses des Parlaments kam es zu einer kritischen Debatte, wenn man die
Quellen des RND zugrunde legt.

Es liegt nun an der Friedensbewegung und den Bürgern und Bürgerinnen, diese
Kritik zu untermauern und dafür zu sorgen, dass Bundeswehrsoldaten nicht im
Geheimen und ohne demokratische Kontrolle außerhalb des NATO-Gebiets und
Europa in Einsätze gehen. Welche Organisation der Friedensbewegung wird
dafür Unterschriften sammeln, Postkartenaktionen starten oder eine
öffentlichkeitswirksame Aktion konzipieren?

Das RND berichtet über die geheime Sitzung: "Nach Angaben des
Verteidigungsministeriums handelt es sich in Niger seit dem 31. Mai 2018 um
eine Ausbildungsunterstützung ..." Der Vertreter des
Verteidigungsministeriums hat offenbar zu Protokoll gegeben: "Eine
Einbeziehung in bewaffnete Unternehmen im Sinne des
Parlamentsbeteiligungsgesetzes erfolgt nicht und wird auch nicht
qualifiziert erwartet." Diese Behauptung des Verteidigungsministeriums ist
unglaubwürdig. Denn DIE ZEIT aus Hamburg schreibt dazu Folgendes: "(...)
wenn man auf die Gefahren blickt, die Niger von allen Seiten bedrohen. Ein
deutscher Terrorexperte, (...) zeigt Merkel [der Bundeskanzlerin, bei ihrem
kürzlichen Besuch in Niger] eine Landkarte. Darauf sind die Terrorgruppen
verzeichnet, die Niger zu infiltrieren versuchen. Von Südosten rücken die
Terrortruppen von Boko Haram vor. Von Westen her Milizen wie der
"Islamische Staat in der Großsahara". Und auch im Norden (...) versuchen
sich Terroristen breitzumachen (...)."

Nicht nur in Deutschland, auch in der Schweiz berichten Journalisten über
Gefahren in den bis vor Kurzem geheimen Einsatzgebieten deutscher Soldaten
in Afrika. Die Schweizerische Depeschenagentur (sda) berichtet aus dem
geheimen Einsatzgebiet deutscher Soldaten in Kamerun am 19. April 2019: es
"griffen Kämpfer der Islamisten-Gruppe in der Nacht zum Freitag ein Dorf in
der Region Tschakamari im Norden des Landes an und setzten Hütten in Brand.
Die Opfer verbrannten im Schlaf. Boko Haram (deutsch: westliche Bildung
verboten) kämpft seit Jahren gewaltsam für die Errichtung eines islamischen
Gottesstaates im mehrheitlich muslimischen Nordosten Nigerias. Bei
Angriffen der Gruppe wurden bereits mehr als 27.000 Menschen getötet, 1,8
Millionen Menschen sind auf der Flucht. Inzwischen ist der Konflikt auch
auf Nigerias Nachbarländer Niger, Tschad und Kamerun übergegriffen." Der
Bonner Generalanzeiger berichtet: "Die SPD sieht viele Fragen geklärt,
nachdem die Regierung im Ausschuss den Ausbildungseinsatz erläutert habe."

Wie bitte will das Verteidigungsministerium in Berlin angesichts der
geschilderten Auseinandersetzungen den Einsatz deutscher Soldaten -
darunter Spezialkräfte - in Kamerun und Niger als "Ausbildungs-Einsatz"
erklären und wegdiskutieren?! Auf wikipedia.de liest man über Militärische
Spezialeinheiten: "Aufgrund der engen Anbindung an die (militärischen)
Nachrichtendienste führen diese Einheiten auch Sondereinsätze (Special
Activities) wie gezielte Tötungen oder Entführungen von Einzelpersonen, zum
Beispiel eines Diktators oder Kriegsverbrechers oder die verdeckte
Aufklärung in einem feindlichen Land durch. Naturgemäß werden diese
Einsätze aufgrund ihrer politischen Brisanz unter besonders strenger
Geheimhaltung ausgeführt."

Die Public-Relations-Nebelkerze "Ausbildungs-Einsatz" der Bundesregierung
sollten Friedensbewegte mit einer klaren und friedlichen, deeskalierenden
Antwort begegnen. Nicht aber so wie die Frankfurter Rundschau am 03. Mai
2019 berichtet: "Die EU unterstützt die sogenannten G5-Sahel-Staaten
Mauretanien, Mali, Niger, Burkina Faso und Tschad beim Aufbau einer
gemeinsamen Militärtruppe zur Bekämpfung von Terrorismus und organisierter
Kriminalität. Deutschland und Frankreich erhoffen sich davon auch mehr
Sicherheit für Europa und einen Rückgang der illegalen Migration." Feuer
kann man nicht mit Feuer löschen, das zeigen die militärischen
Auseinandersetzungen und die vielen Opfer nach dem Ausrufen des "War on
Terror" nach 09/11 in Irak, Afghanistan, Syrien und Libyen. Zivile Mittel
sind deshalb gefragt.

DIE ZEIT berichtet über eine "(...) Polizeimission, die sich Eucap Sahel
Niger nennt und in der europäische Polizisten ihre nigrischen Kollegen
ausrüsten und trainieren (...)" Sie soll Menschenschleppern, die
Flüchtlinge nach Norden und Drogen und Waffen nach Süden zurück in die
Krisenregion bringen, das Handwerk legen und den Teufelskreis aus
unmenschlichen Lebensbedingungen, Flucht und Terror unterbrechen. Es ginge,
so DIE ZEIT weiter, um Alphabetisierung, Wasserversorgung, befestigte
Straßen und wirtschaftliche Entwicklung, die Menschenschleppern und
Flüchtlingen eine Perspektive in ihrer Heimat bietet - also um zivile
Themen.

Tatsächlich geht es um die Bekämpfung illegalisierter Migration, wobei der
EU nahezu jedes Mittel ungeachtet der Folgen recht zu sein scheint. Auch
Medico International kritisiert laut Frankfurter Rundschau, dass in dem
afrikanischen Staat das Recht auf Demonstrations- und Meinungsfreiheit
zunehmend eingeschränkt wird. "Der südlich an Libyen grenzende Niger ist
ein wichtiger Partner der europäischen Abschottungspolitik gegen Migration
geworden. Deshalb schaut Europa bei Menschenrechtsverletzungen nicht so
genau hin." Diese Ansätze sollten - nicht nur von der Bundesregierung
sondern auch von Nicht-Regierungs-Organisationen - geprüft und
gegebenenfalls weiter entwickelt werden.


Quellen:

"Wirbel um Einsatz von Spezialkräften in Niger" Bonner General-Anzeiger
09.05.2019

"Bundeswehr in Kamerun", Frankfurter Rundschau 09.05.2019

"Westafrika-Reise - Merkels liebstes Land" Zeit online 04.05.2019

"Mahnende Worte an die Kanzlerin" Frankfurter Rundschau 03.05.2019

"Elf Dorfbewohner bei Angriff von Islamisten in Kamerun verbrannt" sda -
Schweizerische Depeschenagentur 19.04.2019

"Spezialeinheit", wikipedia.de 02.05.2019 

https://de.wikipedia.org/wiki/Spezialeinheit#Milit%C3%A4rische_Spezialeinheiten

 * 

Quelle:

IMI-Standpunkt 2019/020 vom 16. Mai 2019

Deutsche Soldaten gehen am Bundestag vorbei in Afrika in Einsatz

https://www.imi-online.de/2019/05/16/deutsche-soldaten-gehen-am-bundestag-

vorbei-in-afrika-in-einsatz/

Herausgeber: Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V.

Hechinger Str. 203, 72072 Tübingen

Tel.: 07071/49154, Fax: 07071/49159

E-Mail: imi@imi-online.de

Internet: www.imi-online.de
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FORSCHUNG/147: Vertrauen in Journalismus - Wie Medien der Vertrauenskrise entgegenwirken können (idw)


Universität Hohenheim - 15.05.2019

Vertrauen in Journalismus: Wie Medien der Vertrauenskrise entgegenwirken
können

Repräsentative Online-Befragung der Universität Hohenheim zur
Qualitätswahrnehmung / Spiralprozess verstärkt Medienskepsis - und ist
umkehrbar / ein Werkstattbericht



Lügenpresse - das Schlagwort steht für die wachsende Medienskepsis in
Teilen der Bevölkerung. Ist das Vertrauen in die Medien erst einmal
geschädigt, kann ein Spiralprozess entstehen, so die Erkenntnis eines
Forschungsprojektes der Universität Hohenheim in Stuttgart: Die Menschen
suchen dann im Internet gezielt nach Informationen, die diese Wahrnehmung
stützen. Dies wiederum verstärkt das Misstrauen. Doch das, so die
Medienforscher, funktioniere auch in die andere Richtung: Sobald man die
Berichterstattung positiv wahrnimmt, könne sich auch dies verstärken.
Gefragt sei daher Transparenz bei der journalistischen Arbeit - wobei in
Deutschland den öffentlich-rechtlichen Medien eine besondere Bedeutung
zukomme. Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) unterstützt das
dreijährige Projekt mit fast 220.000 Euro und macht es so zu einem
Schwergewicht der Forschung an der Universität Hohenheim.

Im Allgemeinen bevorzugen Menschen Medien, die ihre eigenen politischen
Einstellungen widerspiegeln. Das ist an sich nicht neu. Verändert hat sich
jedoch die Vielfalt der Medien und der Zugang zu ihnen.

Neben den Angeboten der etablierten Mainstream-Medien finden sich im
Internet immer mehr leicht zugängliche alternative Quellen und
Realitäts-Darstellungen. Beides nutzen die Menschen intensiv, haben
Kommunikationswissenschaftler der Universität Hohenheim in einer
repräsentativen Online-Befragung festgestellt.

"Ein wichtiger Treiber für das Vertrauen ist, wie man sich mit der eigenen
Wahrnehmung in der Berichterstattung wiederfindet. Besonders deutlich
wurde das vor allem im AfD-Milieu, doch stark ist dieser Einflussfaktor
bei allen Menschen", erklärt Prof. Dr. Wolfgang Schweiger, Spezialist für
Onlinekommunikation an der Universität Hohenheim.

Dieses individuelle Nutzungsverhalten werde im Netz noch unterstützt.
Doch: "die Nutzer bemerken den Unterschiede bei der Darstellung der Themen
- und das erschüttert bei einigen das Vertrauen."

Repräsentative Online-Umfrage zu Nachrichtenquellen und
Informationskanälen

Gemeinsam mit seinen wissenschaftlichen Mitarbeitern Fabian Prochazka und
Tilman Klawier hat Prof. Dr. Schweiger die Inhalte verschiedener Quellen
im Netz analysiert. "Untersucht haben wir beispielsweise die
Facebook-Seiten von Politikern, Prominenten und Privatpersonen,
journalistische Nachrichten-Sites und auch alternative Angebote wie
'RT Deutsch' oder 'Epoch Times'", berichtet Prochazka. "Außerdem
Fernsehsender und Printmedien wie Zeitungen und Zeitschriften."

Die Forscher führten Einzelinterviews mit Mediennutzern und befragten
anschließend online 2.000 Menschen, die repräsentativ für die
Online-Bevölkerung in Bezug auf Bildung, Alter und Geschlecht waren.

"Wir wollten wissen, ob sich die Vertrauenskrise durch journalistische
Inhalte erklären lässt", fasst Prochazka zusammen. "Wir fragten zunächst
danach, über welche Quelle sich die Menschen informieren, welche Social
Media- oder sonstige Kanäle sie nutzen."

Qualitätswahrnehmung beeinflusst Vertrauen in die Medien

Anschließend ging es um die Qualitätswahrnehmung: "Die Fragen umfassten
die allgemeine Haltung gegenüber journalistischen Medien", erläutert
Prochazka. "Wie groß ist das Vertrauen in die Medien? Welche Vorwürfe gibt
es gegen die Medien? Werden sie als vielfältig, fachlich korrekt und
unabhängig wahrgenommen? Warum kommt es nach Ansicht der Befragten zu
Fehlern in der Berichterstattung?"

Wie die Befragten wahrgenommene Qualitätsmängel begründen, spielt bei
ihrem Vertrauen in die Medien eine große Rolle: "Ein Teil der Befragten
schreibt Fehler menschlichen Faktoren zu - etwa dem Zeitdruck in
Redaktionen". Ein anderer Teil sieht in Fehlern von Journalisten aber
mangelnde Integrität oder einen Einfluss der Politik, Fehler werden als
absichtliche Manipulation wahrgenommen", legt Prof. Dr. Schweiger dar.
"Auch dieses Misstrauen ist wiederum in besonderem Maße bei AfD-Anhängern
zu finden."

Dabei habe sich das Vertrauen im Durchschnitt über die gesamte
Gesellschaft in den letzten Jahren gar nicht verändert, nur polarisiert,
so Prof. Dr. Schweiger. "Aber die extrem skeptischen Gruppen waren in
letzter Zeit sehr laut, so dass sie stark wahrgenommen wurden."

Transparenz muss Vertrauen stärken

Die Forscher sehen in ihren Ergebnissen einen Hinweis auf einen
Spiraleffekt: "Am Anfang steht häufig eine Unzufriedenheit mit der
Berichterstattung über ein Thema. Die Leute suchen dann aktiv nach
alternativen Darstellungen, die im Internet immer zu finden sind. Es gibt
einen Riss im Vertrauen, weitere Recherche, ein Spiralprozess kommt in
Gang", stellt Prochazka dar.

Doch diese Spirale sei im Prinzip in beide Richtungen möglich und
vielleicht umkehrbar, betont Prof. Dr. Schweiger. "Nimmt man eine bessere
Berichterstattung wahr, kann sich die Spirale auch in die andere Richtung
drehen."

Um diesen Effekt zu nutzen, sehen die Forscher gerade die
öffentlich-rechtlichen Medien in der Verantwortung. "Um das Vertrauen zu
stärken, müssen Medien transparent machen, wie sie arbeiten, Journalisten
müssen erklären, wie sie recherchieren. Aufklärung in eigener Sache ist ganz
elementar. Da gewinnen die öffentlich-rechtlichen Medien immer mehr an
Bedeutung, sie sollten künftig gestärkt werden und Vorreiter in Sachen
Transparenz werden", empfiehlt Prof. Dr. Schweiger.


HINTERGRUND: Projekt Vertrauen in Journalismus im medialen
Strukturwandel

Das Projekt "Vertrauen in Journalismus im medialen Strukturwandel"
startete am 1. Februar 2017 und wird am 31. Januar 2020 enden. Die
Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) fördert das Vorhaben mit 217.843
Euro. Damit zählt es zu den Schwergewichten der Forschung an der
Universität Hohenheim.

HINTERGRUND: Schwergewichte der Forschung

32,5 Millionen Euro an Drittmitteln akquirierten Wissenschaftler der
Universität Hohenheim 2018 für Forschung und Lehre. In loser Folge
präsentiert die Reihe "Schwergewichte der Forschung" herausragende
Forschungsprojekte mit einem finanziellen Volumen von mindestens 350.000
Euro für apparative Forschung bzw. 150.000 Euro für nicht-apparative
Forschung.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution234

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hohenheim, 15.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/1890: Deutschlandfunk Kultur - Eine Lange Nacht über Ostpreußen, 18.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Zwischen Königsberg und Kaliningrad

Eine Lange Nacht über Ostpreußen

Von Margot Litten

Lange Nacht

Samstag, 18. Mai 2019, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Ostpreußen, die östlichste Provinz des Deutschen Reiches - das war
einmal. Dabei ist Ostpreußen bis 1944 eine Oase des Friedens, mitten
im Krieg. Doch im Sommer '44 bricht im Osten die Front zusammen, und
britische Luftangriffe verwandeln die Hauptstadt Königsberg in ein
Flammenmeer. Mehr als eine Million Menschen versuchen zu fliehen, ein
Elendszug ohne Anfang und Ende, mit über 50.000 Toten. Nach
dreimonatiger Belagerung wird Königsberg gestürmt. Am 9. April 1945
ist alles vorbei: 700 Jahre deutscher Geschichte ausgelöscht. Aus
Königsberg wird Kaliningrad, eine russische Stadt mit fremdem Erbe.
Fast 50 Jahre liegt bleierne Finsternis über Ostpreußen. Doch das
versunkene Königsberg führt ein Eigenleben und drängt allmählich nach
oben.

Die "Lange Nacht" wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 7. Mai 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2891: Deutschlandfunk - Klassik-Pop-et cetera mit dem Illustrator Axel Scheffler, 18.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Klassik-Pop-et cetera

Am Mikrofon: Der Illustrator Axel Scheffler

Samstag, 18. Mai 2019, 10.05 - 11.00 Uhr, Deutschlandfunk



"Der Grüffelo", das Monster mit den feurigen Augen und den
schrecklichen Klauen, das von einer gewitzten Maus überlistet wird,
stammt aus der Zeichenfeder von Axel Scheffler. 1999 erschien das
gleichnamige Kinderbuch, ein Welterfolg für das Bilderbuchduo Axel
Scheffler und Julia Donaldson, zehn Jahre später entstand der erste
Trickfilm dazu. 1957 wurde Axel Scheffler in Hamburg geboren, für sein
Studium reiste er ins englische Corsham, wo er an der Bath Academy of
Art "Visuelle Kommunikation" studierte. Anschließend zog er nach
London, wo er bis heute lebt. Während seiner Arbeit kann der
preisgekrönte Illustrator in aller Ruhe Musik hören. Seine
Lieblingsstücke stellt er im Deutschlandfunk vor.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 7. Mai 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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DER FILM/440: Berlin - Zebra-Poesiefilmclub präsentiert Poesie-Kurzfilme, 27.05.2019


Haus für Poesie, Programmvorschau für Mai 2019

Mo., 27.5.19, 19.30 Uhr

ZEBRA-POESIEFILMCLUB

Standpunkte

Film



Filmvorführung, moderiert von Alexander Gumz Autor, Berlin | Thomas
Zandegiacomo Del Bel künstlerischer Leiter des ZEBRA Poetry Film
Festival

Wir präsentieren die besten Beiträge des ZEBRA Poetry Film Festivals, in
denen Menschen und Tiere vor wichtigen gesellschaftlichen, politischen und
privaten Entscheidungen stehen. Sollen sie mit der Masse brüllen oder zu
ihrer eigenen Meinung stehen? Sollen sie sich gegen den Staat auflehnen
und dabei ihr Leben riskieren? Es geht um die schwierige Balance, die
Eltern bei der Erziehung oder die Jugendliche bei ihrer Entwicklung halten
müssen. Es geht aber auch darum, ob man sich für Esel, Pferde, Zebras oder
Einhörner entscheidet.

Die Gedichte der Poesiefilme im Programm stammen u. a. von Cortney Lamar
Charleston, Billy Collins, Ferdosi, Heinrich Heine und Liao Yiwu.

Das Haus für Poesie hat 2002 das ZEBRA Poetry Film Festival in Berlin aus
der Taufe gehoben. Es ist bis heute die größte internationale Plattform
für Kurzfilme, die auf Gedichten basieren.

Eintritt: 6/4 EUR

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Mai 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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AUGEN/493: Schlechtes Sehen im Alter bedroht auch Hirnfunktionen (idw)


Deutsche Ophthalmologische Gesellschaft - 14.05.2019

Stiftung Auge: Schlechtes Sehen im Alter bedroht auch Hirnfunktionen



Eine im Journal of the American Medical Association (JAMA)
veröffentlichte Studie belegt einen deutlichen Zusammenhang zwischen
nachlassender Sehkraft und abnehmender Hirnfunktion im Alter. Die Stiftung
Auge weist vor diesem Hintergrund darauf hin, wie wichtig gutes Sehen und
regelmäßige Besuche beim Augenarzt für ältere Menschen sind. Jedoch
gelangt die augenärztliche Versorgung oft nicht zu Menschen in
Senioren- und Pflegeheimen, wie eine Erhebung der Stiftung Auge zeigt (OVIS-Studie).
Die Stiftung Auge hat gemeinsam mit weiteren Akteuren im Gesundheitswesen
Maßnahmen erarbeitet, wie sich die augenärztliche Versorgung in
Seniorenheimen verbessern lässt.

Welche das sind und warum gutes Sehen im Alter auch Voraussetzung für
Teilhabe ist, erläutern Experten der Stiftung Auge im Rahmen einer
Pressekonferenz am 29. Mai 2019 von 12.00 bis 13.00 Uhr in Berlin.


Dass auch der Erhalt der Geisteskraft zu einem gewissen Grade vom
Sehvermögen abhängt - darauf deutet nun eine Studie hin, die US-Mediziner
im renommierten Journal of the American Medical Association (JAMA)
veröffentlicht haben. An der Studie nahmen über 2.500 Senioren teil. Zu
Beginn ermittelten die Forscher die geistigen Fähigkeiten anhand eines
Schnelltests sowie die Sehschärfe. Dieser sogenannte
Mini-Mental-Status-Test (MMST) erfasst anhand eines Fragebogens unter anderem die Fähigkeiten
zur Orientierung, zum Rechnen, zum Buchstabieren und die Merkfähigkeit.
Nach zwei, sechs und acht Jahren erfolgten Nachuntersuchungen. Dabei
zeigte sich, dass sich über die Zeit sowohl die Sehschärfe als auch die
MMST-Testergebnisse verschlechterten. Das Ergebnis der Forscher zeigte,
dass das Ausmaß der Sehverschlechterung mit dem Ausmaß der
Verschlechterung der geistigen Leistungsfähigkeit assoziiert war.

"Diese Ergebnisse belegen einmal mehr, wie wichtig das Sehen für die
soziale Teilhabe ist", sagt Professor Dr. med. Frank G. Holz, Direktor der
Universitäts-Augenklinik Bonn und Vorsitzender der Stiftung Auge. Wer ohne
nennenswerte Einschränkungen lesen, sich informieren und an
gesellschaftlichen Ereignissen teilhaben könne, werde auch geistig
angeregt und gefordert. Das Nachlassen der Sehkraft sollte daher
keinesfalls als normale Alterserscheinung hingenommen werden. "Die meisten
Augenerkrankungen lassen sich heute gut behandeln, wenn sie rechtzeitig
erkannt werden", so der Experte. Regelmäßige Kontrollen beim Augenarzt
seien daher von großer Bedeutung, um die Sehfähigkeit, die Lebensqualität
und die Fähigkeit zur sozialen Teilhabe zu erhalten - und damit auch die
Geisteskraft.

Die Studie OVIS (Ophthalmologische Versorgung in Seniorenheimen) hat
gezeigt, dass die augenärztliche Versorgung oft nicht zu den Menschen in
Pflege- und Seniorenheimen gelangt. "Unbehandelte Augenerkrankungen und
Einschränkungen im Sehvermögen bringen nicht nur die Gefahr einer
Erblindung: Übersehene Teppichkanten oder Stufen können Stürze verursachen
und Knochenbrüche mit sich bringen, die nicht selten zu erhöhter
Pflegebedürftigkeit oder sogar vorzeitigem Tod führen können", sagt Holz.
Auch für die Selbstständigkeit, Mobilität und geistige Gesundheit spielt
das Sehen eine große Rolle.

In einem Maßnahmenkatalog hat die Stiftung Auge jetzt gemeinsam mit
weiteren Akteuren im Gesundheitswesen notwendige Schritte zur Verbesserung
der Versorgungssituation festgelegt. Hierzu gehört unter anderem, dass
Thema Auge in der Pflegeaus- und -weiterbildung zu stärken, einen
Transport und die Begleitung der Bewohner zum Augenarzt sicherzustellen
und Screening-Untersuchungen in den Heimen zu ermöglichen. Weitere
Maßnahmen stellt die Stiftung Auge im Rahmen ihrer Pressekonferenz am 29.
Mai 2019 in Berlin vor. Außerdem berichtet Professor Dr. Dr. h.c. mult.
Ursula Lehr, Ehrenvorsitzende der Bundesarbeitsgemeinschaft der
Seniorenorganisationen (BAGSO), wie wichtig das Sehen für die Teilhabe im
Alter ist.


OVIS-Studie:

Originalpublikation:

Der Ophthalmologe, 9/2017; 

DOI: 10.1007/s00347-017-0557-0
Ophthalmologische Versorgung in Seniorenheimen

P. P. Fang, A. Schnetzer, D. G. Kupitz, A. P. Göbel, T. Kohnen, T.
Reinhard, B. Lorenz, H. Hoerauf, L. Wagenfeld, G. Auffarth, F. Schaub, H.
Thieme, B. von Livonius, F. Alten, A. Robering, C. Brandl, F. Ziemssen, F.
Krummenauer, F. G. Holz, R. P. Finger

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.stiftung-auge.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1286

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Ophthalmologische Gesellschaft - 14.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUGEN/492: Einer gefährlichen Augenentzündung auf der Spur (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 14.05.2019

Einer gefährlichen Augenentzündung auf der Spur



Patienten, die unter einer seltenen Form der Uveitis leiden, müssen mit
einer deutlichen Verschlechterung des Sehvermögens bis hin zur Erblindung
rechnen. Dabei ist insbesondere die Gefäßhaut des hinteren Auges von einer
Entzündung betroffen. In einem Nationalen Register sollen nun die
Krankheits- und Therapieverläufe sowie Daten zur Lebensqualität der
behandelten Patienten dokumentiert und ausgewertet werden. Das
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) fördert das Vorhaben in
den nächsten fünf Jahren mit 2,7 Millionen Euro.

Bei der Uveitis handelt es sich um eine seltene Augenentzündung. Ist
insbesondere die Gefäßhaut des hinteren Auges betroffen, kann dies bei bis
zur Hälfte der Patienten zu einer deutlichen Verschlechterung des
Sehvermögens bis hin zur Erblindung führen. "Die nicht-infektiöse Uveitis
des hinteren Augensegments führt häufig zu Sehverschlechterungen, deshalb
ist für sie der Bedarf an Therapien am größten", sagt Prof. Dr. Robert P.
Finger von der Universitäts-Augenklinik Bonn, der Koordinator des
Projektes. "Da es sich dabei um eine Autoimmunerkrankung handelt, müssen
oft dauerhaft Immunsuppressiva eingenommen werden." Die meisten
Betroffenen sind im erwerbstätigen Alter, weshalb die Erkrankung mit einem
erheblichen beruflichen Ausfall oder sogar dauerhaften Einschränkungen
verbunden sein kann.

Oberstes Behandlungsziel ist, sowohl unerwünschte Wirkungen der
Medikamente als auch ein Wiederaufflammen der Entzündung und damit eine
weitere Verschlechterung des Sehvermögens zu vermeiden. "Da es sich um
eine sehr seltene Erkrankung handelt, fehlen dazu bislang gute Daten und
Evidenz", sagt Prof. Dr. Carsten Heinz vom Augenzentrum am St.
Franziskus-Hospital Münster.

Alle großen Uveitis-Zentren in Deutschland beteiligen sich

Um eine bessere Basis für die künftige Behandlung der Erkrankung zu
schaffen, bauen die Wissenschaftler nun ein Nationales Register für
nicht-infektiöse Uveitis des hinteren Augensegments (Treatment-exit options for
non-infectious Uveitis = TOFU) auf. Es ist ein Register der Sektion
Uveitis der Deutschen Ophthalmologischen Gesellschaft, das von Prof.
Finger und Prof. Heinz geleitet wird.

Alle großen Uveitis-Zentren in Deutschland beteiligen sich daran und
dokumentieren die Krankheits- und Therapieverläufe sowie Daten zur
Lebensqualität der behandelten Patienten. Weil auch rheumakranke Personen
von Uveitis betroffen sein können, arbeitet das TOFU-Register eng mit dem
Deutschen Rheumaforschungszentrum zusammen, an dem bereits mehrere
Rheuma-Register laufen. Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF)
fördert das Vorhaben in den nächsten fünf Jahren mit 2,7 Millionen Euro.

"Mit dem TOFU-Register wächst in den nächsten Jahren eine Basis heran, die
hochqualitative Daten zur nachweisgestützten Behandlung mit
immunmodulierenden Therapien bei nicht-infektiöser Uveitis liefert", sagt
Finger. Die Wissenschaftler werden das Register auswerten und Berichte zu
den wegweisenden Ergebnissen erstellen. Darauf basierend kann dann die
Fachgesellschaft zum Beispiel Behandlungsempfehlungen herausgeben. Das
TOFU-Register wird bereits jetzt von der Stiftung Auge der Deutschen
Ophthalmologischen Gesellschaft kofinanziert und soll über den
BMBF-Förderzeitraum hinaus fortgeführt werden.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution123
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MIKROBIOLOGIE/008: Legionärskrankheit - Symbionten als Lebensretter (idw)


Universität Wien - 14.05.2019

Symbionten als Lebensretter

ForscherInnen entdecken neuen Faktor bei der Verbreitung von Legionellen



Wenn Menschen an einer bakteriellen Infektion erkranken, steht zunächst
die Behandlung der Erkrankung im Vordergrund. Aber woher kommen diese
Krankheitserreger eigentlich und wo leben sie, wenn Sie nicht im
Zusammenhang mit einer Infektion in Erscheinung treten? Ein
internationales Team um Matthias Horn vom Zentrum für Mikrobiologie und
Umweltsystemwissenschaft der Universität Wien hat dies am Beispiel eines
Erregers von Lungenerkrankungen untersucht. Die Ergebnisse ihrer Studie
erscheinen aktuell in der Fachzeitschrift mBio.

Legionella pneumophila heißt der Erreger der Legionärskrankheit
(Legionellose), einer atypischen Lungenentzündung, der für gesunde
Menschen eher harmlos ist, bei Menschen mit geschwächtem Immunsystem aber
lebensbedrohlich sein kann. Die Anzahl an Erkrankungen durch Legionellen
ist in den 2000er Jahren weltweit stetig gestiegen, mit zuletzt 228
registrierten Fällen und 10 Todesfällen in 2017 in Österreich. Der letzte
große Ausbruch in Europa ereignete sich im September 2018 in der
italienischen Stadt Brescia. Über 400 Patienten erkrankten an
Lungenentzündung und wurden im Spital behandelt.

Der natürliche Lebensraum der Legionellen sind Sedimente von Seen und
Flüssen, sie kommen aber auch in Wasserleitungssystemen vor. "Dort
vermehren sie sich in Einzellern, die sie anschließend zerstören. Genau
diese Eigenschaft erlaubt Legionellen auch die Infektion des Menschen. Zur
Erkrankung kommt es in der Regel erst nachdem sich Legionellen in
Einzellern vermehrt haben", erklärt Matthias Horn vom neu gegründeten
Zentrum für Mikrobiologie und Umweltsystemwissenschaft, der gemeinsam mit
seinem Team und WissenschafterInnen des renommierten Institut Pasteur und
der University of Michigan das Leben der Legionellen in Einzellern
untersucht hat.

Schutz vor Krankheitserregern

Mit der Fähigkeit in Einzellern zu überleben sind Legionellen nicht
allein. Einzeller beherbergen häufig andere Bakterien, die ihnen jedoch
nicht schaden, sogenannte Endosymbionten. Das ForscherInnenteam hat nun
herausgefunden, dass diese Bakterien maßgeblich die Vermehrung und
Verbreitung von Legionellen beeinflussen. In zahlreichen Experimenten
konnten Sie nachweisen, dass Legionellen sich weniger gut in Amöben
vermehren können, wenn diese Endosymbionten enthalten. Erstaunlicherweise
überleben dabei die meisten Amöben mit Endosymbionten die ansonsten letale
Infektion mit Legionellen. "Jene Bakterien, die sich vorher in Amöben mit
Endosymbionten vermehrt hatten, waren deutlich weniger infektiös, konnten
also weit weniger effizient neue Amöben attackieren", berichtet Lena
König, Erstautorin der Studie und Doktorandin am Zentrum für Mikrobiologie
und Umweltsystemwissenschaft.

Dem molekularen Mechanismus auf der Spur

Um besser zu verstehen, was innerhalb von Amöben passiert, die zeitgleich
Endosymbionten beherbergen und von Legionellen infiziert werden, haben
sich die WissenschafterInnen die Genexpression beider Bakterien genauer
angesehen. "Die RNA-Sequenzierung erlaubt Rückschlüsse auf biologische
Ereignisse, die sich innerhalb der Einzeller abspielen", erklärt Cecilia
Wentrup, die als Postdoktorandin maßgeblich am Projekt beteiligt war.
König ergänzt: "Dabei haben wir eine Erklärung für die Reduktion der
Infektiosität der Legionellen gefunden. Diese scheinen nämlich den
natürlichen Endosymbionten der Amöben in der Konkurrenz um Nährstoffe zu
unterliegen, die beide von den Einzellern benötigen." Die Folge:
Legionellen vermehren sich langsamer und können für die Infektion von
Amöbe und Mensch notwendige Faktoren nicht produzieren. Die
Krankheitserreger sind beispielsweise nicht beweglich und es fehlen ihnen
wichtige Speicherstoffe.

Vom Labor in die Umwelt

Eine weitere Beobachtung ließ die ForscherInnen aufhorchen. Der
Wachstumsstopp funktionierte nicht nur mit den üblicherweise verwendeten
Laborstämmen, sondern auch mit frisch aus der Umwelt gewonnenen Amöben,
sowie mit kürzlich isolierten Legionellen. Endosymbionten von Amöben sind
also nicht nur unter Laborbedingungen, sondern vermutlich auch in der
Umwelt ein wichtiger Faktor bei der Vermehrung und Verbreitung von
Legionellen. Dies erscheint insbesondere deshalb interessant, da die
meisten Einzeller unter natürlichen Bedingungen bakterielle Symbionten
tragen. Die aktuelle Studie leistet damit einen wichtigen Beitrag zu einem
besseren Verständnis der Lebensweise dieser bakteriellen Krankheitserreger
in der Umwelt.

Das Projekt wurde an der Universität Wien im Rahmen des FWF-Projekts
"Eukaryotic genes in vacuolar pathogens and symbionts (EUGENPATH)" und
eines Marie Skłodowska-Curie Individual Fellowship-Stipendiums
durchgeführt.


Publikation in mBio:

Lena König, Cecilia Wentrup, Frederik Schulz, Florian Wascher, Sarah
Escola, Michele S. Swanson, Carmen Buchrieser, Matthias Horn. 2019.
Symbiont-mediated defense against Legionella pneumophila in amoebae.
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Originalpublikation:

https://mbio.asm.org/content/10/3/e00333-19
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RADIOLOGIE/325: Neues Strahlenschutzgesetz - Maximale Sicherheit in der Nuklearmedizin (BDN)


Berufsverband Deutscher Nuklearmediziner e.V. - 14. Mai 2019

Neues Strahlenschutzgesetz:

Maximale Sicherheit in der Nuklearmedizin



Berlin - Von der Schilddrüse über Herz und Brust bis zur Prostata: In
Deutschland finden in der Nuklearmedizin jährlich über drei Millionen
Untersuchungen und Therapien statt. Das neue Strahlenschutzgesetz, das
zum Beginn des Jahres in Kraft getreten ist, betont nochmals stärker,
vor jeder Untersuchung oder Behandlung gewissenhaft zu entscheiden, ob
die jeweilige Anwendung gerechtfertigt ist. Zudem ist jetzt auch
rechtlich verankert, dass Patienten erst entlassen werden dürfen, wenn
die Strahlendosis für Dritte nicht mehr als ein Millisievert beträgt.
"Die Nuklearmedizin war schon immer streng überwacht, nun ist ein
Höchstmaß an Sicherheit für Patienten und Angehörige garantiert",
erklärte Professor Dr. med. Detlef Moka, 1. Vorsitzender des
Berufsverbandes Deutscher Nuklearmediziner e.V. (BDN), auf einer
Pressekonferenz in Berlin.

Die Nuklearmedizin nutzt schwach radioaktiv markierte Substanzen -
sogenannte 'Tracer' -, um Krankheiten sichtbar zu machen und zu
behandeln. Dazu gehören Tumorerkrankungen, aber auch Krankheiten des
Herzens und der Schilddrüse. Aufgrund ihrer geringen Konzentration
haben die radioaktiven Tracer in der Regel weder pharmakologische noch
toxische Nebenwirkungen. "Dennoch liegt natürlich auch eine generelle
Strahlenbelastung des Patienten, des beteiligten Arztes mit seinen
Mitarbeitern und der Umwelt vor", erläutert Moka. Aus diesem Grund
muss der Einsatz radioaktiver Tracer von einem fachkundigen Arzt genau
abgewogen werden. Dies gibt das neue Strahlenschutzgesetz vor - zuvor
war der Strahlenschutz in Verordnungen geregelt und im Atomgesetz
verortet.

Nutzen-Risiko-Entscheidung vor jeder Untersuchung und Behandlung

Mit dem neuen, eigenständigen Gesetz und der darauf basierenden neuen
Strahlenschutzverordnung wurden die bisherigen Verordnungen außer
Kraft gesetzt. Deren Inhalte wurden zwar weitgehend übernommen, aber:
"Die Novelle hebt nochmals stärker die Notwendigkeit hervor, vor der
Anwendung radioaktiver Stoffe oder ionisierender Strahlung die
rechtfertigende Indikation zu stellen", erläuterte Dr. Goli-Schabnam
Akbarian, Leiterin des Referats 'Strahlenschutzrecht; ionisierende
Strahlung' beim Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare
Sicherheit (BMU) in Bonn. "Ein im Strahlenschutz speziell
ausgebildeter Arzt muss vor jeder Untersuchung oder Behandlung
entscheiden, ob die Anwendung gerechtfertigt ist, also der Nutzen für
den Patienten höher ist als das Risiko", ergänzte Dr. Birgit Keller,
Leiterin des Referats 'Anwendung ionisierender Strahlung am Menschen;
nichtionisierende Strahlung' am BMU.

Ärztliche Entscheidungen, Untersuchungsqualität und Befunde werden überprüft

Wie schon vor dem neuen Gesetz werden diese Entscheidungen auch
künftig weiterhin alle zwei Jahre in allen nuklearmedizinischen
Klinikabteilungen und Praxen durch die Ärztliche Stelle Strahlenschutz
überprüft, die den jeweils zuständigen Landesministerien untersteht.
"Bei den Prüfungen müssen die nuklearmedizinisch tätigen Ärzte
nachweisen, dass für ihre diagnostischen und therapeutischen Maßnahmen
eine ausreichende rechtfertigende Indikation vorlag, die Untersuchung
technisch einwandfrei und der daraus resultierende Befund medizinisch
richtig war", erklärt BDN-Vorsitzender Moka. Auch wird überprüft, ob
die eingesetzte Menge an Radioaktivität beziehungsweise die dadurch
resultierende Strahlenbelastung des Patienten den gesetzlichen
Vorgaben entsprach, dem Krankheitsbild angemessen war und ob die
technische Ausstattung ausreichend modern ist.

Bei schwerwiegenden Verstößen droht Meldung an die Behörden

Sollten bei den Überprüfungen Verstöße festgestellt werden, erfolgt
eine Beratung der betroffenen Ärzte mit Auflagen zur Verbesserung und
womöglich kurzfristiger erneuter Überprüfung. Bei schwerwiegenden
Verstößen mit Auswirkungen auf die Patientensicherheit oder die Umwelt
kann es sogar zu einer sofortigen Mitteilung an die zuständige
Bezirksregierung oder das Landesministerium kommen. Insgesamt stelle
das Strahlenschutzgesetz sicher, so Moka, dass nur noch zwingend
notwendige Untersuchungen stattfinden: "Damit ist das Gesetz ein
wichtiger Beitrag zur Patientensicherheit."

Schutz vor Strahlung für Angehörige und Dritte jetzt rechtlich verankert

Zu den neuen Regelungen des novellierten Strahlenschutzgesetzes zählen
schriftliche Arbeitsanweisungen für alle Untersuchungen und
Behandlungen sowie eine Risikoanalyse zur Gefahr unbeabsichtigter
Exposition der behandelten Person etwa vor dem erstmaligen Einsatz
radioaktiver Strahlung. Ebenfalls wichtig: War früher der
Strahlenschutz von Angehörigen und Dritten eine Richtlinie, so ist er
jetzt erstmals rechtlich verankert. "Patienten dürfen erst entlassen
werden, wenn sie nicht mehr Strahlendosis als ein Millisievert an
Angehörige oder Dritte abgeben können", so Keller. "Dies gilt auch für
alle neuen Therapien." Unbeabsichtigte Strahlenbelastungen müssen
darüber hinaus als bedeutsames Vorkommnis an die zuständige
Strahlenschutzbehörde gemeldet werden.

International hoher Sicherheitsstandard in Deutschland

"Insgesamt festigen und unterstützen die neuen Regelungen den hohen
Sicherheitsstandard im Strahlenschutz, den wir in Deutschland haben -
auch im internationalen Vergleich", betonte Birgit Keller.

 * 

Quelle:

Berufsverband Deutscher Nuklearmediziner e.V.

Pressemitteilung vom 14. Mai 2019
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SPORTMEDIZIN/339: O-Beine durch intensives Fußballspielen (idw)


Gesellschaft für Orthopädisch-Traumatologische Sportmedizin (GOTS) - 14.05.2019

O-Beine durch intensives Fußballspielen



Noch immer streiten Experten darüber, ob intensives Fußballspiel in der
Jugend zu O-Beinen führt oder ob die Auswahl der jungen Spieler, die
vermehrte Zahl an O-Beinen im Kollektiv mit sich bringt, weil diese
fraglich besser dribbeln können. Dr. Florian Wolf, Facharzt für
Unfallchirurgie und Orthopädie von der Arbeitsgruppe 3D-Chirurgie der
Klinik für Allgemeine, Unfall- und Wiederherstellungschirugie der LMU
München stellt auf dem internationalen Kongress der Gesellschaft für
Orthopädisch-Traumatologische Sportmedizin dazu eine wissenschaftliche
Studie vor. Das Ergebnis: ein intensives Fußballtraining in der Jugend
erhöht das Risiko für die Entwicklung von O-Beinen signifikant.

"Der Hauptgrund dafür scheint in den noch aktiven, offenen Wachstumsfugen
begründet. Diese schließen sich regelhaft bei Mädchen zum 14./15.
Lebensjahr, bei Jungen sogar erst zum 16. Lebensjahr. Möglicherweise
entstehen durch das intensive Training bei wiederholten Mikrotraumata
schädigende Effekte am Schienbeinkopf. Daraus können später Deformitäten
am Schienbein resultieren", so Wolf. Durch die O-Deformierung werden die
Strukturen auf der Innenseite des Kniegelenkes stärker belastet. Dies kann
mit zunehmendem Alter zu einer Kniegelenks-Arthrose und später bis zur
Notwendigkeit eines künstlichen Kniegelenkes führen.

Patienten mit O-Beinen oder Schmerzen am inneren Kniegelenksspalt sollten
sich einer sorgfältigen klinischen und radiologischen Untersuchung mit
Analyse der Beingeometrie unterziehen. Ab einem bestimmten Grad der
Abweichung, beziehungsweise der Beschwerden, ist eine Achskorrektur der
Beine zu erwägen, so die Mediziner.

Wolf: "Dabei greifen wir operativ je nach Ort der Deformität am
Schienbeinkopf oder Oberschenkelknochen in Kniegelenksnähe, selten auch an
beiden Knochen ein. Bei der klassischen Methode wird nach Durchtrennung
des Knochens mit Platten die korrekte Beinachse fixiert. Falls bei einer
begleitenden Verdrehung der Knochen die Füße sehr weit nach innen oder
außen stehen, die Hüften ungünstig eingestellt sind oder gar zusätzlich
eine Beinlängendifferenz vorliegt, wird eine Korrektur mit Marknägeln
bevorzugt"

Besonders die Umstellungs- und oder die Verlängerungs-Operationen mit
Marknägeln lassen sich mit kleinsten Zugängen, sozusagen minimal-invasiv
durchführen. Die Patienten gehen im Anschluss durchschnittlich vier bis
sechs Wochen unter Teilbelastung an Gehstützen und können dann wieder
sportlich aktiv sein.

Eine nur leichte O-Bein-Stellung, ohne anhaltende Beschwerden sollte
erstmal konservativ behandelt werden. Dabei empfiehlt sich z.B. das Meiden
besonderer Spitzenbelastungen, Kräftigung der Muskulatur, eine
Schuhaußenranderhöhung und die Gabe entzündungshemmender Medikamente.

"Unsere Ergebnisse zum Leistungssport würden wir gerne mit Vereinen und
Sport- und Trainingswissenschaftlern weiter erörtern, um gegebenenfalls
die betroffenen jugendlichen SportlerInnen frühzeitig zu identifizieren
und entsprechende Anpassungen des Trainings umzusetzen, so der Mediziner.

Für ihre Studie analysierte die Arbeitsgruppe 3D-Chirurgie der LMU München
systematisch die vorhandene Literatur und fasste die Ergebnisse
anschließend wissenschaftlich zusammen. Dabei schloss die
wissenschaftliche Analyse internationale Studien mit zusammen über 1300
jungen männlichen Leistungssportlern im Fußball und vergleichbar große
Kontrollgruppen ein.

Das Phänomen der O-Beine bei heranwachsenden Leistungssportlern wird im
Übrigen in geringerem Ausmaß auch bei anderen high-impact Sportarten wie
Tennis, Handball und Volleyball beschreiben. Auch hier werden als Ursache
die häufigen, schnellen Richtungswechsel vermutet.
Die Forscher betonen ausdrücklich, dass die Ergebnisse nicht auf den
Breitensport zu übertragen sind - im Gegenteil: Der Breitensport ist
wichtig und förderlich für die Entwicklung der Heranwachsenden!


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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DIAGNOSTIK/601: Funktionelle endoskopische Schluck-Untersuchung zur Diagnostik von Schluckstörungen (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 14.05.2019

Die FEES ist eine sichere und aufschlussreiche Methode zur Diagnostik von Schluckstörungen



Die funktionelle endoskopische Schluck-Untersuchung (FEES) ist ein
etabliertes Verfahren der Dysphagiediagnostik. Eine aktuell in
"Neurological Research and Practice" publizierte Studie [1] untersuchte an
23 Zentren in Deutschland und in der Schweiz die Sicherheit der FEES sowie
ihren Einfluss auf das Therapiemanagement von Patienten mit
Schluckstörungen. Das Diagnoseverfahren erwies sich als sicher und führte
bei über der Hälfte der Patienten zu einer Änderung des
Ernährungsmanagements.

Als flankierende Maßnahme des FEES-Curriculums der Deutschen Gesellschaft
für Neurologie (DGN), der Deutschen Schlaganfallgesellschaft (DSG) und der
Deutschen Gesellschaft für Geriatrie (DGG) wurde 2014 eine multizentrische
FEES-Registerstudie initiiert. Diese Studie verfolgte das Ziel, die
Sicherheit und Effektivität der nach diesem Ausbildungsprogramm
implementierten FEES zu überprüfen. Wie aktuell in "Neurological Research
and Practice" aktuell berichtet wird, konnten in diese Studie an 23
Standorten von September 2014 bis Mai 2017 insgesamt 2401 Patienten mit
einem weiten, repräsentativen Diagnosespektrum eingeschlossen werden (u.a.
hatten 61% eine Schlaganfall-Diagnose, 6,5% waren an Morbus Parkinson
erkrankt).

Im Ergebnis zeigte sich zum einen, dass die FEES auch in der Hand von
unerfahrenen Untersuchern, eine entsprechende Supervision vorausgesetzt,
eine sehr sichere und verträgliche Methode der Dysphagiediagnostik ist.
Die Häufigkeit von Komplikationen lag auf dem Niveau anderer
Publikationen, zudem waren die in der Studie beobachteten Komplikationen
stets selbstlimitiert und bedurften keiner weitergehenden
Notfallintervention. Zum anderen zeigte die Studie, dass die FEES in sehr
vielen Fällen (>50%) einen direkten Einfluss auf das Ernährungsmanagement
des Patienten hatte. So konnten mehr als 40% der Patienten nach der FEES
eine liberalere Kostform erhalten, bei mehr als 15% war sogar der Wechsel
von einer künstlichen enteralen Ernährung über eine Magensonde zu einer
oralen Kost möglich. Demgegenüber wies die FEES bei ca. 12% der Patienten
auf eine bisher unterschätzte Schluckstörung hin und gab so Anlass für
eine vorsichtigere Ernährungsform.

"Insgesamt legt diese Studie nahe, dass die Versorgung von
Dysphagiepatienten in Deutschland an vielen Standorten in vorbildlicher
Weise interdisziplinär erfolgt", erklärte Prof. Dr. Rainer Dziewas vom
Universitätsklinikum Münster. "Wünschenswert wäre in jedem Fall, dass auch
zukünftig eine weitere Verbesserung der Versorgung angestrebt und
konsequent von wissenschaftlichen Projekten begleitet wird."

Das FEES-Curriculum der Deutschen Gesellschaft für Neurologie (DGN), der
Deutschen Schlaganfallgesellschaft (DSG) und der Deutschen Gesellschaft
für Geriatrie (DGG) wurde 2014 ins Leben gerufen. Seitdem hat diese
Initiative mehr als 500 FEES-Zertifikate und mehr als 400
FEES-Ausbilder-Zertifikate vergeben. Zudem werden pro Jahr an verschiedensten Standorten
in Deutschland eine kontinuierlich steigende Zahl an curricularen
FEES-Kursen angeboten und auch Hospitationsmöglichkeiten wurden an mehreren
Kliniken systematisch implementiert. Zuletzt hat sogar die European
Society for Swallowing Disorders (ESSD) ein in relevantem Umfang an das
Deutsche Konzept angelehnte Ausbildungsprogramm vorgestellt.

Literatur

[1] Dziewas R et al. Neurological Research and Practice; 2019

https://doi.org/10.1186/s42466-019-0021-5
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ERNÄHRUNG/1479: Essen und Trinken bei Zöliakie (DGE)


Deutsche Gesellschaft für Ernährung e.V. - 14. Mai 2019

Essen und Trinken bei Zöliakie

DGE informiert zur Zöliakie-Aktionswoche vom 11.-19. Mai 2019



In Deutschland ist etwa 1 % der Bevölkerung von Zöliakie betroffen. Die
Autoimmunerkrankung beruht auf einer lebenslangen Unverträglichkeit
gegenüber dem Getreideeiweiß Gluten. Das auch als "Klebereiweiß"
bekannte Gluten ist in Getreide wie Weizen, Dinkel, Grünkern, Roggen und
Gerste enthalten und bestimmt die Backeigenschaften des Mehles. Bei einer
entsprechenden genetischen Veranlagung führt der Verzehr von
glutenhaltigen Lebensmitteln zu entzündlichen Veränderungen der
Dünndarmschleimhaut.

Therapie - lebenslang glutenfrei ernähren

Die einzige Erfolg versprechende Therapie der Zöliakie ist es, lebenslang
vollständig auf glutenhaltige Lebensmittel zu verzichten. Das erfordert
eine strikte Ernährungsumstellung. Für Zöliakiebetroffene stellen
glutenfreie Lebensmittel eine wesentliche Erleichterung beim
Lebensmitteleinkauf dar. Glutenfreie Lebensmittel werden in Supermärkten,
Drogerien, Bioläden und Reformhäusern vielfältig angeboten und die
Auswahl nimmt ständig zu. Für eine glutenfreie Ernährung geeignete
Produkte sind als "glutenfrei" gekennzeichnet. Zudem können
glutenfreie Produkte das Symbol der "Durchgestrichenen Ähre" der
Deutschen Zöliakie-Gesellschaft e. V. (DZG) tragen.

"Auch wenn anhand des stark wachsenden Angebotes in den
Lebensmittelregalen der Eindruck entstehen könnte, glutenfreie Produkte
seien grundsätzlich gesundheitsfördernd, sind diese Lebensmittel speziell
für Menschen mit einer Unverträglichkeit gegen das Getreideeiweiß
entwickelt worden", sagt DGE-Sprecherin Antje Gahl. "Für andere
Verbraucher bringt eine glutenfreie Ernährung[1], die teilweise mit
großen Einschränkungen verbunden ist, keine gesundheitlichen Vorteile.
Die Spezialprodukte sind außerdem meist deutlich teurer."

Mit der aktuell überarbeiteten DGE-Infothek "Essen und Trinken bei
Zöliakie? unterstützt die DGE Ernährungsfachkräfte in der Beratung,
die das Medium auch an Menschen mit Zöliakie weitergeben können.
Betroffene erfahren, wie sie sich trotz der Einschränkungen, die eine
glutenfreie Ernährung mit sich bringt, ausgewogen und abwechslungsreich
ernähren können. Die Broschüre informiert außerdem über das
Krankheitsbild, die Ursachen, die Symptome und die Diagnostik. Tipps zur
Lebensmittelauswahl und -zubereitung sowie zum Umgang mit Diätfehlern
erleichtern den Einstieg in die Ernährungsumstellung. Außerdem geht die
Broschüre auf die Kennzeichnung von Gluten sowie Hafer in der glutenfreien
Ernährung ein.

Die 28-seitige Broschüre kann unter der Art.-Nr. 123020 zum Preis von 1,00
EUR zzgl. Versandkosten beim DGE-MedienService bestellt werden: 

Tel.: 0228 9092626, Fax: 0228 9092610

E-Mail. info@dge-medienservice.de

www.dge-medienservice.de

Vielfältige Symptome bei Zöliakie

Die Zöliakie entwickelt sich durch erbliche Veranlagung, daher tritt die
Krankheit gehäuft familiär auf. Die Anzeichen einer Zöliakie sind
vielfältig. Die auffälligsten Symptome beim Säugling und Kleinkind sind
ein aufgeblähter Bauch, der in Kontrast zu einem mageren Körper steht.
Die Blähungen kommen durch unverdaute Nahrungsbestandteile im Dickdarm
zustande, die von Bakterien unter Gasbildung verdaut werden. Bei Kindern
und Jugendlichen zeigt sich häufig ein Untergewicht. Im Erwachsenenalter
führt die gestörte Nährstoffausnutzung meist zu Gewichtsverlust sowie
einem Vitamin- und Mineralstoffmangel. Die Betroffenen klagen über
Völlegefühl, Blähungen, Appetitlosigkeit, Übelkeit sowie über
gelegentliche oder fortwährende Durchfälle.

Was tun bei Verdacht auf Zöliakie?

Bei Verdacht auf Zöliakie erfolgt die Diagnose bei einem Facharzt
(Gastroenterologe) vor allem durch den Nachweis zöliakietypischer
Antikörper im Blut und durch den Nachweis der Dünndarmschädigung mittels
Gewebeproben aus der Dünndarmschleimhaut. Eine sichere Diagnose kann nur
unter einer Ernährung mit einer ausreichenden Glutenzufuhr erfolgen. Daher
sollte auf keinen Fall glutenfrei oder glutenarm gegessen werden, bevor die
Zöliakie sicher festgestellt ist. Nach erfolgter Diagnose kann die
Zöliakie nur durch einen lebenslangen Verzicht auf glutenhaltige
Lebensmittel behandelt werden. Das konsequente Meiden von Gluten behandelt
allerdings nur die Symptomatik, die eigentliche Krankheit bleibt ein Leben
lang bestehen. Selbst kleine Mengen an Gluten können erneut Beschwerden
auslösen.


[1] https://www.dge.de/presse/pm/selbstdiagnose-unvertraeglichkeit/

Den Pressetext finden Sie unter:

https://www.dge.de/presse/pm/essen-und-trinken-bei-zoeliakie-1/

 * 

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Ernährung e.V. (DGE)

DGE-Presseinfo 11/2019, 14. Mai 2019

Godesberger Allee 18, 53175 Bonn

Telefon: +49 228 / 3776-600, Telefax: +49 228 / 3776-800

Internet: www.dge.de
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STUDIE/546: Verbrauchermonitor - Häufiger Durchfallerreger ist vielen Menschen unbekannt (BfR)


Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) - 14.05.2019

Häufiger Durchfallerreger ist vielen Menschen unbekannt

BfR-Verbrauchermonitor: Salmonellen kennen 96 Prozent der Befragten,
weniger als ein Drittel hat vom Küchenkeim Campylobacter gehört



Salmonellen, gentechnisch veränderte Lebensmittel und Mikroplastik in
Lebensmitteln sind die Gesundheits- und Verbraucherthemen, die auf der
Bekanntheitsskala von Verbraucherinnen und Verbrauchern ganz oben stehen.
Dennoch halten über drei Viertel der Deutschen Lebensmittel für sicher.
Dies ist das Ergebnis des aktuellen Verbrauchermonitors - einer
repräsentativen Bevölkerungsumfrage des Bundesinstituts für
Risikobewertung (BfR). Am meisten beunruhigen Antibiotikaresistenzen,
Mikroplastik und Reste von Pflanzenschutzmitteln in Lebensmitteln.
Insgesamt sind die Menschen jedoch nicht so besorgt wie in der vorherigen
Umfrage im Sommer 2018. "Das Interesse an gesundheitlichen
Verbraucherthemen steigt zunehmend", sagt BfR-Präsident Professor Dr. Dr.
Andreas Hensel. "Trotz allem unterschätzen die Menschen Risiken durch
Krankheitserreger in der Küche." Campylobacter, der häufigste bakterielle
Erreger von Durchfallerkrankungen, ist zwar bekannter als im Vorjahr -
dennoch hat weniger als ein Drittel der Befragten davon gehört.
Salmonellen kennen dagegen 96 Prozent.

https://www.bfr.bund.de/cm/350/bfr-verbrauchermonitor-02-2019.pdf

Ob Antibiotikaresistenzen, Mikroplastik oder Salmonellen - welche
gesundheitlichen Risiken sind der Bevölkerung bekannt und was beunruhigt
sie? Als repräsentative Befragung liefert der BfR-Verbrauchermonitor in
halbjährlichem Abstand Einsichten zu der Frage, wie die Deutschen
gesundheitliche Risiken wahrnehmen. Dafür werden etwa 1.000 Personen, die
in Privathaushalten leben und mindestens 14 Jahre alt sind, im Auftrag des
BfR telefonisch interviewt.

Nach wie vor nehmen die Befragten Rauchen, Klima- und Umweltbelastung
sowie eine ungesunde oder falsche Ernährung als die größten
gesundheitlichen Risiken wahr. Erstmals nannten die Befragten auch die
Belastung durch Dieselabgase und Feinstaub spontan als Risiko. Fragt man
nach ausgewählten Themen, so führen Salmonellen, gentechnisch veränderte
Lebensmittel und - erstmals auf Platz 3 - Mikroplastik in Lebensmitteln
die Bekanntheitsskala an. Darauf folgen Antibiotikaresistenzen, Reste von
Pflanzenschutzmitteln in Lebensmitteln sowie Aluminium in
Lebensmittelverpackungen oder -behältnissen.

Wie im Vorjahr sind Antibiotikaresistenzen und Mikroplastik immer noch die
Themen, die den meisten Befragten Sorgen bereiten. Im Vergleich zur
letzten Umfrage ist die Bevölkerung jedoch deutlich weniger besorgt um
Antibiotikaresistenzen: Hier sind die Befürchtungen um 11 Prozentpunkte
auf 57 Prozent gesunken. Auch Salmonellen und Kohlenmonoxid finden weniger
Menschen als im Vorjahr besorgniserregend.

Kosmetika und Textilien werden im Vergleich zur Vorgängerbefragung als
ähnlich sicher eingeschätzt. Bei Spielzeug ist das Sicherheitsgefühl
leicht gesunken. Weniger Menschen als 2018 vertrauen den staatlichen
Stellen in Deutschland, dass diese die Gesundheit schützen. Jedoch bringt
weiterhin über die Hälfte der Befragten dem Staat dieses Vertrauen
entgegen.

Der BfR-Verbrauchermonitor widmet sich einerseits Themen, die in der
Öffentlichkeit eine große Aufmerksamkeit erhalten. Andererseits analysiert
er Fragen, die bisher weniger im öffentlichen Fokus stehen, aber ebenfalls
relevant sind, wie beispielsweise Lebensmittelhygiene zu Hause und
Schimmelpilzgifte in Lebensmitteln oder die neuartige Methode des "Genome
Editings" zur zielgerichteten Veränderung des Erbguts. Wie schon 2018 sind
diese Themen in der öffentlichen Wahrnehmung wenig sichtbar und werden
auch nicht als besonders beunruhigend angesehen.


Über das BfR

Das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) ist eine wissenschaftlich
unabhängige Einrichtung im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL). Es berät die Bundesregierung und die
Bundesländer zu Fragen der Lebensmittel-, Chemikalien- und
Produktsicherheit. Das BfR betreibt eigene Forschung zu Themen, die in
engem Zusammenhang mit seinen Bewertungsaufgaben stehen.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution638

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) - Nr. 16/2019, 14.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1338: Medikamenten-Verblisterung für Pflegeheime - Viel diskutiert, aber kaum erforscht (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 14.05.2019

Medikamenten-Verblisterung für Pflegeheime: Viel diskutiert, aber kaum erforscht

Für Argumente pro und kontra fehlen belastbare Studiendaten / IQWiG macht
Vorschlag für Studiendesign



Bei der Verblisterung portioniert und verpackt die Apotheke (oder ein von
ihr beauftragter Dienstleister) die verordneten Medikamente einer
Patientin oder eines Patienten nach Wochentagen und Tageszeiten sortiert
in individuelle durchsichtige Verpackungen (Blister). So sieht man auf
einen Blick, wann welche Tabletten zu nehmen sind und ob man an alle
Einnahmen gedacht hat.

Seit einigen Jahren wird in Deutschland breit und kontrovers diskutiert,
ob eine vermehrte Verblisterung für Pflegeheimbewohner geeignet ist, das
System der Pflege zu entlasten und die Versorgung der Heimbewohner
nachhaltig zu verbessern. Das Bundesgesundheitsministerium (BMG) hat
deshalb das Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im
Gesundheitswesen (IQWiG) beauftragt zu prüfen, welche Erkenntnisse es dazu
unter anderem aus Studien gibt. Der Bericht liegt nun vor.

Nach den Recherchen des IQWiG wurde die patientenindividuelle
Verblisterung (PIV) auch international bislang ganz überwiegend für den
ambulanten Bereich erforscht. Was die Verblisterung für Pflegeheime
angeht, gibt es hingegen kaum belastbare Daten aus Studien. Auch die
gängigen Argumente, die verschiedene Akteure und Interessengruppen jeweils
für oder gegen eine vermehrte PIV in Pflegeheimen ins Feld führen, sind
nicht wissenschaftlich belegbar. Das gilt gleichermaßen für den Aspekt der
Wirtschaftlichkeit.

Mögliche Vor- und Nachteile

Nach Ansicht ihrer Befürworter spricht für die PIV, dass dann seltener
Medikationsfehler auftreten. Denn je mehr Erkrankungen ein Heimbewohner
hat, desto komplexer ist die Arzneimitteltherapie. Wenn Pflegekräfte bei
der Organisation der Medikamentengabe entlastet würden, hätten sie mehr
Zeit für die Zuwendung gegenüber dem einzelnen Patienten. Und das könnte
wiederum die Arbeitszufriedenheit in der Pflege erhöhen und den Beruf
attraktiver für den Nachwuchs machen.

Kritiker befürchten indes einen Kompetenzverlust, wenn zunehmend Aufgaben
von Pflegefachpersonen auf andere Berufsgruppen verlagert werden.
Möglicherweise verlören Patientinnen und Patienten zudem einen Teil ihrer
Autonomie, weil sie noch weniger erkennen und entscheiden könnten, welche
Arzneimittel sie einnehmen und welche nicht. Kritiker verweisen auch
darauf, dass nicht alle Arzneimittel "blisterbar" sind. Dies könnte die
Medikamentengabe für die Pflegekräfte in den Heimen eher noch
verkomplizieren, weil sie neben den Tabletten in den Blistern an eine
zweite Medikamentenverteilung denken müssten.

Die Verblisterung verursacht erst einmal zusätzliche Kosten. Diese dürften
aber zumindest teilweise kompensiert werden, wenn der "Verwurf" schrumpft.
Dadurch, dass nicht mehr jeder Patient eine vollständige Packung erhält,
sondern nur die einzelnen Tabletten im Blister, wird insgesamt weniger
weggeworfen.

Studien untersuchen PIV im ambulantem Sektor

Zwar fanden die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler eine Reihe von
Studien, die Aspekte des Nutzens der Verblisterung untersuchten. Doch alle
bezogen sich auf ein ambulantes Setting. Solche Studien sind aber kaum auf
den stationären Bereich übertragbar. Dies gilt vor allem deshalb, weil
Menschen, die zuhause leben, noch in der Lage sein sollten, ihre
Medikamente selbst zu handhaben. Keine Studie widmete sich der stationären
Altenpflege.

Aus Deutschland stammen hauptsächlich Vorher-nachher-Vergleiche ohne
Kontrollgruppe, die in Modellprojekten von Krankenkassen evaluiert wurden.
Die Ergebnisse solcher Studien sind jedoch aus wissenschaftlicher Sicht
wenig aussagekräftig - sowohl in Hinblick auf den Nutzen für die
Heimbewohner (Symptome, Gesundheitszustand, Nebenwirkungen von
Medikamenten etc.) als auch für die Pflegekräfte (fachliche Kompetenz,
arbeitsbezogene Lebensqualität etc.). Nutzen und Schaden einer PIV im
Pflegeheim bleiben somit unklar, bilanziert das IQWiG.

Aussagen zur Wirtschaftlichkeit nur mittels Schätzung möglich

Unzureichend ist die Studienlage auch in Hinblick auf die
Wirtschaftlichkeit der Verblisterung für Pflegeheime. Hier konnte das
Institut auf Basis unterschiedlicher Quellen jedoch mögliche Effekte auf
die Wirtschaftlichkeit schätzen. Die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler nahmen dabei an, dass ein Wochenblister rund 3 € kostet
und die Medikamentenausgaben aufgrund geringeren Verwurfs um 4,1 % sinken.
Fallen pro Woche und Heimbewohner mindestens 73,17 &euro: an Kosten für
verblisterte Arzneimittel an, wäre eine PIV kostenneutral. Das bezieht
sich jedoch nur auf die Arzneimittelkosten. Andere monetäre Effekte (etwa
infolge seltenerer Klinikeinweisungen) einzubeziehen, ist mangels Daten
nicht möglich.

Auch Aussagen zu nicht monetären Effekten sind unsicher: Angenommen, rund
die Hälfte bis zwei Drittel der insgesamt etwa 818.000 in Deutschland
vollstationär versorgten Pflegebedürftigen erhielten verblisterte
Arzneimittel, beliefe sich die Zeitersparnis für die Pflegekräfte auf ca.
22 bis 51 Minuten pro Monat und Bewohner.

Hoher Forschungsbedarf: IQWiG macht Vorschlag für Design neuer Studie

Das Institut konstatiert für die PIV in Pflegeheimen einen insgesamt hohen
Forschungsbedarf. "Die Diskrepanz zwischen der breiten und teils vehement
geführten Debatte um die PIV einerseits und der schlechten Datenlage
andererseits hat uns doch überrascht", kommentiert Thomas Kaiser, Leiter
des Ressorts Arzneimittelbewertung im IQWiG. "Mit großer Verve
argumentieren einzelne Akteure und Interessenvertreter für oder gegen die
Verblisterung, ohne ihr Pro oder Kontra wissenschaftlich unterfüttern zu
können", so Kaiser. "Es ist gut, dass ein Auftrag des
Gesundheitsministeriums dies nun offengelegt hat."

Vor diesem Hintergrund hat das IQWiG das Konzept für eine künftige Studie
entwickelt und in den Bericht integriert. "Unsere Recherche hat nämlich
gezeigt, dass es zu anderen Fragestellungen durchaus hochwertige Studien
in der stationären Pflege gibt und sie offenkundig machbar sind",
bekräftigt Kaiser.

Zum Ablauf der Berichtserstellung

Das BMG hatte das IQWiG im Juni 2018 beauftragt, den Bericht in einem
beschleunigten Verfahren als sogenannten Rapid Report zu erarbeiten.
Zwischenprodukte wurden daher nicht veröffentlicht und nicht zur Anhörung
gestellt. Der vorliegende Rapid Report wurde am 29. März 2019 an den
Auftraggeber geschickt.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.iqwig.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 14.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1337: Kardiovaskuläres Risiko minimieren - Wichtiger Impuls für klinische Prüfung von Lp(a)-Senkern (idw)


Medizinische Universität Innsbruck - 14.05.2019

Kardiovaskuläres Risiko minimieren: Wichtiger Impuls für klinische Prüfung von Lp(a)-Senkern



20 Prozent der Bevölkerung haben aufgrund einer genetisch erhöhten
Lipoprotein(a)-Konzentration (> 50mg/dl) ein erhöhtes Risiko für
Herzinfarkt, Schlaganfall und Aortenklappenstenose. Spezifische
Medikamente, die das Blutfett Lp(a) senken, sind zwar in Entwicklung, das
Ausmaß einer notwendigen Lp(a)-Senkung wird allerdings kontrovers
diskutiert. Nun konnten Innsbrucker Epidemiolog*innen das für eine
kardiovaskuläre Risikoreduktion nötige Ausmaß einer Lp(a)-Senkung
abschätzen.

Um das Risiko für kardiovaskuläre Zwischenfälle um mehr als 20 Prozent zu
senken, müsste der Lp(a)-Spiegel um ca. 66 mg/dl gesenkt werden. Im
Hinblick auf die damit erzielte präventive Wirkung wäre das vergleichbar
mit der Senkung des LDL-Cholesterinspiegels um 38 mg/dl. So lautet das
Ergebnis einer neuen, kürzlich im Fachjournal JAMA Cardiology
veröffentlichten Untersuchung von Claudia Lamina und Florian Kronenberg
von der Sektion für Genetische Epidemiologie der Medizinischen Universität
Innsbruck, das für die Planung zukünftiger Klinischer Studien mit
Lp(a)-senkenden Medikamenten richtungsweisend sein wird.

Präventive Lp(a)-Senkung

Dass die Konzentration von Lp(a) im Blut ein unabhängiger kardiovaskulärer
Risikofaktor ist, wurde vielfach beschrieben. Die Kausalität dieses
Zusammenhanges wurde erstmals in den 90er Jahren vom Innsbrucker
Humangenetiker und Pionier der Lp(a)-Forschung, Gerd Utermann, mit dem
Prinzip der "Mendelian Randomization" nachgewiesen. Dieses damals noch
nicht so bezeichnete genetisch-statistische Verfahren wurde von Utermann
und seinem Team erstmals eingesetzt und ist mittlerweile zu einem
absoluten Standardverfahren in der Genetischen Epidemiologie geworden.
Nun liefern die Innsbrucker Epidemiolog*innen Claudia Lamina und Florian
Kronenberg eine belastbare Abschätzung, wie stark Lp(a) in zukünftigen
klinischen Studien gesenkt werden sollte, um das Herzinfarkt- und
Schlaganfallrisiko deutlich zu reduzieren. "Für die Berechnung dieses
Ergebnisses haben wir uns auf die genetisch-statistische Methode der
'Mendelian Randomization' gestützt. Dieses Verfahren kann angewendet
werden, wenn ein großer Teil der genetischen Grundlagen eines Parameters
bekannt ist und in großen Studien gemessen wurde, wie es bei
Lipoprotein(a) der Fall ist", so Kronenberg, dessen Studie auf eigenen
Daten aus fünf Beobachtungsstudien mit knapp 14.000
Studienteilnehmer*innen und anderen öffentlich verfügbaren Daten mit
nahezu 50.000 Patient*innenen und Kontrollen basiert.
Wirkstoffe, die Lp(a) selektiv senken, sind zwar bereits in klinischer
Erprobung, das notwendige Ausmaß der Senkung, das zu einer effektiven
Risikoreduktion für Herz-Kreislauferkrankungen beitragen könnte, wurde
bislang allerdings kontrovers diskutiert. "Mit den berechneten Daten
konnten wir einen wichtigen Beitrag für die Planung von zukünftigen
Interventionsstudien mit Lp(a)-senkenden Medikamenten liefern",
kommentiert Biostatistikerin und Erstautorin Claudia Lamina.

Innsbrucker Lp(a)-Expertise

Das Blutfett Lp(a) wird an der Medizinischen Universität Innsbruck bereits
seit mehr als 30 Jahren intensiv beforscht. Allein in den vergangenen zehn
Jahren wurden an der Sektion für Genetische Epidemiologie die
Lp(a)-Konzentrationen und die dazugehörigen Isoformen von mehr als 30.000
Menschen gemessen und mit klinischen Daten in Zusammenhang gebracht. So
konnte Stefan Coassin aus dem Team von Florian Kronenberg u.a. auch eine
neue Genmutation identifizieren, die für niedrige Lp(a)-Konzentrationen
verantwortlich ist und dadurch vor kardiovaskulären Erkrankungen schützt.

Mit den neuesten Erkenntnissen aus Innsbruck wird zudem eine
vorangegangene, in der Fachwelt kritisch beurteilte Analyse von
Wissenschafter*innen aus Cambridge relativiert, die zu einer Überschätzung
einer notwendigen Lp(a)-Senkung geführt hat.


Originalpublikation:

Estimation of the Required Lipoprotein(a)-Lowering Therapeutic Effect Size
for Reduction in Coronary Heart Disease Outcomes. A Mendelian
Randomization Analysis.

JAMA Cardiol. Published online April 24, 2019.

https://doi.org/10.1001/jamacardio.2019.1041

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2355
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Medizinische Universität Innsbruck - 14.05.2019
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FORSCHUNG/293: Schädliche Wirkung auf Embryonen frühzeitig in vitro testen (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich), Hochschulkommunikation, 14.05.2019

Schädliche Wirkung auf Embryonen frühzeitig in vitro testen



In einem neuen Zellkultur-Test kombinierten ETH-Forschende Embryonalzellen
mit Leberzellen. Damit können sie bei der Entwicklung neuer Medikamente
eine schädliche Wirkung auf Embryonen frühzeitig erkennen.

Medikamente müssen für werdende Mütter und ihre ungeborenen Kinder sicher
sein. Bevor die Behörden einen neuen Wirkstoff zulassen, muss dieser
zwingend in Tierversuchen bei trächtigen Nagetieren und - in der Regel -
Kaninchen getestet werden. Wissenschaftler aus dem Departement Biosysteme
der ETH Zürich in Basel haben nun einen Test entwickelt, mit dem sie die
Embryotoxizität von Wirkstoffen ausserhalb von Tieren in Zellkulturen
untersuchen können.

Der neue Test ersetzt zwar noch nicht die im Rahmen einer
Medikamentenzulassung gesetzlich vorgeschriebenen Tierversuche. Weil er
einfach, schnell und kostengünstig ist, könnten Forschende damit in
Zukunft jedoch in einem frühen Stadium der Medikamentenentwicklung eine
grosse Zahl von Wirkstoffkandidaten testen. Embryoschädigende Substanzen
würden damit frühzeitig erkannt und nicht erst bei
Embryotoxizitäts-Tierversuchen auffallen, die wegen ihrer hohen Kosten viel später im
Medikamentenentwicklungs-Prozess durchgeführt werden. Der neue Test
vermeidet damit potenzielle Leerläufe, wodurch Kosten eingespart und
Tierversuche reduziert werden können.

Zellkulturtest mit Stammzellen

Das neue Verfahren ist eine Weiterentwicklung des Embryonalen
Stammzell-Tests, bei dem Substanzen an sogenannten «Embryoid Bodies» in vitro
getestet werden. Embryoid Bodies sind dreidimensionale Zellklumpen, die
aus embryonalen Stammzellen - in diesem Fall von einer Maus - entstanden
sind und während zehn Tagen die ersten Schritte der Embryonalentwicklung
durchmachen. Lebensfähige Embryonen entstehen daraus nicht.

Die Wissenschaftler aus der Gruppe von ETH-Professor Andreas Hierlemann
erweiterten diesen Embryonalen Stammzell-Test nun um menschliches
Lebergewebe. «Es gibt eine ganze Reihe von Substanzen, die in ihrer Urform
nicht toxisch sind, vom menschlichen Stoffwechsel - vor allem durch die
Leber - jedoch zu schädlichen Stoffen umgewandelt werden», erklärt Julia
Boos, Doktorandin in Hierlemanns Gruppe und Erstautorin der in der
Fachzeitschrift Advanced Science

[http://dx.doi.org/10.1002/advs.201900294] veröffentlichten Studie. Im
Gegensatz zum herkömmlichen Embryonalen Stammzell-Test können solche
Stoffe mit dem neuen Test erkannt werden.

«Body on a chip»

Der neue Test findet von A bis Z auf einem einzigen Zellkultur-Chip mit
verschiedenen Kompartimenten statt. Darin befinden sich
Mikrogewebe-Kügelchen, welche das ETH-Spin-off Insphero aus menschlichen Leberzellen
hergestellt hat, sowie die aus Mauszellen gewachsenen Embryoid Bodies.
Lebermikrogewebe und Embryoid Bodies haben einen Durchmesser von rund
einem halben Millimeter und befinden sich in unterschiedlichen
Kompartimenten, welche durch Mikrokanäle miteinander verbunden sind. Diese
Mikrokanäle gewährleisten einen konstanten Flüssigkeitsaustausch zwischen
den verschiedenen Zellverbänden.

«Wir sind die ersten, die in einem Body-on-a-Chip-Ansatz Leberzellen mit
Embryonalzellen direkt miteinander kombinieren», sagt Boos. So wie im
Körper einer schwangeren Frau die Stoffwechselvorgänge in der Leber und
jene im heranwachsenden Embryo durch den Blutkreislauf miteinander
verbunden sind, findet in ihrem zusammenhängenden System eine permanente
Wechselwirkung von Leberzellen und Embryonalzellen statt. «Von Leberzellen
erzeugte Metaboliten wirken direkt auf die Embryonalzellen - auch jene
Metaboliten, die nur für wenige Minuten stabil sind», so Boos. Dies sei
ein Vorteil gegenüber anderen existierenden In-vitro-Tests, in denen die
Verstoffwechslung von Substanzen und die Einwirkung der Metaboliten auf
Embryonalzellen getrennt untersucht werden.

Ein weiterer Vorteil des neuen Tests: «Im Gegensatz zu Versuchen mit
lebenden trächtigen Mäusen werden die zu untersuchenden Substanzen in
unserem Test von menschlichen Leberzellen metabolisiert, also so, wie das
auch im menschlichen Körper sein wird, in dem das Medikament später zur
Anwendung kommen soll», sagt Boos. Dies sei relevant, weil sich der
Stoffwechsel von Mensch und Maus unterscheide.

Weiterentwicklung für Hochdurchsatz-Tests

Die Forschenden zeigten die Wirksamkeit des neuen Tests mithilfe von
Cyclophosphamid auf. Das ist ein Chemotherapeutikum, das in seiner
Grundform praktisch unwirksam und unschädlich ist, in der Leber jedoch in
einen zelltoxisch wirkenden Stoff umgewandelt wird. Die Wissenschaftler
testeten Cyclophosphamid einerseits in dem kombinierten
Leber-Embryoid-Body-Test und andererseits in einem Test, in dem nur Embryoid Bodies
vorhanden waren, jedoch keine Leber-Mikrogewebe. Wie sich dabei zeigte,
wird im Verbund mit Lebergewebe die Entwicklung der Embryoid Bodies
bereits bei einer viermal geringeren Cyclophosphamid-Konzentration
beeinträchtigt.

Bevor der Test in der Medikamentenentwicklung angewandt werden kann,
müssen die Wissenschaftler diesen erst noch weiterentwickeln. Ein
besonderes Augenmerk legen die Forschenden dabei auf die eingesetzten
Materialien sowie die Automatisierbarkeit des Tests. Eine solche wäre
Voraussetzung dafür, dass die Pharmaindustrie oder andere Forschende den
Test im grösseren Stil beim Hochdurchsatz-Screening von
Wirkstoffkandidaten einsetzen können. Ausserdem möchten die
Wissenschaftler einen Test entwickeln, bei dem statt Maus-Stammzellen
reprogrammierte menschliche Stammzellen (sogenannte iPS-Zellen) verwendet
werden. Damit hätten sie einen In-vitro-Test, der komplett auf
menschlichem Gewebe basiert.


Originalpublikation:

Boos JA, Misun PM, Michlmayr A, Hierlemann A, Frey O: Microfluidic
Multitissue Platform for Advanced Embryotoxicity Testing In Vitro,
Advanced Science 2019, 1900294

doi: 10.1002/advs.201900294

[http://dx.doi.org/10.1002/advs.201900294]

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ethz.ch/de/news-und-veranstaltungen/eth-news/news/2019/05/schaedliche-wirkung-auf-embryos-fruehzeitig-in-vitro-testen.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution104

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich), Hochschulkommunikation, 14.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





AKTION/2760: Stuttgart - Membrane, Lamin Fofana "Ihr habt das Wahre und das Wirkliche verwechselt", electronic-music performance, 24.05.19


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Mai 2019

Freitag, 24.05.19, 22.00 Uhr 

Ihr habt das Wahre und das Wirkliche verwechselt

Lamin Fofana

Veranstaltungsreihe: Membrane. African Literatures and Ideas.

Performance



In seiner auf elektronischer Musik basierenden Performance
beschäftigt sich der Künstler Lamin Fofana mit dem Leben der
Schwarzen Bevölkerung im heutigen Europa. Er fragt nach den
Konsequenzen der gewalttätigen Realität weiser Vormachtstellung und
dem Aufwand und den Anstrengungen, die es braucht, diese Fantasie
weiser Vormacht aufrechtzuerhalten. Als Schwarzer Künstler behandelt
er das Verhältnis von Sehen und Gesehenwerden und setzt sich damit
auseinander, wann Gesehenwerden Vergnügen oder aber Gewalt und
Kontrolle bedeutet.

In his electronic-music performance, Lamin Fofana deals with Black
life in contemporary Europe. He reflects on the consequences of the
violent reality of white supremacy and the efforts needed to maintain
this fantasy of white supremacy. From his position as a Black artist,
he ponders on the economy of looking and being looked at and
explores, how being looked at means either enjoyment or scrutiny and
violence.

Eintritt: Euro 10,-/8,-/5,- (Abend ab 18 Uhr)

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Mai 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





FESTIVAL/814: Mönchengladbach - Ensemblia 2019 vom 26. bis 30. Juni 2019


Stadt Mönchengladbach

Ensemblia 2019 - Das Mönchengladbach-Festival



Alle zwei Jahre verwandelt die Ensemblia Mönchengladbach in eine große
Bühne für zeitgenössische Kultur. Das älteste spartenübergreifende
Festival des Landes bietet seit 1979 im Zwei-Jahres-Rhythmus weit
gefächerte Programme, die schwerpunktmäßig Neue Musik berücksichtigen,
aber auch andere Kunstsparten einbeziehen und Grenzüberschreitungen
wagen. Spannend, aufregend und überraschend anders präsentiert sich
das Festival immer wieder neu, immer wieder erlebenswert.

Auch die Ensemblia 2019 verspricht ein abwechslungsreiches Programm:
Vom großen Eröffnungskonzert am 26. Juni mit Elbtonal Percussion, dem
angesagten Schlagzeug-Quartett aus Hamburg, bis zum furiosen
Abschlusskonzert mit der Saxophonistin Angelika Niescier und der
Pianistin Sylvie Courvoisier am 30. Juni wird es an 20
Veranstaltungsstätten 25 Veranstaltungen aus unterschiedlichen Sparten
(Konzerte, Performances, Theater, Bildende Kunst, Tanz, Lesungen,
Schul-Workshops u.a.) geben.

Das Programm des von der MGMG organisierten und durchgeführten
Festivals wurde wie in den vergangenen Jahren in Zusammenarbeit mit
den Niederrheinischen Sinfonikern, dem Theater Mönchengladbach, der
Musikschule, dem Museum Abteiberg und dem Kulturbüro zusammengestellt.
"Wir haben es dank der Unterstützung durch Sponsoren und Förderer,
darunter der LVR, die Brügmann-Stiftung sowie die Wilberz-Stiftung,
wieder geschafft, dass fast alle Veranstaltungen der Ensemblia
kostenfrei besucht werden können", erklärt MGMG-Geschäftsführer Peter
Schlipköter.

Detaillierte Informationen zum Programm unter: www.ensemblia.de

Ensemblia 2019 (Auswahl):

26.06.2019, 20 Uhr,

Haus Erholung*

Eröffnungskonzert mit Elbtonal Percussion

27.06.2019, 20 Uhr,

Theater Mönchengladbach

Sinfoniekonzert der Niederrheinischen Sinfoniker

28.06.2019, 21 Uhr,

Stadtsparkasse Bismarckplatz*

"Wassermusik ?" - Das Jugendsinfonieorchester der Musikschule und
Solisten

28.06.2019, 22 Uhr,

Monforts Quartier*

Drums, Bass and Dance in Motion

29.06.2019, 21 Uhr,

Museum Abteiberg*

Amnesia Scanner (Elektronik-Musik-Duo)

30.06.2019, 17 Uhr,

Münster St. Vitus*

Abschlusskonzert mit Angelika Niescier (sax) und Sylvie Courvoisier
(piano)

*Eintritt frei

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 15.05.2019

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: presse@moenchengladbach.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9067: Aus aller Welt - 16.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Parteiinsider Churin an die Spitze der Demokraten gewählt

Thailands Demokraten haben einen neuen Vorsitzenden gewählt. Der
ehemalige Minister und langjährige Parlamentsabgeordnete Churin
Laksanawisit erhielt bei der Abstimmung am Mittwoch 50,5 Prozent der
abgegebenen Stimmen. An zweiter Stelle lag Peerapan Saliratwipak mit
37,2 Prozent. Für Chatikavanij und Apirak Kosayothin votierten 8,4
beziehungweise 3,6 Prozent der 291 Delegierten. Churin tritt die
Nachfolge von Abhisit Vejjajiva an, der nach der historischen
Niederlage bei den Parlamentswahlen im März noch am Wahlabend
zurückgetreten war. Der neue Vorsitzende von Thailands ältester
Partei muß nun entscheiden, ob die Demokraten einer Pro- oder
Anti-Junta-Fraktion beitreten werden.

16. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9067: Kriminalität und Rechtsprechung - 16.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Polizei durchsucht Wohnung von Armbrusttoten

In Zusammenhang mit dem rätselhaften Armbrust-Drama mit drei Toten in
Passau und zwei Toten im niedersächsischen Wittingen hat die Polizei
die Wohnung des in Bayern getöteten 53jährigen durchsucht. Nach
bisherigen Kenntnissen der Ermittler war der Mann aus Rheinland-Pfalz
ein Bekannter der zwei in Niedersachsen tot aufgefundenen Frauen.
Nach Angaben der Staatsanwaltschaft Passau haben sich der 53jährige
Mann sowie die 33 und 30 Jahre alten Frauen im Einvernehmen
untereinander selbst getötet. Das ergibt der vorläufige
Obduktionsbericht. Die Ursache für den Tod der beiden 35 und 19 Jahre
alten Frauen in Wittingen ist weiter unklar.

16. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9064: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 16.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Erneut deutsches U-Boot mit Felsen in Norwegen kollidiert

Das Unterseeboot U36 der Bundesmarine ist beim Ablegemanöver im
norwegischen Hafen Haakonsvern südlich von Bergen auf Grund gelaufen.
Das Ausmaß der Schäden ist noch nicht abzuschätzen. Derzeit würden
Videoaufnahmen eines Tauchers ausgewertet, teilte ein Sprecher des
Marinekommandos in Rostock mit. Das havarierte U-Boot war erst 2018
aus einer fast einjährigen Instandsetzung beim Hersteller gekommen.
Vor zwei Jahren war das Schwesterboot U35 ebenfalls mit einem Felsen
vor Norwegen kollidiert. Das U-Boot ist seit dem Unfall noch nicht
wieder einsatzbereit.

16. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9066: Aus Parlament und Gesellschaft - 16.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Seehofer will mehr Menschen abschieben

Bundesinnenminister Horst Seehofer will die Zahl der Abschiebungen
von abgelehnten Asylbewerbern erhöhen und wird dafür kritisiert. Der
CSU-Minister bekräftigte heute im Bundestag seine Forderung,
Abschiebekandidaten auch in normale Haftanstalten unterzubringen,
wenn die dafür normalerweise vorgesehenen speziellen Einrichtungen
nicht vorhanden sind. Dafür soll das Trennungsgebot befristet für
drei Jahre aufgehoben werden. Die innenpolitische Sprecherin der
Linken, Ulla Jelpke, verurteilte Seehofers Vorhaben. Es sei
menschenunwürdig, Schutzsuchende wie Strafgefangene zu behandeln.
Flucht sei kein Verbrechen, sagte Jelpke. Die Grünen-Politikerin
Filiz Polat sprach von einem Katalog der Entrechtung und Inhumanität.

16. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9065: Tragisches und Kurioses - 16.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Gebäudeeinsturz während Renovierungsarbeiten in Schanghai

In der chinesischen Metropole Schanghai sind mindestens sieben
Menschen beim Einsturz eines Gewerbegebäudes ums Leben gekommen. Das
Unglück ereignete sich laut Behördenangaben im Stadtteil Changning.
Das Gebäude, in dem bisher ein Mercedes-Autohaus untergebracht war,
wird derzeit renoviert und sollte laut chinesischen Medienberichten
zu einem Kunst- und Innovationszentrum umgebaut werden.
Rettungskräfte suchen in den Trümmern weiter nach verschütteten
Bauarbeitern.

16. Mai 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8150: Aus Forschung und Technik - 16.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Chinesischer Mondrover findet Mantel-Gestein

Der seit Anfang des Jahres die Rückseite des Mondes erforschende
Rover Yutu-2 der chinesischen Mission Chang´e 4 hat erstmals Material
identifiziert, das aus dem Mantel des Erdtrabanten stammen könnte.
Wie die an der Mission beteiligten chinesischen Wissenschaftler im
Fachmagazin "Nature" berichten, ist der Mondrover im rund 180
Kilometer großen Krater Von Kármán im Südpol-Aitken-Becken auf
Silikatminerale aus der Gruppe der Olivine und Pyroxene gestoßen. Das
Material unterscheide sich deutlich von den bisher untersuchten
Proben, die von Feldspat-Mineralen dominiert seien, schreiben die
Forscher.

16. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8163: Aus aller Welt - 16.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Verhandlungen in Oslo zum inneren Konflikt Venezuelas

In Norwegen haben ranghohe Vertreter der Regierung Venezuelas und der
dortigen Opposition zum zweitenmal Gespräche miteinander geführt. Das
berichtete der öffentlich-rechtliche norwegische Sender NRK. Das an
diesem Donnerstag endende, mehrtägige Treffen fand demnach an einem
geheimgehaltenen Ort in Oslo statt. Als Teilnehmer nannte NRK den
Kommunikationsminister Jorge Rodríguez und den Gouverneur der Provinz
Miranda, Héctor Rodríguez, für die Regierung von Präsident Nicolás
Maduro und den früheren Abgeordneten Gerardo Blyde, den ehemaligen
Minister Fernando Martínez Mottola und den Vize-Präsidenten der
Nationalversammlung, Stalin González, für die Opposition. Eine
offizielle Bestätigung für die Treffen liegt weder von der Regierung
Norwegens noch von der Venezuelas vor. Während zahlreiche Staaten den
Sturz von Maduro durch die Unterstützung seines politischen Gegners
Juan Guaidó fördern, verhält sich die Regierung Norwegens relativ
neutral. Sie spricht sich aber für vorgezogene Neuwahlen in dem
südamerikanischen Land aus.

16. Mai 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8122: Medizin und Gesundheitswesen - 16.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Spahn fordert rasche Umsetzung der Telematikinfrastruktur

Bundesgesundheitsminister Jens Spahn (CDU) will den Druck erhöhen, um
die Telematik - zu der die elektronische Gesundheitskarte, aber auch
Systeme zur Online-Terminvergabe gehören - ins Gesundheitswesen
einzuführen. Dazu will er laut Deutschem Ärzteblatt die Situation
beim Anschluß von Vertragsärzten an die Telematikinfrastruktur (TI)
genau prüfen und gegebenenfalls Konsequenzen ziehen. Ein Dorn im Auge
sind ihm 20 Prozent der Praxisinhaber, die offenbar nicht bereit sind,
sich an die gesetzliche Frist vom 30. Juni zu halten. Zu diesem
Termin müssen Vertragsärzte spätestens an die TI angeschlossen sein.
Ist das nicht der Fall, können die zuständigen Kassenärztlichen
Vereinigungen ein Prozent des Umsatzes abziehen.

16. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8151: Kriminalität und Rechtsprechung - 16.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Kopftuchverbot für Grundschülerinnen in Österreich

In Österreich haben die Abgeordneten der Regierungskoalition von ÖVP
und FPÖ ein Gesetz verabschiedet, welches Grundschülerinnen das
Tragen weltanschaulich oder religiös geprägter Bekleidung, mit der
eine Verhüllung des Hauptes verbunden ist, untersagt. Auf diese Weise
wollen die konservativen und rechtspopulistischen Abgeordneten den
politischen Islam bei den Mädchen sowie deren "Unterwerfung"
verhindern. Das Gesetz ist so formuliert, daß unter anderem die
jüdische Kippa und die Patka der Sikhs nicht betroffen sind. Verbände
aus medizinischen Gründen und Kopfbedeckungen als Schutz vor Regen
oder Schnee bleiben weiterhin zulässig. Die Opposition stimmte nahezu
geschlossen gegen das Kopftuchverbot. In Regierungskreisen rechnet
man damit, daß es Verfassungsbeschwerden gegen das Kopftuchverbot
geben wird. Das Gesetz selbst hat keinen Verfassungsrang, weil es
nicht mit Zweidrittelmehrheit verabschiedet wurde.

16. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8074: Sprache, Kunst und Medium - 16.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Die Computer-Maus war schon vor dem ersten PC da

Weltweit soll es nur noch vier Exemplare des Prototyps der heutigen
Computermaus geben. Gestern übergab der deutsche Ingenieur und
Erfinder, Rainer Mallebrein, eines der inzwischen längst ausrangierten
Modelle an ein Museum in Paderborn.

"Das ist die Ur-Maus. Wir waren unserer Zeit weit voraus. Wir haben
sie zwischen 1965 und 1968 entwickelt, als es noch keine Personal
Computer gab, nicht einmal das Wort PC", sagte der 85jährige
genüßlich. Der weltweite Siegeszug der Maus begann aber erst in den
80er Jahren.

Nach einem Bericht der ARD Tagesschau überreichte Mallebrein das
Exponat - zunächst Rollkugelsteuerung genannt - als Dauerleihgabe an
das Heinz Nixdorf MuseumsForum (HNF), das nach eigenen Angaben das
weltweit größte Computermuseum ist.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8141: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 16.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Saudische Luftwaffe beschießt Jemens Hauptstadt Sanaa

Die Luftwaffe Saudi-Arabiens hat Sanaa, die Hauptstadt des
Nachbarlands Jemen, an neun Stellen bombardiert und dabei mindestens
sechs Menschen getötet. Der Fernsehsender Al-Arabija und der von den
Huthi-Milizen kontrollierte Fernsehsender Al-Masirah berichteten
davon. Bei letzterem hieß es, ein Wohngebiet sei getroffen worden.
Neben den zivilen Opfern der Luftangriffe habe es mehrere Verwundete
gegeben. Die Luftangriffe wurden von saudischer Seite zur Maßnahme
gegen die Kampffähigkeit der Huthi-Rebellen deklariert, welche die
Verantwortung für Angriffe vom Dienstag auf zwei Ölpumpenstationen
einer wichtigen saudischen Pipeline übernommen hatten. Dabei waren
ferngesteuerte, mit Sprengstoff beladene Drohnen zum Einsatz
gekommen. Der Betrieb der 1200 Kilometer langen Pipeline mußte
vorerst eingestellt werden. Riad führt eine Militärkoalition an,
welche sich in den jemenitischen Bürgerkrieg eingeschaltet hat und
die Huthi-Miliz bekämpft. Die Koalition kündigte nach den Angriffen
auf Sanaa eine Ausweitung der Angriffe auf Stellungen der Huthis an.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8155: Aus Parlament und Gesellschaft - 16.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Merkel bekräftigt Rückzug aus der Politik 2021

Bundeskanzlerin Merkel ist Mutmaßungen entgegengetreten, sie strebe
ein politisches Amt auf EU-Ebene an. Während einer Pressekonferenz
mit dem niederländischen Kollegen Rutte in Berlin erklärte Merkel,
sie stehe für kein weiteres politisches Amt, egal wo es sei, auch
nicht in Europa, zur Verfügung. Weiterhin gelte, daß sie sich nach
Ablauf der Legislaturperiode 2021 ganz aus der Politik zurückziehe.
Zuvor hatte die Kanzlerin in einem Interview der Süddeutschen Zeitung
ihre Sorge um Europa ausgedrückt und von ihrem gesteigerten Gefühl
der Verantwortung, sich gemeinsam mit anderen um das Schicksal dieses
Europas zu kümmern, berichtet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8124: Tragisches und Kurioses - 16.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Rohrbruch setzt Hauptverkehrsstraße in Rostock unter Wasser

Wegen des Bruchs einer Hauptwasserleitung ist am Mittwoch im Rostocker
Osten die vielbefahrene Neubrandenburger Straße unter Wasser gesetzt
worden. Ein Kleinwagen versank teilweise in dem großen Loch.

Nach einem Bericht von NDR MV konnte die Fahrerin den Wagen aber
unverletzt verlassen und sich einigermaßen durchnäßt in Sicherheit
bringen. Der gesamte Bereich wurde von Polizei und Feuerwehr
abgesperrt.

Da die gebrochene Leitung in unmittelbarer Nähe eines Bahnübergangs
und der Gleise liegt, bestand die Gefahr, daß der Bereich ebenfalls
unterspült würde. Vorsichtshalber wurde auch der Bahnverkehr in
Richtung Stralsund und Rügen eingestellt.

In den angrenzenden Stadtteilen mußten über 10.000 Bewohner mehrere
Stunden ohne Wasser auskommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8152: Arbeit, Soziales und Familie - 16.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Massenprotest in Brasilien gegen Mittelkürzungen im Bildungsbereich

In Brasilien haben mehr als eine Million Menschen gegen die
Einsparungen im Bildungsbereich durch die Regierung des
rechtsextremen Präsidenten Jair Bolsonaro protestiert. Der neue
Bildungsminister Abraham Weintraub kürzt die Ausgaben für staatliche
Universitäten um 30 Prozent. Auch den staatlichen Schulen und
Stipendienprogrammen werden Gelder gestrichen. Die
Protestkundgebungen am Mittwoch fanden in rund 170 Städten statt.
Allein in São Paulo gingen Gewerkschaftsangaben zufolge rund 250.000
Menschen auf die Straße. In staatlichen Universitäten und Schulen war
der Unterricht ausgefallen, damit Studenten und Studentinnen, Schüler
und Schülerinnen an den Demonstrationen teilnehmen konnten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8133: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 16.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Schwermetalle bedrohen Aal-Bestand

Es sieht schlecht aus für den Europäischen Aal (Anguilla anguilla).
Forscher um Marko Freese vom Bremerhavener Thünen-Institut für
Fischereiökologie entdeckten dpa zufolge, daß die Aal-Weibchen bei
ihrer Wanderung in Muskeln, Knochen und Leber angesammelte
Schwermetalle wie Cadmium und Quecksilber in die Eierstöcke abgeben.
Dies kann die Gesundheit und auch die Fortpflanzung beeinträchtigen,
so die Forscher. Umweltschützer hatten schon vor Jahren darauf
hingewiesen, daß Europäische Aale oft hohe Schadstoffgehalte
aufweisen, da sie aus industriell genutzten Flüssen stammen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8140: Märkte und Finanzen - 16.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Nationaler Kommunikationsnotstand der USA

US-Präsident Trump hat am Mittwoch eine Exekutivanordnung erlassen,
welche heimischen Unternehmen den Einsatz von
Telekommunikationstechnik verbietet, die als Risiko für die nationale
Sicherheit eingestuft wurde. Außerdem rief Trump den nationalen
Notstand aus. Aus dem Weißen Haus in Washington verlautete, das
Dekret richte sich nicht gegen ein bestimmtes Land oder ein
bestimmtes Unternehmen. Andererseits wurden Huawei, einer der größten
Telekommunikationsausrüster der Welt, und 70 andere mit dem
chinesischen Konzern verbundene Firmen auf eine Schwarze Liste von
Unternehmen gesetzt, die ohne Genehmigung der US-Regierung keine
Produkte und Technologie von US-Firmen erwerben dürfen. Mit Verweis
auf ausländische Gegner, welche technologische Schwachstellen
ausnutzen, um US-Kommunikationssysteme zu gefährden, räumte sich die
US-Regierung umfassende, gegen ausländische
Telekommunikationsunternehmen gerichtete Optionen ein. Ein Sprecher
des Handelsministeriums in Peking wertete Trumps Dekret als nicht
nachvollziehbar und als Belastung der bilateralen Handelsgespräche.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8156: Aus Forschung und Technik - 16.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Google arbeitet an der direkten Übersetzung gesprochener Sprache

Das Übersetzen von einer Sprache in eine andere wird immer besser.
Das gilt nicht nur für das Geschriebene, sondern ebenso für das
Gesprochene. Bislang war letzteres relativ aufwendig, weil dafür die
Aneinanderreihung mehrerer Machine-Learning-Modelle, die nacheinander
ausgeführt werden, nötig waren. Dabei wurde zuerst Sprache in Text
umgewandelt, dieser Text wiederum als Text übersetzt und anschließend
wieder zurück in gesprochene Sprache überführt. Doch das könnte schon
bald Schnee von gestern sein. Denn mit dem Translatotron will Google
die Übersetzung nun direkt durchführen. Dazu nutzt Google laut
Golem.de ein Sequence-to-Sequence-Modell. Übersetzt werden dabei
genaugenommen Spektrogramme. Ein Vocoder sorgt schließlich für die
erneute Spracherzeugung. Noch erreicht der Translatotron nicht die
Leistungsfähigkeit der bisher genutzten konventionellen Systeme. Aber
Google verspricht, daß sich das schon bald ändern wird.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





MELDUNG/228: Noch genauere Waage für das "neue" Kilogramm (idw)


Technische Universität Ilmenau - 14.05.2019

Noch genauere Waage für das "neue" Kilogramm



Wenn am 20. Mai 2019 das neue Internationale Einheitensystem (SI)
weltweit in Kraft tritt, sagen uns Naturkonstanten, wie schwer ein
Kilogramm oder wie lang ein Meter ist. An diesem Tag, dem Weltmetrologietag,
wird die Revolutionierung des weltweiten Messsystems besiegelt. Nun gilt
es, die damit verbundenen Chancen in praktischen Anwendungen zu nutzen.
Dazu bedarf es jedoch noch enormer Entwicklungsleistungen für völlig neue
Werkzeuge - Werkzeuge wie die an der Technischen Universität Ilmenau
gemeinsam mit der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt entwickelte
weltweit erste industrietaugliche Waage für das "neue Kilogramm": die
Planck-Waage.

Pünktlich zur offiziellen Einführung des neuen SI-Systems ist es der TU
Ilmenau gelungen, eine noch genauere Planck-Waage an den Start zu bringen.
Sie erzielt jetzt einen Genauigkeitsbereich, der sonst nur in nationalen
Metrologiebehörden wie die Physikalisch-Technische Bundesanstalt für
Deutschland erreicht werden kann. Damit bestimmt die schon seit drei
Jahrzehnten international führende Ilmenauer Kraftmess- und Wägetechnik
einmal mehr den Stand der Technik.

Naturkonstanten als das Maß der Dinge

Entwickelt wurde die Planck-Waage am Institut für Prozessmess- und
Sensortechnik der TU Ilmenau von einem Wissenschaftlerteam um
Institutsleiter Professor Thomas Fröhlich. Anstoß für die Arbeiten im
Rahmen eines vom Bundesministerium für Bildung und Forschung geförderten
Projekts war die anstehende Neudefinition des Kilogramms. Denn das
Ur-Kilogramm - ein vier Zentimeter kleiner Zylinder aus Platin und Iridium,
der seit 1889 unter drei Glasglocken in einem Tresor bei Paris steht -
wird immer leichter. In hundert Jahren hat es 50 Millionstel Gramm
verloren. Da sich alle Waagen auf der ganzen Welt über Umwege auf dieses
Unikat beziehen, wird allenthalben, wenn auch nur minimal, falsch gewogen.
Benötigt wurde ein neuer Standard, der sich niemals verändert, nicht
beschädigt werden oder gar verloren gehen kann.

Die Generalkonferenz für Maß und Gewicht in Paris verabschiedete im
November 2018 ein neues "Kilogramm" - eines, das nicht mehr über einen
Gegenstand, eine physische Masse, definiert wird, sondern über eine
Naturkonstante: die Planck-Konstante h. Der Name "Planck-Waage" spielt auf
eben diese Konstante an. Nachdem der Wert von h nach jahrelangen enormen
Forschungsanstrengungen international festgelegt wurde, können Massen
allein über die Messung elektrischer Größen bestimmt werden.

Präzision durch Kraftkompensation

Die Forscher der TU Ilmenau machten sich dies bei der Entwicklung der
Planck-Waage zunutze. Die hochpräzise Waage funktioniert nach dem Prinzip
der elektromagnetischen Kraftkompensation. Vereinfacht gesagt, wird ein zu
wiegendes Massestück auf der einen Seite der Waage durch eine elektrische
Kraft auf der anderen Seite aufgewogen. Diese elektrische Kraft ist
untrennbar mit der Planck-Konstante verbunden und lässt sich so
unmittelbar auf die neue Kilogramm-Definition zurückführen. Professor
Fröhlich: "Jedes Gewicht auf der Waage wird über eine Spule ausgeglichen
und kann mit Hilfe elektrischer Kräfte vermessen werden. Damit kann die
Planck-Waage stufenlos jedes Gewicht auf das Genaueste messen. Sie ist
somit nicht nur in der Lage, sich mittels Referenzgewichten selbst zu
kalibrieren, sondern auch in vielen Bereichen, bei denen es auf höchste
Messgenauigkeit ankommt, beispielsweise bei der Herstellung von
Medikamenten, für unterschiedlichste Messungen auch kleinster Mengen
einsetzbar." Derzeit ist die Waage für präziseste Messungen beliebiger
Gewichte im Messbereich von einem Milligramm bis hundert Gramm einsetzbar.

Hoher Bedarf in der Industrie

Wie bei vielen innovativen Forschungsergebnissen zuvor, arbeiteten die
Forscher der TU Ilmenau auch bei der Entwicklung der Planck-Waage eng mit
der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt (PTB) zusammen. Als weltweit
führendes Metrologieinstitut war die PTB maßgeblich daran beteiligt, das
gesamte internationale Einheitensystem mit all seinen physikalischen
Größen auf die Basis von unveränderlichen Naturkonstanten zu stellen.
Damit war es möglich, die weltweit zwei bestehenden Ansätze, das Kilogramm
auf Basis der Planck-Konstante zu bestimmen, zu verfolgen: das
Avogadro-Experiment, in dem in einem nahezu fehlerfreien Kristall, einer
perfekten Kugel aus isotopenreinem Silizium, die Zahl der Atome bestimmt
wird und die Watt-Waage, die ähnlich wie die Planck-Waage die Gewichtskraft
einer Masse im Schwerefeld der Erde durch eine elektromagnetische Kraft
kompensiert. Durch beide Experimente wird der Wert der Planck-Konstante
ermittelt, sodass sich beide Ansätze auf der Ziellinie treffen.

Während Wattwaage und Siliziumkugel ihre Aufgabe als Quelle von
hochgenauen Referenzverfahren ausfüllen, ist die Ilmenauer Planck-Waage
auf den Einsatz in breiten Industriebranchen ausgelegt. Von Herstellern
von Präzisionswagen über Kalibrierlabore bis zur Medizin und
Biotechnologie besteht ein hoher Bedarf an Waagen, die in der Lage sind,
bis auf das Mikrogramm, also sechs Stellen hinter dem Komma, genau und
beliebig wiederholbar einheitliche Messergebenisse zu erzielen.
Deutschland stellt damit praktisch und einfach funktionierende Lösungen
für beide Ansätze bereit.

Wägetechnologie der Zukunft

Die Ilmenauer Planck-Waage erfüllt schon heute die Anforderungen an die
Präzision von morgen. Dank der Anschaffung einer neuen, programmierbaren
Anlage zur Messung der angelegten Hochspannung, einem so genannten
Josephson-Array, konnte sie sogar noch weiter verbessert werden.
Professor Fröhlich: "Die elektrische Spannung gehört zu den wichtigsten
elektrischen Messungen im System der Planck-Waage. Sie wird benötigt, um
die elektrisch erzeugten Kräfte sehr genau zu vermessen. Mit dem
Josephson-Array - das den Gegenwert eines Einfamilienhauses hat -
erreicht man nun bei 10 Volt eine Genauigkeit von bis auf 10 Stellen nach
dem Komma. Im Vergleich zu den ersten Prototypen der Planck-Waage bedeutet
das eine entscheidende Verbesserung." Damit arbeitet die Ilmenauer
Entwicklung auf einem Niveau an Genauigkeit, das bisher nur an nationalen
Metrologiebehörden wie der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt in
Braunschweig erreicht wurde.

Mit der Planck-Waage aus Ilmenau steht unmittelbar mit Inkrafttreten des
neuen Internationalen Einheitensystems eine Waage zur Verfügung, die die
Chancen der neuen SI-Einheit Kilogramm weltweit nutzbar für die Praxis
macht. Die Zukunft einer neuen Wägetechnologie hat begonnen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution97

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Ilmenau, 14.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





INNEN/3155: Wahlalter auf 16 Jahre senken


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 16. Mai 2019

Wahlalter auf 16 Jahre senken!



Anlässlich der U 18-Europawahl am 17. Mai erklärt Beate

Walter-Rosenheimer, Sprecherin für Jugendpolitik:

Jugendliche sind politisch. 2019 mehr denn je, wie die "Fridays for
Future"-Bewegung in den letzten Monaten gezeigt hat. Die U18-Wahl
zeigt regelmäßig, welche Themen Jugendlichen, die noch kein Stimmrecht
haben, wirklich unter den Nägeln brennen. Darum ist die U18-Wahl auch
so wichtig.

Die Wahl ermutigt junge Menschen zur Auseinandersetzung mit Europa und
lädt ein, eigene Fragen zu formulieren. Deshalb ist sie ein wichtiger
konkreter Beitrag zur politischen Bildung.

Junge Menschen wollen die Welt von morgen schon heute mitgestalten.
Ihnen ist die Klimakrise nicht egal und auch nicht, ob das
Artensterben ungeahnte Ausmaße annimmt. Sie beschäftigen sich mit der
Verschmutzung der Meere genauso wie mit dem Insektensterben. Und viele
Jugendliche engagieren sich im Kampf gegen rechten Populismus und
gegen Ausgrenzung von Minderheiten. Diese Anliegen gilt es ernst zu
nehmen und mehr politische Teilhabe für junge Menschen zu ermöglichen.

Die Bundesregierung muss deshalb endlich direkte
Beteiligungsmöglichkeiten für Kinder und Jugendliche stärken. Denn
Demokratie kann nicht früh genug gelebt werden. Bundesministerin
Giffey muss sich in der Bundesregierung dafür einsetzen, das Wahlalter
bei Bundestags- und Europawahlen auf 16 Jahre abzusenken und so der
Jugend eine starke Stimme zu geben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Mai 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





AUSSEN/1838: Mit Lateinamerika die regelbasierte Ordnung stärken


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 16. Mai 2019

Mit Lateinamerika die regelbasierte Ordnung stärken

Zusammenarbeit im Bereich der Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte
muss vertieft werden



Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat die
Lateinamerika-Karibik-Strategie "Vision 2030 - Eine Partnerschaft für
die Zukunft" beschlossen. Hierzu erklären der außenpolitische
Sprecher, Jürgen Hardt, und der Berichterstatter für Lateinamerika,
Andreas Nick:

Hardt: "Mit der neuen Lateinamerika-Karibik-Strategie wollen
wir die Zusammenarbeit zwischen Deutschland, Europa und Lateinamerika
auf eine neue Ebene heben. Uns eint das gemeinsame Interesse, die
internationale regelbasierte Ordnung zu erhalten und zu festigen.
Diese Aufgabe kann kein Staat, keine Region alleine erfüllen. Hierzu
bedarf es der Partnerschaft mit gleichgesinnten Akteuren. Viele
dieser demokratischen Partner befinden sich in Lateinamerika und der
Karibik. Zusammen haben die EU und Lateinamerika rund 1 Milliarde
Menschen, stehen für 40 Prozent des weltweiten Bruttoinlandsprodukts
und stellen mit 61 Staaten rund ein Drittel der Stimmen der Vereinten
Nationen.

Um handlungsfähig zu sein, bedürfen Partnerschaften der stetigen
Pflege und Investition. In die europäisch-lateinamerikanische
Partnerschaft wurde in den vergangenen Jahren zu wenig investiert.
Dies wollen wir als CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag ändern.
Wir wollen diese Partnerschaft in allen Bereichen, etwa der
Wirtschafts-, Sicherheits- und Umweltpolitik ausweiten und
intensivieren. Die vorliegende Strategie bietet den Rahmen dafür."

Nick: "Im Rahmen einer Werteallianz wollen wir mit unseren
Partnern in Lateinamerika die Zusammenarbeit im Bereich der
Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte vertiefen. Dies betrifft
insbesondere auch die Rechte indigener Bevölkerungsgruppen. Gute
Regierungsführung ist zudem eine zentrale Voraussetzung für
nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung und Wohlstand. Bildung,
Wissenschaft und Forschung sind die Grundlagen für einen sukzessiven
und nachhaltigen Strukturwandel hin zu modernen
Wissensgesellschaften.

Wir setzen uns mit Nachdruck dafür ein, dass das seit langem
verhandelte Freihandelsabkommen zwischen der EU und Mercosur zum
Abschluss gebracht wird. Hierzu bedarf es auch größerer Flexibilität
von Seiten der EU. In internationalen Organisationen wie den
Vereinten Nationen, den G20 und der OECD streben wir künftig eine
noch engere Abstimmung mit unseren Partnern an. Zudem unterstützen
wir regionale Kooperations- und Integrationsbestrebungen. Nur
gemeinsam können wir globale Themen wie die Bekämpfung des
Klimawandels und eine demokratische Gestaltung der Digitalisierung
gewährleisten."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





BILDUNG/1027: Gute Nachrichten für Studierende


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 16. Mai 2019

Gute Nachrichten für Studierende

BAföG-Reform wurde in den parlamentarischen Beratungen noch weiter
verbessert



Der Deutsche Bundestag berät heute abschließend über die Änderung des
Bundesausbildungsförderungsgesetzes. Dazu erklären der bildungs- und
forschungspolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Albert
Rupprecht, und der zuständige Obmann Stefan Kaufmann:

Rupprecht: "Wir wollen junge Menschen, die darauf angewiesen
sind, in ihrer Ausbildung tatkräftig unterstützen und verbessern das
BAföG daher substanziell. Das BAföG soll als unterstützende
Sozialleistung dort helfen, wo es tatsächlich gebraucht wird. Als
Union sind wir davon überzeugt, dass durch Bildung jeder Mensch in
die Lage kommen soll, ein selbstbestimmtes Leben führen und sich
verwirklichen zu können. Dieser bildungspolitische Anspruch spiegelt
sich im neuen BAföG.

Mit der Erhöhung der Einkommensfreibeträge um insgesamt 16 Prozent
entlasten wir dabei gezielt die Mitte der Gesellschaft und steigern
zugleich die Zahl der Geförderten. Die wichtigen Verbesserungen beim
BAföG sind ein starkes Signal, dass die Union gerade in Zeiten
konjunktureller Eintrübung eindeutig auf Zukunftsinvestitionen
setzt."

Kaufmann: "Die von der Bundesregierung vorgelegte BAföG-Reform
war bereits ein großer Wurf. Im parlamentarischen Verfahren haben wir
die Ausbildungsunterstützung nochmal spürbar verbessert. Wer sich
neben Studium oder Ausbildung um die Pflege naher Angehöriger
kümmert, kann künftig länger BAföG erhalten. Es gibt auch mehr Geld
für die Kinderbetreuung während der Ausbildung. Zudem wurde das zu
berücksichtigende Kindesalter von 10 auf 14 Jahre angehoben.

Insgesamt werden wir bis 2021 rund 1,3 Milliarden Euro zur
Verbesserung der BAföG-Leistungen bereitstellen und damit kräftig in
die Zukunft investieren und Bildungschancen verbessern. Ich bin
zuversichtlich, dass auch die Länder dem gelungenen Gesetz zustimmen
werden, damit die Schüler und Studierenden pünktlich zum neuen
Schuljahr bzw. zum Wintersemester vom neuen BAföG profitieren können.

Zusätzlich zu den Verbesserungen beim BAföG soll im neuen sozialen
Wohnungsbauprogramm mehr Wohnraum für Studierende geschaffen werden
und so eine Entlastung bei der Wohnungssituation erreicht werden. Das
haben wir in einem entsprechenden Antrag festgelegt."

 * 
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BILDUNG/1026: Attraktivität der Beruflichen Bildung steigt


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 15. Mai 2019

Attraktivität der Beruflichen Bildung steigt

Leitbild ist die Gleichwertigkeit mit akademischer Bildung



Die Bundesregierung hat den von Bundesbildungsministerin Anja
Karliczek eingebrachten Entwurf eines neuen Berufsbildungsgesetzes
beschlossen. Dazu erklären der bildungs- und forschungspolitische
Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Albert
Rupprecht, und der zuständige Berichterstatter Stephan Albani:

Albert Rupprecht: "Die Gleichwertigkeit von beruflicher und
akademischer Bildung ist unser Leitbild. Deswegen haben wir im
Koalitionsvertrag besonderen Wert auf die Verbesserung der
Beruflichen Bildung gelegt. Wir wollen erreichen, dass wieder mehr
Menschen die Chancen der international hoch anerkannten beruflichen
Ausbildung in Deutschland nutzen. Deswegen ist es gut, dass wir uns
nun mit der vorgelegten Novelle im parlamentarischen Verfahren
befassen können. Unsere Richtschnur wird dabei eine qualitative
Verbesserung für Auszubildende, Unternehmen und Ausbilder sein., um
die Attraktivität in der Beruflichen Bildung weiter zu steigern."

Stephan Albani: "Die Berufliche Bildung ist ein zentrales
Thema für die Union und ich freue mich, dass die Bundesregierung nun
eine Modernisierung für die Berufliche Bildung vorgelegt hat. Mit den
vorgeschlagenen Veränderungen am Berufsbildungsgesetz wird die
Attraktivität der Beruflichen Bildung für junge Menschen weiter
gesteigert.

Nach dem die Tarifpartner bisher keine allgemeine Regelung zu einer
Mindestausbildungsvergütung treffen konnten, wurde hier ein
Kompromiss von der Bundesregierung zwischen Arbeitgebern und
Gewerkschaften erzielt. Tarifverträge haben demgegenüber aber weiter
Vorrang.

Die neuen ergänzenden Bezeichnungen für berufliche Abschlüsse stellen
einen wichtigen Beitrag zur internationalen Vergleichbarkeit von
Berufsabschlüssen dar und demonstrieren klar die Gleichwertigkeit auf
den verschiedenen Bildungsstufen. Renommierte Abschlüsse, wie der
Meister, bleiben unverändert erhalten.

Nun geht der Gesetzentwurf endlich in das parlamentarische Verfahren
und intensive Diskussionen werden folgen. Ziel aber bleibt die
Stärkung der Beruflichen Bildung."

 * 
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INNEN/3471: Deutsche Staatsbürgerschaft - eines der vornehmsten Rechte, die unser Staat verleihen kann


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 16. Mai 2019

Deutsche Staatsbürgerschaft - eines der vornehmsten Rechte, die
unser Staat verleihen kann



Am heutigen Donnerstag berät der Deutsche Bundestag in erster Lesung
das Dritte Gesetz zur Änderung des Staatsangehörigkeitsgesetzes.
Hierzu können Sie den innenpolitischen Sprecher der CDU/CSU-Fraktion
im Deutschen Bundestag, Mathias Middelberg, wie folgt zitieren:

"Mit der heutigen ersten Lesung des Gesetzentwurfes senden wir ein
wichtiges Signal: Personen, die sich einer ausländischen Terrormiliz
wie dem IS anschließen und neben der deutschen Staatsangehörigkeit
eine weitere besitzen, werden wir künftig die deutsche
Staatsbürgerschaft entziehen. Man kann nicht an der Errichtung eines
Kalifats mitwirken und gleichzeitig Staatsbürger unseres Landes sein.

Im weiteren parlamentarischen Verfahren werden wir zudem eine
Regelung schaffen, nach der Ausländer mit mehreren Ehepartnern
künftig von einer Einbürgerung ausgeschlossen sind. Die Mehrehe ist
unserem Kulturkreis fremd. Wer dennoch an ihr festhalten möchte, hat
offenbar kein Interesse daran, sich ernsthaft in unser Land zu
integrieren. Es ist zu begrüßen, dass die Justizministerin sich nach
langem Zögern für eine entsprechende Änderung des
Staatsangehörigkeitsgesetzes geöffnet hat, zumal alle Innenminister
von Bund und Ländern diese seit längerem fordern und das
Bundesverwaltungsgericht schon vor einem Jahr erklärt hat, dass eine
solche Regelung verfassungsgemäß ist.

Die deutsche Staatsbürgerschaft ist eines der vornehmsten Rechte, die
unser Staat verleihen kann. Die Union sieht daher noch weitergehenden
Änderungsbedarf, insbesondere im Hinblick auf eine Verlängerung der
Widerrufsfrist bei erschlichenen Einbürgerungen von fünf auf zehn
Jahre und das Erfordernis einer zweifelsfrei geklärten Identität des
Einzubürgernden."

 * 
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RECHT/936: Mehr Geld für Betreuungsvereine und Berufsbetreuer


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 16. Mai 2019

Mehr Geld für Betreuungsvereine und Berufsbetreuer

Deutscher Bundestag verabschiedet Gesetz zur Erhöhung der Betreuer-
und Vormündervergütung



Der Deutsche Bundestag beschließt am heutigen Donnerstag in der
abschließenden Lesung das "Gesetz zur Anpassung der Betreuer- und
Vormündervergütung". Hierzu erklären die rechts- und
verbraucherpolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Elisabeth Winkelmeier-Becker, und der zuständige Berichterstatter im
Rechtsausschuss, Axel Müller:

Winkelmeier-Becker: "Mit dem heutigen Beschluss einer Erhöhung
um durchschnittlich 17 Prozent nehmen wir die dringend erforderliche
Anpassung der seit 13 Jahren unveränderten Vergütung von rechtlichen
Betreuern, Vormündern und Verfahrenspflegern vor. Die Arbeit der
Betreuungsvereine und Berufsbetreuer ist unverzichtbar, damit auch
Menschen mit Einschränkungen möglichst selbstbestimmt leben können.

Viele Betreuungsvereine und Berufsbetreuer waren in den letzten
Jahren bereits gezwungen aufzugeben. Sie brauchen dringend angemessen
erhöhte Einkünfte. Das nun zu beschließende System orientiert sich an
den durchschnittlichen Kosten eines Betreuungsvereins für einen
angestellten Vollzeit-Betreuer. Es ist eine objektive
Bemessungsgrundlage für die Vergütungsanpassung und sorgt für eine
auskömmliche Bezahlung.

Wir hoffen jetzt auf zügige Zustimmung der Länder im Bundesrat, die -
und auch das gehört zur Wahrheit dazu - neben den Betreuten selbst
die Kosten der Betreuung zu zahlen haben.

Wie im Koalitionsvertrag vereinbart, werden wir uns in einem weiteren
Schritt intensiv mit der Verbesserung von Qualität und Struktur der
rechtlichen Betreuung befassen."


Müller: "Betreuungsvereine und Berufsbetreuer können
aufatmen. Wir haben eine zufriedenstellende und auskömmliche
Vergütung sichergestellt.

Damit ist der Fortbestand dieser für unsere Gesellschaft durch den
demographischen Wandel zunehmend wichtigen Betreuer-Institution
gesichert. Der Forderung nach einer Dynamisierung der Vergütung haben
wir mit Rücksicht auf die Länderfinanzierung nicht entsprochen.

Um aber zu verhindern, dass erneut viele Jahre vergehen, bis eine
gegebenenfalls erforderliche Anhebung erfolgt, haben wir eine
Evaluierung gesetzlich verankert, die parallel beginnt und bis 2024
vorliegen muss. Die bislang gültige Vergütung beruht auf Erhebungen
aus dem Jahre 2005."

 * 
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RECHT/935: Das Netzwerkdurchsetzungsgesetz wirkt


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 15. Mai 2019

Das Netzwerkdurchsetzungsgesetz wirkt

Unionsfraktion diskutiert in Fachgespräch mit Experten zum NetzDG



Am heutigen Mittwoch fanden ein internes Fachgespräch der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion zu Erfahrungen und zur Weiterentwicklung
des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes (NetzDG) sowie eine öffentliche
Anhörung zu Vorschlägen der Oppositionsfraktionen zum NetzDG statt.
Hierzu erklären die rechts- und verbraucherschutzpolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth
Winkelmeier-Becker, sowie der Berichterstatter für Rechtsfragen der
Digitalpolitik, Carsten Müller:

Winkelmeier-Becker: "Die beiden Gesprächsrunden mit
Sachverständigen und Experten zur Praxis des
Netzwerkdurchsetzungsgesetzes haben deutlich gezeigt: Das
Netzwerkdurchsetzungsgesetz hat in den knapp 18 Monaten seiner
Geltung wichtige Impulse gesetzt. Mit Blick auf Hate Speech,
Beleidigungen und Mobbing im Netz können wir festhalten: Das Gesetz
wirkt.

Die Sachverständigen unterstützen beinahe einhellig die Ziele des
Gesetzes. Die bisherige Praxis hat zudem deutlich gemacht, dass die
ursprüngliche Sorge in Bezug auf Overblocking unbegründet war.

Wir wissen, dass es auch in anderen Ländern Überlegungen gibt, die
sozialen Netzwerke gegen Hass und Hetze in die Verantwortung zu
nehmen. Dabei schauen sie auch darauf, wie das NetzDG in Deutschland
funktioniert. Das ist einerseits ein Lob, andererseits unterstreicht
das auch die Verantwortung, die wir in Deutschland dabei tragen.

Vor allem in der regulierten Selbstregulierung sehen wir einen
wichtigen Ansatz zur Weiterentwicklung des NetzDG. Hier sollte ein
staatsfernes, fachkundiges und plural besetztes Gremium eingesetzt
werden, das auch die komplizierteren Fälle ohne Zeitdruck beurteilt."


Müller: "Um die Wirksamkeit des NetzDG weiter zu
erhöhen, setzt sich die Unionsfraktion für eine zeitnahe Anpassung
des Gesetzes ein. Für die Nutzerinnen und Nutzer der Plattformen
benötigen wir verständliche, gut erreichbare und vergleichbare
Meldesysteme.

Die Löschkriterien der sozialen Netzwerke sollten klar und
transparent sein und die Nutzerinnen und Nutzer über Löschungen
entsprechend informiert werden. Ebenso klare und einheitliche
Kriterien benötigen die sozialen Netzwerke für die Erstellung der
Transparenzberichte. Die Plattformen müssen über ein geregeltes
"put-back-Verfahren" sicherstellen, dass unrechtmäßig gelöschte
Inhalte wieder eingestellt werden können.

Ausdrücklich wurden in der Anhörung die in jüngster Vergangenheit
erzielten Fortschritte in Sachen regulierter Selbstregulierung
begrüßt. Diese wird weiter zur allgemeinen Akzeptanz und Verbesserung
des NetzDG beitragen."

 * 
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GESUNDHEIT/1104: Digitale Versorgung-Gesetz bedient die Interessen der Technologiekonzerne


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. Mai 2019

Digitale Versorgung-Gesetz bedient die Interessen der Technologiekonzerne



"Der Referentenentwurf für das Gesetz für eine bessere Versorgung
durch Digitalisierung und Innovation (Digitale Versorgung-Gesetz -
DVG) will gesetzliche Krankenkassen dazu verpflichten, die Beiträge
der Versicherten für die Förderung von Digitalkonzernen zu
zweckentfremden. Die Verknüpfung digitaler Anwendungen mit
Bonus-Programmen der Krankenkassen ist ein völlig falscher Anreiz.
Dies verschärft nur den Kassenwettbewerb um junge Versicherte mit
'guten Risiken'. Damit wird das Solidarsystem ad absurdum geführt",
erklärt Achim Kessler, gesundheitsökonomischer Sprecher der Fraktion
DIE LINKE und Obmann im Gesundheitsausschuss. Achim Kessler weiter:

"Digitale Technologien wie elektronische Patientenakten,
Gesundheits-Apps, Robotik oder auch Telemedizin müssen dem
gesundheitlichen Wohl der Menschen dienen, nicht den wirtschaftlichen
Interessen von Technologiekonzernen.

Es ist gut, wenn Versicherte wie im Referentenentwurf vorgesehen in
Zukunft einen Anspruch auf sinnvolle digitale Gesundheitsanwendungen
erhalten sollen. Digitale Versorgung ist aber kein Allheilmittel gegen
Fachkräftemangel oder Unterversorgung in strukturschwachen Regionen.
Digitale Gesundheitstechnologien wie Telemedizin können nur als
Ergänzung zu einer guten und flächendeckenden ambulanten Versorgung
dienen. Ich möchte, dass jede Patientin und jeder Patient eine
qualitativ hochwertige medizinische Versorgung erhält und dass neue
Technologien mit ausgewiesenem Nutzen schnell in die Regelversorgung
aufgenommen werden.

Was wir dafür aber vor allem brauchen, sind sinnvolle und bindende
Mindeststandards für digitale Anwendungen und eine gesellschaftliche
Debatte darüber, welche Rolle digitale Technologien in der
Gesundheitsversorgung einnehmen sollen und wie wir mit sensiblen
Gesundheitsdaten umgehen. Die Frage nach einer Haftung im Fall von
Gesundheitsdatenverlust und -missbrauch muss dringend geklärt werden.
Es bedarf der Ausweitung von Produkthaftungen auf IT-Hersteller und
sinnvoller Regelungen gegenüber anderen Beteiligten, auch den
Krankenkassen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 16. Mai 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





SICHERHEIT/1956: Bundeswehr aus Irak, Jordanien und Türkei abziehen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. Mai 2019

Bundeswehr aus Irak, Jordanien und Türkei abziehen



"Bundeskanzlerin Angela Merkel muss den drohenden US-Krieg gegen den
Iran und die Sicherheit der deutschen Soldaten in der Region zur
Chefsache machen. Angesichts der Eskalation durch die
US-Administration muss die Bundesregierung die deutschen Soldaten aus
dem Irak und Jordanien abziehen sowie die Beteiligung am AWACS-Einsatz
in der Türkei beenden. Die Bundeswehr darf an einem US-Krieg gegen den
Iran nicht beteiligt werden", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende
Vorsitzende und abrüstungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE. Dagdelen weiter:

"Nach dem Abzug der US-Diplomaten aus dem Irak und der Aussetzung der
Ausbildungsmission der Bundeswehr dort muss die Bundesregierung den
Bundestag und die Bevölkerung informieren, was sie über die konkreten
Kriegspläne der USA gegen den Iran weiß.

Bundeskanzlerin Angela Merkel und Außenminister Heiko Maas müssen
alles daran setzen, den Konflikt im Persischen Golf zu entschärfen.
Dazu gehört, die völkerrechtswidrigen Androhungen von Gewalt und die
US-Truppenverlegung in die Region klar und deutlich zu verurteilen.
Notwendig ist eine Klarstellung, dass US-Stützpunkte in Deutschland
für Kriegsvorbereitungen gegen den Iran nicht genutzt werden dürfen
und Überflugrechte für die US-Luftwaffe über Deutschland im Kriegsfall
verweigert werden."

 * 
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BUNDESTAG/8437: Heute im Bundestag Nr. 579 - 16.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 579

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 16. Mai 2019, Redaktionsschluss: 15.24 Uhr

1. Kuratorium der Hirschfeld-Stiftung

2. AfD-Kandidatin für Mahnmal-Stiftung

3. ITER nicht als Klimaschutz anrechnen



1. Kuratorium der Hirschfeld-Stiftung

Kultur und Medien/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/AW) Für das Kuratorium der "Bundesstiftung Magnus
Hirschfeld" schlägt die Fraktion Uwe Witt als Mitglied und Petr
Bystron als Stellvertreter vor (19/10197). Bei den vergangenen fünf
Wahlgängen hatten jeweils Nicole Höchst als Mitglied und Petr Bystron
als Stellvertreter kandidiert, hatten aber jeweils die erforderliche
Mehrheit verfehlt. Zweck der Stiftung ist die Förderung von Bildung,
Wissenschaft und Forschung, um vor allem die nationalsozialistische
Verfolgung Homosexueller und das Leben und Werk des Arztes und
Sexualwissenschaftlers Magnus Hirschfeld (1868-1935) in Erinnerung zu
halten, sowie das Leben und die gesellschaftliche Lebenswelt
Homosexueller zu erforschen und darzustellen und ihrer
gesellschaftlichen Diskriminierung entgegenzuwirken.

 * 

2. AfD-Kandidatin für Mahnmal-Stiftung

Kultur und Medien/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/AW) Als Mitglied des Kuratoriums der "Stiftung Denkmal
für die ermordeten Juden Europas" schlägt die AfD die Abgeordnete
Nicole Höchst vor (19/10196). Bei den vorangegangenen fünf Wahlgängen
hatte jeweils der Abgeordnete Uwe Witt kandidiert, der aber jeweils
die erforderliche Mehrheit verpasste. Das Kuratorium beschließt über
alle grundsätzlichen Fragen, die zum Aufgabenbereich der Stiftung
gehören. Es bestellt den Direktor und den Beirat. Alle Fraktionen des
Bundestages, die Bundesregierung, das Land Berlin, der Förderkreis
Denkmal für die ermordeten Juden Europas, der Zentralrat der Juden in
Deutschland, die Jüdische Gemeinde zu Berlin, das Jüdische Museum
Berlin, die Stiftung Topographie des Terrors und die
Arbeitsgemeinschaft der KZ-Gedenkstätten in Deutschland entsenden
Vertreter.

 * 

3. ITER nicht als Klimaschutz anrechnen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Das Budget für den Fusionsreaktor ITER soll nach
Willen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen nicht als
Klimaschutzmaßnahme angerechnet werden. In einem Antrag (19/10221)
kritisieren die Grünen, dass die EU-Kommission plane, das Budget für
das Projekt "zu 100 Prozent den Klimaschutzmaßnahmen der Europäischen
Union zuzurechnen". "Das ist als Antwort auf die Klimakrise völlig
verfehlt", heißt es in dem Antrag.

Die Grünen verweisen darauf, dass sich das Projekt bisher immer weiter
verzögert habe und Prognosen von einer Stromerzeugung ab dem Jahr 2050
ausgehen: "Sollte durch ITER jemals Strom erzeugt werden, käme das für
den Klimaschutz viel zu spät." Bis dahin sei die Energieerzeugung
längst vollständig auf erneuerbare Energien umzustellen. Wind- und
Sonnenenergie würden dann "unschlagbar günstig sein". Von der
Bundesregierung fordern die Grünen daher, die "Energieforschung auf
das Erreichen der Energiewende auf Basis erneuerbarer Energien,
Energieeinsparung, Energieeffizienz und Energiespeicherung und die
Bewältigung des Atomzeitalters zu konzentrieren".

 * 
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BUNDESTAG/8436: Heute im Bundestag Nr. 578 - 16.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 578

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 16. Mai 2019, Redaktionsschluss: 14.46 Uhr

1. AfD sieht Meinungsfreiheit bedroht

2. Kampf gegen Homophobie im Sport

3. Artenschutz soll verstärkt werden

4. Entwicklung des Wohngeldanspruchs



1. AfD sieht Meinungsfreiheit bedroht

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/AW) Nach Ansicht der AfD-Fraktion richten sich die
Bestimmungen des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes, der
EU-Urheberrechtsreform und der Datenschutz-Grundverordnung gegen das
grundgesetzlich verankerte Recht auf freie Meinungsfreiheit. In ihrem
entsprechenden Antrag (19/10172) fordert sie die ersatzlose Streichung
des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes und tritt dafür ein, dass privaten
Plattformanbietern keine Aufgaben der Strafverfolgungsbehörden
übertragen werden. Beibehalten will die AfD allerdings die Regelung
des Gesetzes in Paragraf 5, nach der Anbieter sozialer Netzwerke einen
inländischen Zustellungsbevollmächtigten benennen müssen sowie für
Auskunftsersuche einer inländischen Strafverfolgungsbehörde eine
empfangsberechtigte Person, die innerhalb von 48 Stunden nach Zugang
antworten muss. Für die Datenschutz-Grundverordnung fordert die
Fraktion eine Erweiterung des Artikel 85 um ein Medienprivileg für
Blogger, Fotografen und Öffentlichkeitsarbeiter zur journalistischen
Berichterstattung. Ebenso möchte die Fraktion, dass der Einsatz von
Upload-Filtern im Rahmen der nationalen Umsetzung der
EU-Urheberrechtsrichtlinie ausgeschlossen wird. Zudem fordert sie die
gesetzliche Festschreibung einer diskriminierungsfreien
Datenübertragung.

 * 

2. Kampf gegen Homophobie im Sport

Sport/Antrag

Berlin: (hib/HAU) "Sexuelle und geschlechtliche Vielfalt im Sport
fördern" lautet der Titel eines Antrags der FDP-Fraktion (19/10167),
den der Bundestag am Donnerstag in erster Lesung berät. Darin fordern
die Liberalen die Bundesregierung unter anderem auf, die Ziele der
"Berliner Erklärung: Gemeinsam gegen Homophobie - für Vielfalt,
Respekt und Akzeptanz im Sport" aktiv zu unterstützen und ihre
schnellstmögliche Umsetzung zu fördern. Außerdem soll sie Studien in
Auftrag geben, um den aktuellen Stand der Diskriminierung aufgrund von
sexueller Orientierung und geschlechtlicher Identität in allen
Bereichen des Sports zu untersuchen, mit dem Ziel, die aktuelle
Datenlücke zu schließen.

Mit Blick auf die Spitzensportler wird die Bundesregierung
aufgefordert, bei der Bundeswehr, der Bundespolizei und dem Zoll
Ansprechpersonen zu benennen und klare Strukturen zu schaffen, damit
die Athleten, die sich diskriminiert fühlen oder diskriminiert wurden,
"sich an jemanden wenden können, ohne sich um ihre sportliche oder
berufliche Karriere sorgen zu müssen". Benötigt würden zudem
Beratungsangebote für Spitzensportler, wenn diese für internationale
Wettkämpfe in Länder reisen, in denen Homosexualität unter Strafe
steht oder ein starkes Tabu ist.

Die FDP-Fraktion verlangt zudem, eine Kampagne ins Leben zu rufen, um
über das Thema sexuelle und geschlechtliche Vielfalt im Sport
aufzuklären und im Breitensport zu sensibilisieren. Ziel der Kampagne
soll es laut der Vorlage sein, die Sichtbarkeit von homo-, bi-, trans-
und intergeschlechtliche Menschen im Sport und in der Gesellschaft zu
erhöhen und Diskriminierung abzubauen. Zielgruppe sollten insbesondere
junge Menschen sein, um eine langfristige Kultur der Akzeptanz zu
schaffen.

In der Begründung zu dem Antrag heißt es, der Sport sei traditionell
ein gesellschaftlicher Bereich, der "vereint und zusammenführt". Ihm
komme dabei eine integrative Kraft zu, "bei der Merkmale, wie
Nationalität, Hautfarbe oder sexuelle Orientierung und geschlechtliche
Identität keine Rolle spielen". Durch den Sport würden universelle
Normen und Werte vermittelt und gelebt, die charakteristisch für eine
offene, freie Gesellschaft seien, schreiben die Abgeordneten.

Die Bundesregierung, so wird kritisiert, lasse jedoch nicht erkennen,
der Homophobie im Sport entgegentreten zu wollen. So werde das Thema
im Koalitionsvertrag mit keinem Wort behandelt. In der Antwort auf
eine kleine Anfrage der FDP-Fraktion sei deutlich geworden, "dass die
Bundesregierung in jeglicher Hinsicht untätig bleibt". So sei der
Bundesregierung nach eigenen Angaben keine einzige Kampagne des Bundes
bekannt, die sich gezielt gegen Homophobie im Sport richtet und es sei
auch nicht angedacht, eine solche Kampagne zu initiieren. Darüber
hinaus lägen der Bundesregierung auch keine konkreten empirischen
Daten über homophobe Angriffe oder Gewalttaten im Sport vor, wird
bemängelt. Auch werde an der Förderung der internationalen Gay Games
seitens der Bundesregierung kein Interesse bekundet.

"Diese Situation ist nicht nur beschämend, sondern eine Gefahr für die
Zivilgesellschaft, in der niemand Angst haben darf, aufgrund seiner
sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität diskriminiert,
angefeindet oder ausgeschlossen zu werden", schreibt die FDP-Fraktion.
Es gelte, dafür Sorge zu tragen, dass diese integrative Kraft des
Sportes erhalten bleibt. "Homo- und Transphobie haben im Sport keinen
Platz und müssen endlich tatkräftig bekämpft werden", fordern die
Abgeordneten.

 * 

3. Artenschutz soll verstärkt werden

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung soll sich nach dem Willen der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen verstärkt gegen Wilderei sowie gegen
illegalen und nicht nachhaltigen Artenhandel einsetzen. In einem
Antrag (19/10186) fordert die Fraktion von der Bundesregierung unter
anderem, bei der anstehenden Vertragsstaatenkonferenz zum Washingtoner
Artenschutzabkommen (CITES) Anträge auf Aufnahme von Tieren in die
Anhänge I und II zu unterstützen sowie sich für einen strengeren
Schutz von Elefanten, afrikanischen Löwen sowie asiatischen Großkatzen
einzusetzen. Zudem soll die Bundesregierung für ein europa- und
weltweites Verbot des Elfenbeinhandels und für die "konsequente
Schließung der nationalen Elfenbeinmärkte" eintreten.

Auf Ebene der Europäischen Union ist nach Auffassung der Grünen ein
grundsätzliches Verbot von Importen von Wildfängen und ein umfassendes
Importverbot für Jagdtrophäen notwendig. Zudem soll sich die
Bundesregierung dafür einsetzen, "gewerbliche Tierbörsen für Wildtiere
sowie den Verkauf von Wildfängen über Tierbörsen zu untersagen". Alle
anderen Formen der Tierbörsen sollen im Sinne des Tierschutzes stärker
reguliert werden. Der Antrag wurde am Donnerstag im vereinfachten
Verfahren zur weiteren Beratung an die Ausschüsse überwiesen.

 * 

4. Entwicklung des Wohngeldanspruchs

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Zahl der Wohngeldempfänger ist seit 2010
deutlich gesunken. Erhielten 2010 noch mehr als 1,06 Millionen
Haushalte diese Unterstützungsmaßnahmen, waren es 2017 nurmehr gut
592.000. Das geht aus der Antwort (19/10049) auf eine Kleine Anfrage
(19/8975) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hervor. Die Bundesmittel
für Wohngeld sanken im selben Zeitraum von 880,6 Millionen Euro auf
566,8 Millionen Euro. Etwa 10.000 Wohngeld-Haushalte pro Jahr dürften
2017 und 2018 in die Grundsicherung für Arbeitsuchende oder in die
Sozialhilfe gewechselt sein, heißt es unter Verweis auf eine Schätzung
des Instituts der Deutschen Wirtschaft Köln weiter.

Im Durchschnitt lag der Wohngeldanspruch 2017 bei 153 Euro, 2010 waren
es noch 126 Euro. Die monatliche Belastung durch Wohnen sinkt den
Angaben zufolge durch die Hilfe signifikant und jährlich etwa um 13
Prozentpunkte - 2017 beispielsweise von 38,1 auf 25,4 Prozent. Die
meisten Mittel für Wohngeld wurden 2018 für Nordrhein-Westfalen
bereitgestellt (144,3 Millionen Euro), gefolgt von Bayern (58,6
Millionen Euro).

In einer Vorbemerkung weist die Bundesregierung darauf hin, dass
Selbstständige oft ein überhöhtes Wohngeld erhalten hätten. Das
prognostizierte Einkommen habe häufig nicht dem Gewinn entsprochen,
wie sich im Nachhinein herausgestellt hat. Außerdem sei das Bearbeiten
von Anträgen Selbstständiger mit viel Aufwand verbunden, nicht
zuletzt, weil Angaben bisweilen nicht aussagekräftig genug oder
unzuverlässig seien. Vor diesem Hintergrund gilt seit 2016, dass
Selbstständige verpflichtet werden können, Einkommensteuerbescheide
vorzulegen. Dies sei eine Ermessensentscheidung der Behörden.

 * 
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BUNDESTAG/8435: Heute im Bundestag Nr. 577 - 16.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 577

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 16. Mai 2019, Redaktionsschluss: 13.57 Uhr

1. FDP will Europol aufwerten

2. Weniger Zinsen auf Steuernachforderungen

3. FDP gegen Finanztransaktionsteuer

4. Glücksspielwesen ist Sache der Länder

5. Blockchain-Strategie kommt im Sommer

6. Sicherheit der Stromversorgung



1. FDP will Europol aufwerten

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Die FDP-Fraktion fordert, die europäische
Polizeibehörde Europol mit wirksamen eigenen Ermittlungsbefugnissen
auszustatten. Der dazu vorgelegte Antrag mit dem Titel: "Europol zu
einem europäischen Kriminalamt aufwerten" (19/10164) steht am Freitag
auf der Tagesordnung des Bundestages.

Europa sei in den letzten Jahren vermehrt zum Ziel terroristischer
Anschläge geworden, schreiben die Liberalen in ihrem Antrag. Dabei
hätten die Täter im Rahmen ihrer Vorbereitung und mitunter auch im
Zusammenhang mit der Tatbegehung Binnengrenzen überschritten und
Netzwerke zu Unterstützern in anderen Mitgliedstaaten der Europäischen
Union (EU) geknüpft. Die nationalen Strafverfolgungsbehörden wiederum
seien bei der schnellen Aufarbeitung der Taten und der Verhinderung
zukünftiger Anschläge an Grenzen gestoßen. Daher sei die
internationale Zusammenarbeit verbesserungsbedürftig, befinden die
Abgeordneten. Gleiches gelte im Übrigen auch bei der Bekämpfung der
organisierten Kriminalität sowie der Phänomene der
Online-Kriminalität.

Grenzüberschreitende Kriminalität kann aus Sicht der FDP-Fraktion "am
besten durch eine Behörde mit grenzüberschreitenden Befugnissen
aufgeklärt und bekämpft werden". Europol biete in seinen grundlegenden
Strukturen bereits den Ansatz für ein europäisches Kriminalamt, das
bei Straftaten mit Tätern und Tatorten in mehreren Mitgliedstaaten
selbst ermitteln könnte. In den jeweiligen Mitgliedstaaten sei es
selbstverständlich, dass die Strafverfolgung auch über die Grenzen von
Bundesländern und Regionen hinweg von einer einheitlichen Behörde
geführt werde. Es müsse ebenso selbstverständlich sein, dass eine
Behörde Straftaten über die Binnengrenzen der Union hinweg verfolgt,
"ohne dass wertvolle Zeit und Informationen bei der Abstimmung
nationaler Behörden verloren gehen", fordern die Parlamentarier.

Europol müsse daher "rechtlich, finanziell und personell gestärkt und
weiter aufgewertet werden", heißt es in dem Antrag. Es gelte, die
rechtlichen Voraussetzungen für die Durchführung operativer
Ermittlungsmaßnahmen durch Europol zu schaffen. Die Bundesregierung
wird daher aufgefordert, "auf europäischer Ebene dafür einzutreten,
Europol mit wirksamen eigenen Ermittlungsbefugnissen auszustatten, um
Straftaten auf dem Gebiet der grenzüberschreitenden organisierten
Kriminalität, der grenzüberschreitenden Online-Kriminalität und des
grenzüberschreitenden Terrorismus selbstständig aufzuklären und Täter
über die Binnengrenzen hinweg zu verfolgen". Außerdem wird von der
Regierung verlangt, darauf hinzuwirken, dass die Behörden der
Mitgliedstaaten verpflichtet werden, Informationen zu Verdachtsfällen
mit Bezug zu anderen Mitgliedstaaten "unverzüglich an Europol
mitzuteilen", um auch den anderen Mitgliedstaaten eine effektive
Bekämpfung von Kriminalität und Terrorismus zu ermöglichen und eine
Gefährdung europäischer Bürger auszuschließen.

Nach den Vorstellungen der FDP-Fraktion soll Europol in jedem
Mitgliedstaat Niederlassungen unterhalten, "um schnell vor Ort tätig
werden zu können". Gleichzeitig sollten Beamte aller Mitgliedstaaten
bei Europol tätig sein, um eine effektive Arbeit in allen
Mitgliedstaaten zu gewährleisten, heißt es in dem Antrag.

 * 

2. Weniger Zinsen auf Steuernachforderungen

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Der sechs Prozent pro Jahr betragende Zinssatz auf
Steuernachforderungen soll gesenkt werden. Dies fordert die
FDP-Fraktion in einem Antrag (19/10158). Danach soll der Zinssatz nur
noch ein Zwölftel des Basis-Zinssatzes im Sinne des Bürgerlichen
Gesetzbuches, mindestens aber 0,1 Prozent, betragen.

Wie die FDP-Fraktion in ihrem Antrag erläutert, sind die zu zahlenden
Zinsen häufig sogar höher als die eigentliche Steuernachzahlungssumme.
Der Zinssatz von sechs Prozent pro Jahr für Steuernachzahlung bestehe
seit mehr als 50 Jahren unverändert. In Zeiten von langandauernden
Niedrigzinsen sei dies unverhältnismäßig und eine ungerechte
Behandlung der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler. "Gerade vor dem
Hintergrund eines extrem niedrigen Marktzinses ist eine Absenkung des
Zinssatzes für Nachzahlungszinsen geboten", fordert die FDP Fraktion,
die sich für einen an marktübliche Bedingungen angepassten Zinssatz
ausspricht, was den Zins realitätsnah machen würde. "Und nicht zuletzt
ist es ein Gebot der Fairness und der Gerechtigkeit, die niedrigen
Zinsen, von denen der Staat profitiert, auch den Bürgerinnen und
Bürgern zu gewähren: Wer wenig Zinsen erhält, soll auch wenig Zinsen
zahlen", stellt die FDP-Fraktion fest. Außerdem wird auf ein Urteil
des Bundesfinanzhofes hingewiesen, der schwerwiegende
verfassungsrechtliche Zweifel bezüglich der Nachzahlungszinsen in Höhe
von 0,5 Prozent für jeden vollen Monat geäußert habe.

 * 

3. FDP gegen Finanztransaktionsteuer

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung soll von der Einführung einer
Finanztransaktionsteuer wegen der negativen Auswirkungen auf
Kleinanleger, Realwirtschaft und Altersvorsorge Abstand nehmen. Dies
fordert die FDP-Fraktion in einem Antrag (19/10157), in dem die
Finanztransaktionsteuer als ökonomisch verfehlter Ansatz bezeichnet
wird. Das ursprüngliche Ziel, die Finanzinstitute mit einem
angemessenen und substanziellen Beitrag an den Kosten der Finanzkrise
zu beteiligen, werde nicht erreicht, da die Steuerbelastung im Wege
der Überwälzung von den Anlegern, Sparern oder der Realwirtschaft
getragen werden müsse. Auch die zuletzt erfolgte Einigung zwischen
Deutschland und Frankreich auf eine Finanztransaktionsteuer nach
französischem Vorbild macht nach Ansicht der FDP-Fraktion aus der
Steuer eine Kleinaktionärssteuer, die von professionellen Händlern
durch alternative Finanzinstrumente wie Derivate umgangen werden
könnte. Die Realwirtschaft werde belastet, da durch eine Steuer auf
Aktientransaktionen im Ergebnis die Eigenkapitalbeschaffung erschwert
werde. Da Altersvorsorgeprodukte wie Riester-Fonds nicht befreit
werden sollen, werde auch die Altersvorsorge der Bürger belastet.

 * 

4. Glücksspielwesen ist Sache der Länder

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung ist nicht an den Verhandlungen
über einen Glücksspiel-Länderstaatsvertrag beteiligt. Dies teilt sie
in ihrer Antwort (19/9812) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/9424) mit. Darin wird erläutert, dass die rechtliche Ausgestaltung
des Glücksspielwesens nach der verfassungsrechtlichen Kompetenzordnung
grundsätzlich den Ländern obliege.

 * 

5. Blockchain-Strategie kommt im Sommer

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung will ihre Blockchain-Strategie
im Sommer dieses Jahres vorstellen. Wie sie in der Antwort (19/9808)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/9429)
mitteilt, sollen dann auch die eingereichten Stellungnahmen
veröffentlicht werden. Insgesamt hätten 158 Organisationen
Stellungnahmen zur Blockchain-Strategie eingereicht.

 * 

6. Sicherheit der Stromversorgung

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Maßnahmen zur Sicherung der Stromversorgung stehen
im Mittelpunkt der Antwort (19/9656) auf eine Kleine Anfrage (19/8995)
der AfD-Fraktion. Darin listet die Bundesregierung etwa die Übernahme
von Kraftwerken in die Netzreserve, den Netzentwicklungsplan und die
Sicherheitsbereitschaft als Prozesse auf, die dem Erhalt und der
Stärkung des Stromnetzes dienen. "All diese Instrumente wirken auch
beim Kohleausstieg weiter, sodass alle wichtigen Aspekte des
Netzbetriebs überwacht werden und so sich möglicherweise abzeichnenden
Schwierigkeiten frühzeitig und adäquat begegnet werden kann", fügt die
Bundesregierung hinzu. Das Bundeswirtschaftsministerium tauscht sich
den Angaben zufolge derzeit vertieft mit Bundesnetzagentur und
Übertragungsnetzbetreibern aus, um eine netzverträgliche Abschaltung
von Kohlekraftwerken gewährleisten zu können. "In diesem Austausch hat
die sichere Stromversorgung den höchsten Stellenwert."

 * 
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BUNDESTAG/8434: Heute im Bundestag Nr. 576 - 16.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 576

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 16. Mai 2019, Redaktionsschluss: 13.08 Uhr

1. Spurensicherung am Breitscheidplatz

2. Links motivierte Straftaten

3. Rechtsextremistisch genutzte Immobilien

4. Wohnpartnerschaften und Steuern

5. Urlaub auf dem Bauernhof

6. Betäubung mit Isofluran bei der Kastration



1. Spurensicherung am Breitscheidplatz

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über die Zahl daktyloskopischer Spuren, die an dem
für den Anschlag auf dem Berliner Breitscheidplatz verwendeten Lkw und
den darin sichergestellten Gegenständen gesichert wurden, berichtet
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/10048) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/8876). Danach wurden im Zuge der
Spurensicherung am Breitscheidplatz insgesamt vier auswertbare
Fingerabdruckspuren gesichert. Am Lkw konnten den Angaben zufolge zwei
Fingerabdruckspuren sichergestellt werden. "Drei Fingerabdruckspuren
konnten Anis Amri zugeordnet werden, eine Fingerabdruckspur konnte dem
getöteten Lkw-Fahrer zugeordnet werden", wie aus der Antwort weiter
hervorgeht.

 * 

2. Links motivierte Straftaten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) In Deutschland sind im ersten Quartal dieses Jahres
27 Menschen aufgrund politisch links motivierter Straftaten verletzt
worden. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/10038) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/9648) hervor.

Danach wurden für den Zeitraum von Januar bis März 2019 vorläufigen
Zahlen zufolge insgesamt 816 politisch links motivierte Straftaten
gemeldet, darunter 87 Gewalttaten. Die Zahl der ermittelten
Tatverdächtigen beläuft sich laut Vorlage auf 467.

 * 

3. Rechtsextremistisch genutzte Immobilien

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über die Zahl rechtsextremistisch genutzter
Immobilien berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/10043)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/9064). Danach sind
mit Stand vom 31. Oktober vergangenen Jahres bundesweit 146 Objekte
als rechtsextremistisch genutzte Immobilien einzustufen.

Bei der Erfassung fanden laut Antwort nur Immobilien Berücksichtigung,
"bei denen Rechtsextremisten über eine uneingeschränkte grundsätzliche
Zugriffsmöglichkeit verfügen, etwa in Form von Eigentum, Miete, Pacht
(das heißt Eigentums- oder Besitzverhältnis) oder durch ein Kenn- und
Vertrauensverhältnis zum Objektverantwortlichen". Weitere
Erfassungskriterien seien die "politisch ziel- und zweckgerichtete
sowie die wiederkehrende Nutzung durch Rechtsextremisten".

Bei 60 Objekten haben den Angaben zufolge Rechtsextremisten als
Eigentümer und bei 48 Objekten als Mieter Zugriff und
Verfügungsgewalt. In den übrigen Fällen beruhe die Zugriffsmöglichkeit
auf einem Kenn- oder Vertrauensverhältnis zum Objektverantwortlichen
oder sei nicht näher zu bestimmen.

 * 

4. Wohnpartnerschaften und Steuern

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Für die steuerliche Bewertung von neuartigen
Wohnpartnerschaften wie "Wohnpaar auf Zeit" oder "Wohnen für Hilfe"
interessiert sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/10032). Die Abgeordneten wollen wissen, wie viele Studierende und
Auszubildende solche Programme nutzen und welche steuerlichen Regeln
gelten. In der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage wird das Prinzip der
Wohnpartnerschaften erläutert: Menschen mit freien Wohnraum in ihrer
eigenen Wohnung, die diesen nicht dauerhaft vermieten wollen, bieten
diesen freien Wohnraum Studierenden oder Auszubildenden an. Diese
leisten dafür Hilfe im Haushalt oder bei der Kinderbetreuung oder sind
in ehrenamtlichen Projekten tätig. Die steuerliche Bewertung dieser
Wohngemeinschaften sorgt nach Auffassung der FDP-Fraktion für Unmut.
So regele ein mit Bundes- und Länderebene abgestimmter Erlass der
Finanzbehörde Hamburg, dass alle erbrachten Hilfeleistungen sowie die
Bereitstellung des Wohnraums als Einkünfte im Sinne des
Einkommensteuergesetzes bewertet werden.

 * 

5. Urlaub auf dem Bauernhof

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Das Tourismus-Segment "Urlaub auf dem Bauernhof"
wird im Rahmen von offiziellen Statistiken der Landwirtschaft oder des
Tourismus nicht explizit erfasst. Das erklärt die Bundesregierung in
einer Antwort (19/9906) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/9495). Weiter heißt es, dass landwirtschaftliche Betriebe, die
Beherbergungen anbieten, dem sogenannten Agrotourismus im engeren
Sinne zuzuordnen seien. Derzeit prüfe allerdings die Regierung
gemeinsam mit den Fachreferenten der Bundesländer für die
einzelbetriebliche Investitionsförderung, ob die derzeitige Förderung
von Investitionen zur Diversifizierung im Rahmen der
Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur und des
Küstenschutzes" (GAK) und damit auch im Bereich "Urlaub auf dem
Bauernhof" eine Anpassung benötigt.

 * 

6. Betäubung mit Isofluran bei der Kastration

Ernährung und Landwirtschaft/Verordnung

Berlin: (hib/EIS) Der Tierarztvorbehalt für die Durchführung der
Narkose mit Isofluran bei der Ferkelkastration wird aufgehoben und
durch Landwirte oder sachkundige Personen ermöglicht. Dazu legt die
Bundesregierung die Ferkelbetäubungssachkundeverordnung
(FerkBetSachkV) (19/10082) vor. Aus wirtschaftlichen und logistischen
Gründen sei die Narkose mit Isofluran bei der Ferkelkastration für die
Mehrzahl der Betriebe nur möglich, sofern sie vom Landwirt selbst oder
von anderen sachkundigen Personen angewendet werden kann. Auch
praktisch stünden nicht genügend Tierärzte zur Verfügung, um die
Narkose mit Isofluran flächendeckend durchführen zu können, heißt es
zur Begründung.

 * 
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BUNDESTAG/8433: Heute im Bundestag Nr. 575 - 16.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 575

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 16. Mai 2019, Redaktionsschluss: 12.28 Uhr

1. Antrag: BDS-Boykottaufruf verurteilen

2. Linke verurteilt Israel-Boykottaufrufe

3. Bürger- und Menschenrechte in China

4. Grüne für klimafreundliche Seefahrt

5. Förderung von Eiweißpflanzen

6. Zulassung von Mitteln für den Pflanzenschutz



1. Antrag: BDS-Boykottaufruf verurteilen

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) "Der BDS-Bewegung entschlossen entgegentreten -
Antisemitismus bekämpfen" lautet der Titel eines gemeinsamen Antrags
der Fraktion von CDU/CSU, SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen
(19/10191), der am Freitag auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums
zur Abstimmung steht. Darin verweisen die vier Fraktionen darauf, dass
die "Boycott, Divestment and Sanctions"-Bewegung (BDS) seit Jahren
auch in Deutschland zum Boykott gegen Israel, gegen israelische Waren
und Dienstleistungen, israelische Künstler, Wissenschaftler und
Sportler aufrufe. "Der allumfassende Boykottaufruf führt in seiner
Radikalität zur Brandmarkung israelischer Staatsbürgerinnen und
Staatsbürger jüdischen Glaubens als Ganzes", heißt es in der Vorlage
weiter.

Dies sei inakzeptabel und scharf zu verurteilen, schreiben die vier
Fraktionen. Die Argumentationsmuster und Methoden der BDS-Bewegung
seien antisemitisch. Die Aufrufe der Kampagne zum Boykott israelischer
Künstler sowie Aufkleber auf israelischen Handelsgütern, die vom Kauf
abhalten sollen, erinnerten zudem "an die schrecklichste Phase der
deutschen Geschichte".

In dem Vier-Fraktionen-Antrag werden zugleich alle antisemitischen
Äußerungen und Übergriffe verurteilt, "die als vermeintliche Kritik an
der Politik des Staates Israel formuliert werden, tatsächlich aber
Ausdruck des Hasses auf jüdische Menschen und ihre Religion sind". Der
Bundestag soll der Vorlage zufolge beschließen, keine Organisationen
finanziell zu fördern, die das Existenzrecht Israels in Frage stellen,
und keine Projekte finanziell zu fördern, die zum Boykott Israels
aufrufen oder die die BDS-Bewegung aktiv unterstützen. Auch soll er
Räumlichkeiten und Einrichtungen, die unter Bundestagsverwaltung
stehen, keinen Organisationen zur Verfügung stellen, die sich
antisemitisch äußern oder das Existenzrecht Israels in Frage stellen.
Länder, Städte und Gemeinden sowie alle öffentlichen Akteure sollen
aufgerufen werden, sich dieser Haltung anzuschließen.

 * 

2. Linke verurteilt Israel-Boykottaufrufe

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Die Linke wendet sich gegen
Boykott-Aufrufe gegen Israel. Seit Jahren rufe die "Boycott,
Divestment and Sanctions"-Bewegung (BDS) auch in Deutschland zum
Boykott gegen israelische Künstler, Wissenschaftler, Sportler und
gegen israelische Waren und Dienstleistungen auf, schreiben die
Abgeordneten in einem Antrag (19/10261). "Der allumfassende
Boykottaufruf führt in seiner Radikalität zur Brandmarkung
israelischer Staatsbürgerinnen und Staatsbürger jüdischen Glaubens. Es
gibt Äußerungen und Handlungen aus der BDS-Bewegung, die darauf
abzielen das Existenzrecht des Staates Israel in Zweifel zu ziehen."
Boykottaufrufe, die an antisemitische Positionen des
Nationalsozialismus erinnern, seien inakzeptabel und scharf zu
verurteilen.

Die Abgeordneten fordern die Bundesregierung mit Blick auf den
israelisch-palästinensischen Konflikt auf, eine friedliche Lösung zu
befördern und sich für zwei unabhängige, demokratische und miteinander
kooperierende Staaten, auf Basis der bisherigen UN-Resolutionen sowie
der zwischen beiden Parteien abgeschlossenen Abkommen, einzusetzen.

 * 

3. Bürger- und Menschenrechte in China

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Anlässlich des 30. Jahrestags der Niederschlagung
der friedlichen Proteste am Platz des Himmlischen Friedens setzt sich
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen für die Achtung der Bürger- und
Menschenrechte in China ein. In einem Antrag (19/10222) fordert sie
die Bundesregierung auf, sich in Gesprächen mit der chinesischen
Staatsführung für eine "umfassende und unabhängige Aufarbeitung" des
Geschehens im Jahre 1989 einzusetzen und auf eine Rehabilitierung der
Opfer und deren Hinterbliebenen hinzuwirken.

Dabei sollen Freiheitsbeschränkungen, auch kurzfristiger Art, im
Zusammenhang mit dem Erinnern an die Niederschlagung der Proteste
problematisiert werden. Die Bundesregierung müsse sich gegenüber der
chinesischen Führung "gegen jegliche Form der Überwachung,
Einschüchterung und Kriminalisierung von Aktivisten und Aktivistinnen,
Hinterbliebenen sowie Journalisten und Journalistinnen aussprechen,
die sich für ein öffentliches Gedenken und eine umfassende und
unabhängige Aufarbeitung der Niederschlagung der Proteste einsetzen".

 * 

4. Grüne für klimafreundliche Seefahrt

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen möchte die
maritime Wirtschaft klimafreundlicher ausrichten. Die Bundesregierung
solle sich auf internationaler Ebene dafür einsetzen, dass die Ziele
der Klimakonferenz von Paris auf die Seeschifffahrt übertragen werden,
erklären die Abgeordneten in einem Antrag (19/10201). Es müssten
entsprechende verbindliche Maßnahmen zur Senkung des
Kohlendioxid-Ausstoßes verabschiedet werden. Außerdem solle es auf
nationaler Ebene Anreize für Unternehmer geben, ihre Schiffe so
umzubauen, dass diese emissionsneutral angetrieben werden. Zur
Begründung verweisen die Abgeordneten zum einen auf die Bedeutung der
Seefahrt als Handelsweg und Wirtschaftszweig, zum anderen auf den
erheblichen Kohlendioxid-Ausstoß, für den die Branche verantwortlich
zeichnet.

 * 

5. Förderung von Eiweißpflanzen

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Attraktivität des Anbaus von Leguminosen für
Landwirte hängt insbesondere von den Vermarktungsmöglichkeiten ab. Das
schreibt die Bundesregierung in einer Antwort (19/9896) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/9138). Leguminosen sind
Pflanzen, die über Knöllchenbakterien an ihren Wurzeln Stickstoff
binden. Die Regierung wolle deshalb mit der Etablierung und Förderung
des "Dialogforum nachhaltigere Eiweißfuttermittel" den Dialog zwischen
den Akteuren in der Wertschöpfungskette für Eiweißfuttermittel zur
Identifizierung von Hemmnissen und zur Entwicklung von Ansätzen zur
Überwindung dieser Barrieren deutlich verstärken. Um den Landwirten
Anreize zu bieten, neben Getreide und Ölsaaten auch Leguminosen
anzubauen und zu nutzen, komme ein Bündel von Maßnahmen in Frage.
Neben der Förderung mithilfe von EU-Mitteln sollen unter anderem mit
der Eiweißpflanzenstrategie des Bundesministeriums für Ernährung und
Landwirtschaft (BMEL) Wettbewerbsnachteile heimischer Eiweißpflanzen
verringert, Forschungslücken geschlossen sowie erforderliche Maßnahmen
in der Praxis erprobt und umgesetzt werden. Seit dem Jahr 2014
sei dafür ein eigenständiger Finanzierungstitel eingerichtet worden,
der von Beginn an die Förderung von Wissenstransfer, Beratung sowie
Forschung und Entwicklung als zentrale Bausteine in der Umsetzung der
Strategie vorsieht. So habe man für die Kulturarten Soja, Lupine und
Erbse/Bohne modellhafte Demonstrationsnetzwerke mit konventionell und
ökologisch wirtschaftenden Betrieben gefördert.

 * 

6. Zulassung von Mitteln für den Pflanzenschutz

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Im Jahr 2018 wurden 79 Anträge zur Ausweitung des
Geltungsbereichs von Zulassungen auf geringfügige Verwendungen beim
Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) als
zuständige und die Pflanzenschutzmittelzulassung in Deutschland
koordinierende Behörde gestellt. Das geht aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/9907) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/9590) zum Pflanzenschutz zur Gesunderhaltung von kleineren
Kulturen im Gartenbau und in der Landwirtschaft hervor. Weiter heißt
es, dass die Ausweitung des Geltungsbereichs von Zulassungen auf
geringfügige Verwendungen derzeit weit überwiegend in Deutschland zu
existierenden Grundzulassungen (GV1) gemäß Artikel 51 der Verordnung
(EG) Nr. 1107 / 2009 gestellt werde. Das BVL beteilige gemäß Paragraf
34 Absatz 3 Pflanzenschutzgesetz das Julius Kühn-Institut und das
Bundesinstitut für Risikobewertung. Diese Behörden würden für
Deutschland als erstbewertender Mitgliedstaat handeln. Aktuell gebe es
nur wenige Anträge, bei denen der Erweiterungsantrag auf der Bewertung
eines anderen Mitgliedstaats aufbaut. Anträge auf Erneuerung der
Zulassungserweiterung (Artikel 51) nach Artikel 43 der Verordnung (EG)
Nr. 1107 / 2009 würden derzeit nur in geringer Anzahl vorliegen.

 * 
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BUNDESTAG/8432: Heute im Bundestag Nr. 574 - 16.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 574

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 16. Mai 2019, Redaktionsschluss: 11.49 Uhr

1. AfD-Vorschlag für Vertrauensgremium

2. Glaser für Sondergremium vorgeschlagen

3. Gremium des Bundesschuldenwesens

4. Atomabkommen mit dem Iran bewahren

5. Stärkung der EU-Außenpolitik

6. UNHCR-Transitzentrum in Libyen



1. AfD-Vorschlag für Vertrauensgremium

Haushalt/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion hat Birgit Malsack-Winkemann als
Mitglied des Vertrauensgremiums gemäß Paragraf 10a Absatz 2 der
Bundeshaushaltsordnung vorgeschlagen. (19/10193). Bei den vergangenen
Wahlgängen war jeweils der Abgeordnete Marcus Bühl nominiert. Die Wahl
findet am Donnerstag statt.

 * 

2. Glaser für Sondergremium vorgeschlagen

Haushalt/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion hat den Abgeordnete Albrecht Glaser
als Mitglied und den Abgeordnete Volker Münz als Stellvertreter zur
Wahl als Mitglied des Sondergremiums gemäß Paragraf 3 Absatz 3 des
Stabilisierungsmechanismusgesetzes vorgeschlagen (19/10195). Bei den
vergangenen Wahlgängen hatten jeweils die Abgeordneten Peter
Boehringer als Mitglied und Dr. Birgit Malsack-Winkemann als
Stellvertreterin kandidiert. Die Wahl findet am Donnerstag statt.

 * 

3. Gremium des Bundesschuldenwesens

Haushalt/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion hat die Abgeordneten Marcus Bühl
und Wolfgang Wiehle als Mitglieder des Gremiums gemäß Paragraf 3 des
Bundesschuldenwesengesetzes vorgeschlagen (19/10194). Bei den
vergangenen Wahlgängen hatten jeweils die Abgeordneten Albrecht Glaser
und Volker Münz kandidiert. Die Wahl finden am Donnerstag statt.

 * 

4. Atomabkommen mit dem Iran bewahren

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die FDP-Fraktion fordert die Bundesregierung auf,
"sich umgehend und in enger Abstimmung mit der EU und den europäischen
Partnern gegenüber dem Iran und den USA für eine diplomatische
Deeskalation" im Nahen Osten einzusetzen. Seit dem Ausstieg der USA
aus dem Atomabkommen mit dem Iran (JCPOA) vor einem Jahr und
insbesondere seit der Ankündigung eines iranischen Ultimatums habe
sich die Situation weiter verschärft und es drohe eine militärische
Eskalation, heißt es in einem Antrag (19/10161), der heute auf der
Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. "Eine solche würde den Nahen
Osten massiv destabilisieren, hätte für Israel unabsehbare Folgen und
würde möglicherweise zu einem neuen Flüchtlingsstrom Richtung Europa
führen. Europa wäre anders als die USA direkt davon betroffen, wenn
wie Syrien auch der Iran zu einem Kriegsschauplatz wird."

Gemeinsam mit den europäischen Partnern Frankreich und Großbritannien
solle die Bundesregierung gegenüber dem Iran die vollständige
Umsetzung des Atomabkommens einfordern und jede Art von Ultimatum des
Iran gegenüber den EU3+2 gemeinsam mit Russland und China
zurückweisen. Außerdem müsse die EU schnellstmöglich aktive
diplomatische Bemühungen aufnehmen, um das JCPOA-Abkommen zu bewahren
und die USA aufzufordern, dem Abkommen wieder beizutreten. Weitere
Forderungen zielen auf die Begrenzung und Kontrolle des ballistischen
Raketenprogramms des Iran sowie auf Sanktionen gegen Personen,
Organisationen und Unternehmen im Iran, die aus EU-Sicht für die
destabilisierende Politik verantwortlich sind. Vor dem Hintergrund der
zunehmenden Spannungen in der Region müsse sich die Bundesregierung
zudem frühzeitig für einen Fortbestand des EU-Türkei-Abkommen
einsetzen und die Zusammenarbeit mit der türkischen Regierung sowie
dem UN-Flüchtlingshilfswerk (UNHCR) ausbauen.

 * 

5. Stärkung der EU-Außenpolitik

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen tritt für eine
Stärkung der gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik auf
europäischer Ebene ein. In einer Welt, in der Krisen und Ungleichheit
zunehmen und die internationale Ordnung immer stärker in Frage
gestellt würden, brauche es eine handlungsfähige EU, schreiben die
Abgeordneten in einem Antrag (19/10185). Die EU als Friedensmacht und
Sicherheitsunion müsse eine noch viel stärkere Stimme für Frieden,
Menschenrechte, menschliche Sicherheit und Entwicklungszusammenarbeit
sein. "Wenn Differenzen mit alten Partnern und unseren Nachbarn
zunehmen, müssen die Mitgliedsstaaten der EU im Bereich der
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) geschlossen agieren.
Europa muss mehr Verantwortung in der Welt übernehmen und dafür viel
stärker kooperieren als bisher."

Die Bundesregierung wird unter anderem aufgefordert, sich mit
Nachdruck für einen gemeinsamen Sitz der EU im Sicherheitsrat der
Vereinten Nationen einzusetzen sowie dafür, "die EU handlungsfähiger
zu machen, indem der Rat im Bereich der GASP zukünftig mit
qualifizierter Mehrheit Entscheidungen, ohne militärische und
verteidigungspolitische Bezüge, treffen kann". Außerdem solle der
Schutz von Menschenrechten, Demokratie und Frieden in der Globalen
Strategie für die Außen- und Sicherheitspolitik der EU stärker
verankert werden und in diesem Rahmen zivile Krisenprävention und
Konfliktbearbeitung mit mehr personellen und finanziellen Mitteln
hinterlegt werden.

Weitere Forderungen zielen auf den Abbau von Dopplungen militärischer
Fähigkeiten in der EU, die Einhaltung rüstungsexportpolitischer
Kriterien, Konfliktverhütung und Mediationsverfahren sowie die
Umsetzung der Sicherheitsratsresolution 1325 in Form einer
"feministischen Außenpolitik" nach schwedischem Vorbild.

 * 

6. UNHCR-Transitzentrum in Libyen

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die unter anderem vom Flüchtlingshilfswerk der
Vereinten Nationen (UNHCR) betriebene "Gathering and Departure
Facility"(GDF) in Libyen dient als Transitzentrum für besonders
schutzbedürftige Flüchtlinge und Asylsuchende. Das schreibt die
Bundesregierung in der Antwort (19/10021) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/9102). Die Flüchtlinge und Asylsuchenden würden
in der Regel nach kurzem Aufenthalt über den Nottransitmechanismus des
UNHCR für dauerhafte Lösungen wie etwa ein Resettlement in einen
Drittstaat evakuiert. Die Kapazität des GDF liege derzeit bei bis zu
1.000 Personen, Ende April hätten sich dort 488 Personen befunden.

 * 
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BUNDESTAG/8431: Heute im Bundestag Nr. 573 - 16.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 573

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 16. Mai 2019, Redaktionsschluss: 11.06 Uhr

1. Fairer Wettbewerb bei Postdiensten

2. Grüne verlangen Digitalkonzernsteuer

3. Technologieoffenes Gentechnikrecht

4. Digitalisierung in der Landwirtschaft

5. FDP fordert Digitalpakt 2.0

6. Gründung einer Exil-Universität

7. Bildung in digitaler Gesellschaft fördern



1. Fairer Wettbewerb bei Postdiensten

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die Grünen-Fraktion hat einen Antrag (19/10199)
vorgelegt, in dem sie verlangt, faire Arbeitsbedingungen auf Post- und
Paketmärkten durchzusetzen. Darin bezeichnen die Abgeordneten Paket-
und Briefdienste als unerlässliche Dienstleistungen für das
Funktionieren von Wirtschaft und Gesellschaft. Sie verweisen darauf,
dass aus diesem Grund der Gesetzgeber die Grundlage für ein
funktionierendes Postwesen im Grundgesetz und im Postgesetz verankert
habe. Die Fraktion kritisiert die enormen Fehlentwicklungen in der
Branche, die sowohl zu Lasten der Mitarbeiter als auch zu Lasten der
Kunden gehen würden.

Die Grünen fordern einen Gesetzentwurf, um die Arbeitsbedingungen in
der Branche zu verbessern und fairen Wettbewerb durchzusetzen. Unter
anderem soll eine Nachunternehmerhaftung eingeführt werden, mit der
Generalunternehmer auch für die Sozialversicherungsbeiträge der
Beschäftigten in Subunternehmen haften sollen. Ferner soll die
Dokumentation der Arbeitszeiten genauer werden und ein
Mindestlohntarifvertrag eingesetzt werden. Dieser soll im
Arbeitnehmer-Entsendegesetz allgemeinverbindlich erklärt werden und
auch für Subunternehmer aus dem Ausland gelten. Außerdem soll es der
Bundesnetzagentur ermöglicht werden, Verstöße gegen das Postgesetz
stärker zu sanktionieren.

 * 

2. Grüne verlangen Digitalkonzernsteuer

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung soll sich für die Einführung
einer europäischen Digitalsteuer einsetzen. Eine wirksame Besteuerung
großer digitaler Konzerne nach dem Vorschlag der EU-Kommission mit
einem breiten Anwendungsbereich müsse schnellstmöglich erfolgen,
schreibt die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einem Antrag
(19/10198). Außerdem soll es in der EU zu einer gemeinsamen
Unternehmensbesteuerung mit fairen Mindeststeuersätzen und einer
gemeinsamen Bemessungsgrundlage kommen. Das bisher geltende
Einstimmigkeitsprinzip in Steuerfragen in der EU soll durch ein
Mehrheitsprinzip ersetzt werden.

Nach Angaben der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen diskutieren die
EU-Mitgliedstaaten seit Frühjahr 2018 über die Vorschläge der
Kommission für die Einführung einer Digitalkonzernsteuer und den
Vorschlag zur Einführung einer sogenannten digitalen Betriebsstätte.
Hintergrund sei, dass die Steuerquoten vom großen Digitalkonzernen
deutlich unter denjenigen des Mittelstandes und klassischer
Industrieunternehmen liegen würden. Verwiesen wird auf Berechnungen,
wonach traditionelle Branchen eine Steuerbelastung bis zu 23,2 Prozent
haben würden, während diese Quote in der digitalen Wirtschaft nur bis
zu 10,1 Prozent betrage. "Damit haben Unternehmen wie Apple, Amazon
oder Google enorme Wettbewerbsvorteile gegenüber klassischen
Unternehmen, mit denen sie aber teilweise in gleichen Märkten um
Anteile ringen", heißt es in dem Antrag.

Finanzminister Olaf Scholz (SPD) wird vorgeworfen, er habe es lange
vermieden, sich öffentlich zu positionieren. Am Ende habe er sich
gegen den Vorschlag der EU-Kommission gestellt und sich mit Frankreich
auf eine abgespeckte Steuer allein auf digitale Werbung verständigt.
Stadt europaweit gut vier Milliarden Euro würde eine so ausgestaltete
Steuer noch einmal deutlich weniger Einnahmen erzielen, schreibt die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in dem Antrag.

 * 

3. Technologieoffenes Gentechnikrecht

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/EIS) Die FDP-Fraktion fordert, die Chancen neuer
Züchtungsmethoden zu erkennen und für ein technologieoffenes
Gentechnikrecht einzutreten. Dazu legen die Abgeordneten einen Antrag
(19/10166) vor, der die Bundesregierung unter anderem dazu auffordert,
auf europäischer Ebene für eine grundsätzliche Überarbeitung des
EU-Gentechnikrechts einzutreten und das deutsche Gentechnikrecht
entsprechend anzupassen. Die Regierung soll sich für die Etablierung
eines abgestuften Risikoklassifizierungsverfahrens einsetzen. Dieser
Risikoklassifizierung sollen sämtliche Pflanzenzüchtungsverfahren,
ausgehend von klassischen Züchtungsverfahren bis hin zu modernen
Genome-Editing-Verfahren unterworfen werden. Ferner wollen die
Liberalen, dass eine europäische Behörde diese Bewertungen vornimmt
und bereits in einem frühen Entwicklungsstadium von Züchtern oder
Zuchtunternehmen Informationen zu der Modifikation, dem eingeführten
Merkmal und der verwendeten Technik erhält. Außerdem sollen
Freisetzungsversuche, die für die praktische Forschung unerlässlich
seien, in Deutschland möglich gemacht werden, um eine Abwanderung
deutscher Forschung ins Ausland einzudämmen.

 * 

4. Digitalisierung in der Landwirtschaft

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/EIS) Die Chancen der Digitalisierung nutzen und einen
offenen Zugang und standardisierte Datenformate für eine
zukunftsfähige Landwirtschaft 4.0 fordern die Koalitionsfraktionen
CDU/CSU und SPD in einem Antrag (19/10147). Dazu soll die
Bundesregierung unter anderem den Breitbandausbau im ländlichen Raum
intensivieren, um die Präzisionslandwirtschaft auf allen Äckern,
Wiesen sowie eine moderne multifunktionale Forstwirtschaft in den
Wäldern zu ermöglichen, die digitale Spaltung in Deutschland zu
überwinden sowie den flächendeckenden Ausbau von LTE-Netzen zu
beschleunigen und darauf aufbauend 5G spätestens mit der Vergabe von
Flächenfrequenzen ab dem Jahr 2025 in die Fläche zu bringen. Des
Weiteren soll gemeinsam mit den Bundesländern geprüft werden, wie
Wetter-, Boden- und andere Geodaten sowie relevante
Betriebsmitteldaten und GAP-Anträge auf der Grundlage des
Geodatenzugangsgesetzes und des e-Government-Gesetzes den Bürgern und
insbesondere den Landwirten sowie den Waldeigentümern grundsätzlich
kostenlos und unter Wahrung des Datenschutzes zur Verfügung gestellt
werden kann.

 * 

5. FDP fordert Digitalpakt 2.0

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Deutschland braucht einen Digitalpakt 2.0 für die
allgemein bildenden, beruflichen und sonderpädagogischen Schulen, der
die neuen Möglichkeiten der Kooperation von Bund und Ländern im
Bildungsbereich nutzt. Das schreibt die FDP-Fraktion in einem Antrag
(19/10160).

In einer Zeit von Cloud-Computing, Blended Learning, Streaming und
Abonnements von Lizenzen für fortlaufend aktualisierte Software seien
Technik und Inhalte immer schwieriger voneinander zu trennen. Sofern
die technische Ausstattung, beispielsweise eine ausreichende
Bandbreite, gegeben sei, können Lerninhalte und Schuldaten auf fast
jedem beliebigen Gerät genutzt werden. Aber ohne Inhalte und den
richtigen Umgang mit ihnen sei die Technik nutzlos. Nur weil in
Technik investiert werde, bedeute dies nicht, dass sie auch
erfolgreich eingesetzt werden kann. Die Schulen müssten durch
IT-Administratoren, eine zeitgemäße Ausbildung und Unterstützung von
Lehrkräften, ausreichend Mittel zur Nutzung digitaler Lernplattformen
und -mittel, klare rechtliche Vorgaben zum datenschutzkonformen
Unterricht sowie Forschungsförderung in den Bereichen Learning
Analytics und Educational Data Mining unterstützt werden.

 * 

6. Gründung einer Exil-Universität

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Die Fraktion Die Linke fordert die Bundesregierung
auf, im Rahmen der Europäischen Union und in Zusammenarbeit mit
europäischen Regierungen, Hochschulen und
Nicht-Regierungsorganisationen eine europäische Exil-Universität als
eigenständiger Institution anzuregen und voranzutreiben. Sie soll
langfristig aus Mitteln der EU finanziert und ins europäische
Wissenschaftssystem integriert werden, schreiben die Abgeordneten in
einem Antrag (19/10153).

Weltweit, aber auch in Europa, nähmen Angriffe auf die Freiheit der
Wissenschaft zu. Lehrende, Forscher, zum Teil ganze Einrichtungen,
Fakultäten und Hochschulen würden aus politischen Gründen angegriffen
und ihre Arbeit verunmöglicht. Dies habe nicht nur verheerende
Auswirkungen auf Einzelne, sondern der freie Diskurs, die ungehinderte
und ergebnisoffene Forschung und die Toleranz für andere Meinungen
würden insgesamt auf diese Weise unter Druck geraten. Von politischem
und wirtschaftlichem Druck freie Forschung sei eine wesentliche
Grundlage für einen aufgeklärten gesellschaftlichen Diskurs und für
informierte politische Entscheidungsfindungen.

Die Europäische Union und Deutschland sollten ihrer historischen
Verantwortung und ihrer gewachsenen Bedeutung in der Welt gerecht
werden, indem sie Wissenschaftlern, die in ihren Heimatländern in oder
außerhalb Europas aus politischen Gründen nicht arbeiten oder sogar
nicht bleiben können, dauerhaft politischen Schutz und akademische
Perspektiven bieten. Eine europäische Universität für exilierte
Wissenschaftler hätte die Chance, zu einem Aushängeschild Europas in
der Welt zu werden und als Leuchtturm der Wissenschaftsfreiheit und
Demokratie zu fungieren.

 * 

7. Bildung in digitaler Gesellschaft fördern

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Viele Schulen in Deutschland verfügen nicht über die
notwendige digitale Infrastruktur, um zeitgemäß Bildung in einer
digitalen Gesellschaft zu ermöglichen, schreibt die Fraktion Die Linke
in einem Antrag (19/10151) und bezieht sich auf die jüngste
Forsa-Umfrage des Verbandes Bildung und Erziehung.

Die Linke fordert die Bundesregierung auf, eine dauerhafte,
angemessene und nachhaltige finanzielle Förderung des Bundes für die
digitale und barrierefreie Infrastruktur einer zeitgemäßen Bildung zu
gewährleisten und diese Förderung auf die Bereiche der Erwachsenen-
und Weiterbildung im Sinne lebenslangen Lernens auszuweiten und sich
gleichermaßen in der Kinder- und Jugendhilfe zu engagieren. Gemeinsam
mit den Ländern und Kommunen soll ein Konzept erarbeitet werden, um
eine nachhaltige und anbieterunabhängige Beschaffungspraxis zu
etablieren und den Standards offener Bildung gerecht zu werden, wie
etwa zum Beispiel durch die Nutzung von Open-Source-Angeboten. So soll
der sozialen Spaltung entgegengetreten werden.

 * 
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1. Experten für Nachbesserungen am NetzDG

Recht und Verbraucherschutz/Anhörung

Berlin: (hib/mwo) Von Optimierung bis hin zu einem regulatorischen
Neuansatz reichte die Bandbreite der Meinungen der zehn
Sachverständigen aus Justiz, Wissenschaft, Medien und Medienrecht in
einer zweieinhalbstündigen öffentlichen Anhörung im Ausschuss für
Recht und Verbraucherschutz am Mittwoch zum Thema
Netzwerkdurchsetzungsgesetz (NetzDG). Anlass der Sitzung unter Leitung
des Ausschussvorsitzenden Stephan Brandner (AfD) waren Gesetzentwürfe
der AfD-Fraktion (19/81) zur Aufhebung und der Fraktion Die Linke
(19/218) zur teilweisen Aufhebung des NetzDG sowie ein Antrag der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/5950), die Nachbesserungen fordert,
um die Nutzerrechte in sozialen Netzwerken zu stärken, und mehrere
Artikel eines Gesetzentwurfs der FDP-Fraktion zur Stärkung der
Bürgerrechte (19/204), in dem ebenfalls die Aufhebung des NetzDG
gefordert wird.

Das noch kurz vor der Bundestagswahl 2017 verabschiedete Gesetz zur
Verbesserung der Rechtsdurchsetzung in sozialen Netzwerken, wie es
eigentlich heißt, verpflichtet Betreiber von Internet-Plattformen wie
Facebook und Twitter zur zügigen Löschung strafbarer Inhalte. Kritiker
sehen in dem Gesetz einen Eingriff in das Recht der freien
Meinungsäußerung und bemängeln unter anderem eine Privatisierung der
Rechtsdurchsetzung. Die Abgeordneten konzentrierten sich mit ihren
Fragen an die Sachverständigen auf verfassungsrechtliche Probleme bei
der Durchsetzung des NetzDG und die Effektivität der damit verbundenen
Arbeitsabläufe. Im Detail wollten sie wissen, wie Sperrungen,
Löschungen und Wiedereinstellungen ablaufen. Fragen gab es auch zu
Möglichkeiten der Weiterentwicklung und Verbesserung des Gesetzes, zu
den Aussichten für gemeinschaftliche Standards der Netzwerke sowie zur
Verteilung der Zuständigkeiten zwischen Bund und Ländern.

Heinz-Josef Friehe, der Präsident des Bundesamtes für Justiz (BfJ),
der für die Durchführung des Gesetzes zuständigen Verwaltungsbehörde,
erklärte in seinem Statement, nach Einschätzung seiner Behörde sei das
NetzDG geeignet, die Durchsetzung des geltenden Rechts im Bereich der
Internetkriminalität zu verbessern. Aus Sicht des BfJ bestehe im
Einzelfall sowohl im Bereich der sogenannten Meldewege der Netzwerke
als auch im Bereich des Beschwerdemanagements und des
Berichtsverhaltens dennoch weiterhin Optimierungsbedarf. Bei der
Prüfung der Meldewege als einem Schwerpunkt der Tätigkeit des BfJ gehe
es um die Frage, ob die großen sozialen Netzwerke mit mindestens zwei
Millionen registrierten Nutzern im Inland jeweils ein leicht
erkennbares, unmittelbar erreichbares und ständig verfügbares
Verfahren zur Übermittlung von Beschwerden über rechtswidrige Inhalte
zur Verfügung stellen.

Sonja Boddin vom Hamburger Verein ichbinhier, der Aufklärungs- und
Bildungsarbeit zum Thema Diskussionskultur in den sozialen Medien
betreibt, sprach sich nach den Erfahrungen mit dem NetzDG für die
Beibehaltung der darin enthaltenen Regeln aus. Nachbesserungen sollte
es jedoch unter anderem beim Beschwerdemanagement, den
Anhörungspflichten und dem Umgang mit der Löschung rechtmäßiger
Inhalte geben. Bei aller Kritik sei positiv anzumerken, dass die
Pflichten wie auch insgesamt die Diskussion um das NetzDG zu einer
erkennbar gesteigerten Sensibilität der Netzwerkbetreiber für die
Themen Hassrede und Desinformation geführt haben und dass sie ihrer
Verantwortung heute deutlich mehr nachkommen als noch vor zwei Jahren.

Martin Eifert von der Juristischen Fakultät der Berliner 
Humboldt-Universität wies Vorwürfe einer Verfassungswidrigkeit des Gesetzes
zurück. Die Ausgestaltung des Grundansatzes, die Betreiber sozialer
Netzwerke in die Verantwortung für Straftatbestände zu nehmen, erfolge
in verfassungsgemäßer Weise, könne aber noch weiter optimiert werden.
Die verfassungsrechtliche Kritik an den bußgeldbewehrten Löschfristen
und auch an der privaten Rechtsdurchsetzung, also der Löschung durch
die Netzwerke, sei unberechtigt.

Auch der Hamburger Oberstaatsanwalt Michael Elsner, der für den
Deutschen Richterbund (DRB) sprach, sieht den Gesetzgeber mit dem
NetzDG grundsätzlich auf dem richtigen Kurs, um Hasskriminalität im
Internet, die das politische Klima in der Bundesrepublik Deutschland
vergifte, zu bekämpfen. Das Gesetz habe jedoch die Möglichkeiten für
die Strafverfolgungsbehörden nicht verbessert. Nach wie vor bestehe
eine faktische Strafbarkeitslücke für die Verfolgung von
Hasskriminalität im Internet und eine nicht nachvollziehbare
Ungleichbehandlung von Telemediendienste- und
Telekommunikationsanbietern bei der Beantwortung von
Bestandsdatenanfragen.

Sabine Frank von Google Deutschland verwies darauf, dass für die
Umsetzung des NetzDG zahlreiche Änderungen und Verbesserungen bei der
Google-Tochter YouTube vorgenommen worden seien. Illegale Inhalte
hätten in den Google-Diensten keinen Platz, sagte die Leiterin
Regulierung, Verbraucher- und Jugendschutz. Ihren Angaben zufolge
gingen 2018 rund 465.800 NetzDG-Meldungen bei YouTube ein. 94 Prozent
der gemeldeten Inhalte seien innerhalb von 24 Stunden nach Erhalt
einer Rechtsbeschwerde entfernt worden. Zu den von Google
vorgeschlagenen Änderungen am NetzDG gehört Frank zufolge eine
Überarbeitung des Katalogs der Straftaten, um den Zweck des Gesetzes,
Hassrede und Gewalt in sozialen Netzwerken einzudämmen, wirksam
erfüllen zu können.

Der Medienrechtler Hubertus Gersdorf von der Universität Leipzig
forderte dagegen in seiner Stellungnahme, das NetzDG aufzuheben, weil
es formell und materiell verfassungswidrig sei. Soziale Netzwerke
seien laut NetzDG Telemedien, und für diese seien die Länder
zuständig. Das Gesetz kollidiere mit dem Rundfunkstaatsvertrag und
verstoße gegen die Meinungs- und Medienfreiheiten des Grundgesetzes.
Gersdorf bemängelte, dass die Gefahr des sogenannten Overblockings
dadurch verstärkt werde, dass Anbieter sozialer Netzwerke nicht
verpflichtet seien, den betroffenen Nutzer vor der Entscheidung über
die Löschung seines Inhalts anzuhören.

Die Sicht der Landesmedienanstalten legte Cornelia Holsten, Direktorin
der Bremischen Landesmedienanstalt, dar. Die Landesmedienanstalten
sind zuständig für die Zulassung und Aufsicht im privaten Hörfunk und
Fernsehen sowie im Internet. Das NetzDG habe wichtige Impulse gesetzt,
sagte Holsten. Zugleich werfe es jedoch eine Reihe von Fragen auf, die
im Zuge von Nachbesserungen lösbar wären. So sollten Überschneidungen
im Umgang mit strafrechtsrelevanten Inhalten vermieden werden, denn es
sei theoretisch möglich, dass ein Fall von vier Stellen geprüft wird:
der Staatsanwaltschaft, dem BfJ, einer Selbstkontrolleinrichtung und
der Landesmedienanstalt. Auch sollte die Rechtsdurchsetzung beim
Verfasser von Hate Speech ansetzen.

Matthias Kettemann vom Hamburger Leibniz-Institut für Medienforschung
erklärte, mit Blick auf die vorliegenden Anträge und die Debatte im
Rechtsausschuss sowie die von einer großen Mehrheit gesellschaftlicher
Akteure geäußerte Kritik verfüge der Gesetzgeber über eine ausreichend
Wissensbasis, um das NetzDG weiterzuentwickeln. Ziel sollte eine
sensibel aufeinander abgestimmte Plattform- und Telemedienregulierung
sein, die besonders gefährdete Gruppen schützt und das Internet als
Raum der Ausübung der Grundrechte sichert.

Der Rechtswissenschaftler Alexander Peukert von der Goethe-Universität
Frankfurt sagte, weder die Sichtweise des Gesetzgebers noch die der
Gegner des NetzDG gewährleisteten eine ausgewogene Regulierung
sozialer Netzwerke. Wie im Antrag der Grünen zur Weiterentwicklung des
NetzDG dargelegt werde, sei vielmehr ein ganzheitlicher
Regulierungsansatz gefragt, der darauf abziele, die Kommunikation in
sozialen Netzwerken so zu regulieren, dass rechtswidrige Inhalte
möglichst gelöscht und rechtmäßige Kommunikation nicht willkürlich
beeinträchtigt wird. Peukert legte einen Vorschlag zur Änderung des
NetzDG vor, mit dem "das auf dem Auge der Kommunikationsfreiheit
weitgehend blinde NetzDG" um den Aspekt einer Gewährleistungspflicht
für die rechtsgleiche Informations- und Meinungsfreiheit ergänzt
werden solle.

Der Hamburger Rechtsanwalt Joachim Nikolaus Steinhöfel, dessen Kanzlei
zahlreiche Verfahren gegen Betreiber sozialer Medien führt und unter
anderem Grundsatzentscheidungen zugunsten von Nutzern erstritten hat,
deren Inhalte rechtswidrig gelöscht oder die gesperrt wurden,
bezeichnete es als einen Akt demokratischer, parlamentarischer und
gesetzgeberischer Hygiene, das NetzDG aufzuheben. Die teilweise
vernünftigen Änderungs- und Ergänzungsvorschläge sämtlicher
Oppositionsparteien sowie die erhaltenswerten Vorschriften des
NetzDG - zu denen Steinhöfel das Beschwerdesystem, die Berichts- und
Transparenzpflichten und den Zustellungsbevollmächtigten zählte -
sollten in andere Gesetze wie das Telemediengesetz oder in einem neu
zu formulierendes Gesetz, in dessen Mittelpunkt die Freiheits- und
Bürgerrechte im Internet stehen sollten, aufgenommen werden.

 * 

2. Dienstreise-Veranstalter in Deutschland

Tourismus/Ausschuss

Berlin: (hib/WID) Anbieter von Dienstreisen und Tagungen in
Deutschland finden ihre Anliegen von der Politik nicht hinreichend
berücksichtigt. Dies wurde am Mittwoch im Tourismusausschuss deutlich,
wo Vertreter mehrerer Verbände die Bedeutung ihrer Branche für die
Volkswirtschaft hervorhoben. Für Dienstreisen geben die Deutschen
jährlich 53,5 Milliarden Euro aus, davon 46 Milliarden im eigenen
Land. Als Schauplatz von Tagungen und Kongressen steht Deutschland
europaweit an erster, weltweit hinter den USA an zweiter Stelle. Die
Branche sieht dennoch in vielerlei Hinsicht Verbesserungs-, nicht
zuletzt Entbürokratisierungsbedarf.

Geschäfts- und Dienstreisende hätten andere Ansprüche an
Verlässlichkeit und Effizienz als Urlauber, betonte Christoph Carnier,
Präsident des Verbandes Deutsches Reisemanagement (VDR), der nach
seinen Worten rund 580 Mitgliedsunternehmen vertritt. Den
bürokratischen Aufwand des für Hotelgäste vorgeschriebenen
Meldeverfahrens, vor allem aber Leistungsdefizite der Deutschen Bahn
nannte Carnier als Hauptärgernisse für die in seinem Verband
organisierten Firmen. Die Regelungen für Meldebescheinigungen und
deren Kontrolle seien unklar, hier bestehe Handlungsbedarf.

Noch immer sei es nicht möglich, mit einem einzigen Fahrschein der
Bahn quer durch Deutschland an jedes gewünschte Ziel zu gelangen. Ein
Risikofaktor für Geschäftsreisende, die darauf angewiesen seien,
Termine einzuhalten, sei jedoch vor allem die mangelnde
Verlässlichkeit und Langsamkeit der Bahn. Sie wäre das "Mittel der
Wahl", wenn sie nur "pünktlich, schnell und effizient" wäre, betonte
Carnier, der nicht weniger als eine "Mobilitätswende" forderte, um
mehr Verkehr auf die Schiene zu bringen: "Zuverlässigkeit und
Geschwindigkeit, um den Zielort zu erreichen, sind für uns elementar."

"Unsere Bedeutung wird von der Politik noch nicht gesehen", klagte
Ilona Jarabek, Präsidentin des Europäischen Verbandes der
Veranstaltungscentren (EVVC). So komme ihre Branche im aktuellen
Entwurf einer Nationalen Tourismusstrategie der Bundesregierung nicht
vor und finde auch keine Erwähnung im Förderprogramm für energetische
Gebäudesanierung. Beides müsse sich ändern, sagte Jarabek: "Wir
brauchen mehr politische Aufmerksamkeit." Als weiteren Wunsch nannte
sie flexiblere Arbeitszeiten sowie allgemein den Abbau von Bürokratie.
Dem EVVC gehören nach den Worten der Präsidentin rund 750
Veranstaltungs- und Kongresszentren, Kultur- und Konzerthäuser an. Sie
bieten in Deutschland jährlich drei Millionen Veranstaltungen mit
insgesamt rund 412 Millionen Teilnehmern eine Bühne.

Das Messewesen als "einen der führenden Dienstleister" in Deutschland
und als "Motor des Tourismusstandortes" setzte Peter Neven ins Licht,
Geschäftsführer des Ausstellungs- und Messeausschusses der Deutschen
Wirtschaft (AUMA). Nach seinen Worten organisieren deutsche
Veranstalter weltweit 300 Messen im Jahr, die einen Umsatz von 28
Milliarden Euro und 230.000 Arbeitsplätze generieren. Messen in
Deutschland würden jährlich rund zwei Millionen Besucher aus dem
Ausland anziehen. Für diese sei eine flexiblere Praxis der Visavergabe
als derzeit gehandhabt essentiell. Neven forderte in diesem
Zusammenhang eine "Willkommenskultur".

 * 

3. Nachhaltigkeit durch Digitalisierung

Parlamentarischer Beirat für nachhaltige Entwicklung/Anhörung

Berlin: (hib/SUK) Digitalisierung kann zu mehr Nachhaltigkeit führen,
birgt aber auch Risiken: Zu diesem Schluss kamen zwei Sachverständige
in einem öffentlichen Fachgespräch des Parlamentarischen Beirats für
nachhaltige Entwicklung am Mittwoch, 15. Mai 2019. Unter Vorsitz von
Andreas Lenz (CSU) diskutieren die Abgeordneten mit Carsten Polenz,
Vice President für das Sherpa Office Executive Board SAP, und Tilman
Santarius von der Technischen Universität Berlin.

Carsten Polenz betonte, die Digitalisierung habe von der
Öffentlichkeit unbemerkt in den Unternehmen bereits Ende der
1950er-Jahre begonnen, als etwa Bankbewegungen, die zuvor händisch
eingegeben wurden, digitalisiert wurden. Momentan sei es die große
Herausforderung, in einer neuen Welle der Digitalisierung "physische
Artefakte" in die digitale Welt zu übertragen - und dies mit
EDV-Systemen, die in den Unternehmen zum Teil seit den 70er-Jahren
genutzt würden. Die "letzte Meile" zwischen der Unternehmenssteuerung
und den bisher abgekoppelten Dingen wie Maschinen oder Endkonsumenten
werde nun geschlossen. Bisher lineare Systeme müssten zu Kreisläufen
werden. Dies sei eine große Herausforderung, aber auch "eine riesige
Chance", so Polenz: Deutschland könne dabei eine extrem positive und
mächtige Rolle spielen und massiv dabei helfen, Nachhaltigkeit zu
erreichen. Nötig sei eine Kreislaufwirtschaft, die
Nachhaltigkeitsziele wie eine Verringerung des CO2-Ausstoßes
integriere. Polenz betonte, in 69 Prozent der Weltproduktion von
Schokolade würden Informationen über SAP-Systeme gesteuert - allein
daran könne man erkennen, dass Deutschland die Transformation sowohl
der nationalen wie globalen Wirtschaft mitbestimmen könne; dies sei
"wahrscheinlich singulär" in der globalen Weltwirtschaft. Damit dies
gelinge, brauche es geeignete politische Rahmenbedingungen.

Tilman Santorius legte in insgesamt acht Thesen dar, warum er in der
Digitalisierung Chancen und Risiken für die Nachhaltigkeit
gleichermaßen sieht. Die Debatte sei eine "recht junge", die nicht
zuletzt gerade durch ein eben veröffentlichtes Eckpunktepapier des
Bundesumweltministeriums Nahrung erhalten habe. So sei die
Digitalisierung wesentlich abhängig von bestimmten
Schlüsseltechnologien, die die Art und Weise, wie Menschen mit der
Natur interagieren, bestimmten. Die Digitalisierung könne entweder
dazu beitragen, den Energieverbrauch zurückzufahren - ihm aber auch
einen neuen Schub geben. Die Produktion der digitalen Hardware sei
derzeit "höchstens ansatzweise" eine Kreislaufwirtschaft, bis jetzt
gebe es etwa keine Geschäftsmodelle, um hochwertige Materialien, die
zum Bau von Smartphones verwendet werden, zu recyceln. Aktuell würden
zehn Prozent der weltweiten Stromnachfrage auf das Internet und
vernetzte Geräte entfallen; Schätzungen zufolge könne dies auf 30 oder
gar 50 Prozent ansteigen. Gleichzeitig laufe aktuell die Substitution
analoger Geräte und Anwendungen auf "ein Nullsummenspiel" hinaus.
Santorius führte aus, in Deutschland gebe es ein großes Potential für
eine Wende in Sachen Energie, Mobilität und Konsum; hier müsse man von
einem nachfragegesteuerten System zu einem angebotgesteuerten kommen.
Unklar seien aktuell noch die sozialen Auswirkungen der
Digitalisierung - weil damit Arbeitsplätze verloren gingen und es eine
Polarisierung von Einkommen gebe und neue Jobs vor allem im
Niedriglohnsektor entstünden, könne es geschehen, dass sich die
soziale Polarisierung weiter vergrößere. Deshalb müsse die
Digitalisierung politisch gestaltet werden, dafür müsse der "volle
Policy-Mix" aus Regulierung, Incentivierung und ökonomischen
Instrumenten zum Einsatz kommen.

 * 

4. Altmaier im Digital-Ausschuss

Ausschuss Digitale Agenda/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier (CDU) hat
im Ausschuss Digitale Agenda am Mittwochnachmittag die von ihm
verantwortete Industriestrategie verteidigt und wirtschaftspolitische
Herausforderungen der Digitalisierung skizziert. Der Christdemokrat
sah beispielsweise bei der Förderung von Startups noch
Handlungsbedarf. In dem Feld sei man besser geworden, aber noch nicht
gut genug. Es gebe noch keine mit US-Fonds vergleichbaren Fonds in
Europa, sagte Altmaier.

Der Bundeswirtschaftsminister betonte vor dem Ausschuss die Bedeutung
der Künstlichen Intelligenz (KI). Diese werde als Schlüsseltechnologie
horizontal mehr verändern als jede andere Technologie der vergangenen
200 Jahre. Der Christdemokrat erläuterte, dass die Masse der
KI-Investitionen nicht von Staaten, sondern von großen
Internetkonzernen kommen würde. Diese Unternehmen gebe es in
Deutschland und Europa so nicht. Altmaier verwies in diesem
Zusammenhang auf seine Idee eines "Airbus der Künstlichen
Intelligenz". Als wichtiges Projekt hob der Minister zudem den
"European Data Space" hervor.

 * 

5. Umwandlung von Mietwohnungen

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) In Berlin sind Ende der 1990er-Jahre mehr Wohnungen
von Miet- in Eigentumsobjekte umgewandelt worden als in der jüngsten
Vergangenheit. Wie aus der Antwort (19/10044) auf eine Kleine Anfrage
(19/9139) der Fraktion Die Linke hervorgeht, wechselten beispielsweise
im Jahr 2000 mehr als 21.350 Wohnungen den Status; 2017 waren es knapp
16.550. Zwischen diesen Hochs lagen den Angaben zufolge Jahre, in
denen deutlich weniger Wohnungen umgewandelt wurden. Die Zahlen
ergeben sich aus Auswertungen aus Neuanlagen von Wohnungsgrundbüchern
bei gleichzeitiger Schließung des Grundbuchblattes für das Grundstück.

In der Antwort listet die Bundesregierung zudem Mietentwicklungen in
ausgesuchten Städten auf. Demnach stiegen die Angebotsmieten in Berlin
zwischen 2013 und 2018 um 46,5 Prozent, in München um 33,9 Prozent und
in Stuttgart um 32,6 Prozent. Auch in B-Städten, also Großstädten
abseits der Top-Standorte, kletterten die Mieten teilweise um ein
Drittel nach oben, etwa in Hannover oder in Dortmund. Unter den
kreisfreien Städten verzeichneten den Angaben zufolge vor allem
Wolfsburg (39,3 Prozent), Heilbronn (38,5 Prozent) und Braunschweig
(35,6 Prozent) erhebliche Mietpreissteigerungen.

 * 
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BUNDESTAG/8429: Heute im Bundestag Nr. 571 - 16.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 571

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 16. Mai 2019, Redaktionsschluss: 09.45 Uhr

1. Schlachtviehexporte in den Libanon

2. Nachtzieltechnik bei der Jagd

3. Milchkühe in Deutschland

4. Tierschutzkontrollen in Zirkusbetrieben

5. Globale Produktion von Nahrungsmitteln

6. Änderung des Agrarstatistikgesetzes

7. EU-Subventionen für Blühmischungen



1. Schlachtviehexporte in den Libanon

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) In den letzten zwei Jahren ist Schlachtvieh aus
Deutschland nur in den Libanon verbracht worden. Danach seien im Jahr
2017 insgesamt 64 Tiere und im Jahr 2018 insgesamt 85 Tiere exportiert
worden. Das geht aus einer Antwort der Bundesregierung (19/9730) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/9373) hervor, die Bedenken
über die tierschutzrechtlichen Bestimmungen in außereuropäischen
Zielländern wie Ägypten, Algerien, Armenien, Aserbaidschan, Irak,
Iran, Jordanien, Jemen, Israel, Kasachstan, Kirgistan, Libanon,
Libyen, Marokko, Moldawien, Russland, Syrien, Tadschikistan, Türkei,
Tunesien, Turkmenistan, Ukraine, Usbekistan und Weißrussland äußerte.
Dazu heißt es weiter, dass keine detaillierte Kenntnis zu den
nationalen Tierschutzvorschriften der angefragten Staaten vorliege.
Diese seien jedoch alle Mitglieder der Welttiergesundheitsorganisation
(OIE), die Tierschutzstandards verabschiedet habe, darunter auch zum
Transport und zur Schlachtung.

 * 

2. Nachtzieltechnik bei der Jagd

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Es besteht keine Rechtsunsicherheit, wenn bei der
Jagd die Nachtzieltechnik im Rahmen einer behördlichen Genehmigung zur
Bejagung des Schwarzwildes eingesetzt wird. Das geht aus einer Antwort
der Bundesregierung (19/9754) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/9378) hervor. Darüber hinaus heißt es, dass im Rahmen der
Ressortabstimmung zum Referentenentwurf eines
Waffenrechtsänderungsgesetzes derzeit die Schaffung einer
waffenrechtlichen Ausnahme vom Verbot der Nutzung von
Nachtsichtvorsatz- und -aufsatzgeräten für jagdliche Zwecke geprüft
werde. Die Prüfung sei aber noch nicht abgeschlossen.

 * 

3. Milchkühe in Deutschland

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Im vergangenen Jahr lag die durchschnittliche
Abgangsrate aller in einem Herdbuch eingetragenen Kühe bei rund 30
Prozent. Das geht aus einer Antwort der Bundesregierung (19/9753) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/9368) auf Grundlage von
Zahlen des Bundeverbandes Rind & Schwein e.V. hervor. Die
durchschnittliche Nutzungsdauer eines Rindes habe demnach im Jahr 2018
je nach Rasse zwischen 36 Monaten bis 47 Monaten gelegen.

 * 

4. Tierschutzkontrollen in Zirkusbetrieben

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die in Zirkusbetrieben bei Tierschutzkontrollen
festgestellten Verstöße gegen tierschutzrechtliche Bestimmungen
belegen nicht, dass eine tierschutzgerechte Haltung bestimmter
Wildtierarten in Zirkusbetrieben mit wechselnden Standorten
grundsätzlich nicht möglich ist. Das geht aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/9662) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/8993) hervor. Dazu heißt es weiter, dass die
Verstöße aus Sicht der Bundesregierung zeigen würden, dass geltende
rechtliche Anforderungen in den beanstandeten Fällen nicht eingehalten
worden sind. In diesen Fällen sei es Aufgabe der Amtstierärzte,
Abhilfemaßnahmen anzuordnen.

 * 

5. Globale Produktion von Nahrungsmitteln

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Global gesehen können auch in Zukunft genügend
Nahrungsmittel produziert werden. Das stellt die Bundesregierung in
einer Antwort (19/9803) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/8772) zur weltweiten Nahrungsmittelproduktion fest. Aber aufgrund
mangelnder Kaufkraft, regionale Ungleichverteilungen und teilweise
fehlendem Zugang zu Nahrung kann es in Entwicklungsländern zu
Versorgungsengpässen kommen, heißt es in der Antwort weiter. Die
Bundesregierung orientiere sich bei diese Einschätzung an Daten der
Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen
(FAO) wie dem jährlichen Bericht "State of Food Security and Nutrition
in the World" oder dem "Landwirtschaftlichen Ausblick" der FAO und der
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(OECD).

 * 

6. Änderung des Agrarstatistikgesetzes

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Das Regierungshandeln soll transparent und für alle
Bürger nachvollziehbar sein. Deshalb stellt das Bundesministerium für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) entsprechende Gesetz- und
Referentenentwürfe und dazu eingegangene Stellungnahmen auf der
Internetseite des Ministeriums ein. Das geht aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/9755) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/9386) zur Einflussnahme auf den Gesetzentwurf zur Änderung
des Agrarstatistikgesetzes (Bundesratsdrucksache 96 / 19) hervor.
Demnach können aktuelle Entwürfe und Stellungnahmen auf folgender
Internetseite abgerufen werden: [1].

 * 

7. EU-Subventionen für Blühmischungen

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die AfD-Fraktion ist der Ansicht, dass sich eine
biodiversitätsfreundliche Flächenbewirtschaftung einerseits für
Landwirte lohnen und andererseits auf Langfristigkeit ausgerichtet
sein muss. Die Abgeordneten wollen deshalb in einer Kleinen Anfrage
(19/9047) von der Bundesregierung wissen, wie viele Millionen Euro
seit dem Jahr 2010 jährlich aus Agrarsubventionen aus EU-Fördertöpfen
für Blühflächen ausgegeben wurden.


Anmerkung:

[1] www.bmel.de/DE/Service/Gesetze-Verordnungen/gesetze-verordnungen_node.html

 * 
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BUNDESTAG/8428: Heute im Bundestag Nr. 570 - 15.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 570

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 15. Mai 2019, Redaktionsschluss: 19.08 Uhr

1. Mehr Geld für deutsche Spitzensportler

2. Weiter Dissenz über UN-Fakultativprotokoll

3. FDP will fairen Wettbewerb auf Postmarkt

4. Regierung soll Seehäfen fördern

5. Regierung und gescheiterte Bankenfusion

6. Zulassung klinischer Studien



1. Mehr Geld für deutsche Spitzensportler

Sport/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Die monatliche Grundförderung für deutsche
Spitzensportler wird deutlich erhöht. Als Olympiakader oder
Paralympics-Kader eingestufte Athleten erhalten rückwirkend zum 1.
Januar 2019 monatlich 800 Euro statt bislang 300 Euro. Olympische und
paralympische Perspektivkader erhalten statt 300 Euro 700 Euro. Auch
Deaflympics-Kader (Gehörlosensportler) werden in die erhöhe
Grundforderung einbezogen. Hinzukommen können - wie bisher - in allen
Bereichen die zusätzlichen Förderbausteine der Stiftung Deutsche
Sporthilfe , wie etwa das Deutsche Bank Sport-Stipendium (400 Euro),
die Mercedes-Benz Elite-Förderung (400 Euro) sowie die
ElitePlus-Förderung (1.000 Euro) und die Nachwuchselite-Förderung (200
Euro).

Ein guter Tag für den deutschen Spitzensport sei dies, sagte der für
den Sport zuständige Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU) im
Sportausschuss bei der Vorstellung der zwischen Bundesinnenministerium
(BMI) und der Stiftung Deutsche Sporthilfe, die die direkte
Athletenförderung übernimmt, erreichten Verständigung. Der Bundestag
habe 2019 sieben Millionen Euro aus dem Haushalt für die direkte
Athletenförderung bereitgestellt. Diese Mittel würden nun verstetigt.

Seehofer sprach von einem "echten Paradigmenwechsel in der
Spitzensportförderung". Die Athleten sollten so in die Lage versetzt
werden, ohne größere finanzielle Sorgen ihren Spitzensport auszuüben.
Damit folge man dem Motto der Spitzensportreform, laut dem die
Athleten im Mittelpunkt stehen.

Nach 235 Millionen Euro im Jahr 2019 sehe der Eckwertebeschluss für
den Haushalt 2020 auch vor dem Hintergrund der Entsendekosten für die
Mannschaften der Olympischen und der Paralympischen Spiele mehr als
245 Millionen Euro für den Sport vor, sagte der Minister. Wichtig sei
ihm auch die Feststellung, dass die Bundesmittel für die Special
Olympics World Games 2023 in Berlin steigen.

Gemeinsam mit dem Deutschen Olympischen Sportbund (DOSB) sei auch eine
einvernehmliche Lösung in der Frage der Förderung der
Bundesstützpunkte erreicht worden, sagte der Innenminister. So könnten
Stützpunkte, "die aktuell keine Medaillenanwärter haben" auch nach dem
Jahr 2020 gefördert werden, "wenn sie ihre Hausaufgaben machen". Eine
breit gefächerte Stützpunktstruktur, so Seehofer, sei auch ein Beitrag
zur Strukturpolitik und auch unter dem Gesichtspunkt der
gleichwertigen Lebensverhältnisse zu sehen.

Großer Wert werde auch auf den Breitensport sowie die Schaffung und
Erhaltung moderner Sportstätten gelegt, sagte Seehofer. Da die dafür
zur Verfügung stehenden Programme "hoffnungslos überzeichnet sind",
werde das BMI "gemeinsam mit dem Sportausschuss" versuchen, diese
Programme zu verstetigen oder gar auszubauen, kündigte er an.

Michael Ilgner, Vorstandsvorsitzender der Stiftung Deutsche
Sporthilfe, sprach von einem epochalen Schritt. Es handle sich um eine
erhebliche Aufstockung der finanziellen Unterstützung insbesondere für
Athleten, die nicht Sportförderstellen bei Bundeswehr, Polizei oder
Zoll besäßen. Gemeinsam mit den angestiegenen Förderprogrammen durch
die Wirtschaft werde man dem Ziel, möglichst vielen Athleten eine
monatliche Unterstützung von 1.000 bis 1.200 Euro im Monat zusagen zu
können, sehr nahe kommen, sagte Ilgner. Das sei ähnlich dem, was im
internationalen Bereich - etwa in Großbritannien - als erforderlich
angesehen werde. Einen Wettbewerbsvorteil für deutsche Spitzensportler
sah der Sporthilfe-Chef zudem in der Bindung zur Wirtschaft im
Zusammenhang mit der "dualen Karriere".

 * 

2. Weiter Dissenz über UN-Fakultativprotokoll

Menschenrechte/Ausschuss

Berlin: (hib/JOH) In der Bundesregierung gibt es weiterhin keine
Einigkeit über die Unterzeichnung des bereits 2008 verabschiedeten
Fakultativprotokolls zum UN-Sozialpakt, das die wirtschaftlichen,
sozialen und kulturellen Rechte des Abkommens konkret einklagbar
macht. Es müsse genau geprüft werden, inwieweit das darin verankerte
Individualbeschwerderecht bei vermuteteten Verletzungen der
aufgeführten Rechte mit dem generellen Streikverbot von deutschen
Beamten zu vereinbaren sei, erklärte ein Vertreter des
Bundesinnenministeriums (BMI) am Mittwochnachmittag im
Menschenrechtsausschuss. Bei einer Ratifikation müsse mit
entsprechenden und erfolgreichen Beschwerden gerechnet werden.

Ein Vertreter des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS)
machte demgegenüber deutlich, dass sich sein Haus zum
Koalitionsvertrag bekenne, demzufolge das Fakultativprotokoll noch in
dieser Legislaturperiode ratifiziert werden soll. Damit sei eine
wichtige internationale Vorbildwirkung verbunden, betonte er. Die
Abstimmung mit dem BMI habe bisher aber nicht zum Erfolg geführt.

Unmut darüber äußerten auch die Abgeordneten. Ein Vertreter der
Fraktion von CDU und CSU fragte nach den genauen Gründen für die
anhaltenden Bedenken des BMI. Ein SPD-Abgeordneter kritisierte, dass
die Bundesregierung internationale Verabredungen treffe, bei der
nationalen Umsetzung aber mauere. Sie müsse sich an die Vereinbarung
im Koalitionsvertrag halten. Die FDP forderte, auch mit Blick auf das
Wirken von deutschen Unternehmen im Ausland, eine Diskussion darüber,
wie Menschenrechte auf internationaler Ebene durchgesetzt werden
sollen.

Grüne und Linke haben Anträge (19/4561, 19/4554) zum Thema soziale
Menschenrechte vorgelegt, die der Ausschuss jedoch ablehnte. Beide
Fraktionen drängen ebenfalls auf die sofortige Ratifizierung des
Fakultativprotokolls. Es müsse mehr Möglichkeiten geben, sich gegen
eine Verletzung der Rechte im UN-Sozialpakt zu wehren, betonte eine
Vertreterin der Linken. Die Grünen nannten es nicht nachvollziehbar,
warum die Bundesregierung nach zehn Jahren Prüfung noch immer keine
Entscheidung getroffen habe.

Einzig die AfD erklärte, es sei aus ihrer Sicht nicht notwendig, den
Menschenrechtsbegriff zu erweitern. In den allgemeinen Menschenrechten
sei bereits alles enthalten. Laut dem Vertreter des BMAS ist noch
unklar, wann die Prüfung zur Ratifizierung des Fakultativprotokolls
durch die Bundesregierung abgeschlossen ist.

 * 

3. FDP will fairen Wettbewerb auf Postmarkt

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion fordert fairen Wettbewerb auf dem
Postmarkt. Dazu müsse die Bundesregierung ihre Beteiligung an der
Deutschen Post veräußern, fordern die Abgeordneten in einem Antrag
(19/10156). Über die Kreditanstalt für Wiederaufbau halte sie nach wie
vor 20,5 Prozent an dem Konzern. Außerdem möchten die Abgeordneten
erreichen, dass die Postentgeltverordnung auf den Stand zurückgebracht
wird, der bis zum 5. Juni 2015 gültig war und nach dem geringere
Portoerhöhungen als derzeit möglich wären.

 * 

4. Regierung soll Seehäfen fördern

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung soll die Situation der deutschen
Seehäfen durch eine Reform der Einfuhrumsatzsteuer verbessern. In
einem Antrag fordert die AfD-Fraktion (19/10173) die Regierung auf,
die Erhebung der Einfuhrumsatzsteuer dahingehend zu ändern, dass diese
Steuer nicht bereits zum Zeitpunkt der Wareneinfuhr zu errichten ist,
sondern erst im Zuge der Umsatzsteuer-Voranmeldung verrechnet wird.
Von diesem Verrechnungsmodell würden zum Beispiel die Niederlande,
Belgien sowie andere EU-Länder Gebrauch machen.

Wie die AfD-Fraktion erläutert, fallen die deutschen Seehäfen im
internationalen Wettbewerb immer weiter zurück. Während in Rotterdam
im Jahr 2018 14,5 Millionen und den Antwerpen 11,1 Millionen
Standardcontainer (TEU) umgesetzt worden seien, seien es in Hamburg
lediglich 8,7 Millionen Standardcontainer gewesen. Der
Containerumschlag habe im vergangenen Jahr in Rotterdam um 5,7 Prozent
und den Antwerpen um 6,2 Prozent zugelegt, während er in Hamburg um
ein Prozent zurückgegangen sei. Außerdem kämpfe der Hamburger Hafen
immer noch mit dem nach wie vor ungelösten Problem der Elbvertiefung
sowie der wieder zunehmenden Hafenverschlickung. Die Probleme bei der
Einfuhrumsatzsteuer würden hinzukommen. "Bei der Einfuhr von Gütern
nach Deutschland verursacht das in Deutschland angewandte Verfahren
zur Erhebung der Einfuhrumsatzsteuer eine unnötige Bindung von
Liquidität und damit erhöhte Kosten für Importeure, die in den 
EU-Nachbarstaaten nicht anfallen."

Nach Angaben der AfD-Fraktion wurden 2018 von den deutschen
Zollbehörden 50,4 Milliarden Euro Einfuhrumsatzsteuer erhoben. Um die
Einfuhrumsatzsteuer an deutschen Zollgrenzen zu umgehen, würden
Importeure verstärkt Seehäfen und Flughäfen in EU-Nachbarstaaten
nutzen. Dies führe wiederum dazu, dass Logistikzentren sowie die
Niederlassungen von Dienstleistern und weiterverarbeitenden
Unternehmen verstärkt im EU-Ausland und nicht in Deutschland
angesiedelt würden. Das Steuererhebungsverfahren führe zur Verlagerung
von Arbeitsplätzen, schreibt die AfD-Fraktion in dem Antrag.

 * 

5. Regierung und gescheiterte Bankenfusion

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach der Rolle der Bundesregierung bei den
gescheiterten Fusionsgesprächen von Deutscher Bank und Commerzbank
erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/10029). Die Abgeordneten wollen wissen, wie oft und wann sich
Vertreter der Banken sowie von Großaktionären mit Vertretern der
Bundesregierung getroffen haben. Außerdem wird gefragt, ob die
Bundesregierung an der Notwendigkeit der Schaffung eines nationalen
Bankenchampions zur Konsolidierung und Stärkung des deutschen
Bankensektors festhält.

 * 

6. Zulassung klinischer Studien

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion erkundigt sich in Kleinen Anfrage
(19/10028) nach den Zulassungsbedingungen für klinische Studien in
Deutschland. Die Forschung liege hier im internationalen Vergleich
teilweise stark zurück. Dringender Handlungsbedarf bestehe bei der
Vernetzung von Forschungszentren, um ausreichend große
Studienpopulationen zu erstellen.

Die Abgeordneten wollen wissen, inwieweit die Bundesregierung auf eine
Vernetzung der Forschungszentren bezüglich der Konzeption von
klinischen Studien hinwirkt.

 * 
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BUNDESTAG/8427: Heute im Bundestag Nr. 569 - 15.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 569

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 15. Mai 2019, Redaktionsschluss: 18.32 Uhr

1. Unterstützung des EGMR

2. Sanktionen gegen Führung Venezuelas

3. Sexualstraftaten im Ausland

4. Wirtschaft und Menschenrechte

5. Regierung legt Abrüstungsbericht vor



1. Unterstützung des EGMR

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung wirbt nach eigenem Bekunden bei
den Landesjustizverwaltungen regelmäßig und mit Erfolg für die
Abordnung deutscher Richter und Staatsanwälte an den Europäischen
Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR). "Sie unterstützt ferner
regelmäßig durch freiwillige Zuwendungen aus Haushaltsmitteln des
Auswärtigen Amts einen vom Europarat eingerichteten Sonderfonds, der
dazu beitragen soll, die starke Arbeitsbelastung des EGMR angesichts
seiner hohen Fallzahlen zu bewältigen", heißt es in der Antwort
(19/9799) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/9262). Im
vergangenen Jahr habe Deutschland für diesen Zweck eine Million Euro
zur Verfügung gestellt.

"Die Bundesregierung misst der Rechtsprechung des EGMR ganz
wesentliche Bedeutung für den Schutz der Menschenrechte in den
Mitgliedstaaten des Europarats bei." Dies gelte auch für Russland und
die Türkei. Ungeachtet bestehender Defizite hätten beide Staaten
bisher einen erheblichen Teil der Urteile des EGMR umgesetzt. "Dadurch
konnten Beschwerdeführer effektiven Schutz gegen konkrete
Menschenrechtsverletzungen erreichen. Zudem wurden in zahlreichen
Fällen vom Gerichtshof angeordnete Entschädigungszahlungen an die
Beschwerdeführer geleistet und ihnen damit wirksam geholfen." Die
Rechtsprechung des EGMR hat nach Kenntnis der Bundesregierung in
bestimmten Bereichen auch zu längerfristigen Verbesserungen
beigetragen, zum Beispiel in einigen Aspekten des Strafvollzugswesens
Russlands.

 * 

2. Sanktionen gegen Führung Venezuelas

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Durchführung fairer und demokratischer Wahlen in
Venezuela ist Gegenstand intensiver Bemühungen der von der EU
initiierten Internationalen Kontaktgruppe, an der die Bundesregierung
mitwirkt. Das geht aus der Antwort (19/9841) auf eine Kleine Anfrage
(19/9058) der FDP-Fraktion hervor. Die Bundesregierung habe sich im
EU-Rahmen zudem für gezielte Sanktionen gegenüber Venezuela
eingesetzt. "Im November 2017 beschloss die Europäische Union
sektorale Sanktionen (Waffenembargo und Verbot der Lieferung von
Gütern zur internen Repression) gegen Venezuela. Seit Januar 2018
verhängte die Europäische Union restriktive Maßnahmen (Einreisesperren
und Einfrieren von Vermögen) gegen insgesamt 18 hochrangige
Funktionäre aus der Regierung und dem Sicherheitsapparat." Die
Sanktionen gegen Einzelpersonen seien so angelegt, dass sie der
venezolanischen Wirtschaft und insbesondere der notleidenden
Bevölkerung nicht schaden.

 * 

3. Sexualstraftaten im Ausland

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung kann zur Zahl der Strafverfahren
aufgrund eines Verdachts der Begehung von Straftaten gegen die
sexuelle Selbstbestimmung oder die persönliche Freiheit weltweit keine
verlässliche Aussage treffen. Wie sie in der Antwort (19/9818) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/9097) schreibt, wurden im
Jahr 2018 an den Auslandsvertretungen insgesamt 2.733 Haftfälle
betreut. "Nicht in allen Fällen erhält die Bundesregierung Kenntnis
von der Inhaftierung deutscher Staatsangehöriger oder von dem
konkreten Tatvorwurf." Eine Aufschlüsselung der Fälle nach
Strafvorwurf weltweit sei nicht möglich. "Dem stünde das
Persönlichkeitsrecht der Betroffenen wegen möglicher Rückschlüsse auf
die Person ebenso entgegen wie potenziell negative Auswirkungen auf
noch laufende Verfahren."

 * 

4. Wirtschaft und Menschenrechte

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach Unstimmigkeiten der beteiligten Ressorts und
des Kanzleramtes beim Monitoring des Aktionsplans Wirtschaft und
Menschenrechte erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/9849). Die Abgeordneten fragen unter anderem nach der
Positionierung des Wirtschafts- und Finanzministerium sowie des
Bundeskanzleramtes sowie nach Forderungen von Arbeitgeber- und
Wirtschaftsverbänden.

 * 

5. Regierung legt Abrüstungsbericht vor

Auswärtiges/Unterrichtung

Berlin: (hib/AHE) Der Erhalt und die vollständige Umsetzung der
bestehenden internationalen Rüstungskontroll- und
Abrüstungsarchitektur bleibt das zentrale Ziel der Bundesregierung.
Wie sie in ihrem als Unterrichtung vorliegenden
Jahresabrüstungsbericht 2018 (19/9815) schreibt, unterstreichen
Entwicklungen wie das drohende Ende des INF-Vertrages, der Rückzug der
USA aus der Wiener Vereinbarung zum iranischen Nuklearprogramm,
erneute Fälle von Chemiewaffen-Einsatz in Syrien sowie die Krise der
konventionellen Rüstungskontrolle in Europa auf Neue "die zunehmenden
Erschütterungen der regelbasierten, multilateralen Ordnung, mit deren
Bewältigung die internationale Gemeinschaft 2018 gefordert war und bis
auf Weiteres gefordert sein wird". Russland habe 2018 eine Reihe neu
entwickelter nuklearer Fähigkeiten und Trägermittel vorgestellt, mit
deren Einsatzreife in den kommenden Jahren zu rechnen sei. Auch in
anderen Weltgegenden - insbesondere im Nahen und Mittleren Osten -
seien weitere Aufrüstungstrends und Rüstungswettläufe im Kontext
zunehmender geopolitischer Spannungen zu beobachten.

Die Bundesregierung verweist andererseits auf Entwicklungen, die das
abrüstungspolitische Bild des letzten Jahres etwas aufhellen. "Hier
wären die Hoffnungen zu nennen, die sich mit der gewachsenen
Dialogbereitschaft Nordkoreas verbinden - auch wenn echte Fortschritte
hin zu einer Denuklearisierung des Landes weiter ausstehen." Ein
Erfolg der Rüstungskontrolle sei 2018 die Schaffung eines
Attributionsmechanismus im Bereich des Chemiewaffen-Übereinkommens
(CWÜ) sowie weitere Schritte zur Durchsetzung des Chemiewaffen-Verbots
gewesen. "Auch bei der humanitären Rüstungskontrolle zeichneten sich
im letzten Jahr Fortschritte ab, etwa bei der Kleinwaffenkontrolle."

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 569 - 15. Mai 2019 - 18.32 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8426: Heute im Bundestag Nr. 568 - 15.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 568

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 15. Mai 2019, Redaktionsschluss: 18.01 Uhr

1. Durchsetzung der Ausreisepflicht

2. AfD will Neuregelung zur Strafverfolgung

3. AfD will Geschäftsordnung ändern

4. Diäten steigen um 3,1 Prozent

5. Zahl künftiger Pensionäre erfragt



1. Durchsetzung der Ausreisepflicht

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf "zur
besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht" (19/10047) vorgelegt, der
am Donnerstag zur ersten Lesung auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums steht. Wie die Bundesregierung in der Vorlage
ausführt, kommt eine "hohe Zahl vollziehbar Ausreisepflichtiger" nicht
der Verpflichtung nach, Deutschland zu verlassen. Diese müsse
gegebenenfalls im Wege der Abschiebung durchgesetzt werden.

Ziel des Gesetzentwurfes ist es der Begründung zufolge, "die
Zuführungsquote zu Rückführungsmaßnahmen deutlich zu erhöhen". Dazu
sollen unter anderem die Voraussetzungen der Abschiebungshaft
verändert werden. So ist laut Bundesinnenministerium vorgesehen, die
Voraussetzungen für Sicherungshaft abzusenken, um ein Untertauchen zu
verhindern. Ferner soll den Angaben zufolge die sogenannte
Vorbereitungshaft auf Gefährder ausgeweitet werden. Neu eingeführt
werden soll zudem eine "Mitwirkungshaft". Sie soll eine Vorführung aus
der Haft ermöglichen, wenn der Ausländer bestimmten Anordnungen zur
Mitwirkung bei der Identitätsklärung keine Folge leistet. Darüber
hinaus enthält der Gesetzentwurf eine Klarstellung im Rahmen des
Ausreisegewahrsams, dass das Kriterium Fluchtgefahr nicht vorliegen
muss.

Zusätzlich zu den "bisherigen knapp 487 speziellen
Abschiebungshaftplätzen" sollen zudem durch ein vorübergehendes
Aussetzen des Trennungsgebots von Abschiebungs- und Strafgefangenen
bis zu 500 weitere Plätze in Justizvollzugsanstalten für den Vollzug
der Abschiebungshaft genutzt werden können, wie aus dem Gesetzentwurf
weiter hervorgeht.

Darüber hinaus soll einem Ausländer nach Ablauf der Frist zur
freiwilligen Ausreise der Termin einer geplanten Abschiebung nicht
angekündigt werden dürfen, um ein Untertauchen des Betreffenden zu
verhindern. Informationen zum konkreten Ablauf einer Abschiebung
werden in dem Gesetzentwurf strafrechtlich als Geheimnis eingestuft.
Machen Amtsträger oder "besonders verpflichtete Personen" dem
Abzuschiebenden oder Dritten solche Informationen zugänglich, können
sie sich demnach strafbar machen und andere Personen wegen Anstiftung
oder Beihilfe belangt werden.

Eingeführt werden soll laut Vorlage auch eine neue Duldungskategorie
"für Personen mit ungeklärter Identität". Sie soll Ausreisepflichtigen
erteilt werden, deren Abschiebung aus von ihnen zu verantwortenden
Gründen nicht vollzogen werden kann, etwa weil sie ihrer
Passbeschaffungpflicht nicht nachkommen oder über ihre Identität oder
Staatsangehörigkeit täuschen. Die Betreffenden sollen den Angaben
zufolge keine Erwerbstätigkeit aufnehmen dürfen; auch soll eine
Wohnsitzauflage ausgesprochen werden können.

Außerdem soll die Verletzung von Mitwirkungspflichten während des
Asylverfahrens künftig in größerem Umfang als bisher zu
Leistungseinschränkungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz führen
können. Des Weiteren ist eine Überarbeitung des Ausweisungsrechts
geplant, mit der "auch Sozialleistungsbetrug und Verstöße gegen das
Betäubungsmittelgesetz zu einer Ausweisung führen können, soweit diese
zu einer rechtskräftigen Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe von
mindestens einem Jahr geführt haben".

Asylbewerber, bei denen feststeht, dass Deutschland nicht für die
Prüfung des Asylantrags zuständig ist, und deren Überstellung
durchgeführt werden kann, sollen nach dem Willen der Bundesregierung
künftig nur noch Anspruch auf eingeschränkte Leistungen haben.
"Vollziehbar ausreisepflichtige Ausländer, denen bereits in einem
anderen EU-Mitgliedstaat internationaler Schutz zuerkannt wurde, der
fortbesteht, haben nur noch Anspruch auf Überbrückungsleistungen",
heißt es in der Vorlage weiter.

Sie enthält auch eine Übertragung der "Passersatzpapierbeschaffung im
Wege der Amtshilfe" von der Bundespolizei auf das Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge, ebenso wie eine Verlängerung der Frist für
die Regelüberprüfung positiver Asylentscheidungen, "die in den Jahren
2015, 2016 und 2017 unanfechtbar geworden sind", von drei auf vier bis
fünf Jahre.

 * 

2. AfD will Neuregelung zur Strafverfolgung

Bundestagsnachrichten/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion hat einen Gesetzentwurf "zur
Verbesserung der Strafverfolgung von Mitgliedern des Deutschen
Bundestages" (19/9967) eingebracht. Das Ziel sei, die Regeln zum
Immunitätsrecht so anzupassen, dass sowohl die Effizienz der
Strafverfolgung, als auch die Rechte der Abgeordneten und die
Funktionsfähigkeit des Parlaments in gleicher Weise berücksichtigt und
in Ausgleich gebracht würden, heißt es in der Vorlage.

Das Grundgesetz sowie das Strafgesetzbuch sollten dergestalt geändert
werden, "dass Strafverfahren gegen ein Mitglied des Bundestages so
lange möglich sind, bis der Deutsche Bundestag sie untersagt."

 * 

3. AfD will Geschäftsordnung ändern

Bundestagsnachrichten/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion strebt im Zusammenhang mit einem von
ihr eingebrachten Gesetzentwurf eine Änderung der Geschäftsordnung des
Bundestages an. Es geht um den Entwurf eines Gesetzes "zur
Verbesserung der Strafverfolgung von Mitgliedern des Deutschen
Bundestages" (19/9967), wie aus dem Antrag (19/9966) hervorgeht.

In dem Antrag wird eine Neufassung des Paragrafen 107 der
Geschäftsordnung gefordert, in dem die Immunitätsangelegenheiten
geregelt sind. Es werden Vorschläge für die Formulierung von sechs
Absätzen gemacht. Den Angaben zufolge soll Paragraph 107 Absatz 1
künftig lauten:

"Ein Antrag auf Herbeiführung eines Verlangens auf Aussetzung einer
Strafverfolgungsmaßnahme oder einer sonstigen Beschränkung der
persönlichen Freiheit eines Mitgliedes des Bundestages nach Artikel 46
Absatz 2 des Grundgesetzes kann vom Präsidenten, von einer Fraktion,
von mindestens acht Mitgliedern des Bundestages oder vom betroffenen
Mitglied des Bundestages gestellt werden. Er ist zu begründen und
bedarf der Schriftform."

In der Begründung des Antrags heißt es, für den Fall, dass ein
Strafverfahren zur politischen Verfolgung instrumentalisiert werden
sollte, müsse auch das betroffene Mitglied des Bundestages in die Lage
versetzt werden, einen entsprechenden Antrag auf Aussetzung zu
stellen. Dies sei wegen des repräsentativen Status des Abgeordneten
nach Artikel 38 Absatz 1 Satz 2 Grundgesetz geboten.

 * 

4. Diäten steigen um 3,1 Prozent

Bundestagsnachrichten/Unterrichtung

Berlin: (hib/PK) Die Diäten der Bundestagsabgeordneten werden zum 1.
Juli 2019 um 3,1 Prozent oder rund 303 Euro auf dann rund 10.083 Euro
im Monat erhöht. Das geht aus einer Unterrichtung (19/10014) des
Bundestagspräsidenten hervor.

Das Verfahren zur Anpassung der Abgeordnetenentschädigung sieht vor,
dass der Präsident des Statistischen Bundesamtes dem Präsidenten des
Bundestages die Entwicklung des Nominallohnindexes mitteilt. Die
Diäten werden dann jeweils zur Jahresmitte entsprechend der
allgemeinen Lohnentwicklung angepasst.

 * 

5. Zahl künftiger Pensionäre erfragt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will wissen, wie viel Prozent
der Bundesbeamten sowie der Tarifbeschäftigten in den kommenden zehn
Jahren nach Berechnungen der jeweiligen Ministerien in Pension
beziehungsweise in den Ruhestand gehen werden. Auch erkundigt sie sich
in einer Kleinen Anfrage (19/9892) unter anderem danach, wie sich die
Teilzeitquote der Bundesbeamten in den Jahren 1998 und 2018 entwickelt
hat.

 * 
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BUNDESTAG/8425: Heute im Bundestag Nr. 567 - 15.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 567

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 15. Mai 2019, Redaktionsschluss: 17.05 Uhr

1. UNHCR-Transitzentrum in Libyen

2. EU-Mittel für Grenzkontrolle in Marokko

3. Digitalisierung der Visa-Vergabe

4. Todesurteil gegen IS-Anhängerin im Irak

5. Kukies früher nicht mit Fusionen befasst

6. FDP interessiert Ohne Gentechnik-Siegel

7. Pflanzenschutz beim Gartenanbau



1. UNHCR-Transitzentrum in Libyen

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die unter anderem vom Flüchtlingshilfswerk der
Vereinten Nationen (UNHCR) betriebene "Gathering and Departure
Facility"(GDF) in Libyen dient als Transitzentrum für besonders
schutzbedürftige Flüchtlinge und Asylsuchende. Das schreibt die
Bundesregierung in der Antwort (19/10021) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/9102). Die Flüchtlinge und Asylsuchenden würden
in der Regel nach kurzem Aufenthalt über den Nottransitmechanismus des
UNHCR für dauerhafte Lösungen wie etwa ein Resettlement in einen
Drittstaat evakuiert. Die Kapazität des GDF liege derzeit bei bis zu
1.000 Personen, Ende April hätten sich dort 488 Personen befunden.

 * 

2. EU-Mittel für Grenzkontrolle in Marokko

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Marokko, Algerien und Ägypten sowie in geringerer
Ausprägung auch Tunesien haben sich in den letzten Jahren zunehmend zu
Zielländern von Migration entwickelt. Das schreibt die Bundesregierung
in der Antwort (19/10020) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/8996). Aus der Vorlage geht zudem hervor, inwieweit Marokko
von EU-Seite bei Grenzüberwachung und -kontrolle unterstützt wird. So
sei bei der Sitzung des Exekutivausschusses des EU-Treuhandfonds für
Afrika (EUTF) im Dezember 2018 das Vorhaben "Support to Integrated
Border and Migration Management in Morocco" über 40 Millionen Euro
beschlossen worden. Kooperationspartner sei das marokkanische
Innenministerium.

 * 

3. Digitalisierung der Visa-Vergabe

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Nach dem Stand der Digitalisierung der Visa-Vergabe
erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/10017).
Die Abgeordneten fragen unter anderem nach Herausforderungen,
Sicherheitsrisiken, dem Mittel- und Personaleinsatz und danach, welche
Bereiche bei der Terminabfrage, der Antragstellung und der Erteilung
von Visa digitalisiert werden sollen.

 * 

4. Todesurteil gegen IS-Anhängerin im Irak

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die AfD-Fraktion erkundigt sich erneut nach dem Fall
der deutschen IS-Anhängerin L.K., die im Irak zum Tode verurteilt
wurde. In einer Nachfrage (19/10075) zu einer früheren Antwort der
Bundesregierung (19/9533) wollen die Abgeordneten unter anderem
wissen, ob für L.K. Anwaltskosten aus Mitteln des Bundes gezahlt
worden sind, über welche weiteren Staatsbürgerschaften sie verfügt und
wann sie auf welchem Weg die deutsche erworben hat.

 * 

5. Kukies früher nicht mit Fusionen befasst

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Der Staatssekretär im Bundesministerium der
Finanzen, Jörg Kukies, war im Rahmen seiner früheren Tätigkeit bei
Goldman Sachs weder mit Zusammenschlüssen und Fusionen befasst noch
habe er diesem Zusammenhang Vertreter von Deutsche Bank oder
Commerzbank getroffen. Dies erklärt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/9691) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/9217).
Mit dem Wechsel zum Bundesministerium der Finanzen sei das frühere
Arbeitsverhältnis von Kukies mit Goldman Sachs vollständig beendet. Es
würden keine Abmachungen hinsichtlich einer Rückkehr von Kukies zu
seinem früheren Arbeitgeber bestehen.

 * 

6. FDP interessiert Ohne Gentechnik-Siegel

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Das "Ohne Gentechnik"-Siegel und die Aktivitäten des
Vereins "VLOG - Verein Lebensmittel Ohne Gentechnik e.V." stellt die
FDP-Fraktion in den Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/9629). Die
Abgeordneten wollen unter anderem von der Bundesregierung wissen, ob
die Übertragung der Markennutzungsrechte des "Ohne Gentechnik"-Siegels
vom damaligen Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz (BMELV) auf den Verband "Lebensmittel ohne
Gentechnik e.V." (VLOG) unentgeltlich erfolgt ist. Darüber hinaus soll
die Übertragung der Markennutzungsrechte an einen
privatwirtschaftlichen Verband vor dem Hintergrund bewertet werden,
dass ein wesentliches Ziel des Vereins die Förderung der Erzeugung von
Lebensmitteln ohne Gentechnik sei und ob damit aktive
Interessenvertretung betrieben werde.

 * 

7. Pflanzenschutz beim Gartenanbau

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die FDP-Fraktion befasst sich in einer Kleinen
Anfrage mit der sogenannten Lückenindikationen im Pflanzenschutz zur
Gesunderhaltung von kleineren Kulturen im Gartenbau und in der
Landwirtschaft (19/9590). Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung unter anderem wissen, wie viele Anträge zur Ausweitung
des Geltungsbereichs von Zulassungen auf geringfügige Verwendungen
beim Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL)
als zuständige und die Pflanzenschutzmittelzulassung in Deutschland
koordinierende Behörde in den vergangenen fünf Jahren eingegangen
sind.

 * 
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BUNDESTAG/8424: Heute im Bundestag Nr. 566 - 15.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 566

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 15. Mai 2019, Redaktionsschluss: 16.24 Uhr

1. EU-Haushalt nach No-Deal-Brexit

2. Lob für neue Psychotherapeutenausbildung

3. FDP verlangt Unternehmensteuerreform

4. Bildungsoffensive für besseres Essen

5. Kritik am Zustand der Erbschaftsteuer

6. Delikte im Finanzsektor



1. EU-Haushalt nach No-Deal-Brexit

Haushalt/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Der Haushaltsausschuss hat am Mittwochnachmittag
einstimmig einem Entwurf der Fraktionen CDU/CSU und SPD für ein
"Brexit-EU-Haushalt-Durchführungs- und Finanzierungsgesetz" (19/9919,
BrexitHHG) zugestimmt. Mit dem Gesetz soll die innerstaatliche
Voraussetzung dafür geschaffen werden, dass der Vertreter Deutschlands
im Rat einem Verordnungsvorschlag der EU-Kommission zustimmen kann.
Mit der Verordnung will die Kommission Rechtssicherheit für die
Fortführung des EU-Haushalts 2019 schaffen, sollte das Vereinigte
Königreich die EU ohne in Kraft getretenes Austritsabkommen verlassen.
Der Gesetzesvorbehalt für die Zustimmung im Rat ergibt sich laut
Begründung aus Paragraf 8 des Integrationsverantwortungsgesetzes. Der
Gesetzentwurf soll am Donnerstag ohne Debatte beschlossen werden.

Laut Begründung ist der Zweck der Verordnung, in diesem Jahr drohende
Rechtsunsicherheit zu vermeiden "und für die Begünstigten
Beeinträchtigungen bei der Durchführung der Unionsprogramme zu
minimieren". Entsprechende Regelungen sind im bisher noch nicht
beschlossenem Austrittsabkommen vorgesehen. Scheide das Vereinigte
Königreich ohne Abkommen aus, dann fände dort das europäische
Sekundärrecht aber keine Anwendung mehr, heißt es im Entwurf. Ohne
neue Regelungen würden "daher auch sämtliche haushaltsrechtlichen und
finanziellen Bestimmungen ... keine Gültigkeit mehr entfalten. Eine
konkrete Folge wäre, dass das Vereinigte Königreich und dort ansässige
Personen und Institutionen nicht mehr als Empfänger für Mittel im
Rahmen von Unionsprogrammen infrage kommen".

Damit die von der Kommission vorgeschlagenen Notfall-Regelungen
greifen, müsste das Vereinigte Königreich auch nach einem Austritt
ohne in Kraft getretenes Abkommen die bisher vorgesehenen
Haushaltsbeiträge leisten und entsprechende Kontroll- und Prüfauflagen
für die Programme akzeptieren. Damit würde "das Vereinigte Königreich
und dort ansässige Stellen im gesamten Haushaltsjahr 2019 weiter als
förderfähig gelten und daher weiter Zahlungen der Union aufgrund von
in der Vergangenheit eingegangenen Verpflichtungen erhalten", heißt es
in dem Entwurf.

 * 

2. Lob für neue Psychotherapeutenausbildung

Gesundheit/Anhörung

Berlin: (hib/PK) Die von der Bundesregierung geplante Reform der
Psychotherapeutenausbildung wird von Experten mit einigen
Einschränkungen positiv aufgenommen. Mehrere Sachverständige forderten
in der Anhörung des Gesundheitsausschusses am Mittwoch sowie in ihren
schriftlichen Stellungnahmen allerdings Übergangsregelungen und
finanzielle Zusagen, um Nachteile für jetzige Psychotherapeuten in
Ausbildung (PiA) beziehungsweise künftige Psychotherapeuten in
Weiterbildung (PiW) zu verhindern.

Dem Gesetzentwurf (19/9770) zufolge soll die Psychotherapie ein
eigenständiges Studienfach werden, das fünf Jahre dauert (Drei Jahre
Bachelor- plus zwei Jahre Masterstudium) und mit einer staatlichen
psychotherapeutischen Prüfung abgeschlossen wird. Nach bestandener
Prüfung wird die Approbation erteilt unter der Berufsbezeichnung
Psychotherapeut. Auf das Studium folgt eine Weiterbildung in
stationären und ambulanten Einrichtungen, wobei die
Behandlungsleistungen der Psychotherapeuten in Weiterbildung von den
Krankenkassen vergütet werden.

Die Bundeskonferenz der Psychotherapeuten in Ausbildung
(PiA-Politik-Treffen) erklärte, in Zeiten des zunehmenden
Leistungsdrucks werde die psychotherapeutische Behandlung immer
wichtiger. Derzeit würden die PiA aufgrund fehlender Regelungen in
prekäre Verhältnisse gezwungen. Die Ausbildungskosten in Höhe von
20.000 bis 80.000 Euro seien von den PiA in voller Höher selbst zu
tragen. Die prekären Arbeitsverhältnisse seien mit der wichtigste
Grund für die Reform.

Der Entwurf beinhalte aber keine Regelungen für die sofortige
Verbesserung der Situation der PiA. Nötig sei eine Übergangsregelung
für den Fall, wenn künftig PiA und PiW gleichzeitig in einem Ort tätig
würden. Während PiW dann einen angemessenen Tariflohn erwarten
könnten, erhielten PiA nach jetzigem Stand eine unzureichende
Entlohnung. Überdies fehlten verbindliche Regelungen für die Bezahlung
der PiW in der ambulanten Weiterbildung. Die Finanzierung der
Weiterbildung ohne Eigenbeteiligung der PiW müsse Priorität haben.

Der Einzelsachverständige Steffen Fliegel forderte wie andere
Fachleute auch eine Aufstockung der praktischen Ausbildung. Die
vorgesehenen Praxisanteile seien für die Erteilung einer Approbation
sowie für die Sicherstellung einer qualitativ hochwertigen Versorgung
zu gering. Zudem sollte im Studium die Ausbildung im Bereich der
Kinder- und Jugendpsychotherapie gestärkt werden.

Die Deutsche Gesellschaft für Psychiatrie und Psychotherapie,
Psychosomatik und Nervenheilkunde (DGPPN) forderte zum Abschluss des
Studiums eine schriftliche Wissensprüfung. Eine staatliche Prüfung als
Voraussetzung für den Zugang zum akademischen Heilberuf müsse
zusätzlich eine schriftliche Prüfung enthalten. Ziel sei ein
bundeseinheitlicher Kenntnisstand, der im Interesse der
Patientenversorgung eine einheitliche hohe Qualifikation sicherstelle.
Eine Sprecherin der Bundesärztekammer (BÄK) schloss sich in der
Anhörung dieser Forderung an.

 * 

3. FDP verlangt Unternehmensteuerreform

Berlin: (hib/HLE) Die FDP-Fraktion verlangt eine Reform der
Unternehmensbesteuerung. "Die Steuerbelastung deutscher Unternehmen
ist im internationalen Vergleich zu hoch. Deutsche Unternehmen
brauchen keine neue Digitalsteuer, sondern eine
Unternehmensteuerreform, denn die Wettbewerbsfähigkeit des Standorts
Deutschland ist akut gefährdet, da die Bundesregierung nicht auf die
aktuellen weltweiten Unternehmensteuerreformen reagiert", heißt es in
einem Antrag der FDP-Fraktion (19/10162). Darin wird auch gefordert,
Vollzugsdefizite im internationalen Steuersystem zu überprüfen und auf
OECD- beziehungsweise G20-Ebene bis Ende 2020 abgestimmte Standards
für eine angemessene Besteuerung der digitalen Wirtschaft zu
vereinbaren.

In der Begründung des Antrags heißt es, eine Besteuerung sei nicht
bereits automatisch "fair", wenn Deutschland nur Höchststeuerland sei
und weiter bleiben würde. Wichtig sei, dass Deutschland attraktive
Standortbedingungen biete und eine gleichmäßige Steuererhebung
gewährleiste, die Unternehmen aller Größenklassen gleich behandle.
"Werden die Bürger nicht substanziell entlastet, kommt der Aufschwung
nicht bei ihnen, sondern lediglich im Steuersäckel an. Es ist eben
nicht fair, nur kosmetische Korrekturen am anreizfeindlichen
Einkommensteuertarif vorzunehmen und vor allem Bezieher untere
Einkommen über Gebühr zu belasten", heißt es in dem Antrag.

 * 

4. Bildungsoffensive für besseres Essen

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/EIS) Die FDP-Fraktion fordert in einem Antrag (19/9926)
die Bundesregierung dazu auf, für mehr Bildung, Bewegung und besseres
Essen zu sorgen. Die Abgeordneten plädieren darin für eine
Bildungsoffensive in Kindertagesstätten und Schulen, um frühzeitig
Ernährungswissen zu vermitteln. In diese Bildungsoffensive soll auch
die Erwachsenenbildung einbezogen werden, weil Eltern Vorbilder seien.
Die FDP empfiehlt ferner, das EU-Schulprogramm für Obst, Gemüse und
Milch auszuweiten und finanziell aufzustocken.

 * 

5. Kritik am Zustand der Erbschaftsteuer

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Ob die Bundesregierung den vom Wissenschaftlichen
Dienst des Deutschen Bundestages aktuell zusammengestellten kritischen
Stimmen am derzeitigen Zustand des Erbschaft- und
Schenkungsteuergesetzes zustimmt, will die FDP-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/10073) erfahren. Außerdem soll die Bundesregierung
erklären, ob sie eine Initiative zur Umsetzung von
Erbschaftssteuer-Erneuerungsvorschlägen plant.

 * 

6. Delikte im Finanzsektor

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um juristische Auseinandersetzungen im Finanzsektor
geht es einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/10068).
Fragen richten sich besonders nach dem Verhalten der Deutschen Bank,
die in einer Reihe von Fällen mit unterschiedlichen Delikten wie
Geldwäsche, Steuerhinterziehung, Betrug oder der Umgehung von
Sanktionsbestimmungen im internationalen Finanzverkehr in Verbindung
gebracht werde. Dabei geht es auch um ein mutmaßliches
Geldwäschesystem zwischen Russland und westlichen Staaten.

 * 
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BUNDESTAG/8423: Heute im Bundestag Nr. 565 - 15.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 565

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 15. Mai 2019, Redaktionsschluss: 16.01 Uhr

1. Regulierung der neuen Gentechnik

2. FDP will Waldbesitzer entlasten

3. Schutz vor Bienen vor Pestiziden

4. Bilanzierung von Düngermengen

5. Durchführung der Kastration von Ferkeln

6. Födermittel für Tierwohlkennzeichen

7. Impfstoffe gegen den Blauzungenvirus



1. Regulierung der neuen Gentechnik

Berlin: (hib/EIS) "Die Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG in ihrer
Regelungsschärfe auch für neue Gentechnik beibehalten - Regulierung
im Einklang mit dem Vorsorgeprinzip auch in Zukunft sichern" lautet
der Titel eines Antrags von Bündnis 90/Die Grünen (19/9952), durch
den der Bundestag zu einer Stellungnahme gegenüber der
Bundesregierung im Hinblick auf die Beratungen in Brüssel über die
EU-Freisetzungsrichtlinie aufgefordert werden soll. Die Abgeordneten
fordern, dass sich die Bundesregierung in der EU für die Stärkung des
Vorsorgeprinzips einsetzt, indem auch neue gentechnische Methoden
unter dem Rechtsrahmen der Freisetzungsrichtlinie verbleiben. Einer
Änderung der Richtlinie, die die Wahlfreiheit und das Vorsorgeprinzip
gefährdet, solle sie nicht zustimmen und diese auch sonst nicht
unterstützen. Auch solle sich die Regierung für die Weiterentwicklung
von Nachweisverfahren neuer Gentechniken einsetzen, um den Vollzug der
Richtlinie mit den Bundesländern zu gewährleisten. Die Grünen sehen in
der Richtlinie ein wirkungsvolles Instrument zur Regulierung von
gentechnisch veränderten Organismen.

 * 

2. FDP will Waldbesitzer entlasten

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/EIS) Die FDP-Fraktion fordert in einem Antrag (19/9925),
die Wälder durch "effektiven Waldschutz" zu erhalten. Darin fordern
die Abgeordneten unter anderem, der steuerlichen Belastung der
Waldbesitzer vor dem Hintergrund außerplanmäßiger und zufälliger
Holznutzungen durch Sturmschäden mit einer Verordnung zu begegnen und
ein bundesweites Schadensmonitoring zu installieren.

 * 

3. Schutz vor Bienen vor Pestiziden

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert die
Bundesregierung in einem Antrag (19/9690) dazu auf, bei den
Verhandlungen auf EU-Eben über den Vorschlag der EU-Kommission zur
stufenweisen Implementierung der Bienenleitlinien zur Risikobewertung
von Pestiziden eine Stellungnahme in dem Sinne abzugeben, dass die
Bestäuber wirksam vor Pestiziden geschützt und die Bienenleitlinien in
Zulassungsverfahren umfassend und zügig angewendet werden.

 * 

4. Bilanzierung von Düngermengen

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Der Wegfall des Nährstoffvergleichs soll durch eine
schlagspezifische Aufzeichnungspflicht über die tatsächlich
aufgebrachten organischen und mineralischen Düngermengen ersetzt
werden. Das geht aus einer Antwort der Bundesregierung (19/9661) auf
eine Kleine Anfrage FDP-Fraktion (19/8534) hervor. Die Abgeordneten
wollten unter anderem wissen, auf welche Art und Weise die
deutschlandweit geplanten und veränderten Aufzeichnungspflichten dazu
führen, dass weniger Nitrat ins Grundwasser gelangen soll. Dazu heißt
es weiter, dass durch die spezifischen Aufzeichnungen die auf dem
Einzelschlag tatsächlich ausgebrachte Düngermenge überprüft werden
könne. Bei der Düngebedarfsermittlung soll unter Berücksichtigung
einer standortspezifisch realistischen Ertragserwartung, welche aus
dem jährlich zu aktualisierenden Mittelwert der vergangenen drei
Anbaujahre errechnet werden soll, die für eine bedarfsgerechte Düngung
aufzubringende Nährstoffmenge ermittelt werden. Über die Erträge soll
sich auch die Stickstoffabfuhr mit der Ernte abbilden lassen, so dass
auch die Möglichkeit der Nährstoffbilanzierung von der
Einzelschlag- bis zur Betriebsebene prinzipiell erhalten bleibe. Die
endgültige Regelung und Umsetzung müsse allerdings noch abgewartet
werden. Die schlagweise Aufzeichnung der eingesetzten Düngemittel sei
in vielen Betrieben seit Jahren Standard, um die Effizienz des
Düngemitteleinsatzes in Relation zu den erreichten Naturalerträgen
bewerten und Defizite identifizieren zu können.

 * 

5. Durchführung der Kastration von Ferkeln

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Isoflurannarkose ist nicht vorteilhafter oder
förderwürdiger als die Jungebermast oder die Impfung gegen Ebergeruch.
Das geht aus einer Antwort der Bundesregierung (19/9729) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/9348) hervor. Die Bundesregierung
habe schon in ihrem Bericht über den Stand der Entwicklung
alternativer Verfahren und Methoden zur betäubungslosen
Ferkelkastration gemäß Paragraph 21 des Tierschutzgesetzes (18/10689)
vom 15. Dezember 2016 deutlich gemacht, dass die vorhandenen
Alternativen aus der Sicht des Tierschutzes, der
Arzneimittelsicherheit und des Verbraucherschutzes geeignet seien, die
Praxis der betäubungslosen Ferkelkastration abzulösen. Alle
Alternativverfahren würden Vor- und Nachteile aufweisen. Damit die
Umstellung ohne größere Marktverwerfungen erfolgen könne, sei es
wichtig, dass alle drei Alternativen auf allen Stufen der
Lebensmittelkette gleichberechtigt Akzeptanz finden, um größtmögliche
Flexibilität für alle Akteure zu erhalten.

 * 

6. Födermittel für Tierwohlkennzeichen

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Bauliche Investitionen zur Erfüllung der Kriterien
des staatlichen Tierwohlkennzeichens sind grundsätzlich im Rahmen der
Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur und des
Küstenschutzes" (GAK) förderfähig. Das teilt die Bundesregierung in
einer Antwort(19/9725) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/9105) zu den Förderkriterien im Rahmen des geplanten staatlichen
Tierwohllabels mit. Weiter heißt es, dass mittels der GAK-Maßnahme
"Agrarinvestitionsförderungsprogramm" derzeit für Stallneu- und
-umbauten ein Zuschuss von bis zu 40 Prozent des förderfähigen
Investitionsvolumens gewährt werden können. Über den
GAK-Fördergrundsatz "Beratung" würden Beratungsleistungen zur
Verbesserung des Tierwohles mit bis zu 1.500 Euro je Beratung
unterstützt werden können. Zudem prüfe die Bundesregierung zurzeit
eine befristete Förderung der entstehenden variablen Mehrkosten durch
die Teilnahme an der Tierwohlkennzeichnung.

 * 

7. Impfstoffe gegen den Blauzungenvirus

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) In Deutschland stehen zugelassene Impfstoffe gegen
den Blauzungenvirus Serotyp 8 (BTV-8) zur Verfügung. Das erklärt die
Bundesregierung in einer Antwort (19/9663) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/8826). Damit sei es jedem Tierhalter möglich, seinen
Tierbestand wirksam gegen die Krankheit zu schützen. Die präventive
Anwendung der Impfstoffe als effektive Maßnahme gegen die Tierseuche
werde durch das Friedrich-Loeffler-Institut (FLI), die Ständige
Impfkommission Veterinär (STiKoVet) und das Bundesministerium für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) empfohlen.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1858: Regierungspressekonferenz vom 15. Mai 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 15. Mai 2019

Regierungspressekonferenz vom 15. Mai 2019

Themen: Empfang des niederländischen Ministerpräsidenten,
Kabinettssitzung (Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung des fairen
Wettbewerbs, Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Verbesserung
rehabilitierungsrechtlicher Vorschriften für Opfer der politischen
Verfolgung in der ehemaligen DDR, Entwurf eines Gesetzes zur Reform der
Hebammenausbildung, Gesetz zur Modernisierung und Stärkung der beruflichen
Bildung, Eckpunkte zur Modernisierung des Strafverfahrens, Entwurf eines
Gesetzes zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes), Reise des
Bundesaußenministers zum Ministertreffen des Europarates in Helsinki,
Erarbeitung von Kriterien für eine polizeiliche Zuordnung krimineller
Mitglieder von Großfamilien in ethisch abgeschotteten Subkulturen im
Bundeslagebild Organisierte Kriminalität, Verhältnis zwischen den USA und
dem Iran, Ermittlungen gegen Monsanto wegen der illegalen Erfassung
privater Daten, mögliche Übernahme der Commerzbank durch UniCredit,
Mietpreisbremse, geplante Senkung der Aufbewahrungsfrist für
Firmendokumente, Geldstrafe gegen den "Lifeline"-Kapitän, Flüchtlings- und
Asylpolitik, Zukunft der Mobilität


Sprecher: SRSin Demmer, Strater (BMVI), Adebahr (AA), Schmidt (BMI),
Flosdorff (BMVg), Wickert (BMZ), Krüger (BMJV), Haufe (BMU), Wogatzki
(BMF), Baron (BMWi)



Vors. Szent-Iványi eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRSin Demmer
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRSin Demmer: Schönen guten Tag auch von mir! Ich habe zuerst einmal noch
einen Termin anzukündigen: Die Bundeskanzlerin wird morgen um 12.45 Uhr den
niederländischen Ministerpräsidenten Mark Rutte im Bundeskanzleramt
empfangen. Bei einem gemeinsamen Mittagessen werden die Kanzlerin und der
Ministerpräsident vor allem über europapolitische und bilaterale Themen
sprechen. Im Anschluss wird es dann eine Pressekonferenz geben.

Jetzt kommen wir zur Kabinettssitzung. Da gibt es einiges vorzutragen.

Die Bundesregierung hat heute den Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung des
fairen Wettbewerbs beschlossen. Der Gesetzentwurf enthält eine Reihe von
aufeinander abgestimmten Maßnahmen, mit denen ein Missbrauch des bewährten
Abmahnrechts verhindert und die Transparenz bei urheberrechtlichen
Abmahnungen verbessert werden soll. Dazu gehört zum einen, finanzielle
Anreize für Abmahnungen zu verringern. So können Mitbewerber bei bestimmten
Verstößen keine kostenpflichtigen Abmahnungen mehr aussprechen. Ferner
werden die Anforderungen, um überhaupt Ansprüche geltend machen zu können,
erhöht. Zugleich werden die Möglichkeiten des zu Unrecht Abgemahnten
vereinfacht, der dann Gegenansprüche geltend machen kann.

Außerdem wird in das Designgesetz eine sogenannte Reparaturklausel
eingeführt. Danach entfällt der Designschutz für sichtbare Ersatzteile zum
Beispiel beim Auto. Damit soll der Wettbewerb insbesondere auf dem Markt
für sogenannte sichtbare Autoersatzteile geöffnet werden.

Der Gesetzentwurf setzt eine entsprechende Vereinbarung aus dem
Koalitionsvertrag um.

Die Bundesregierung hat in der Vergangenheit bereits mit verschiedenen
Gesetzen dafür gesorgt, dass die wirtschaftliche Situation der Opfer der
politischen Verfolgung in der ehemaligen DDR verbessert und die materiellen
Folgen der Verfolgungsmaßnahmen abgemildert werden sollen. Heute hat das
Kabinett dann einen Gesetzentwurf beschlossen, mit dem die
rehabilitierungsrechtlichen Vorschriften für die Opfer des SED-Regimes
weiter verbessert werden. Das ist gerade in diesem Jahr, in dem sich die
friedliche Revolution zum 30. Mal jährt, ein wichtiges Signal. Mit dem
Gesetzentwurf werden auch Vereinbarungen des Koalitionsvertrags zwischen
CDU, CSU und SPD erfüllt.

Konkret geht es dabei erstens um die Entfristung der
Rehabilitierungsgesetze. Auch beinahe drei Jahrzehnte nach der
Wiedervereinigung und dem Ende des SED-Regimes führen Betroffene noch
Rehabilitierungsverfahren. Nach derzeitiger Rechtslage können jedoch
Anträge auf strafrechtliche, verwaltungsrechtliche oder berufliche
Rehabilitierung nur noch bis zum 31. Dezember 2019 gestellt werden. Damit
das aber in Zukunft auch weiterhin geht, sollen die jeweiligen
Rehabilitierungsgesetze entfristet werden.

Zweitens geht es um die Rehabilitierung von DDR-Heimkindern. Neben der
Entfristung der Rehabilitierungsgesetze soll auch die Rehabilitierung von
DDR-Heimkindern verbessert werden, indem unter anderem eine Regelung zur
erleichterten Sachverhaltsermittlung in das Strafrechtliche
Rehabilitierungsgesetz eingefügt wird. Außerdem sollen DDR-Heimkinder
ergänzend zu den bisherigen Regelungen unter bestimmten Voraussetzungen
einen zusätzlichen Anspruch auf Unterstützungsleistungen erhalten.

Dann hat sich das Kabinett heute mit der Reform der Hebammenausbildung
beschäftigt. Hebammen sind für eine gute gesundheitliche Versorgung von
Frauen während der Schwangerschaft, bei der Geburt und auch in der ersten
Zeit als Mutter unverzichtbar. Es braucht daher eine qualitativ hochwertige
Ausbildung, die Hebammen auf ihre anspruchsvolle Tätigkeit gut vorbereitet.
Heute hat das Kabinett den Gesetzentwurf zur Reform der Hebammenausbildung
beschlossen. Künftige Hebammen werden ein duales Studium absolvieren. Das
heißt, die bestehende duale Ausbildung wird in ein wissenschaftliches
Studium mit einem sehr hohen Praxisanteil überführt. Vergleichbar einem
Bachelor-Studiengang wird das Hebammenstudium dann sechs bis acht Semester
dauern.

Die Akademisierung der Hebammenausbildung entspricht europäischen Standards
und setzt die Berufsanerkennungsrichtlinie der EU um. Eine Reform der
Ausbildung ist zudem aufgrund der ständig steigenden Anforderungen an die
Geburtshilfe notwendig, da die Anforderungen auf Grundlage des
Hebammenausbildungsgesetzes von 1980 nicht mehr dem aktuellen Stand
entsprechen. Hebammen arbeiten meist sehr selbständig und tragen daher
natürlich auch eine große Verantwortung. Eine anspruchsvolle, stärker
wissenschaftlich ausgerichtete und gleichzeitig berufsnahe Ausbildung wird
die Qualität der Ausbildung verbessern und den Beruf attraktiver machen.

Des Weiteren wird die Bundesregierung mehr junge Leute für eine duale
Ausbildung gewinnen. Das Kabinett hat deshalb ein Gesetz zur Modernisierung
und Stärkung der beruflichen Bildung beschlossen. Die Bundesregierung will
mit diesem Gesetzentwurf die Wettbewerbsfähigkeit und Attraktivität der
dualen beruflichen Bildung steigern und den rechtlichen Rahmen für die
Zukunft gestalten; denn eine attraktive berufliche Bildung ist auch
volkswirtschaftlich zur Sicherung der zukünftigen Fachkräftebasis
unverzichtbar.
Dabei setzt die Bundesregierung auf der Grundlage des Koalitionsvertrages
folgende Schwerpunkte: Der Gesetzentwurf führt eine ausbalancierte und
unbürokratische Mindestvergütung für Auszubildende außerhalb der
Tarifbindung für Ausbildungsverträge ein. Das gilt für Ausbildungsverträge
ab dem 1. Januar 2020. Es werden drei einheitliche, transparente berufliche
Fortbildungsstufen mit international wettbewerbsfähigen
Abschlussbezeichnungen eingeführt. Der Bereich des Prüfungswesens wird
flexibler gestaltet. Damit wird auch die Möglichkeit geschaffen, die
Abnahme von Prüfungen zum Teil an Ehrenamtliche zu delegieren. Der
Gesetzentwurf erweitert die gesetzlich geschaffene Möglichkeit, eine
Ausbildung in Teilzeit zu absolvieren, für einen größeren Personenkreis -
insbesondere als Chance für Geflüchtete, für lernbeeinträchtigte Personen
sowie für Menschen mit Behinderungen. Bisher ging das nur für
leistungsstarke Auszubildende, die alleinerziehend waren oder Angehörige
gepflegt haben.

Dann hat die Bundesregierung heute die vom BMJV vorgelegten Eckpunkte zur
Modernisierung des Strafverfahrens beschlossen. Auf dieser Grundlage wird
das BMJV demnächst einen Gesetzentwurf vorlegen. Durch ein modernes und
effektives Strafprozessrecht stärkt die Bundesregierung das Vertrauen in
den Rechtsstaat. Die heute beschlossenen Eckpunkte enthalten zwölf
Änderungsvorschläge.

Ich würde Ihnen heute davon einmal drei vorstellen. Erstens gibt es die
Bekämpfung des Wohnungseinbruchsdiebstahls. Um vor allem serienmäßig
begangene Wohnungseinbruchsdiebstähle wirksam zu bekämpfen, sollen die
Ermittlungsbehörden Befugnisse erhalten, Telekommunikation zu überwachen
und auch aufzuzeichnen.

Zweitens geht es um das Verbot der Gesichtsverhüllung. Zeugen und anderen
Verfahrensbeteiligten soll es künftig in der Hauptverhandlung vor Gericht
grundsätzlich verboten sein, eine Gesichtsverhüllung zu tragen. Nur so
können die Richterinnen und Richter von Zeugen und anderen
Verfahrensbeteiligten einen unmittelbaren Eindruck gewinnen. Das dient
natürlich der Wahrheitsfindung in den Strafverfahren.

Drittens geht es um die Vorabentscheidungsverfahren über Besetzungsrügen.
Besetzungsrügen sollen künftig bereits vor oder zu Beginn der
Hauptverhandlung in einem Vorabverfahren durch ein höheres Gericht geklärt
werden können. Diese Entscheidung ist dann abschließend. Das heißt, sie
kann nachträglich nicht mehr in einem Revisionsverfahren angegriffen
werden.

Damit wäre ich durch!

Frage: Frau Demmer, es war davon die Rede, dass eine Herabsetzung des
Mindestalters für das Führen von Mopeds von 16 auf 15 Jahre ein Thema des
Kabinetts sein sollte. Ist dieses Thema heute diskutiert oder auch in
irgendeiner Weise geregelt worden?

SRSin Demmer: Nein, das war heute nicht Thema im Kabinett.

Frage: Frau Demmer, auf der Seite der Bundesregierung steht unter "Ohne
Aussprache beschlossen" "Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des
Straßenverkehrsgesetzes".

SRSin Demmer: Ah! Dann war das in der TOP-1-Liste.

Zusatz : Ja.

SRSin Demmer: Das habe ich nicht im Kopf.

Strater: Das ist unsere Regelung. Dazu kann ich gerne etwas sagen. Wir
haben heute eine Änderung des Straßenverkehrsrechts in das Kabinett
eingebracht, und die ist auch beschlossen worden. Es handelt sich hierbei
um eine Ermächtigung für die Länder, das Mindestalter für das Führen des
sogenannten Mopedführerscheins dauerhaft von 16 auf 15 Jahre abzusenken.
Wie Sie wissen, gab es in einigen Bundesländern - vor allen Dingen in
ostdeutschen Ländern - Modellversuche. Die sind bis April des kommenden
Jahres befristet. Wir haben jetzt die Möglichkeit für die Länder
geschaffen, eine solche Regelung dauerhaft einzuführen. Das heißt, die
können von dieser Regelung eigenständig und im Rahmen ihrer eigenen
Zuständigkeit Gebrauch machen. Das hat das Kabinett heute beschlossen.

Frage: Herr Strater, die Verkehrswacht hat vor einer höheren Risikofreude
dieser Altersgruppe gewarnt. Das ist etwas, das wahrscheinlich seit
Jahrzehnten immer wieder aufkommt. Wie bewerten Sie das?

Strater: Es liegt und lag auch bei diesen Modellversuchen in den Händen der
Länder, zu evaluieren, welche Risiken es gibt und welche Auswirkungen diese
Regelung auf die Verkehrssicherheit hat. Klar ist: Die Verkehrssicherheit
hat hier allerhöchste Priorität. Die Länder können das in ihrer Regie am
besten bewerten. Sie sind am nächsten dran, auch mit den Polizeien in den
Ländern, wenn es darum geht, zu bewerten, welche Auswirkungen eine solche
Regelung hat. Deswegen legen wir diese Möglichkeit auch in die Hände der
Länder.

Sie können auch, wenn Sie sich das noch einmal eingehend ansehen wollen,
den Evaluierungsbericht zu diesen Modellversuchen, die es in den
vergangenen Jahren gegeben hat, abrufen, und zwar auf der Internetseite der
Bundesanstalt für Straßenwesen. Ansonsten bitte ich auch darum, die Länder
direkt zu befragen, weil sie diese Modellversuche eben auch in ihrer Regie
durchgeführt haben.

Klar ist, noch einmal gesagt: Wir wollen diese Möglichkeit schaffen.
Verkehrssicherheit steht an oberster Stelle. Dort, wo es gewünscht ist,
schaffen wir jetzt diese Möglichkeit, das zu tun.

SRSin Demmer: Vielleicht kann ich dann einfach noch einmal hinzufügen: Die
TOP-1-Liste bedeutet, dass das ohne Aussprache beschlossen wird. Wir
stellen die Liste der Themen nach der Kabinettssitzung online zur
Verfügung.

Frage: Ich habe auch noch einmal eine Frage an das Verkehrsministerium.
Bleibt der Flickenteppich aber trotz dieses Gesetzentwurfes? Bleibt es also
dabei, dass in einigen Ländern das Mindestalter 15 und den anderen das
Mindestalter 16 gilt?

Strater: Ich würde es nicht so nennen. Ich rede davon, dass wir hier die
Möglichkeit für die Länder schaffen, von dieser Regelung Gebrauch zu
machen, weil es auch regional immer unterschiedliche Bedarfe gibt. Es geht
ja hierbei auch darum, dort, wo der ÖPNV zum Beispiel nicht flächendeckend
angeboten wird, Möglichkeiten zu schaffen, diese Lücken durch diese
Herabsenkung des Mindestalters und dadurch, mit einem Moped unterwegs zu
sein, zu schließen. Das können die Länder im Rahmen ihrer Verantwortung
selbst am besten beurteilen. Deswegen überlassen wir Ihnen die Möglichkeit,
davon Gebrauch zu machen.

Zusatzfrage: Sie sprachen von einem Evaluierungsbericht. In einigen Ländern
gibt es das ja schon seit fünf oder sechs Jahren. Welche Erkenntnisse hat
man denn im Ministerium über das Risiko, das besteht, wenn jemand den
Führerschein mit 15 hat?

Strater: Das ist regional unterschiedlich. Klar ist: Dieses Angebot wird
genutzt. Deswegen haben die Länder oder einige Länder auch gesagt: Wir
wollen das auch weiterführen.

Noch einmal: Ich würde Sie, was Unfallzahlen oder Ähnliches angeht, bitten,
direkt in den Ländern nachzufragen und auch über die Polizei, die dort dann
möglicherweise diese Unfallzahlen erhebt, nachzufragen, wie sich das vor
Ort genau gestaltet. Insgesamt ist das ein weiteres gutes Angebot, um die
Mobilität in der Fläche zu ermöglichen. Die Länder können davon, wie
gesagt, Gebrauch machen oder eben nicht.

Frage: Angenommen, ich mache mit 15 meinen Führerschein in 
Mecklenburg-Vorpommern und fahre dann nach Bayern, wo der erst mit 16 gemacht werden
kann, kann ich den dann da benutzen?

Strater: Sie dürfen in den Ländern, die davon Gebrauch machen und in denen
jetzt auch die Modellversuche laufen beziehungsweise die dann künftig von
dieser Regelung Gebrauch machen werden, mit 15 diesen Führerschein nutzen.
Das ist die Klasse AM. Das berechtigt zum Führen von zweirädrigen
Kleinkrafträdern mit einer Höchstgeschwindigkeit von bis zu 45 km/h
beziehungsweise einem Hubraum von 50 ccm oder einer Maximalleistung von 4
kW. In den Ländern, die diese Regelung nicht haben, gilt das Alter von 16
Jahren.

Adebahr: Ich möchte Ihnen gerne mitteilen, dass Außenminister Maas am
Freitag nach Helsinki reisen wird, um dort am Ministertreffen des
Europarates teilzunehmen. Der Europarat steht ja wie kaum eine andere
Organisation für den Kern unserer europäischen Werte: Menschenrechte,
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit. Auch der Europäische Gerichtshof für
Menschenrechte bietet allen Bürgern der Mitgliedstaaten des Europarates die
Möglichkeit, ihre Rechte wirksam einzuklagen. Das ist auch ein sehr
wichtiges Instrument.

In Helsinki werden die Minister nun zum 70. Jubiläum der Gründung des
Europarates zusammenkommen und diesen würdigen. Sicherlich wird es am Rande
auch um aktuelle politische Themen und auch darum gehen, wie der Europarat
in Zukunft effektiv seine wichtige Arbeit fortsetzen kann. Zu diesem
Komplex gehört vielleicht auch die Frage, wie die Mitgliedschaft Russlands
im Europarat sichergestellt werden kann. Wir sind dafür, dass Russland im
Europarat bleibt und dort seine Mitgliedschaft mit allen Rechten und
Pflichten - auch das gehört dazu - ausüben kann.

Neben den Arbeitssitzungen im Ministerkomitee wird Außenminister Maas unter
anderem den finnischen Präsidenten und weitere anwesende Außenminister zu
einem Gespräch treffen.

Frage: In NRW wird heute der erste Lagebericht zur Familienclankriminalität
vorgestellt. Das ist eine Problematik, die es auch in anderen
Ballungszentren gibt. Frage an das Innenressort: Ist denn geplant,
vielleicht einmal so eine nationale Strategie zu entwickeln, um dieses
Phänomen in den Griff zu bekommen?

Schmidt: Vielen Dank für Ihre Frage. - In der Tat ist es so, dass die
Polizeien der Länder und das Bundeskriminalamt im Moment daran arbeiten,
Kriterien zu entwickeln, die eine polizeiliche Zuordnung krimineller
Mitglieder von Großfamilien in, wie das polizeisprechmäßig so schön heißt,
ethisch abgeschotteten Subkulturen im Bundeslagebild Organisierte
Kriminalität abzubilden. Das wird erstmalig in diesem Jahr geschehen. Im
Herbst - etwa ab August - wird das neue Bundeslagebild Organisierte
Kriminalität veröffentlicht werden, und darin wird es das erste Mal
gemeinsame Erfassungskriterien geben, um dieses Phänomen eben besser
beobachten und beurteilen zu können.

Der Minister hat sich dazu in den letzten Tagen auch schon geäußert. Sie
haben vernommen, dass es länderseitig Kritik an mangelnder Zusammenarbeit
in diesem Bereich gab. Das haben wir schon zurückgewiesen, auch hier in der
Regierungspressekonferenz. Wir sehen vielmehr, dass sich in diesem Bereich
im Moment viel tut und dass die Polizeien von Bund und Ländern intensiv an
dieser Problematik arbeiten und im Moment neue Ermittlungsansätze und neue
Zusammenarbeitsansätze entwickeln und auch durchführen werden.

Zusatzfrage: An welche neuen Ansätze denkt man denn dabei?

Schmidt: Sie haben, glaube ich, schon gesehen, in welche Richtung das in
den einzelnen Ländern so geht. Damit ist eine übergreifende Zusammenarbeit
gemeint, weg von der rein polizeilichen Bearbeitung dieses Phänomens und
hin zu Bereichen gewerberechtlicher Maßnahmen und steuerrechtlicher
Maßnahmen, wofür die Länder eindeutig zuständig sind und die Hoheit haben.
Angesichts der Größe und der Verteilung der Verfahren wird auch das
Bundeskriminalamt als Zentralstelle stärker in diesen Bereich vordringen
und weitere Maßnahmen ergreifen. Ich kann dem jetzt im Einzelfall nicht
vorgreifen, aber da wird es eine gemeinsame Strategie geben, die demnächst
und bald vorgestellt werden wird. Das wird auch Thema auf der kommenden
Innenministerkonferenz sein.

Frage: Herr Schmidt, wie definieren Sie einen Clan?

Schmidt: Da müssen Sie bitte abwarten, bis das Bundeslagebild Organisierte
Kriminalität erschienen sein wird. Darin werden wir dann tatsächlich die
abgestimmte Definition das erste Mal veröffentlichen.

Zusatz: Bis heute gibt es also keine.

Schmidt: Das ist jetzt im Moment in der Erarbeitung. Richtig ist, dass
diese Clankriminalität eben von Bundesland zu Bundesland - je nachdem, was
sie für Schwerpunkte haben - teilweise etwas unterschiedlich definiert
wurde. Das führt man jetzt zusammen.

Zusatzfrage: Gibt es ein Bundesland, das Herrn Seehofer in Sachen
Definition am nächsten kommt?

Schmidt: Nein, das kann ich Ihnen nicht sagen; das weiß ich nicht. Ich
glaube, das ist auch eine fachliche Definition, keine politische.

Frage: Ich habe eine Frage zum Konflikt zwischen den USA und dem Iran. Die
US-Armee ist im Irak jetzt in hohe Alarmbereitschaft versetzt worden,
angeblich, weil Anschläge drohen könnten. Es gibt auch einen Bericht
darüber, dass die Bundeswehr ihr Training im Irak ausgesetzt habe. Können
Sie uns dazu etwas sagen, Herr Flosdorff, vielleicht auch Frau Adebahr?

Flosdorff: Ich kann gerne anfangen. Ja, das Training der Bundeswehr ist
ausgesetzt. Das hat auch damit zu tun, dass wir uns an unseren
Partnernationen orientieren, die diesen Schritt unternommen haben. Das
heißt aber nicht, dass es nicht in den nächsten Tagen wieder aufgenommen
werden kann. Das ist eine Entscheidung, die aus der Situation heraus
getroffen wird. Wir haben generell eine erhöhte Aufmerksamkeit, eine
erhöhte "awareness" und die Regel, dass die Soldaten, die ohnehin im Rahmen
dieser sehr hohen Sicherheitsstufe im Irak tätig sind, nicht
beziehungsweise nur aus gutem Grunde ihre Unterkünfte, ihre Lager verlassen
und, wenn es geht, auch auf Fahrten außerhalb des Lagers verzichten. Das
ist alles.

Zusatzfrage: Haben Sie denn eigene Hinweise darauf, dass sich die
Sicherheitslage verschlechtert hat oder dass solche iranisch unterstützten
Anschläge bevorstehen könnten?

Flosdorff: Eigene Hinweise haben wir nicht. Es gibt hier auch keine
konkrete Bedrohung, sondern die Sicherheitslage wird dort generell als
gereizter eingeschätzt. Es gibt keine konkreten Anschlagswarnungen
gegenüber deutschen Zielen. Wir stimmen uns dabei sehr gut mit unseren
Verbündeten und den anderen Partnernationen ab. Darauf stützen wir unsere
Sicherheitslage. Eigene Erkenntnisse, die ich Ihnen hier mitteilen kann,
habe ich nicht.

Adebahr: Herr Flosdorff hat es gerade schon gesagt: Wir haben eben im
Moment keine Kenntnisse hinsichtlich einer Veränderung der Sicherheitslage.
Die USA ziehen Teile ihres Botschaftspersonals ab. Das haben wir zur
Kenntnis genommen und sind darüber und über ihre Erkenntnisse mit der
amerikanischen Seite auf geeignete Kanälen auch im Gespräch. Für uns ändert
sich an der momentanen Sachlage erst einmal nichts.

Wir haben eine Reisewarnung für den Irak herausgegeben. Die können Sie alle
einsehen. Unsere Sicherheitsvorkehrungen an den Botschaften und an unserem
Generalkonsulat sind ohnehin sehr hoch. Unser Personal ist seit Langem an
die Sicherheitslage angepasst, die dort im Irak vorzufinden ist. Dieser
Stand ist heute Morgen beziehungsweise Mittag der aktuelle.

Frage: Frau Adebahr, Außenminister Maas hatte sich ja mit seinem
amerikanischen Kollegen in Brüssel getroffen. Sieht er irgendwelche
Anzeichen dafür, dass die Amerikaner diesen Konflikt deeskalieren wollen,
oder sind Sie jetzt noch besorgter als vorher?

Adebahr: Ich glaube, Herr Maas hat auch nach dem Treffen seine Besorgnis
über die aktuelle angespannte Lage klar zum Ausdruck gebracht und unsere
Position dargelegt, dass wir eine Deeskalation wünschen und keine weitere
Eskalation und keine Spannungen in der Region brauchen. Das galt am Montag,
und das gilt heute auch noch genauso. Der Außenminister wird sich heute
Nachmittag im Rahmen einer Aktuellen Stunde auch noch einmal im Bundestag
zu dem Thema äußern.

Frage: Herr Flosdorff, verstehe ich Sie richtig, dass die Soldaten im Irak
bleiben, aber eben in ihren Unterkünften, oder ist auch daran gedacht, sie
bei einer möglichen Verschärfung der Lage zu evakuieren?

Frau Adebahr, die Amerikaner ziehen eben doch Botschaftspersonal in
erheblichem Umfang zurück, und Sie sagen, Deutschland werde das nicht tun,
Sie hätten sich dem schon angepasst. Haben die Amerikaner sozusagen eine
andere Lageeinschätzung, oder ist es so, dass Deutschland, was das Personal
angeht, schon jetzt auf dem niedrigeren Stand ist, auf den die USA
vielleicht durch ihren teilweisen Personalrückzug erst kommen werden?

Flosdorff: Sie haben es richtig verstanden. Die Sicherheitslage wird
derzeit so eingeschätzt, dass die Soldaten im Irak sind. Es kann sich auch
täglich ändern, nämlich so, dass die Ausbildung wieder aufgenommen wird.

Adebahr: Wir haben keine eigenen Erkenntnisse über eine veränderte
Sicherheitslage, was unsere Vertretungen und unser Generalkonsulat
betrifft. Das heißt, wir haben keine konkreten Hinweise und keine eigenen
Erkenntnisse hinsichtlich einer erhöhten Anschlags- oder Bedrohungslage für
unsere dortigen Einrichtungen. Ich glaube, das hat Herr Flosdorff auch
gesagt. Das gilt für die Botschaften, das gilt für das Generalkonsulat.

Was ich sagen wollte, ist: Wir haben unser Sicherheitskonzept und unsere
Personalausstattung im Irak grundsätzlich dieser schwierigen
Sicherheitslage angepasst, schon seit Langem. Wir sind dort so vertreten,
wie es diese Lage zulässt. Ich kann die US-Pläne - ich kenne sie nicht im
Detail - jetzt nicht genauer kommentieren und weiß nicht, wie viel Personal
dort abgezogen wird. Unser Personalansatz - das ist der Stand von heute
Mittag - bleibt erst einmal unverändert.

Zusatzfrage: Ja, das ist schon die halbe Antwort auf die Nachfrage. Sie
tauschen sich, vermute ich, ja mit den Amerikanern aus. Offenbar sehen die
ja mindestens, was ihre Einrichtungen angeht, ein Risiko, das größer ist,
als Deutschland es sehen würde. Ist das richtig?

Adebahr: Das scheint der momentane Stand zu sein. Wir stehen mit unseren
dortigen Partnern und auch mit unseren europäischen Partnern im Gespräch,
um die Lage gemeinsam zu bewerten, auch mit den amerikanischen Partnern.
Unser Stand und, soweit ich das übersehen kann, auch der Stand der
europäischen Partner ist der, den ich dargelegt habe.

Frage: Frau Adebahr, Herr Flosdorff, können Sie vielleicht einen kurzen
Überblick darüber geben, wie viele Diplomaten und andere Mitarbeiter
derzeit im Irak sind, und auch darüber, wie viele Bundeswehrsoldaten?

Flosdorff: Wir haben 160 Bundeswehrsoldaten im Irak. 60 davon sind in
Tadschi in der Nähe von Bagdad stationiert, die anderen in der Region
Kurdistan.

Adebahr: Was unsere Diplomaten angeht, kann ich Ihnen gerade keine genaue
Zahl nennen. Wir haben ein rotierendes System. Mit Hilfe der Kollegen vor
Ort werde ich vermutlich - das mache ich gerne - eine Größenordnung
nachreichen können.

Frage: Frau Adebahr, was tut die Bundesregierung denn aktuell konkret, um
einen Angriff der Amerikaner auf den Iran zu verhindern, zum Beispiel auf
diplomatischer Ebene?

Adebahr: Sie waren, glaube ich, nicht bei den letzten beiden
Regierungspressekonferenzen. Wir haben am Montag beispielsweise in Brüssel
mit Herrn Pompeo gesprochen und sind auf ganz verschiedenen Wegen und
Kanälen - nicht nur wir, sondern auch die Franzosen und die Briten - im
Gespräch, um unsere Position darzulegen, die da ist, dass wir keine
militärische Eskalation wollen und dass wir auf eine friedliche Lösung
hinarbeiten. Unsere Position ist auch, dass aus unserer Sicht dazu gehört,
dass das JCPOA ein Vertrag ist, den wir für erhaltenswert halten, weil er
eben verhindert, dass der Iran eine Nuklearwaffe baut.

Zusatz: Ihre Position kenne ich. Ich wollte wissen, was Sie tun.

Adebahr: Das habe ich gerade dargelegt. Am Montag hat zum Beispiel der
Außenminister mit Herrn Pompeo gesprochen, ebenso mit dem britischen und
mit dem französischen Außenminister. Wir sind auf ganz verschiedenen
Kanälen im Gespräch, auch mit der US-Seite.

Zusatzfrage: Haben Sie den Amerikanern gesagt oder klargemacht, dass bei
einem Kriegsfall deutsche US-Basen nicht genutzt werden können, also dass
zum Beispiel Ramstein nicht für Luftangriffe auf den Iran genutzt werden
kann?

Adebahr: Zum gegenwärtigen Zeitpunkt hat der Außenminister sehr
klargemacht, dass wir keine militärische Eskalation wünschen und auf eine
friedliche Lösung hinarbeiten.

Frage: Ich habe noch eine Frage an Herrn Flosdorff und Frau Adebahr und
Frau Demmer: Haben deutsche Behörden denn irgendwelche Hinweise auf diese
angeblichen Sabotageakte gegen vier Handelsschiffe vor Fudschaira? Darüber
gab es ja Berichte. Haben Sie darüber auch eigene Erkenntnisse?

SRSin Demmer: Vielleicht kann ich anfangen. - Wir beobachten die
zunehmenden Spannungen in der Region natürlich mit großer Sorge und
begrüßen und unterstützen jede Maßnahme, die auf eine friedliche Lösung
zielt. Die Bundesregierung erwartet, dass die die Situation eskalierenden
Vorgänge in der Region, auf die Sie gerade angespielt haben, aufgeklärt
werden. Vor dem Hintergrund der angespannten Lage sind derartige Akte
absolut zu verurteilen. Jetzt kommt es aber erst mal darauf an, die
Hintergründe zu klären.

Sabotageakte gegen Handelsschiffe sind ein ernster Schlag gegen offene
Handelswege und das zentrale Recht der Freiheit auf hoher See. Insofern
können wir das nur verurteilen.

Flosdorff: Nein.

Zusatzfrage: Frau Adebahr?

Adebahr: Nein.

Frage: Ich habe diesbezüglich eine Frage an das BMZ. Wie wirken sich die
Spannungen auf die Arbeit des Entwicklungsministeriums vor Ort im Irak aus?

Wickert: Darüber habe ich jetzt, ehrlich gesagt, noch gar keine
Erkenntnisse.

Zusatzfrage: Können Sie das nachliefern?

Wickert: Ja, das kann ich nachliefern.

Frage: Frau Demmer, was wird denn jetzt eigentlich von der Bundesregierung
verurteilt, welche Akte? Wenn man etwas verurteilt, muss ja eigentlich klar
sein, was passiert ist. Deswegen frage ich: Was ist denn eigentlich
passiert?

SRSin Demmer: Es geht hierbei ja um Anschläge auf Schiffe und Ölpipelines,
die aber zunächst einmal aufgeklärt werden müssen. An Spekulationen
darüber, wer dahintersteckt, können wir uns hier nicht beteiligen.

Frage: Frau Adebahr, die USA drohen jetzt offen mit einem Krieg mit dem
Iran. Nun leben auch viele deutsche Staatsbürger im Iran. Gibt es da
irgendwelche Reisewarnungen oder eine Änderung der Reisewarnungen?

Auch die deutsche Botschaft ist ja weiterhin in Teheran aktiv. Gibt es da
irgendwelche Pläne, Teile des Personals oder das gesamte Personal
abzuziehen?

Adebahr: Ich mache mir den Wortlaut besonders des Eingangssatzes Ihrer
Frage jetzt nicht zu eigen.

Wir haben für den Iran Sicherheitshinweise herausgegeben. Die empfehlen wir
nach wie vor zu lesen. Die Sicherheitshinweise werden laufend angepasst.
Insofern spiegeln sie immer die aktuelle Lage wider. Heute Mittag - auch,
wenn Sie nach dem Thema Irak fragen - haben wir keine Veranlassung, diese
Sicherheitshinweise zu ändern. Unsere Botschaft in Teheran ist voll besetzt
und arbeitet normal.

Zusatzfrage: Was machen Sie sich nicht zu eigen - dass die USA den Iran
militärisch bedrohen?

Adebahr: Ihren Wortlaut, die USA drohten offen mit Krieg. Das ist eine
Aussage, die Sie treffen. Die wollte ich mir so nicht anziehen.

Zusatzfrage: Was machen die USA dann konkret?

Adebahr: Ich glaube, das ist eine Diskussion, die wir nicht in diesem Forum
führen sollten.

Frage: Frau Adebahr, gibt es am Rande des Treffens in Helsinki vielleicht
auch ein Treffen der Außenminister der E3 zum Iran?

Adebahr: Sie haben sich in diesem Format ja am Montag in Brüssel getroffen.
Es wird sicherlich Gespräche geben; da sind ja verschiedene Außenminister
anwesend. In welchem Format die sich genau gruppieren werden, ist im Fluss.

Frage: Frau Demmer, hat Frau Merkel sich in den letzten Tagen vielleicht
mit Herrn Trump zu diesem Thema verständigt, oder plant sie das?

SRSin Demmer: Ich kann Ihnen von derlei Gesprächen nicht berichten.

Zusatzfrage : Weder in den letzten Tagen noch in den nächsten Tagen?

SRSin Demmer: Über solche Telefonate berichten wir in der Regel, wenn sie
stattgefunden haben.

Frage: Ich habe noch eine Frage zum Thema Glyphosat, aber weniger zum
Umweltaspekt als zum Vorgehen von Monsanto. Frau Krüger, wie bewerten Sie
die Berichterstattung der letzten Tage, dass Monsanto geheime Listen von
Glyphosat-Kritikern führe und auch eingeräumt habe, dass das zum Beispiel
in Deutschland geschehe. Fordern Sie da die Offenlegung? Wie bewerten Sie
das Vorgehen von Monsanto an sich?

Krüger: Ich kann Ihnen dazu nichts mitteilen, weil für das
Justizministerium kein Anlass besteht, das zu beurteilen.

Zusatzfrage: Sie sind für Datenschutz zuständig, richtig?

Krüger: Nein, das ist das BMI.

Zusatz: Dann geht die Frage an das BMI.

Schmidt: Ganz grundsätzlich ist für den Datenschutz der Bundesbeauftragte
für den Datenschutz zuständig, der in dem Sinne unabhängig ist; aber es ist
richtig, zum Teil sind wir zuständig. Ich glaube, zu diesem ganz konkreten
Punkt kann ich Ihnen heute leider keine Äußerung mitbringen. Ich schaue
einmal, ob ich etwas nachreichen kann.

Haufe: Um das auch noch einzuordnen: Wir fangen da ja nicht bei null an. Es
gab ja eine erfolgreiche Bürgerinitiative in Europa, die sich dafür
eingesetzt hat, dass die Kriterien für die Zulassung von
Pflanzenschutzmitteln wesentlich leichter für die Öffentlichkeit zugänglich
gemacht werden. Darauf hat die Europäische Union reagiert. Der Ministerrat,
das Parlament und die EU-Kommission haben neue Transparenzkriterien
vorgelegt, das heißt, heute müssen Industriestudien wesentlich früher an
die Öffentlichkeit kommen, und zwar über die europäische Food Standards
Agency, die dafür zuständig ist. Das ist ein großer Fortschritt für das
ganze Zulassungsverfahren, denn aus unserer Sicht haben die Bürgerinnen und
Bürger ein Recht darauf zu wissen, was auf Felder gesprüht wird.
Pflanzenschutzmittel sind heute wesentlich stärker im Fokus der
Öffentlichkeit, das Interesse ist größer; deswegen ist es gut, dass darauf
reagiert wurde.

Die Bundesumweltministerin hält es wie der zuständige EU-Kommissar, Herr
Andriukaitis, der gesagt hat: Wenn es kein Problem mit Glyphosat gibt, dann
kann es auch kein Problem damit geben, Studien öffentlich zu machen. Das
erwarten wir hier. Wie gesagt, wir haben jetzt ein ganz neues
Transparenzsystem, an dem man jetzt auch dieses Vorgehen von Monsanto
messen kann.

Zusatzfrage: An Herrn Schmidt: Der Beauftragte für den Datenschutz hat ja
keine Exekutivmacht. Er betont ja immer wieder, dass er das gerne hätte,
aber er bekommt sie von Ihnen nicht. Was werden Sie denn jetzt unternehmen?
Hier werden ja Menschen überwacht, auch Parlamentarier.

Schmidt: Wie gesagt, zu diesem Themenkomplex reiche ich Ihnen
gegebenenfalls gerne etwas nach. Wir prüfen das, und dann melden wir uns
dazu.

Frage: An das BMF: UniCredit ist offensichtlich an einem Einstieg bei der
Commerzbank interessiert. Ist man schon an Sie herangetreten, ob die
Bundesregierung damit einverstanden wäre?

Wogatzki: Zu Fragen, die Privatbanken betreffen, äußern wir uns hier in
dieser Runde grundsätzlich nicht; das würde ich auch in diesem Fall so
halten wollen.

Frage: An das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat: Wie
bewertet Ihr Haus die Impulswirkung, die von einer von Frau Barley
angestrebten Verschärfung der Mietpreisbremse ausgeht? Halten Sie das für
relevant, um mehr bezahlbaren Mietwohnraum in Deutschland zur Verfügung zu
stellen?

Schmidt: So wie wir das bereits zu dem Themenkomplex Enteignung von großen
Wohnungskonzernen gesagt haben, sehen wir auch bei der Änderung der
Mietpreisbremse eher eine Möglichkeit im Bereich des Konzeptes der sozialen
Marktwirtschaft. Aus unserer Sicht ist es so, dass es die Aufgabe der
öffentlichen Hand ist, gute und verlässliche Rahmenbedingungen für alle
Akteure auf den Wohnungs- und Wohnmärkten zu setzen. Dazu können natürlich
auch solche Maßnahmen im Mietpreisbereich gehören. Wie die wirken, muss man
sich im Einzelfall sehr genau und detailliert anschauen. Da gibt es jetzt
einen Vorschlag vom zuständigen Justizministerium, und den werden wir uns
mit ansehen. Vielleicht will die Kollegin ja auch noch etwas dazu ergänzen.

Krüger: Ja, vielen Dank - danke auch für die Frage. Aus unserer Sicht
stellt es sich so dar, dass die Mietpreisbremse ausläuft. Eine Möglichkeit
wäre, eine Rechtsverordnung zu erlassen. Wir haben die Mietpreisbremse
evaluiert, wie es der Koalitionsvertrag vorsah, und das Ergebnis der
Evaluierung sagt, dass die Mietpreisbremse dort, wo sie angewendet wird,
wirkt. Das ist für uns auch ein Grund zu sagen: Es kann nicht sein, dass
man sie jetzt auslaufen lässt; vielmehr wollen wir dieses Instrument um
weitere fünf Jahre verlängern, damit sie auch weiter ihre Wirkung entfalten
kann. Das ist eine der Regelungen, die wir jetzt vorgeschlagen haben.

Ferner sehen die neuen Regelungen, die sich in der Ressortabstimmung
befinden, vor, den Betrachtungszeitraum für die ortsübliche Vergleichsmiete
von vier auf sechs Jahre zu verlängern. Das geht zurück auf einen
Prüfauftrag aus dem Koalitionsvertrag und ist eine Vereinbarung aus dem
Wohngipfel, der Ende letzten Jahres stattgefunden hat. Es gibt weitere
Vorschläge in dem neuen Paket zum Schutz von Mietern, die sich jetzt in der
Ressortabstimmung befinden. Wir sind der Auffassung, dass die angespannte
Wohnungslage es notwendig macht, weitere Mittel einzusetzen, um diese
Notlage zu entspannen. Es ist klar, dass Bauen das Mittel der Wahl ist, um
den Wohnungsmarkt zu entzerren, aber Bauen kann immer nur eine mittel- bis
langfristige Maßnahme sein. Wir sind der Meinung, dass man dieses Problem
auch mit kurz- bis mittelfristig wirkenden Maßnahmen angehen und flankieren
sollte.

Frage: An das Finanzministerium und auch an das Wirtschaftsministerium: Es
gibt Berichte, dass Wirtschaftsminister Altmaier plane, die
Aufbewahrungsfrist von Unternehmensdokumenten im Steuerrecht von derzeit
zehn auf acht Jahre zu senken.

Erstens. Ist das korrekt? Wie weit sind diese Pläne oder Vorhaben gediehen?

Zweitens. Was hält das Finanzministerium von einer solchen Verkürzung?
Gerade im Fall Cum-Ex war ja die Verjährungsfrist - damals eben noch die
längere - das große Problem. Kommt man, wenn diese Frist noch weiter
reduziert wird, in vergleichbaren Fällen nicht erst recht in die
Bredouille?

Wogatzki: Da Sie sich auf eine Äußerung des Bundeswirtschaftsministers
beziehen, die ich gar nicht kenne, würde ich jetzt erst einmal meiner
Kollegin den Vortritt lassen.

Baron: Ich kann dazu gern etwas sagen. Wir sind jetzt ja schon sehr lange -
seit mehreren Monaten - an dem Thema Bürokratieentlastung dran. Der
Bundeswirtschaftsminister hat deutlich gemacht, dass wir gerade in Zeiten
eines moderaten Wirtschaftswachstums Belastungen für die Wirtschaft
vermeiden und abbauen müssen und über Bürokratieabbau Entlastungen schaffen
müssen. Daher haben wir im März an die Ressorts auch Vorschläge gemacht und
Eckpunkte vorgelegt. Es sind jetzt auch erste Vorschläge zurückgekommen;
das ist auch gut so, und diese Vorschläge werden wir uns jetzt auch
anschauen. Wir müssen da aber eben vorangehen und haben Vorschläge gemacht.

Es ist richtig - ich kann das bestätigen -, dass wir der Auffassung sind,
dass wir uns vor allem den Abbau von Steuerbürokratie noch einmal anschauen
müssen, weil auf Steuerbürokratie mehr als 40 Prozent aller bürokratischen
Belastungen entfallen und da einfach Entlastungen für die Wirtschaft
möglich sind. Ich kann das hier jetzt, da wir noch in den Abstimmungen mit
den Ressorts sind, nur beispielhaft nennen: Es ist so, dass wir uns
anschauen wollen, ob wir die Aufbewahrungsfristen von zehn auf acht Jahre
reduzieren, weil das große Entlastungswirkungen bringt. Wir wollen aber
auch in der Digitalisierung vorankommen, zum Beispiel bei der
Abschreibungsdauer für digitale Wirtschaftsgüter; denn auch da ist an den
Regelungen vieles nicht mehr zeitgemäß. Man muss daher einfach schauen, wie
man da in Zeiten der Digitalisierung eine richtige Lösung finden kann, die
auch zu Entlastungen führt. Verjährungsfristen wären davon aber noch einmal
zu trennen.

Wir sehen das also erst einmal als Vorschläge, die zu diskutieren sind, um
zu spürbaren Entlastungen der Unternehmen zu kommen.

Zusatz: Aber wenn Dokumente nicht mehr aufbewahrt werden müssen, dann ist
es eben doch schwierig, in kritischen Fällen in juristischen Verfahren
Nachweise irgendwelcher Art zu führen. Wenn Sie es also so machen, dann
ignorieren Sie damit doch eigentlich das, was man aus Cum-Ex gelernt haben
könnte.

Baron: Ich glaube, man kann einen Einzelfall nicht mit der generellen Frage
von Entlastungen vermischen. Es ist natürlich so, dass wir jetzt nicht
Verjährungsfristen, die potenziell in der Zukunft für Fälle eintreten
könnten, zum Anlass nehmen können, um nicht zu Entlastungen zu kommen. Wir
wollen ja eine angemessene Reduzierung; wir sprechen von einer Reduzierung
von zehn auf acht Jahre. Wir wollen ja nicht gar keine
Aufbewahrungsfristen, sondern wir wollen einfach das richtige Verhältnis
finden. Acht Jahre sind immer noch eine sehr lange Zeit für
Aufbewahrungsfristen, und nach unserer Auffassung muss man da eben den
guten Mittelweg finden. Wir brauchen natürlich Aufbewahrung aus guten
Gründen, aber sie darf auch nicht übermäßig lang sein. Eine Verkürzung von
zehn auf acht Jahre ist für uns da ein richtiger, angemessener Weg.

Zusatzfrage: Dazu wird es dann irgendwann auch eine Stellungnahme des
Finanzministeriums geben?

Wogatzki: Genau. Ich wollte gerade sagen: Dazu nehmen wir sicherlich
Stellung, ich würde dazu hier inhaltlich aber nicht einsteigen wollen.

Frage: Frau Baron, Sie haben ja gerade die Digitalisierung angesprochen.
Warum schaffen Sie die Verjährung denn nicht ganz ab? Wenn die Daten einmal
im System sind, dann können sie da doch für immer bleiben. Das ist doch
keine Belastung oder Bürokratie.

Baron: Verjährungsfristen haben ja ganz unterschiedliche Zwecke - es gibt
zum Beispiel Verjährungsfristen für Schadenersatzansprüche oder für
strafrechtliche Erwägungen. Das eine hat mit dem anderen jetzt erst einmal
nichts zu tun. Uns geht es darum, zu schauen: Wo ist gewisses Recht, das
wir haben, vielleicht einfach nicht mehr auf der Höhe der Zeit? Ich habe ja
das Beispiel der Abschreibungsdauer für digitale Wirtschaftsgüter genannt:
Beschaffungen in der Wirtschaft erfolgen jetzt einfach in anderen Zyklen
als noch vor vielen Jahren. Da ist es, glaube ich, richtig und gut, zu
schauen: Welche Voraussetzungen müssen wir schaffen, um zeitgemäß in der
Digitalisierung anzukommen?

Zusatzfrage: Aber wenn Sie schauen, was nicht mehr auf der Höhe der Zeit
ist: Wir haben doch bei Cum-Ex gelernt, dass die aktuellen
Verjährungsfristen nicht auf der Höhe der Zeit sind, und jetzt wollen Sie
die noch kürzen?

Baron: Noch einmal: Ich glaube, Sie nehmen jetzt einen Anwendungsfall. Im
Zusammenhang mit Cum-Ex gibt es ja sehr viele Initiativen, um diese
Geschäfte zu kontrollieren; es gibt Initiativen auf OECD-Ebene, auf 
EU-Ebene. Das ist, glaube ich, der richtige Hebel, um da voranzukommen. Ich
glaube, die Verjährungsfrist ist der falsche Hebel, um da anzusetzen. Hier
geht es wirklich darum, zu schauen: Was schafft Entlastung für die
Wirtschaft und wo sind Regelungen einfach nicht mehr zeitgemäß? Zur
Vermeidung von Missbräuchen etwa durch Cum-Ex-Geschäfte gibt es andere,
richtige Initiativen - das haben wir hier auch schon oft diskutiert - auf
OECD-Ebene und auf anderen Ebenen.

Frage: An das Verteidigungsministerium: Ein ranghoher Admiral, der in den
USA bei der Nato sitzt, hat in der "WELT" ein langes Interview gegeben, in
dem er sich ziemlich dezidiert zum Zustand der deutschen Straßen äußert und
auch sagt, dass die Straßeninfrastruktur so miserabel sei, dass Deutschland
die Zusagen an die Nato, was mögliche Verlegungen angeht, nicht einhalten
könne. Ist das auch der Sachstand, der im BMVg vorliegt? Was tut die
Bundesregierung, um dieses - wenn es so stimmt, wie es hier steht - doch
eklatante Problem zu beheben?

Flosdorff: Zum einen ist das die Äußerung eines Nato-Generals; wenn Sie da
also dezidierte Informationen brauchen, was ihn zu seinen Aussagen bewegt
hat beziehungsweise auf welchen Fakten die basieren, dann können Sie die
sicherlich über die Nato erfragen.

Ansonsten habe ich den Eindruck, dass die Bundesregierung, aber auch die
Länder und die Kommunen sehr viel tun, um die Infrastruktur in Deutschland
kontinuierlich zu verbessern und zu erneuern. Wir arbeiten vertrauensvoll
auch mit der Nato daran, dass die logistischen Herausforderungen der
nächsten Jahre zu bewerkstelligen sind.

Zusatzfrage: Die Informationen sind ja, wie gesagt, sehr detailliert; es
ist von Verlegezeiten von Nord- nach Süddeutschland die Rede, die 36 Tage
beziehungsweise bestenfalls 21 Tage dauern sollen, aber man habe der Nato
nur fünf Tage zugesagt. Stimmen diese Zahlen denn?

Flosdorff: Das kann ich von hier aus nicht verifizieren, sofern es sich
überhaupt um öffentliche Informationen handelt.

Frage: Ich wollte noch zu dem gestern gegen Kapitän Reisch gefällten Urteil
kommen, der eine Geldstrafe von 10 000 Euro bekommen hat, weil das Schiff,
die "Lifeline", nach Auffassung des Gerichts nicht ordnungsgemäß
registriert war. Wie bewerten Sie denn das Urteil, Frau Adebahr? Waren
deutsche Offizielle bei der Gerichtsverhandlung anwesend? Wie beurteilen
Sie die allgemeine Kriminalisierung deutscher und europäischer NGOs, die
auf See retten?

Adebahr: Ich denke, wir haben öfter klargemacht, dass jeder Tod auf dem
Mittelmeer ein Tod zu viel ist und dass Seenotrettung einen essenziellen
Beitrag dazu leistet, dass dies nicht passiert.

Das konkrete Urteil ist mir noch nicht bekannt, insofern müsste ich die
Antwort nachreichen. Ich weiß nicht, ob der Kollege aus dem BMI dazu etwas
sagen wollen würde.

Schmidt: Grundsätzlich würden wir so ein Urteil natürlich - Sie haben sich
das sicherlich gedacht - nicht kommentieren wollen. Gleichwohl darf ich
darauf hinweisen, dass die Bundesregierung in der jüngeren Vergangenheit
viele Maßnahmen getroffen hat - auch Aufnahmen -, um aus Seenot geretteten
Personen zu helfen. Ganz konkret hat Deutschland sich, ohne dass es dazu
eine rechtliche Verpflichtung gäbe, bisher sechsmal zur Aufnahme von bis zu
211 Personen - das ist der Stand vom 10. Mai -, die aus Seenot gerettet
wurden, bereiterklärt und damit bewirkt, dass diese Rettungsschiffe nach
Weigerung der zuständigen Anrainerstaaten zügig in den nächstgelegenen
Hafen einlaufen konnten.

Wir haben auch die weiterhin bestehende Bereitschaft zahlreicher Kommunen
zur Aufnahme von aus Seenot geretteten Personen zur Kenntnis genommen.
Diese Bereitschaft begrüßen wir ausdrücklich. Mittlerweile haben uns
Schreiben von über 40 Städten und Kommunen erreicht, die die Bereitschaft
zur Aufnahme von aus Seenot geretteten Personen bekundet haben. Das BMI hat
das BAMF angewiesen, in Absprache mit den jeweiligen Bundesländern auf
diese aufnahmebereiten Kommunen zuzugehen. Von dieser Möglichkeit wird
Gebraucht gemacht.

Sie wissen, dass die Bundesregierung in allen europäischen Gremien mit
Nachdruck darauf drängt, zügig zu einer europäischen Lösung für diesen
Seenotmechanismus zu kommen. Es muss im Geiste der Solidarität und
Humanität einen Diskussionsprozess geben, der hier aktiv vorangetrieben
wird und der möglichst bald zu einer systematischen und dauerhaften Lösung
führt.

Zusatzfrage: Es ging mir gerade aber nicht um die Geretteten, sondern um
die Retter. Herr Schmidt, macht Ihr Ministerium die Strafverfolgung
gegenüber deutschen NGOs Sorgen? Hat sich Herr Seehofer schon einmal mit
deutschen Seenotretter-NGOs getroffen und sich ihre Sorgen angehört oder
plant er das?

Schmidt: Ja, das hat er in der Vergangenheit schon getan. Ganz generell
kann ich Ihnen sagen, dass wir uns natürlich gegen eine solche pauschale
Kriminalisierung der Tätigkeit privater Seenotretterinnen und Seenotretter
wenden.

Zusatzfrage : Und im Konkreten?

Schmidt: Im Konkreten werden wir Urteile, die im Ausland gefällt werden,
nicht kommentieren.

Frage: Herr Schmidt, das Bundesland Niederösterreich in unserem schönen
Nachbarland will Asylbewerber künftig zehn Gebote unterzeichnen lassen -
"Du sollst die deutsche Sprache lernen", "Du sollst dankbar sein" usw. Ist
das ein Wertekanon, den sich auch Ihr Minister als Leitlinie vorstellen
könnte?

Schmidt: Ich glaube, dass wir politische Forderungen in Nachbarländern von
hier aus nicht kommentieren sollten. Über einen Wertekanon für Geflüchtete
werden wir hier nicht diskutieren. Mir ist jetzt auch der Wertekanon im
Einzelnen nicht bekannt, sodass ich Ihnen auch nicht sagen kann, ob wir uns
irgendwie detaillierter dazu äußern wollen. Ich bitte Sie um Verständnis,
dass wir uns in dieser Frage an das nationale Recht und die nationalen
Gegebenheiten halten und die Entscheidungen unserer Nachbarn dazu nicht
kommentieren.

Frage: Herr Haufe, die Bildungsministerin Karliczek hat gesagt, der Diesel
sei kein Auslaufmodell. Können Sie sich dem anschließen?

Haufe: Wir haben auch nie davon gesprochen, dass der Diesel ein
Auslaufmodell wäre. Das ist eine Übergangstechnologie.

Zusatzfrage: Ist das nicht dasselbe?

Haufe: Kommt darauf an, was man da für einen Zeitraum vor sich hat, den man
damit in Verbindung bringt.

Zusatzfrage : Verfolgen Sie zum Beispiel nicht das Ziel, dass Diesel ab
2030 nicht mehr neu zugelassen werden?

Haufe: Wir verfolgen das Ziel, dass der Verkehr möglichst CO2-arm abläuft -
das ist unser Ziel. Das wird im Wesentlichen mit elektrischem Strom möglich
sein, aber genauso sind am Ende natürlich auch andere Technologien - und
Kombinationen von Technologien - möglich.

Zusatzfrage: Das BMVI wird sich Frau Karliczek sicherlich anschließen?

Strater: Diese Diskussion hatten wir hier ja schon häufig. Wir haben immer
gesagt, dass wir alle Antriebsformen brauchen - auch den sauberen Diesel,
weil er dazu beiträgt, CO2 einzusparen, wenn er sauber ist.

Zusatzfrage : Was für ein sauberer Diesel, Herr Strater? Den gibt es nicht.

Strater: Nach den neuesten Abgasnormen - Euro 6d-TEMP.

Mittwoch, 15. Mai 2019
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BILDUNG/940: Karlizcek muss Verhandlungen für Digitalpakt 2.0 anstoßen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 16. Mai 2019

SUDING: Karlizcek muss Verhandlungen für Digitalpakt 2.0
anstoßen



Zur Unterzeichnung der Verwaltungsvereinbarung zum Digitalpakt
erklärt die stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Katja Suding:

"Endlich kommt der Digitalpakt. Leider schöpft er die durch die
Grundgesetzänderung geschaffenen Möglichkeiten noch nicht aus.
Bildungsministerin Karlizcek muss nun zügig Verhandlungen für einen
Digitalpakt 2.0 anstoßen. Fünf Punkte sind der FDP-Fraktion dabei
wichtig: Lehrer müssen bei der Wartung der Technik durch
IT-Spezialisten unterstützt werden. Zudem müssen sie besser für den
Unterricht im digitalen Zeitalter ausgebildet werden. Schulen sollten
eigene Budgets erhalten, um digitale Schulbücher anzuschaffen.
Darüber hinaus sind klare Vorgaben für den Schutz sensibler
Schülerdaten notwendig. Daten, die beim Gebrauch von digitaler
Lernsoftware entstehen, müssen datenschutzkonform für die
Bildungsforschung nutzbar werden. Ohne einen ergänzenden Digitalpakt
2.0 wird der Bund lediglich Technik für über fünf Milliarden Euro
finanzieren, die jedoch veraltet ist, bevor sie überhaupt eingesetzt
wird."
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RECHT/924: Wir brauchen ein Meinungsfreiheits-Durchsetzungsgesetz


FDP-Pressemitteilung vom 15. Mai 2019

BEER: Wir brauchen ein Meinungsfreiheits-Durchsetzungsgesetz



Zur aktuellen Diskussion über Zensurvorfälle bei Twitter erklärt die
FDP-Spitzenkandidatin bei der Europawahl und stellvertretende
Parteivorsitzende Nicola Beer:

"Wir brauchen im Internet kein Netzwerkdurchsetzungsgesetz (NetzDG),
sondern vielmehr ein Meinungsfreiheits-Durchsetzungsgesetz. Bei den
aktuellen Sperren handelt es sich um einen missglückten Versuch von
Twitter, einem Aufruf der EU-Kommission an die großen
Internet-Plattformen nachzukommen, etwas gegen Wahlbeeinflussung in
sozialen Netzwerken zu unternehmen. Jetzt bewahrheiten sich die
Befürchtungen, vor denen Netzpolitiker und die Freien Demokraten im
Vorfeld des durch die Stimmen der Bundesregierung - unter Enthaltung
der Grünen - kurz vor der Bundestagswahl 2017 erlassenen NetzDG
gewarnt hatten: Mit dem Netzwerkdurchsetzungsgesetz wurde die Büchse
der Pandora geöffnet. Anbieter Sozialer Netzwerke versuchen,
Beschwerden und weitere Gesetzgebung zu vermeiden und löschen im
Zweifelsfall auf Kosten der Meinungsfreiheit lieber einmal zu viel
als zu wenig.

Deswegen muss die jetzige Overblocking-Praxis durch Twitter
öffentlich diskutiert werden. Konsequenzen müssen folgen. Denn es ist
Aufgabe des Staates, auch im Internet für eine Umgebung zu sorgen, in
der sich Meinungsfreiheit entfalten kann. Weil sich soziale
Plattformen in den Bereich der Meinungsbildung begeben, müssen
Grundrechte wie die Meinungsfreiheit mittelbar gelten, nicht nur von
Unternehmen gesetztes Privatrecht wie AGBs und Nutzungsbedingungen.
Deswegen fordern die Freien Demokraten ein
Meinungsfreiheits-Durchsetzungsgesetz, wie jüngst von
Rechtswissenschaftlern wie Prof. Diringer gefordert. Der Staat muss
für die Durchsetzung von Meinungsfreiheit sorgen, auch in sozialen
Netzwerken."
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SICHERHEIT/755: Bundesregierung blockiert Arbeit im Untersuchungsausschuss


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 16. Mai 2019

STRACK-ZIMMERMANN: Bundesregierung blockiert Arbeit im
Untersuchungsausschuss



Zur Zeugenbefragung im Untersuchungsausschuss zur Berateraffäre
erklärt die verteidigungspolitische Sprecherin der FDP-Fraktion Dr.
Marie-Agnes Strack-Zimmermann:

"Der Chefjurist des Bundesverteidigungsministeriums Andreas Conradi
spielt in der Aufklärung der Berateraffäre eine zentrale Rolle. Seine
Aussagen sind von enormer Wichtigkeit, um Licht ins Dunkel zu
bringen. Aus diesem Grund muss er von seiner Rolle als ständiger
Vertreter der Bundesregierung im Untersuchungsausschuss entbunden
werden, damit er umfassend als Zeuge zur Verfügung stehen kann. Zur
Zeit seiner Benennung war seine zentrale Rolle als Zeuge in dieser
Form noch nicht erkennbar. Zwar kann er auch jetzt schon als Zeuge
vernommen werden, doch als Regierungsvertreter steht ihm ständige
Präsenz im Ausschuss zu und darunter würde der Beweiswert seiner
Aussagen leiden. Union und SPD sperren sich jedoch und halten an
Herrn Conradi als Vertreter fest. Dadurch gefährdet die
Bundesregierung willentlich die Aufklärung durch den Ausschuss und
blockiert unsere Arbeit. Dieses Vorgehen ist nicht tragbar und zeigt,
wie viel es möglicherweise zu verbergen gibt. Der Bundesregierung
scheint nicht an Aufklärung gelegen zu sein. Anders ist ihre
mangelnde Kooperationsbereitschaft nicht zu erklären."
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HAMBURG/4762: UKE-Psychiatrie - Fast jede Woche eine Gefährdungssituation (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 16. Mai 2019

UKE-Psychiatrie: Fast jede Woche eine Gefährdungssituation



43 Gefährdungsanzeigen hat das Personal der Erwachsenen-Psychiatrie
des UKE im letzten Jahr gestellt, in den ersten vier Monaten des
laufenden Jahres 19. Das ergibt eine Anfrage (Drs. 21/17080) der
Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. Am
Osterwochenende, als es zu dem Zwischenfall mit Sicherheitspersonal
kam, nach dem der Patient Tonou-Mbobda starb, betrug das
Pfleger-Patient-Verhältnis mindestens 1:10. In der pflegerisch sehr
viel besser ausgestatteten Kinder- und Jugendpsychiatrie gab es 2018
und 2019 dagegen keine einzige Gefährdungsanzeige.

"Bei im Schnitt fast wöchentlich einer Gefährdungsanzeige kann man
nicht mehr von Einzelfällen sprechen, hier gibt es ein strukturelles
Problem. Die vielen Anzeigen sind ein starkes Indiz für Überlastung
und Personalmangel", erklärt der gesundheitspolitische Sprecher der
Fraktion, Deniz Celik. "Die Beschäftigten müssen durch bessere
Personalschlüssel entlastet und so Gefahrensituationen für sie selbst
und die Patient_innen vermieden werden. Eine gute Personalausstattung
macht Zwangsmaßnahmen generell viel seltener notwendig und den Einsatz
von unqualifiziertem Sicherheitspersonal überflüssig."

Der Einsatz von Security wird laut Senatsantwort von den Hamburger
Krankenhausträgern sehr unterschiedlich gehandhabt, was etwa die
Anwendung von Zwang, die Schulung des Personals und die
Qualitätssicherung angeht: Während z.B. das Albertinen Krankenhaus
Zwangsmaßnahmen ausschließlich mit Klinikpersonal durchführt, ziehen
UKE und Asklepios Sicherheitspersonal hinzu. "Zwangsmaßnahmen sollten
ausschließlich dem medizinischen Personal vorbehalten sein und
entsprechend im Hamburgischen Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnahmen
bei psychischen Krankheiten geregelt werden", so Celik. "Für den
Umgang mit Patient_innenen, insbesondere in der Psychiatrie, ist
Security-Personal nicht ausgebildet. Außerdem zeigt die Antwort des
Senats wie notwendig es ist, zu einheitlich hohen Standards in der
Qualitätssicherung und der Fortbildung des Security-Personals zu
kommen. Hier gilt es, sich an den Besseren zu orientieren."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 16. Mai 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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RHEINLAND-PFALZ/5145: Klimaschutz ernst nehmen - Chancen im Land jetzt nutzen (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 16.05.2019

Klimaschutz ernst nehmen: Chancen im Land jetzt nutzen



Um die drohende Klimakatastrophe noch zu verhindern, muss von der
kommunalen bis zur internationalen Ebene endlich umfassend und
entschieden gehandelt werden. Auch wir in Rheinland-Pfalz müssen
unserer Verantwortung nachkommen und den Klimaschutz angesichts der
dramatischen Prognosen noch entschlossener vorantreiben.

Es braucht deshalb ein umfassendes Maßnahmenpaket:


	CO2 braucht einen sozial ausgewogen Preis: Um wirksame Anreize für klimaschonende Investitionen und Innovationen zu schaffen, brauchen wir einen für alle Energiesektoren gültigen Preis pro Tonne CO2. Dieser sollte anfänglich bei 40 Euro liegen und regelmäßig erhöht werden. Zusätzliche Einnahmen sollen im Rahmen eines Pro-Kopf- Energiegeldes an die Verbraucherinnen und Verbraucher zurückgegeben werden. Für eine europäische Lösung werden wir uns auf EU- und Bundesebene stark machen, aber sehen kurzfristig eine nationale Lösung als vordringlich.

	Die Solaroffensive: Ohne höhere Investitionen in die Solarenergie können wir die Klimaziele nicht erreichen. Wir wollen deshalb unser Landeskonzept der Solaroffensive ausweiten und die Kommunen sowie Privathaushalte bei Investitionen in PV-Anlagen und Speicher unterstützen. Außerdem wollen wir, dass alle Dächer öffentlicher Gebäude Photovoltaikanlagen erhalten.

	Klimaschutz in den Kommunen: Jede Kommune braucht Personal für das Klimaschutzmanagement. Außerdem wollen wir die Beratungsleistung der Energieagentur noch weiter ausbauen und kommunale Programme für Energieeffizienz, Wärmewende und Elektromobilitätskonzepte verstärkt fördern.

	Die Verkehrswende vorantreiben: Mit dem Ziel von 20 Prozent Anteil des ÖPNV und 20 Prozent Anteil des Radverkehrs am Modal Split im Land wollen wir den CO2-Ausstoß im Straßenverkehr eindämmen. Wir müssen deshalb noch mehr in den Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs und die Radinfrastruktur investieren, um bequeme und sichere Alternativen zum Auto zu schaffen. Der ÖPNV muss Pflichtaufgabe der Kommunen werden.

	Der Schulweg muss bezahlbar sein: Teil eines umfassenden Mobilitätskonzepts muss auch ein landesweites 365-Euro-Jahresticket für Schülerinnen und Schüler sein.



"2018 war eines der bislang wärmsten Jahre zwischen Rhein und Mosel.
Der Dürresommer hat in Flora und Fauna deutliche Spuren hinterlassen
und auch die Wirtschaft hatte mit den Auswirkungen zu kämpfen.
Spätestens seit dem vergangenen Sommer müsste jeder und jedem klar
sein, dass die ersten Folgen der Klimakrise uns heute schon erreichen.
Damit die Horrorszenarien eines weiterhin ungebremsten Klimawandels
nicht eintreten und wir künftigen Generationen einen lebenswerten
Planeten hinterlassen, müssen wir jetzt dringend handeln. Gehen wir in
Rheinland-Pfalz mit gutem Beispiel voran", sagt der Vorsitzende der
GRÜNEN Landtagsfraktion, Dr. Bernhard Braun.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Mai 2019

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz
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RHEINLAND-PFALZ/5144: Kundgebung "Demokratie braucht freie Kitas" (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
14.05.2018

Kundgebung "Demokratie braucht freie Kitas" / Kita-Novelle

Christian Baldauf: Gesetzentwurf der Landesregierung muss grundlegend
überarbeitet werden



Anlässlich der heutigen Kundgebung des Paritätischen 
Wohlfahrtsverbandes, Landesverband Rheinland-Pfalz/Saarland e. V. zum Thema
"Demokratie braucht freie Kitas" fordert der Vorsitzende der
CDU-Landtagsfraktion, Christian Baldauf, eine grundlegende
Überarbeitung der Kita-Novelle der Landesregierung:

"Seit vielen Monaten steht die Kita-Novelle der Landesregierung massiv
in der Kritik. Erzieherinnen, Eltern und Träger laufen zu Recht Sturm
gegen dieses Zumutungsgesetz, das viele Belastungen und kaum
Verbesserungen bringt. Daran ändern auch die minimalen Nachbesserungen
gegenüber dem ursprünglichen Entwurf nichts. Das hat auch die heutige
Kundgebung einmal mehr gezeigt.
Die CDU-Landtagsfraktion tritt für ein modernes Kita-Gesetz ein, das
den vielen neuen Anforderungen entsprechende Ressourcen
gegenüberstellt. Die gesetzlichen Rahmenbedingungen müssen so
ausgestaltet sein, dass der Anspruch auf Qualität tatsächlich
eingelöst wird. Davon ist der vorliegende Gesetzentwurf weit entfernt.
Er muss grundlegend überarbeitet werden.

Inzwischen wissen wir auch aus verschiedenen Landkreisen, die eigene
Berechnungen angestellt haben, dass die Behauptung der
Regierungskoalition, keine Kita werde nach der Novelle personell
schlechter da stehen, unzutreffend ist. Im Gegenteil: Wenn keine
Überarbeitung erfolgt, werden viele Kindergartengruppen in der Praxis
noch nicht einmal den Status Quo halten können bzw., sich mit Blick
auf den Betreuungsschlüssel verschlechtern. Die Folge ist weniger
Qualität, denn weniger Personal muss dann zusätzliche Anforderungen
bewältigen. Anspruch einer Reform muss im Übrigen Verbesserung und
nicht Erhalt des Status Quo sein.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Mai 2019
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RHEINLAND-PFALZ/5143: "Wir sind im besten Sinne nahe bei den Menschen" (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
15.05.2019

Fredi Winter hält Abschiedsrede: "Wir sind im besten Sinne nahe bei
den Menschen"



Fredi Winter, der seit 2006 für die SPD-Fraktion als Abgeordneter im
rheinland-pfälzischen Landtag sitzt, hat heute seine Abschiedsrede im
Plenum gehalten. Als Vorsitzender des Petitionsausschusses sprach er
zum "Bericht des Petitionsausschusses". Fredi Winter sagte: "Wie nah
das Parlament an den Menschen, an ihren Sorgen, ihren Problemen und
ihren Ideen sein kann - das zeigt der Petitionsausschuss des Landtags
Rheinland-Pfalz. Ich bin nach 13 Jahren Mitgliedschaft in diesem
Ausschuss der festen Überzeugung: Wir sind dort im besten Sinne nahe
bei den Menschen. Das Petitionsrecht ist ein hohes Gut, dass - obwohl
an Jahren angestaubt - nichts an seiner Bedeutung und Aktualität
verloren hat. Manche Eingaben und das damit verbundene Schicksal
machen einen emotional betroffen, andere bringen einen zum Schmunzeln.
Es gibt aber auch Fälle die querulatorischen Charakter haben."

Winter sagte, dass im Berichtsjahr 2018 von dem Ausschuss 1866
Anliegen erledigt worden seien. In 64 Prozent der Fälle konnte den
"Bürgerinnen und Bürgern weitergeholfen werden, weil dem Anliegen
entweder vollumfänglich entsprochen wurde oder den Bürgerinnen und
Bürgern die erbetenen Auskünfte erteilt wurden. Andere Eingaben wurden
als unzulässig zurückgewiesen, oder es konnte zumindest teilweise
weitergeholfen werden. In lediglich 20 Prozent der Fälle wurde dem
Anliegen nicht entsprochen. Die Themenpalette war so vielfältig wie
das Leben selbst: Zu den Fällen gehörten etwa die Hakenkreuze am
Kirchturm in Herxheim am Berg, die kritische Personalsituation in den
Justizvollzugsanstalten, die Situation von Kindern inhaftierter Eltern
oder die bemängelte Untätigkeit eines städtischen Ordnungsamtes bei
der Belästigung durch das Grillen eines Nachbars."

Winter lobte die Möglichkeit, "öffentliche Petitionen" auf der
Parlaments-Homepage oder der Seite des Bürgerbeauftragten einzugeben
und anzustoßen: "Damit besteht eine sehr niedrigschwellige Möglichkeit
des unmittelbaren Zugangs zum Parlament, um auf ein Problem aufmerksam
zu machen und sich hierfür einzusetzen. Wir dürfen dieses Geschäft -
auch nicht in Teilen - nicht irgendwelchen privaten
Petitionsplattformen überlassen. Dies ist Kerngeschäft des
Parlaments."

Der petitionspolitische Sprecher der SPD-Fraktion, Jörg Denninghoff,
dankte Winter: "Immer stand für dich der Mensch im Mittelpunkt. Jeder
und jedes Anliegen nahmst du ernst, und doch konntest du mit deiner
auflockernden Art Spannungen beseitigen und Lösungen finden." Zur
Bürgerbeauftragten Barbara Schleicher-Rothmund, die in dieser Funktion
erstmals den Jahresbericht im Plenum vorstellte, sagte Denninghoff:
"Als erfahrene Parlamentarierin und langjähriges Mitglied im
Petitionsausschuss bist du für diese Aufgabe gut gerüstet und führst
sie mit deinem Team erfolgreich aus. Es ist mir eine besondere Freude,
dass nach über vier Jahrzehnten zum ersten Mal eine Frau die
Bürgerbeauftragte des Landes Rheinland-Pfalz ist."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Mai 2019

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / SPD





INNEN/3059: Verfassungsschutzbericht Sachsen - Engagement gegen Rechtextremismus stärken


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 15. Mai 2019

Arbeitsgruppe: Demokratie

Verfassungsschutzbericht Sachsen: Engagement gegen Rechtextremismus stärken



Helge Lindh, Sprecher der AG Demokratie:

Rechtsradikale Aufmärsche und ein deutlicher Anstieg an
Hasskriminalität sowie rassistischer Straftaten - unsere freiheitliche
Grundordnung braucht Menschen, die sie verteidigen.
Zivilgesellschaftliches Engagement gegen Rechtsextremismus und für
Demokratie gilt es zu stärken und nicht zu diskreditieren.

"In den letzten Monaten marschierten vermehrt Rechtradikale auf und
trugen Hass, Hetze und Menschenfeindlichkeit auf die Straßen. Die
vorgestellte Statistik zu politisch motivierter Kriminalität in
Deutschland weist einen Anstieg von Hasskriminalität und rassistischen
Straftaten auf. Vor diesem Hintergrund ist es mehr als irritierend,
dass der Verfassungsschutzbericht Sachsen auf das #wirsindmehr-Konzert
verweist und 'Nazis raus' als 'linksextreme' Parole einordnet. Es ist
mehr als unpassend, dass der sächsische Ministerpräsident Michael
Kretschmer Aktionen des Zentrums für politische Schönheit auf eine
Stufe mit Identitären stellt.

In diesem Monat feiern wir 70 Jahre Grundgesetz. Unser Grundgesetz ist
das Fundament unseres toleranten und weltoffenen Landes. Es sichert
uns ein Leben in Frieden und Freiheit. Wer Menschen, die dieses
Grundgesetz vor Angriffen von rechts schützen, unter
Linksextremismus-Verdacht stellt oder rechte Gewalt verharmlost,
verletzt den Geist unseres Grundgesetzes. Menschen und Vereinigungen,
die sich gegen Rechtsextremismus und für Demokratie engagieren,
verdienen unsere Unterstützung und unseren Respekt - in Sachsen und
überall in Deutschland. Das sind wir den Müttern und Vätern des
Grundgesetzes schuldig."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Mai 2019
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INNEN/3058: Mehr finanzielle Sicherheit für Athletinnen und Athleten


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 15. Mai 2019

Arbeitsgruppe: Sport

Mehr finanzielle Sicherheit für Athletinnen und Athleten



Detlev Pilger, sportpolitischer Sprecher;

Cansel Kiziltepe, zuständige Berichterstatterin:

Die SPD-Bundestagsfraktion setzt sich seit Jahren für eine
unmittelbare Athletenförderung ein. Seit diesem Haushaltsjahr stellen
wir der Stiftung Deutsche Sporthilfe sieben Millionen Euro zur
Verfügung, um die Athletinnen und Athleten direkt zur fördern. Nun
profitieren die Leistungssportler direkt von diesen Mitteln.

"In der heutigen Sitzung des Sportausschusses haben
Bundesinnenminister Horst Seehofer und die Stiftung Deutsche
Sporthilfe ihr Konzept zur unmittelbaren Athletenförderung
vorgestellt. Unsere Fraktion hat sich lange für eine direkte Förderung
von Leistungssportlern eingesetzt, die nun ab Juni direkt den
Athletinnen und Athleten zu Gute kommt.

Die von der Bundesregierung zur Verfügung gestellten Mittel in Höhe
von sieben Millionen Euro sollen die Athletinnen und Athleten in die
Lage versetzen, sich einzig auf die Sportkarriere zu konzentrieren
sowie den nötigen Freiraum für die duale Karriere zu haben. Diese
Mittel reichen aus, um jedem Athleten, der von diesem Programm
profitiert, im Monat bis zu 500 Euro zusätzlich zur Verfügung zu
stellen. Dabei profitieren lediglich diejenigen Sportler von den
Zuwendungen, deren Einkünfte 45.000 Euro im Jahr nicht überschreiten.

Nun ist es wichtig, die Mittel im Innenministerium zu verstetigen, wie
es der Bundesminister zugesagt hat, damit die Athletinnen und Athleten
über eine Planungssicherheit verfügen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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RECHT/706: 70 Jahre Grundgesetz - ein Grund zum Feiern


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 16. Mai 2019

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

70 Jahre Grundgesetz - ein Grund zum Feiern



Eva Högl, stellvertretende Fraktionsvorsitzende;

Johannes Fechner, rechtspolitischer Sprecher:

Das Grundgesetz wird am 23. Mai 2019 70 Jahre alt. Der Deutsche
Bundestag würdigte die beständige und bewährte Grundlage unseres
Zusammenlebens heute in einer vereinbarten Debatte im Plenum.

"Auch nach 70 Jahren sind die Regelungen des Grundgesetzes aktuell und
von unschätzbarem Wert. Bereits die Präambel des Grundgesetzes
unterstreicht den Willen, in einem 'vereinten Europa dem Frieden der
Welt zu dienen'. Im Vorfeld der Europawahl ein guter Anlass, um sich
bewusst zu machen, dass wir auch seit mehr als 70 Jahren friedlich mit
unseren europäischen Nachbarn zusammenleben.

Wir können stolz sein auf unser Grundgesetz, das auch in einer sich
wandelnden Gesellschaft Bestand hat. Es garantiert eine moderne
Werteordnung, einen gut funktionierenden Rechtsstaat und sorgt damit
dafür, dass wir mit unseren Lebensumständen in Deutschland
privilegiert sind.

Dass unser Grundgesetz nach 70 Jahren weiterhin zeitgemäß und
zukunftsfähig ist liegt auch daran, dass es durch Änderungen auf
gesellschaftliche Entwicklungen reagieren kann. Jüngstes Beispiel ist
der Digitalpakt, der Änderungen des Grundgesetzes notwendig machte,
damit der Bund die Länder bei der Ausstattung der Schulen finanziell
unterstützen kann. Ein weiteres Vorhaben, das auf eine
Grundgesetzänderung hinausläuft, ist die Aufnahme von Kinderrechten
ins Grundgesetz. Die SPD-Bundestagsfraktion kämpft für eine zügige
Aufnahme von Kinderrechten ins Grundgesetz, wie es auch im
Koalitionsvertrag vereinbart ist. Damit wollen wir nicht nur Kinder,
sondern auch Eltern und Familien stärken und somit unser Grundgesetz
zeitgemäß weiterentwickeln.

Gerade, wenn in unmittelbarer Nachbarschaft in einigen Mitgliedstaaten
der Europäischen Union die Rechtsstaatlichkeit nicht bloß hinterfragt,
sondern teilweise auch unterwandert und ausgehöhlt wird, und auch
innerhalb Deutschlands ein erstarktes Misstrauen gegenüber
öffentlicher Meinung, staatlichen und gesellschaftlichen Institutionen
wahrnehmbar ist, können wir nicht oft genug betonen, dass das
Grundgesetz das Fundament unseres friedlichen Zusammenlebens ist. 70
Jahre Grundgesetz sind ein guter Anlass dafür."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2769: Die Kümmerer unterstützen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 16. Mai 2019

Arbeitsgruppe: Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Die Kümmerer unterstützen



Sönke Rix, familienpolitischer Sprecher;

Ursula Schulte, zuständige Berichterstatterin:

Der Familienausschuss im Deutschen Bundestag hat gestern den Siebten
Bericht zur Lage der älteren Generation in Deutschland beraten. Dieser
empfiehlt die Daseinsvorsorge in den Kommunen auszubauen. Die
SPD-Bundestagsfraktion sieht sich in ihrem Ziel bestärkt, die
Lebensqualität vor Ort für ältere Menschen zu erhöhen.

"Der siebte Altenbericht setzt seinen Schwerpunkt bei Sorgenetzwerken
in den Kommunen. Als SPD kümmern wir uns um Menschen, die füreinander
sorgen - hauptberuflich wie auch in der Freizeit.

Unsere Bundestagsfraktion stärkt Familien durch den Ausbau
finanzieller Leistungen. Insbesondere pflegende Angehörige wollen wir
besser stellen als bisher. Auch diejenigen, die ehrenamtlich für
ältere Menschen da sind, verdienen unsere Anerkennung. In der
professionellen Pflege arbeiten wir an besseren Arbeitsbedingungen.
Mit dem Pflegeberufegesetz haben wir bereits den Start ins Berufsleben
- die Ausbildung - attraktiver gestaltet.

Die Empfehlungen des Altenberichts als auch unsere Maßnahmen setzen
direkt vor Ort an. Dabei betrachten wir die Bereiche Gesundheit,
Prävention, Pflege, Wohnen und Bauen als Einheit. Die
SPD-Bundestagsfraktion steht hierfür an der Seite der Kommunen. Sie
spielen die entscheidende Rolle bei der Organisation. Wir unterstützen
sie dabei, die notwendigen Strukturen für ein gutes Leben für ältere
Menschen zu schaffen: Wir kümmern uns um die Kümmerer."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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AFRIKA/1442: Klimawandel erschwert den Kampf gegen Terrorismus in Afrika (idw)


adelphi research - 15.05.2019

Klimawandel erschwert den Kampf gegen Terrorismus in Afrika



Ein neuer Forschungsbericht von adelphi zeigt erstmals, wie am Tschadsee
eine der weltweit größten humanitären Krisen überwunden werden kann.
"Shoring Up Stability: Addressing climate and fragility risks in the Lake
Chad region" wurde von UNDP finanziell unterstützt und heute auf dem
Stockholm Forum on Peace and Development vorgestellt.

In der Tschadseeregion sind derzeit rund 10,7 Millionen Menschen auf
Unterstützung durch internationale Hilfsorganisationen angewiesen. Damit
leidet die Region unter einer der größten humanitären Krisen der Welt.
Eine neue Studie der Berliner Denkfabrik adelphi, initiiert von den
G7-Staaten, zeigt erstmals, wie sich die Auswirkungen des Klimawandels und
der Konflikt in Regionen wie dem Tschadseebecken gegenseitig beeinflussen
und die Krisen verschärfen. Das internationale Autorenteam entwickelt
Optionen für die internationale Politik, mit denen diese Herausforderungen
gelöst werden können. Der Forschungsbericht "Shoring Up Stability:
Addressing climate and fragility risks in the Lake Chad region" wurde
heute auf dem Stockholm Forum on Peace and Development vorgestellt.

TSCHADSEEREGION IN TEUFELSKREIS GEFANGEN

Die Autorinnen zeigen in ihrem Bericht, wie die Folgen des Klimawandels
den Druck auf die Bevölkerung in der Region erhöhen, deren
Widerstandsfähigkeit ohnehin durch den fortdauernden Konflikt belastet
ist. Um ihren Wirkungskreis zu durchbrechen, müssen die Folgen des
Klimawandels in alle Maßnahmen der humanitären Hilfe, Friedensförderung
und Entwicklungszusammenarbeit gezielt eingeplant werden, empfehlen die
Forscher von adelphi in ihrem Bericht. Diese ganzheitliche
Herangehensweise ist eine wesentliche Grundlage für mehr Stabilität und
nachhaltige Entwicklung in von Konflikten betroffenen Regionen wie der um
den Tschadsee.

Bei der Vorstellung des Forschungsberichts in Stockholm sagte Janani
Vivekananda, eine Hauptautorin des Berichts und Senior Advisor bei
adelphi:

"In diesem Bericht haben wir vier Fragilitätsrisiken identifiziert, die
der Klimawandel in der Tschadseeregion mittelbar verschärfen kann: Die
Lebensgrundlage tausender Menschen ist gefährdet, Ressourcenkonflikte
können angeheizt werden, die Rekrutierung nicht-staatlicher bewaffneter
Gruppen und ein zu einseitiger Fokus der Regierungen in der Region auf
militärische Maßnahmen. Die Analyse dieser Risiken macht deutlich, dass
wir die Lösung der Kernursachen des Konflikts in den Fokus rücken müssen,
um nachhaltige und andauernde Lösungen zu erhalten, anstatt in
konventionellen militärischen Parametern zu denken."

ZWEI JAHRE UNABHÄNGIGER INTERDISZIPLINÄRER FORSCHUNG AM TSCHADSEE

"Shoring Up Stability" ist das Ergebnis von zwei Jahren unabhängiger,
interdisziplinärer Forschung in Kamerun, Niger, Nigeria und im Tschad. Die
Studie vereint Daten hydrologischer Langzeituntersuchungen aus dem
Tschadseebecken mit jüngsten Analyseergebnissen aus zwanzig Jahren
Satellitenbeobachtungen. Darüber hinaus wurden fast 250 lokale Akteure
interviewt, inklusive aktueller und ehemaliger Mitglieder bewaffneter
Gruppen sowie, Vertreter der Zivilgesellschaft, Experten und
Entscheidungsträger aus der Region. Das Team hat methodisch neue Wege
beschritten und den Grundstein für Analysen klimabedingter
Fragilitätsrisiken in anderen Teilen der Welt gelegt.

Das Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UN Development) hat
"Shoring Up Stability" finanziell unterstützt. Zusätzliche Forschung wurde
durch das Außenministerium der Niederlande und das Auswärtige Amt
unterstützt.


Der Bericht sowie Infografiken, ein Comic und Videomaterialien können auf
folgender Website heruntergeladen werden:

https://www.shoring-up-stability.org

ÜBER ADELPHI

adelphi ist eine unabhängige Denkfabrik und führende Beratungseinrichtung
für Klima, Umwelt und Entwicklung. Unser Auftrag ist die Stärkung von
Global Governance durch Forschung, Beratung und Dialog. Wir bieten
Regierungen, internationalen Organisationen, Unternehmen und
zivilgesellschaftlichen Akteuren maßgeschneiderte Lösungen für nachhaltige
Entwicklung und unterstützen sie dabei, globalen Herausforderungen
wirkungsvoll zu begegnen.

Originalpublikation:

Vivekananda, Janani; Martin Wall, Florence Sylvestre and Chitra Nagarajan
2019:

Shoring Up Stability. Adressing climate and fragility risks in the
Lake Chad region.

Berlin: adelphi.

Weitere Informationen unter:

https://www.shoring-up-stability.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2313

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

adelphi research, 15.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/310: Bildungsgewerkschaft - Wie der Digitalpakt umgesetzt werden sollte (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 16. Mai 2019

GEW: "Primat der Pädagogik gilt!"

Bildungsgewerkschaft: Wie der Digitalpakt umgesetzt werden sollte



Frankfurt a.M. - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) hat
Empfehlungen erarbeitet, wie der Digitalpakt Schule in den Ländern in die
Praxis übersetzt werden sollte. Kernbotschaft: Es gilt der Primat der
Pädagogik! "Die Technik muss genutzt werden, um das pädagogische Konzept
einer Schule bestmöglich umzusetzen. Der Digitalpakt darf nicht dazu
führen, dass Schulen sich einseitig an die technischen Möglichkeiten und
die Digitalisierung der Lernprozesse anpassen müssen", stellte 
GEW-Vorsitzende Marlis Tepe am Donnerstag in Frankfurt a.M. fest. Schulen
wünschten sich mehr Zeit, Unterstützung und Fortbildungsangebote, um gute
Medienkonzepte zu entwickeln und in den Unterricht zu integrieren. Ziel
sei, digitale Medien sinnvoll in den Unterrichtsfächern einzusetzen.

Tepe mahnte an, die Lernmittelfreiheit auszuweiten. Sowohl die Lernenden
als auch die Lehrenden müssten von Land bzw. Kommunen mit leistungsfähiger
Hard- und Software ausgestattet werden. "Für die Schülerinnen und Schüler
gilt: Der Einsatz digitaler Medien darf die sozialen Unterschiede in der
Schule nicht verstärken", sagte die GEW-Vorsitzende. Für die Lehrkräfte
gelte das Prinzip: Dienstliche Tätigkeit erfordert dienstliche
Arbeitsmittel.

Tepe verlangte, dass Länder und Kommunen zusätzliche IT-Fachkräfte und
Systemadministratoren einstellen, damit die Technik einwandfrei
funktioniere: "Nur wenn die technische Basis fehlerfrei arbeitet, kann der
Einsatz digitaler Medien im Unterricht sinnvoll geplant und umgesetzt
werden." Ein Plan, der vorsieht, dass Lehrkräfte die Administration der
Hard- und Software "on top" leisten, wäre zum Scheitern verurteilt.

Zudem wies die GEW-Vorsitzende darauf hin, dass die Leistungsfähigkeit der
Netzanbindung der Schulen eine weitere Voraussetzung für erfolgreichen
Unterricht sei. Auch die Nachhaltigkeit der Investitionen mit Blick auf
künftige technologische Entwicklungen wie Cloudcomputing oder Virtual
Reality müssten gewährleistet sein. Um ihre pädagogischen Konzepte umsetzen
zu können, sollten die Schulen bei der Ausgestaltung der IT-Infrastruktur
und den Softwareprodukten umfassenden Entscheidungsspielraum haben.

Tepe regte an, dass sich Bund, Länder und Kommunen auf Mindeststandards
verständigen, um den Datenschutz und die Persönlichkeitsrechte der
Lernenden und Lehrenden sowie den Arbeits- und Gesundheitsschutz zu
sichern. "Auch Cybermobbing muss, soweit das möglich ist, verhindert
werden", betonte Tepe. Sie machte deutlich, dass die Personalräte bei jedem
Schritt der Einführung und Erweiterung von Lernplattformen einzubeziehen
seien, um etwa die Entgrenzung von Arbeit zu verhindern.



Info: Das GEW-Bundesforum "Bildung in der digitalen Welt" hat die
Empfehlungen zur Umsetzung des Digitalpakts Schule erarbeitet.

Bund und Länder wollen mit dem Digitalpakt die Ausstattung der Schulen mit
digitaler Technik verbessern. Über einen Zeitraum von fünf Jahren stellt
der Bund insgesamt fünf Milliarden Euro für die digitale Infrastruktur an
Schulen zur Verfügung, davon 3,5 Milliarden Euro noch in dieser
Legislaturperiode. Der Pakt soll aus dem Sondervermögen "Digitale
Infrastruktur" ("Digitalinfrastrukturfonds") finanziert werden. Die Länder
einschließlich der Kommunen bringen zusätzlich einen Eigenanteil in Höhe
von mindestens zehn Prozent auf, sodass insgesamt (mindestens) 5,5
Milliarden Euro zur Verfügung stehen.

Die Mittel werden auf der Grundlage von Länderprogrammen, die Kriterien und
Verfahren zur Bewertung und Begutachtung von Anträgen der Schulen
enthalten, nach dem Königsteiner Schlüssel vergeben. Aktuell werden die
notwendigen Verwaltungsvereinbarungen erstellt und zwischen Bund und
Ländern verhandelt. Eine gemeinsame Steuerungsgruppe von Bund und Ländern
überwacht die Digitalpakt-Prozesse und legt bis 2010 ein Konzept für eine
wissenschaftliche Evaluation des Pakts vor.

Die GEW hatte ihre Mitglieder 2018 zum Thema "Digitalisierung" befragt. 94
Prozent halten die technische Wartung und Betreuung der digitalen
Ausstattung für besonders drängend. Hier die Ergebnisse der Studie, die für
GEW-Mitglieder repräsentativ ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Mai 2019

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.

Telefon: 069/78973-0, Fax: 069/78973-201

E-Mail: info@gew.de

Internet: www.gew.de
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HOCHSCHULE/2282: Unterschriftenkampagne für den Erhalt der Zivilklausel im NRW-Hochschulgesetz gestartet (Netzwerk Friedenskooperative)


Netzwerk Friedenskooperative - Pressemitteilung vom 15. Mai 2019

Unterschriftenkampagne für den Erhalt der Zivilklausel im
NRW-Hochschulgesetz gestartet



Die nordrhein-westfälische Landesregierung plant im Zuge der Novellierung
des Hochschulgesetzes, die Verantwortung der Hochschulen zu Nachhaltigkeit,
Frieden und Demokratie zu streichen. Mehr als 90 Persönlichkeiten und
Organisationen aus Umweltbewegung, Friedensbewegung, Gewerkschaft, Kultur
und Wissenschaft wenden sich deshalb heute mit einem Aufruf an die
Öffentlichkeit. In diesem fordern sie die Beibehaltung der Zivilklausel im
NRW-Hochschulgesetz. Diese gibt vor, dass die Hochschulen zu einer
nachhaltigen, friedlichen und demokratischen Welt beitragen sollen. Zu den
Erstunterzeichner*innen des Aufrufs gehören unter anderem Prof. Dr. Ernst
Ulrich von Weizsäcker, Prof. Dr. Heinz-J. Bontrup, Marlis Tepe, die
Bundesvorsitzende der GEW, Anja Weber, Vorsitzende des DGB NRW, der
Kabarettist Volker Pispers, der Publizist Günter Wallraff sowie der
Schriftsteller Dogan Akhanli.

"Die Zukunft der Menschheit hängt davon ab, dass es gelingt, die Welt
demokratisch, friedlich und nachhaltig zu gestalten. Das ist auch eine
drängende Aufgabe für die Wissenschaft", so Senta Pineau vom Aktionsbündnis
an der Universität Köln, das die Kampagne mit initiiert hat.

Torsten Bultmann, politischer Geschäftsführer vom Bund demokratischer
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler (BdWi), weiter: "Die Verankerung
von Frieden, Nachhaltigkeit und Demokratie als Aufgaben der Hochschulen im
Landeshochschulgesetz bringt den Gesetzgeber in die Verantwortung, die
entsprechenden Rahmenbedingungen an den Hochschulen zur Verwirklichung
dieser Aufgaben zu schaffen."

"Heute arbeiten Wissenschaftler an der Weiterentwicklung der Künstlichen
Intelligenz. Und längst sind Militärs und Rüstungsunternehmen dabei, die KI
für die Waffentechnik und für die Entwicklung autonomer Waffensysteme zu
missbrauchen. Um die Zukunft der Zivilisation zu sichern, müssen
Wissenschaft und Technik in den Dienst der Menschheit gestellt werden. Es
braucht daher eine öffentliche Debatte und eine Reflexion von Gefahren und
humanem Nutzen von Wissenschaft und Forschung. Hier spielt die Zivilklausel
eine wichtige Rolle, sie muss erhalten bleiben", erklärt Joachim Schramm,
Landesgeschäftsführer der Deutschen Friedensgesellschaft - Vereinigte
KriegsdienstgegnerInnen NRW (DFG-VK).

Udo Schlüter, Geschäftsführer des Eine Welt Netz NRW, fügt an:
"Nachhaltigkeit, Frieden und Demokratie sind unserer Auffassung nach
untrennbar miteinander verwoben. Dass Hochschulen in Forschung und Lehre
einem friedlichen und demokratischen Miteinander verschrieben sind, ist
Gelingensvoraussetzung für die Umsetzung der Agenda-2030 in und vor allem
durch Deutschland. Am Streben nach Frieden und Demokratie an den
Hochschulen festzuhalten, ist nicht zuletzt als ethische Verpflichtung zu
betrachten."

In den vergangenen Jahren hat sich gezeigt, dass die Zivilklausel wirkt.
Mindestens vier rüstungsrelevante Projekte sind in den vergangenen Jahren
an Hochschulen in NRW nicht durchgeführt oder abgebrochen worden, weil
Hochschulangehörige sich durch die Zivilklausel darin bestärkt sahen,
Einspruch gegen Rüstungsforschung einzulegen. Zu den bekanntesten
Beispielen gehörte eine Machbarkeitsstudie an der RWTH Aachen zum Bau einer
Panzerfabrik in der Türkei.

Es ist davon auszugehen, dass das neue Hochschulgesetz noch vor der
Sommerpause verabschiedet wird.

Der Aufruf wurde auf der Petitionsplattform "weact" veröffentlicht und kann
ab heute von allen unterzeichnet werden: 

www.zivilklausel.de/nrw


Wichtige Hinweise:

Den Aufruf mit Erstunterzeichner*inne finden Sie unter:

https://www.friedenskooperative.de/sites/default/files/aufruf_zivilklausel_im_nrw-hochschulgesetz_erhalten.pdf

Eine Broschüre mit Statements von Persönlichkeiten aus der
Zivilgesellschaft für den Erhalt der Zivilklausel ist hier zu finden:

http://www.zivilklausel.de/broschuere/Zivilklausel-Broschuere-2019-2.-Aufl..pdf

 * 

Quelle:

Netzwerk Friedenskooperative

Römerstr. 88, 53111 Bonn

Telefon: 0228-692904, Fax: 0228-692906

E-Mail: friekoop@friedenskooperative.de

Internet: www.friedenskooperative.de
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FORSCHUNG/1201: Agrarsystem der Zukunft - NEWtrient® - Center-Standorte einer neuen Lebensmittelproduktion (idw)


Fraunhofer-Institut für Umwelt-, Sicherheits- und Energietechnik UMSICHT -
15.05.2019

Agrarsystem der Zukunft: NEWtrient® - Center-Standorte einer neuen
Lebensmittelproduktion



Immer mehr Menschen zieht es in die Städte - die Versorgung der
wachsenden Bevölkerung mit Agrarprodukten ist eine große Herausforderung.
Besonders in urbanen Räumen ist es schwierig, dem Trend zu nachhaltigen,
lokalen und qualitativ hochwertigen Produkten nachzukommen. Daher sind
neuartige Agrarsysteme notwendig. Im BMBF-Verbundprojekt SUSKULT geht das
Fraunhofer UMSICHT gemeinsam mit Partnern aus Forschung und Praxis einen auf
den ersten Blick ungewöhnlichen Weg, der sich bei genauerem Hinsehen
allerdings als geniale Idee entpuppt.

Qualität und Nachhaltigkeit der Ernährung stehen vermehrt im Fokus. Was in
landwirtschaftlich geprägten Regionen noch relativ einfach umzusetzen ist,
gestaltet sich in den Städten jedoch weitaus schwieriger. Darüber hinaus
besteht eine zentrale Zukunftsfrage, wie Ertragssteigerungen in der
Agrarwirtschaft bei endlichen Phosphatressourcen, hohem Energieaufwand bei
der Düngemittelproduktion und der Verschmutzung von Gewässern und Böden
durch Phosphor und Stickstoff künftig möglich sein werden. Ein Team unter
Koordination des Fraunhofer-Instituts für Umwelt-, Sicherheits- und
Energietechnik UMSICHT will dieses Problem nun lösen und entwickelt im
Rahmen des im April gestarteten BMBF-Verbundprojekts SUSKULT ein
neuartiges Agrarsystem. »Das Besondere dabei ist der Standort: Wir docken
das Agrarsystem an städtische Kläranlagen an«, erklärt Volkmar Keuter,
Leiter der Abteilung Photonik und Umwelt beim Fraunhofer UMSICHT und
Koordinator von SUSKULT. Am 10. Mai fand die Auftaktveranstaltung mit 35
Teilnehmern des Projektverbunds und des Projektbeirats in Oberhausen
statt.

Doch warum gerade Kläranlagen? Hierzu lohnt sich ein Blick auf die
Komponenten, die für eine Pflanzenkultivierung benötigt werden: Für den
geschlossenen Anbau von gartenbaulichen Produkten, z. B. in
Gewächshäusern, sind das im wesentlichen Nährstoffe (Dünger), CO2, Wärme
und Wasser. »All diese Ressourcen sind auf Kläranlagen zu finden«, so
Keuter. Hinzu komme der Standortvorteil. Zunächst am Stadtrand gebaut,
sind Kläranlagen mittlerweile - bedingt durch das Wachstum der Städte und
Metropolregionen - häufig zentrumsnah verortet.

Die Agrarwirtschaft in die Stadt bringen

Die Idee, Ressourcen aus Kläranlagen im Sinne der Kreislaufführung zu
nutzen, ist nicht neu. So gibt es bereits Verfahren, die Phosphor aus
Schlamm und Asche in Kläranlagen - teils unter erhöhtem Energieeinsatz -
rückgewinnen, um ihn in Form von Dünger oder Futterzusatz in die
Agrarwirtschaft zu bringen. »Allerdings wird Phosphor dabei aus der Stadt
in agrarwirtschaftlich geprägte Regionen transportiert, von wo aus später
dann Obst und Gemüse wieder zurückgebracht werden«, erklärt Keuter.

Um eine agrarwirtschaftliche Produktion direkt an Kläranlagen andocken zu
können, entwickelt ein interdisziplinäres Konsortium im Rahmen von SUSKULT
ein entsprechendes Bausteinsystem. Das Ergebnis soll regional angebautes,
qualitativ hochwertiges Gemüse sein.

NEWtrient®-Center

Insgesamt 15 Partner arbeiten bei SUSKULT in vier Teilprojekten an dem
Vorhaben. Die Arbeitspakete beinhalten neben der Weiterentwicklung der
Kläranlagen zu sogenannten NEWtrient®-Centern und der Entwicklung einer
Aufbereitungstechnik eine angepasste Nahrungsmittelproduktion in
geschlossenen Kultursystemen und die dazugehörige Umfeld- und
Systemanalyse. Um möglichen Schwankungen in Menge und Konzentrationen im
Abwassersystem möglichst frühzeitig begegnen zu können, sind auch eine
intelligente Prozesssteuerung und entsprechende Vorhersagemodelle im
Projektplan verankert. Keuter wagt einen Ausblick: »Wir haben die Vision,
dass 2050 keine Kläranlagen mehr im Sinne einer Entsorgungsanlage
existieren, sondern NEWtrient®-Center. Ressourcenströme, die sämtliche
Nährstoffe in Städten umfassen, können hier gehandelt werden.«

Auf dem Weg zum Agrarsystem der Zukunft nach der SUSKULT-Vision ab dem
Jahr 2050 gibt es eine Vielzahl an Herausforderungen. Nicht nur die
technischen Ziele stehen im Fokus, bereits jetzt müssen die normativen
Grundlagen erarbeitet und möglichst viele Stakeholder in den
Entwicklungsprozess eingebunden werden. Direkt am Projekt beteiligt sind
auch die Partner Metro AG und REWE Markt GmbH, hinzu kommen zahlreiche
Interessensvertreter im Projektbeirat. Weite Teile der Zivilgesellschaft
sind im Rahmen von Dialogprozessen involviert. Gemeinsam betrachten sie
auch den zukünftigen Weg der Produkte zu den Kunden: »Ich kann mir z. B.
ganz neue Standorte von Wochenmärkten vorstellen«, schildert Keuter eine
weitere Vision von SUSKULT.

40 t Gemüse pro Jahr

In den ersten drei Jahren legen die Forschenden den Grundstock für das
neue Agrarsystem. Im Anschluss soll dann eine Demonstrationsanlage auf dem
Gelände des Klärwerks Emschermündung an der Stadtgrenze zwischen
Dinslaken, Oberhausen und Duisburg aufgebaut werden. Das Ziel ist
ehrgeizig: »Nach einer Phase der Optimierung der einzelnen Komponenten
möchten wir vor Ort pro Jahr mehrere Tonnen Gemüse produzieren«, so
Keuter. Wenn alles optimal funktioniert, könnte man damit beispielsweise
den jährlichen Bedarf an Blattsalaten der Gemeinde Anröchte[1] im Kreis
Soest decken (durchschnittlicher jährlicher Verbrauch in Deutschland: etwa
3 kg Blattsalat/Kopf[2]).


SUSKULT: die Partner

Unter der Koordination vom Fraunhofer UMSICHT arbeiten 15 Partner in den
vier Teilprojekten »TP1 NEWtrient®-Center«, »TP2
NEWtrient®-Aufbereitungssystem«, »TP3 Nahrungsmittelproduktion« und
»TP4 Umfeld- und Systemanalyse« zusammen:


	Fraunhofer UMSICHT (Verbundkoordinator)

	A3 water solutions GmbH

	Deutsches Forschungszentrum für künstliche Intelligenz GmbH - DFKI

	Emschergenossenschaft K. ö. R

	Helmholtz Zentrum für Umwelt-forschung GmbH - UFZ

	Hochschule Osnabrück

	ILS-Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung

	Justus-Liebig-Universität Gießen

	Metro AG

	Montanuniversität Leoben

	PACELUM GmbH

	Rewe Markt GmbH

	Ruhrverband

	TU Kaiserslautern

	Yara GmbH & Co. KG



Förderhinweis

Das Projekt »SUSKULT - Entwicklung eines nachhaltigen Kultivierungssystems
für Nahrungsmittel resilienter Metropolregionen« (FKZ 031B0728) wird im
Rahmen der Fördermaßnahme »Agrarsysteme der Zukunft« im Rahmen der
»Nationalen Forschungsstrategie BioÖkonomie 2030« der Bundesregierung
durch das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) gefördert.


[1] Einwohnerstatistik Gemeinde Anröchte.Quelle:

https://www.anroechte.de/fileadmin/user_upload/Wohnen_Leben/Einwohnerstatistik/Monatsstatistik_03_2019.pdf

[2] Verbrauch von Gemüse pro Kopf.Quelle:

https://www.bmel-statistik.de/landwirtschaft/gartenbau/markt-und-marktbeobachtung-weitere-fachinformationen/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution10

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Umwelt-, Sicherheits- und Energietechnik UMSICHT, 15.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERBRAUCHERSCHUTZ/1330: Sicherheit bei der kreativen Zubereitung von Lebensmitteln (idw)


Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) -
15.05.2019

Sicherheit bei der kreativen Zubereitung von Lebensmitteln

Nicht jedes Material eignet sich zum Kochen und Backen



In Kochshows und in sozialen Medien wimmelt es von Tricks, wie das Kochen
und Backen in der eigenen Küche kreativer gestaltet werden kann. Doch
nicht jeder Tipp - selbst wenn er vom Profi kommt - ist nachahmenswert.
Zum Beispiel dann, wenn Materialien zum Einsatz kommen, die für das
Zubereiten von Lebensmitteln ungeeignet sind. Vielfalt und Abwechslung bei
der Speisenzubereitung sollten nicht auf Kosten der Gesundheit gehen. Wer
auf einige Dinge achtet, geht auf Nummer sicher.

Ob Kaffeetasse, Lunchbox oder Auflaufform - Lebensmittel kommen immer mit
Materialien und Gegenständen in Berührung, wenn sie hergestellt,
zubereitet oder zum Verzehr angeboten werden. Diese Materialien und
Gegenstände werden als Lebensmittelkontaktmaterialien bezeichnet.

Für solche Materialien gelten europaweit strenge Anforderungen zum Schutz
der Verbraucher. Lebensmittelkontaktmaterialien dürfen keine Bestandteile
auf Lebensmittel in Mengen abgeben, die geeignet sind, die Gesundheit der
Verbraucher zu gefährden. Hersteller von Lebensmittelkontaktmaterialien
unterliegen deshalb einer großen Sorgfaltspflicht. Sie müssen bereits bei
der Auswahl der Rohstoffe berücksichtigen, dass das Endprodukt mit
Lebensmitteln in Kontakt kommen soll.

Oft sind Materialien und Gegenstände für den Kontakt mit Lebensmitteln an
ihrer Beschaffenheit zu erkennen (z. B. Messer, Kaffeetasse) oder sind
bereits mit dem Lebensmittel in Kontakt (z. B. Verpackung). Andere
Materialien und Gegenstände, die für den Kontakt geeignet sind, können
Verbraucher an einer besonderen Kennzeichnung erkennen: Das
Glas-Gabel-Symbol oder der Hinweis "Für Lebensmittelkontakt" weisen dann auf
dem Produkt oder dessen Verpackung darauf hin, dass bei der Herstellung, zum
Beispiel einer Schale, die gesetzlichen Vorgaben berücksichtigt wurden.

In einschlägigen Internetforen, aber auch in Service-Rubriken anderer
Medien werden rund ums Jahr Vorschläge zur kreativen Zubereitung von
Lebensmitteln veröffentlicht: Schokolade für essbare Dessertschalen wird
auf Luftballons in Form gebracht, Brote dekorativ in Blumentöpfen
gebacken, Tartar mittels billigem, zurechtgeschnittenem Abflussrohr aus
dem Baumarkt angerichtet und Hähnchen auf Bierdosen gegrillt. In diesen,
wie auch anderen Beispielen, sind die verwendeten Materialien keineswegs
dazu geeignet, um mit Lebensmitteln in Kontakt zu kommen. Im Gegenteil: Es
ist zu erwarten, dass während der Zubereitung auch unerwünschte und sogar
gesundheitsschädliche Stoffe in die Lebensmittel übergehen können. Ein
Beispiel sind Farbbestandteile vom Äußeren der Dose, welche nicht für den
Kontakt mit Lebensmitteln bestimmt sind.

Jeder kann sich vor der Aufnahme solch unerwünschter und
gesundheitsschädlicher Substanzen schützen, wenn er nur ein paar Dinge
beachtet:

• Gesundheit geht vor Kreativität: Verwenden Sie für die Zubereitung
Ihrer Lebensmittel ausschließlich Materialien und Gegenstände, die dafür
vorgesehen sind!

• Achten Sie bei der Auswahl der Materialien und Gegenstände auf die
Kennzeichnung! Andere Produkte erfüllen nicht automatisch die strengen
Anforderungen an Lebensmittelkontaktmaterialien, nur weil man sie als
solche verwenden könnte.

• Im Zweifel: Hände weg von Herstellungspraktiken, bei der
ungewöhnliche Materialien und Gegenstände verwendet werden, die sonst
nicht in der Küche zu finden sind! Suchen Sie nach alternativen
Zubereitungsformen oder greifen Sie lieber zum Originalprodukt, das für
den Kontakt mit Lebensmitteln bestimmt ist.


Weiterführende Informationen:

Wissenswertes zu Lebensmittelkontaktmaterialien:

www.bvl.bund.de/LMKontaktmaterialien

Rechtsgrundlage "Verordnung (EG) Nr. 1935/2004":

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%3A32004R1935

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution914

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL), 15.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ASYL/1372: Drakonisches Gesetzespaket treibt Entrechtung von Schutzsuchenden voran (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 16. Mai 2019

Drakonisches Gesetzespaket treibt Entrechtung von Schutzsuchenden
voran

PRO ASYL warnt Bundestag vor den fatalen Folgen des »Geordnete-Rückkehr-Gesetzes«



Anlässlich der heutigen ersten Lesung des »Geordnete-Rückkehr-Gesetzes« im
Bundestag warnt PRO ASYL vor einem Durchpeitschen der verschiedenen
Gesetzespakete. Bereits Anfang Juni sollen die miteinander verflochtenen
Gesetzesvorhaben vom Bundestag verabschiedet werden. »Das
Geordnete-Rückkehr-Gesetz ist ein Ausgrenzungs- und Entrechtungsgesetz.
Zehntausende werden in Deutschland permanent in Angst vor Haft und vor
Abschiebungen in menschenunwürdige Zustände leben«, warnt Geschäftsführer
Günter Burkhardt. PRO ASYL appelliert an den Bundestag, die Verabschiedung
dieses drakonischen Gesetzespaketes zu stoppen.

Aushungern durch den Entzug von Sozialleistungen

Es ist inakzeptabel, dass die Sozialpolitik instrumentalisiert wird, um
Flüchtlinge aus Deutschland hinauszuekeln. Das Hau-ab-Gesetz setzt durch
den Entzug von Sozialleistungen auf die Verdrängung in andere EU-Staaten,
obwohl Gerichte bis hin zum Bundesverfassungsgericht Abschiebungen in
Länder wie Griechenland, Italien und Bulgarien gestoppt haben, weil dort
für Asylsuchende und Flüchtlinge elende Zustände herrschen. In Griechenland
beispielsweise werden aktuell Anerkannte aus ihren Wohnungen getrieben;
fliehen sie nach Deutschland, werden sie durch die im Gesetz vorgesehenen
Verschärfungen unter das Existenzminimum gedrückt. Das ist
verfassungswidrig.

Uferlose Ausweitung der Haftgründe

Mit der vorgeschlagenen gesetzlichen Grundlage könnten praktisch alle
vollziehbar ausreisepflichtigen Personen in Abschiebungshaft genommen
werden, indem »Fluchtgefahr« ausufernd definiert wird. So kann bereits die
Nichterfüllung der Passbeschaffungspflicht als Indiz gelten. Wer größere
Geldmittel aufgewendet hat, um nach Deutschland zu kommen, dem wird dies
als Indiz für die Fluchtgefahr und damit Haftgrund entgegengehalten, selbst
wenn er letztendlich legal eingereist ist. Auch das Verlassen eines 
EU-Mitgliedstaates vor Abschluss des Asylverfahrens kann ein Anhaltspunkt für
Fluchtgefahr sein. Die Einführung einer sogenannten »Mitwirkungshaft« von
bis zu 14 Tagen, wenn Betroffene z.B. unentschuldigt nicht zu einem Termin
bei der zuständigen Behörde erschienen sind, ist unverhältnismäßig und
rechtswidrig.

Die Abschiebungshaft soll außerdem in normalen Gefängnissen durchgeführt
werden können. Das steht im Widerspruch zur eindeutigen Rechtsprechung des
Europäischen Gerichtshofs: Die Trennung von Strafgefangenen und Menschen,
die abgeschoben werden sollen, ist zwingend, um die Menschenwürde der
betroffenen Personen zu schützen. Der Gesetzentwurf ist an dieser Stelle
die offensive Missachtung europäischen Rechts. Gegen die
rechtsstaatswidrigen Aspekte dieser Neuregelungen haben sich die
Justizministerien der Länder mit guten Gründen gewendet.

Geflüchtete werden zu Menschen »dritter Klasse«

Menschen, die ihrer im Gesetzesentwurf definierten
»Passbeschaffungspflicht« angeblich nicht nachkommen, sollen nur noch die
»Duldung light« bekommen. Ihnen wird pauschal Ausbildung und Arbeit
verboten, eine Wohnsitzauflage auferlegt und das Existenzminimum
vorenthalten. Dies wird auch Menschen - einschließlich Kinder und
Jugendliche - treffen, denen es oft unmöglich ist, der Passbeschaffung
nachzukommen: Nicht, weil sie nicht wollen, sondern weil sie es nicht
können. Für Afghan*innen, die zum Beispiel nie über eine Geburtsurkunde
verfügt haben und sich zum Teil viele Jahre in Drittstaaten aufgehalten
haben, ist es äußerst schwierig, eine sogenannte Tazkira
(Identitätsdokument in Afghanistan) zu beschaffen.

Falsches Spiel mit den Zahlen

PRO ASYL kritisiert auch die an Täuschung grenzende Begleitmusik des
Bundesinnenministeriums (BMI) zum Gesetzgebungsverfahren. Da werden Zahlen
in den Raum gestellt, die suggerieren, in Deutschland stünden 235.000
abgelehnte Asylsuchende vor der Abschiebung. Richtig ist, dass laut
Ausländerzentralregister (AZR) 235.000 Personen ausreisepflichtig sind -
doch rund die Hälfte von ihnen sind gar keine abgelehnten Asylsuchenden,
sondern haben nie einen Asylantrag gestellt. Darüber hinaus sind im AZR
auch jede Menge Karteileichen enthalten - hinter den Zahlen stecken also
Personen, die gar nicht mehr in Deutschland sind. Auch sind in der Zahl des
BMI u.a. knapp 30.000 afghanische und irakische Geduldete enthalten. Die
irakischen Geduldeten werden nicht abgeschoben (Beschluss der IMK).
Afghanen werden auch deshalb nur in begrenztem Umfang abgeschoben, weil
viele Bundesländer massive und gut begründete Bedenken haben, in die
prekäre Sicherheitssituation hinein abzuschieben. Mit überhöhten und
teilweise falschen Zahlen Stimmung gegen Geflüchtete zu machen, ist seit
längerem Strategie des BMI. Jetzt soll damit das nächste Gesetzespaket
durchgepeitscht werden. Schwerwiegende Bedenken äußert auch das FORUM
MENSCHENRECHTE in einer Übersicht zu den negativen Folgen und
Wechselwirkungen der aktuellen Gesetzgebungsverfahren.

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 16. Mai 2019

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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KULTUR/1036: Homo-, Trans- und Inter-Phobie - Machtspielfeld Sex ... (SB)




Seit die Weltgesundheitsorganisation (WHO) am 17. Mai 1990 beschloß,
Homosexualität aus ihrem Diagnoseschlüssel für Krankheiten zu streichen, wird an
diesem Tag in aller Welt gegen Homophobie und die Diskriminierung anderer
geschlechtlicher Orientierungen protestiert. In der Bundesrepublik als
Internationaler Tag gegen Homo-, Bi-, Inter- & Trans*phobie (IDAHoBIT*)
proklamiert soll mit Aktionen aller Art darauf aufmerksam gemacht werden, daß
die Feindseligkeit gegenüber nicht heterosexuell und nicht geschlechtlich binär
orientierten Menschen nach wie vor groß ist. Nimmt man nicht die wenigen
Gesellschaften zum Maßstab, in denen geschlechtliche Diversität weitgehend
akzeptiert erscheint, dann steigt die Zahl der Fälle von Diskriminierung aller
Menschen, die nicht auf heteronormative Weise leben, sogar weltweit an.

Das hat zweifellos mit dem Vormarsch der Neuen Rechten wie der Ausbreitung eines
fundamentalistischen Islam zu tun, dessen Einfluß in einigen Staaten dafür
gesorgt hat, daß Homosexuelle für ihr vermeintliches Vergehen mit dem Tode
bestraft werden können. Der in der Neuen Rechten ausgeprägte Hang zu
biologistischen und kulturalistischen Konzeptionen wie denen des "ethnischen
Nationalismus" oder des "Volkskörpers" betrifft auch die zweigeschlechtliche
Kleinfamilie, die als "natürliche" Norm gesellschaftlicher Reproduktion gegen
Abweichungen aller Art zu verteidigen sei. Was im weitesten Sinn als
Folge der Krise des Kapitals und der Unfähigkeit der demokratischen Systeme,
daraus emanzipatorische Schlüsse zu ziehen, verstanden werden kann, wird in der
Rückbesinnung auf patriarchale Formen gesellschaftlicher und sozialer Ordnung
manifest.

So grassiert in der Neuen Rechten ein aggressiver Antifeminismus [1], der mit
der Anprangerung des "Genderwahns" versucht, auf breiter Ebene in der
Bevölkerung anschlußfähig zu werden. Das Emanzipationsstreben von Frauen ist für
die Neue Rechte ohnehin ein zentrales Angriffsziel, um so vehementer wird -
Ausnahmen in den eigenen Reihen bestätigen die Regel - gegen eine
geschlechtliche Diversität vorgegangen, die das traditionelle Ehe- und
Familienmodell als Keimzelle gesellschaftlicher Reproduktion in Frage stellt. 
Schwule und Lesben, Trans- und Inter-Menschen und natürlich Frauen sind in
Ländern, die von faschistischen Politikern regiert und von
christlich-fundamentalistischen wie islamistischen Moralprinzipien bestimmt
werden, akut gefährdet, vergewaltigt, gefoltert und ermordet zu werden. Diese
Entwicklung ist heute in vielen Teilen der Welt anzutreffen, wo es nach einer
Phase relativer Liberalisierung krisenbedingt zu einem Rollback der extremen
Rechten gekommen ist.

Lediglich für rechtliche Gleichstellung einzutreten und sich über einen schwulen
Gesundheitsminister zu freuen, der das Abtreibungsverbot stärkt, oder die erste
Trans-Befehlshaberin der Bundeswehr als Errungenschaft zu feiern, bleibt
allerdings weit hinter den Möglichkeiten zurück, diese Form sozialer
Feindseligkeit zum Anlaß einer universalen Emanzipationsbewegung zu nehmen. Die
Überwindung anderer Unterdrückungsformen als derjenigen, die einen selbst
betrifft, ist aus vielerlei Gründen von eminenter Bedeutung. Wenn die
CDU-Vorsitzende Annegret Kramp-Karrenbauer einen Witz auf Kosten von
Inter-Menschen macht und sich gegen die Ehe für alle positioniert, dann
korrespondiert diese Haltung ganz offen mit der Befürwortung autoritärer
Staatlichkeit, der Abwehr von MigrantInnen und einer Wirtschaftsdoktrin, für die
es Probleme wie den Klimawandel nicht zu geben scheint. Es ist kein Zufall, wenn
in der Neuen Rechten Nationalchauvinismus, antimuslimischer Rassismus und
Antifeminismus mit der Leugnung des Klimawandels, dem Kampf gegen den
sogenannten Kulturmarxismus und der Abwehr diverser Geschlechterorientierungen
Hand in Hand gehen.

Zentrales Bindeglied ist eine patriarchale Grundorientierung, für die Gott ein
Mann ist, der Vater das Sagen in der Familie hat und die koloniale Eroberung der
Welt wie die sexuelle Unterwerfung der Frau als Vorrecht weißer Maskulinität in
Anspruch genommen wird. Männer, die sich dem Konsens maskuliner Dominanz
versagen, werden mit homophob konnotiertem Vokabular als "Weicheier",
"Warmduscher", "Sitzpinkler" oder "Schwanzlutscher" niedergemacht. Kleidung in
der Farbe Rosa gilt als unmännlich, ihr zwangsweise verordnetes Tragen wurde in
einem US-Knast sogar als Disziplinarstrafe vollzogen. Der ehemalige
AfD-Politiker André Poggenburg beschimpfte 2018 parteiinterne Kritiker als
"Jammerlappen" und "Distanzierungs-Muschi", der Führer des rechten Flügels in
der AfD, Björn Höcke, klagt, Deutschland habe "seine Männlichkeit verloren", und
spätestens seit Amtsantritt Donald Trumps und dem Aufstieg rechter Demagogen wie
Steve Bannon kann in den USA von einer regelrechten "Pornifizierung" der Politik
gesprochen werden [2]. Die AfD-Aussteigerin Franziska Schreiber hat in
ihrem Buch Inside AfD [3] ausführlich dargestellt, wie wichtig die Abwehr
progressiver Geschlechterpolitiken für ihre ehemalige Partei ist. Mit einem
Frauenanteil von etwa 20 Prozent, der Verankerung im männerbündischen Umfeld
studentischer Burschenschaften und einem Verständnis von Frauenrechten, das auf
die Bezichtigung muslimischer Männer als notorische Vergewaltiger weißer Frauen
unter Ausblendung der Tatsache reduziert ist, daß sexuelle Gewalt vor allem in
Ehe und Partnerschaft stattfindet, gehört patriarchale Dominanz praktisch zum
ideologischen Kern der AfD.

In neurechten Kontexten wie der nach rechts gerückten bürgerlichen Mitte werden
an und für sich wertfreie Begriffe wie "schwul", "Mädchen", "Opfer", "behindert"
als auch der berüchtigte "Gutmensch" [4] heute als Schimpfwort verwendet oder
zumindest empfunden. Angegriffen wird damit alles, was schwach erscheint oder
sich für die Rechte von Schwachen stark macht. In der sozialdarwinistischen
Hackordnung kommt nur nach oben und bleibt dort, wer vor Grausamkeit und
Brutalität nicht zurückschreckt, was wiederum als maskulines Ideal
verabsolutiert wird. Schwule, Lesben, Trans- und Inter-Personen, nonbinäre oder
anderweitig nicht heteroorientierte Menschen haben es auf der Stufenleiter, auf
der nur vorankommt, wer nach unten tritt und nach oben dienert, zumindest dann
schwer, wenn sie sich patriarchaler Logik konsequent widersetzen.


Frühe Aufbrüche und späte Einsichten

"Nicht der Homosexuelle ist pervers, sondern die Situation, in der er lebt" hat
Rosa von Praunheim 1971 seinen legendären Film zum Aufbruch der
emanzipatorischen Schwulenbewegung getitelt. Zielsicher legte sein Drehbuchautor
Martin Dannecker den Finger in die Wunde eines herrschaftsopportunen
Anpassungstrebens unter den Männern, deren gleichgeschlechtliche Sexualität seit
September 1969 entkriminalisiert war, die aber dennoch unter gesellschaftlicher
Ächtung zu leiden hatten: "Da die Schwulen vom Spießer als krank und
minderwertig verachtet werden, versuchen sie noch spießiger zu werden, um ihr
Schuldgefühl abzutragen mit einem Übermaß an bürgerlichen Tugenden. Sie sind
politisch passiv und verhalten sich konservativ als Dank dafür, daß sie nicht
totgeschlagen werden" [5]. Heute können Schwule ein Eheverhältnis eingehen und
damit das Versprechen bürgerlichen Glückes ganz legal für sich in Anspruch
nehmen [6]. Um rückstandslos in der unterstellten Normalität der Gesellschaft
aufzugehen, bedarf es jedoch weiterhin der Unterwerfung unter ihre patriarchale
Ausrichtung, also der Reproduktion von Herrschaftsverhältnissen, die das Problem
der Feindseligkeit gegenüber all denjenigen hervorbringen, die von dieser
Normalität abweichen.

Der Vordenker der linken Schwulenbewegung in Frankreich, Guy Hocquenghem, war
schon vor 50 Jahren der Ansicht, daß die Homosexualität nicht von Schwulen,
sondern der homophoben Gesellschaft erfunden wurde. Als Mitglied der Front
Homosexuel d'Action Révolutionnaire (FHAR), die 1971 erstmals mit einem eigenen
schwul-lesbischen Block auf der Demonstration zum 1. Mai in Paris
mitmarschierte, und Autor des 1972 veröffentlichten Klassikers Le Désir
Homosexuel, auf deutsch 1974 als Das homosexuelle Verlangen erschienen, wurde
Hocquenghem zu einem gefeierten wie geschmähten Star der schwulen Bewegung
Frankreichs. Für beides war die gesellschaftlich hegemoniale Homophobie
verantwortlich, deren Angriffsziel er selbst als Identitätsangebot ablehnte,
weil er gar nicht davon ausging, daß gleichgeschlechtliches Verlangen ein
exklusives Merkmal bestimmter Gruppen sei.

Für Hocquenghem erleben grundsätzlich alle Menschen, ob sie es bewußt wahrnehmen
oder nicht, gleichgeschlechtliche wie heterosexuelle Gefühle. Sie werden auf
vielerlei, geschlechtlich unspezifische Weise im Bedürfnis nach Nähe und Schutz,
in der Anziehung durch bestimmte Körperteile und -formen, der Attraktivität
bestimmter Gerüche und des Bedürfnisses nach Hautkontakt und Berührung manifest. 
Für den von Jean-Paul Sartre geschätzten, 1988 verstorbenen Autoren waren
Begriffe wie Homo- oder Heterosexualität so abstrakt und verallgemeinernd, daß
für ihn niemand pauschal homo- oder heterosexuell sein konnte. So unterschied er
sexuelles Verlangen, das viele Ziele haben und durch spezifische Schlüsselreize
ausgelöst werden kann, von Freundschaft und Liebe als ein Verhältnis zu ganz
bestimmten Menschen. Letztlich galten ihm Homosexualität und Heterosexualität
als imaginäre Kategorien, die im Strom des Verlangens untergehen ebenso wie die
Schuldhaftigkeit einer Moral, die die Freiheit dieser Kraft zu regulieren
versucht und nicht umsonst als Domäne der Religion und des Staates dazu
verwendet wird, mißliebiges, die herrschende Ordnung unterminierendes
Verhalten zu unterdrücken.


Im Wechselspiel von Sex und Gender Klassenverhältnisse vergessen

Für den Sexualwissenschaftler und Queer-Theoretiker Heinz-Jürgen Voß ist Guy
Hocquenghem ein Vordenker der von ihm vertretenen Position, daß die
Geschlechtlichkeit des Menschen nicht auf zwei komplementäre, als biologisch
gegeben unterstellte Formen zu reduzieren sei, sondern in einer letztlich
unendlichen Vielfalt manifest werde. Für den Herausgeber des Buches Die Idee der
Homosexualität musikalisieren: Zur Aktualität von Guy Hocquenghem eröffnete
dieser, wie Voß bei einer Buchvorstellung auf den 16. Linken Buchtagen Berlin im
Juni 2018 ausführte, einen frühen Zugang zum Konzept der Intersektionalität,
also der Verschränkung verschiedener Diskriminierungsformen etwa des Rassismus,
Sexismus, der Behindertenfeindlichkeit oder des Antisemitismus. Das Streben des
Schwulen nach gesellschaftlicher Anerkennung sieht Voß durchaus kritisch, kann
der Status des respektablen Bürgers doch virulente Formen der Ausgrenzung und
Feindseligkeit stärken, die in der gesellschaftlichen Delinquenz der
Homosexualität keinen Platz finden, weil Randständige und Ausgestoßene mehr
Gründe haben, solidarisch zu handeln, als die Kette der Erniedrigung ad
infinitum fortzusetzen.

So, wie die gesellschaftliche Integration sogenannter Ausländer auch die Aufgabe
einer schwer zu kontrollierenden Randständigkeit im Tausch gegen die
Unterwerfung unter den disziplinierenden Zwang der Lohnabhängigkeit bezweckt,
kann die Normalisierung des Schwul- oder Queerseins in Ausschließungsmanöver
münden, aus denen als neues Feindbild der linksautonome Chaot, der islamistische
Fanatiker, die nichtweiße MigrantIn oder eben der HIV-positive, weil promisk
lebende Schwule ersteht. Der der Heteronormalisierung implizite Zwang, andere
Lebensweisen nur dann anzuerkennen, wenn sie sich normativ angleichen und in
eheähnlichen, ökonomisch abgesicherten Zweierbeziehungen resultieren, verstärkt
die Ausgrenzung all jener, die wechselnde GeschlechtspartnerInnen bevorzugen, in
sinistren Subkulturen zu Hause sind, illegale Drogen konsumieren und sich
insgesamt einer Sozialkontrolle entziehen, die nicht zuletzt über das
zugeordnete Geschlecht und den eingetragenen Familienstand vollzogen wird.

Aus dem staatlichen Anspruch auf umfassende Sozialkontrolle erklärt sich auch
das Insistieren auf die medizinische Legitimation, ohne die sich kein Eintrag
als drittes oder anderes Geschlecht ins Personenstandregister vornehmen läßt. Zu
den offiziellen Gründen für die Notwendigkeit, dem Staat gegenüber überhaupt
eine Angabe zum Geschlecht zu machen, werden in einer Stellungnahme des
Deutschen Ethikrates folgende Zwecke aufgelistet: "die genauere
Identifizierbarkeit des Menschen, statistische Erhebungen für staatliche
Planungen, die Einhaltung internationaler Standards, die Erkennbarkeit von
Rechten und Pflichten der Staatsbürger wie die Wehrpflicht, die Identifizierung
des Geschlechts für das Eingehen einer Ehe oder Lebenspartnerschaft,
sicherheitspolizeiliche bzw. ordnungspolitische Interessen und die
Chancengleichheit im Sport" [7].

So, wie Sex als biologisches Geschlecht für die Belange des administrativen
Kommandos unverzichtbar zu sein scheint und der bestimmenden Gewalt
medizinischer Urteilskraft unterstellt wird, so wird versucht, dem Konzept
Gender als soziales Geschlecht so wenig Gültigkeit wie möglich zuzugestehen. Zu
unbeherrschbar erscheint ein Anspruch auf geschlechtliche Autonomie, dem
letztlich keine Grenzen gesetzt sind, so daß es konsequenterweise dem einzelnen
Menschen überlassen bleiben sollte, diese kategorial zu benennen oder gänzlich
zu negieren. Geschlechterfragen sind hochpolitischer Zündstoff für die
Verwaltung der kapitalistischen Arbeitsgesellschaft, sie begründen den Anspruch
auf Unterwerfung unter ihre Definitionsmacht ebenso wie die potentielle
Überwindung der durch sie fungierenden Fremdbestimmung. Der Entgrenzung und
Verflüssigung aller Kategorien, mit denen das einzelne Marktsubjekt dingfest
gemacht werden soll, hält der staatliche Kontrollanspruch absehbar nicht stand,
was auch die starke Abneigung der staatsautoritären Rechten gegen die Aufhebung
vertrauter Geschlechterkategorien erklärt. 

Für Voß gehen Homosexuelle ununterscheidbar in der heteronormativen Gesellschaft
auf, nicht weil sie ihr Geheimnis besser verbergen, sondern weil sie in Körper
und Seele uniform werden, weil sie das schmutzige Ghetto der im Sinne offensiven
Schwulseins selbstbewußt in Anspruch genommenen Andersartigkeit gegen die
saubere, distinktionssichere Bürgerlichkeit ihrer Klasse eintauschen. Dort
finden sie, ganz wie im heterosexuellen Normalfall, einen festen Partner
und befriedigen die Lust am gelegentliche Abenteuer mit sogenannten
Seitensprüngen, die allerdings nicht mehr in die nun als abseitig verworfene 
Welt der dunklen Ecken und Klappen führt.

Entscheidend für die herrschaftstechnische Verläßlichkeit der offiziellen
Homosexualität ist die Trennung von all jenen, die als Opfer kapitalistischer
Ausbeutung, urbaner Gentrifizierung oder rassistischer Diskriminierung auf der
Strecke gehobener Bürgerlichkeit bleiben. Erst wenn dies vollzogen ist, stehen
höchste Ämter offen und findet eine Alice Weidel einen Platz an der Spitze der
AfD. In der kapitalistischen Klassengesellschaft bleiben die besseren Kreise
unter sich, das gilt für die darin zuguterletzt angekommenen Schwulen und Lesben
nicht minder als die RepräsentantInnen einer Liberalität, die sich damit schmückt,
divers zu sein, auch weil Klassenantagonismen damit noch unsichtbarer gemacht
werden, als es unter dem Ansturm neurechter Ideologeme ohnehin der Fall ist.


Fußnoten:

[1] http://www.schattenblick.de/infopool/d-brille/report/dbrb0078.html

[2] https://www.deutschlandfunkkultur.de/essay-wie-trump-und-die-alt-right-bewegung-politik.976.de.html?dram:article_id=438427

[3] http://www.schattenblick.de/infopool/buch/sachbuch/busar697.html

[4] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/kommen/prop1499.html

[5] https://www.jungewelt.de/artikel/146283.normalität-ist-eine-illusion.html

[6] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/kommen/sele1021.html

[7] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/kommen/sele1024.html
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PROPAGANDA/1511: Berlin - Israels parlamentarischer Hebel ... (SB)




 Die BDS-Kampagne ist die erfolgreichste Kampagne für die Rechte
der Palästinenser weltweit und wir wünschen uns daher, dass sie auch
in Deutschland als eine Möglichkeit wahrgenommen wird, substantielle
Veränderungen für die Rechte der Palästinenser
voranzubringen.

Doris Ghannam (Sprecherin von BDS-Deutschland) [1]

An der BDS-Kampagne scheiden sich die Geister. Wie die Sprecherin von
BDS-Deutschland, Doris Ghannam, im Gespräch mit dem ARD-faktenfinder
ausgeführt hat, habe die gewaltfreie Kampagne das Ziel, "die Besetzung
und Kolonisation allen arabischen Landes" zu beenden. Dies beziehe
sich auf alle Gebiete, die 1967 von Israel militärisch besetzt wurden,
also Westjordanland, Gazastreifen und Golan-Höhen. Man wolle
erreichen, daß Israel die "Rechte der palästinensischen Flüchtlinge,
in ihre Heimat und zu ihrem Eigentum zurückzukehren, wie es in der
UN-Resolution 194 vereinbart wurde, respektiert, schützt und fördert".
Die Kampagne sei "vom Kampf gegen Apartheid in Südafrika inspiriert"
worden, doch gehe es nicht um einen Vergleich. Eine Gleichsetzung
dieser beiden Systeme ignoriere "deren unterschiedliche Ausgangslage
und geschichtliche Entwicklung".

Kritiker werfen BDS vor, einseitig Stimmung gegen Israel zu machen.
Der Kern der Kampagne ziele auf die grundsätzliche Delegitimierung
Israels und stelle de facto sein Existenzrecht in Frage. Der Aufruf
zum Boykott erinnere fatal an das finsterste Kapitel der deutschen
Geschichte und sei mithin als Vehikel antisemitischer Hetze strikt
abzulehnen.

Die Abkürzung BDS steht für Boykott, Desinvestition und Sanktionen.
Knapp 170 palästinensische Organisationen hatten 2005 zu einem Boykott
gegen Israel aufgerufen. Sie forderten Politiker, Unternehmer,
Künstler, Wissenschaftler oder Sportler dazu auf, Auftritte,
Investitionen oder wissenschaftliche Kooperation abzusagen oder zu
beenden. BDS ist keine feste Organisation. In den USA, Großbritannien
und Skandinavien ist die Kampagne mit einer antikolonialen Ausrichtung
stärker vertreten und wird von Prominenten wie Naomi Klein, Judith
Butler oder auch Kate Tempest und Roger Waters unterstützt. In
Deutschland hat sie aufgrund des besonderen Verhältnisses zu Israel
weit weniger Einfluß und versucht, eher über kulturpolitische
Aktivitäten oder im kirchlichen Bereich Fuß zu fassen.

Im Aufruf vom 9. Juli 2005 schlägt die palästinensische
Zivilgesellschaft Boykott, Investitionsentzug und Sanktionen gegen
Israel vor, bis es internationalem Recht und den universellen
Prinzipien der Menschenrechte nachkomme. Die Unterzeichnenden
begründen ihre Kampagne damit, daß die Annexion der palästinensischen
Gebiete durch den Mauerbau und den unablässigen Ausbau jüdischer
Siedlungen weiter vorangetrieben werde. Siebenundfünfzig Jahre nach
der Staatsgründung Israels seien die meisten der damals vertriebenen
Menschen noch immer Flüchtlinge ohne Staatszugehörigkeit. Ferner
bleibe die in Israels System verwurzelte rassistische Diskriminierung
seiner eigenen arabisch-palästinensischen StaatsbürgerInnen intakt.

Israel verstoße anhaltend gegen internationales Recht und habe seit
1948 Hunderte von UN-Resolutionen gegen seine koloniale und
diskriminierende Politik ignoriert. Sämtliche internationalen
Interventionen und Friedensbestrebungen seien nicht in der Lage
gewesen, etwas daran zu ändern. Inspiriert vom Kampf gegen die
Apartheid in Südafrika und im Sinne der internationalen Solidarität
rufe man daher dazu auf, Druck auf den jeweiligen Staat auszuüben, um
weitgreifend Boykott und Investitionsentzug gegen Israel
durchzusetzen. Diese gewaltlosen Strafmaßnahmen sollten solange
aufrechterhalten bleiben, bis Israel seiner Verpflichtung nachkomme,
den PalästinenserInnen das unveräußerliche Recht der Selbstbestimmung
zuzugestehen. [2]

Auf diesem in Deutschland seit jeher besonders umkämpften Terrain geht
es darum, Antisemitismus in jeglichen Erscheinungsformen
zurückzuweisen, doch zugleich Kritik an israelischer Regierungspolitik
nicht zu diskreditieren und auch palästinensischen Positionen eine
Stimme zu geben. Eine antikapitalistische und antiimperialistische
Linke unterstützt antikoloniale und antirassistische Kämpfe jeder
Couleur, ohne welcher Staatsräson auch immer den Zuschlag zu geben.
Gegen Antisemitismus und gegen die Unterdrückung der
PalästinenserInnen einzutreten ist für sie kein Widerspruch, sondern
im Gegenteil Ausdruck derselben Positionierung gegen Herrschaft,
Ausbeutung und Verfügungsgewalt.

Wenngleich der Trend seit Jahren in die Richtung weist, Kritik an der
Regierung Israels per se als antisemitisch zu brandmarken, konnte man
doch bislang von einer zumindest noch nicht vollständig geschlossenen
Diskussion sprechen. Nun findet jedoch auf höchster Ebene deutscher
Politik eine gravierende Diskursverschiebung statt, die diese
Entwicklung forciert und weitreichende Folgen hat. Eine
fraktionsübergreifende Koalition aus CDU, CSU, SPD, FDP und Grünen
bringt eine Resolution gegen die internationale BDS-Kampagne in den
Bundestag ein, die sich dem Kampf der israelischen Regierung gegen die
die BDS-Kampagne nahtlos anschließt. Der Antrag "Der BDS-Bewegung
entschlossen entgegentreten - Antisemitismus bekämpfen" setzt BDS und
Antisemitismus gleich.

Das deutsche Parlament unterscheidet in seiner Beschlußfassung nicht
zwischen Israel und den besetzten palästinensischen Gebieten und
diskreditiert damit auch einen Boykott von Waren, die aus den
völkerrechtlich illegalen israelischen Siedlungen stammen, indirekt
als antisemitisch. Das steht grundsätzlich im Widerspruch zur
UNO-Resolution 2334 vom Dezember 2016, die alle Staaten auffordert,
"in ihren relevanten Beziehungen zwischen dem Hoheitsgebiet des
Staates Israel und den seit 1967 besetzten Gebieten zu unterscheiden".
Damit schließt sich der Bundestag der seit jeher umgesetzten Doktrin
israelischer Regierungspolitik an, wonach internationales Recht keine
Gültigkeit für sie habe.

Um legitime Kritik an israelischem Regierungshandeln von
Antisemitismus zu unterscheiden, wollten Grüne und SPD einen
einschränkenden Satz einfügen: "Der kritische Umgang mit israelischer
Regierungspolitik ist von Meinungs-, Presse- und Äußerungsfreiheit
geschützt und muss selbstverständlich in Deutschland genauso wie in
Israel erlaubt sein." Dieser Passus wurde aber unter anderem auf
Betreiben der FDP herausgestrichen. Dabei hatte diese noch im
September 2018 im NRW-Landtag einen fraktionsübergreifenden Antrag
gegen die BDS-Bewegung mitgetragen, in dem eine solche Abgrenzung zu
legitimer Kritik hervorgehoben wurde. "Selbstverständlich muss Kritik
an israelischer Regierungspolitik in Deutschland genauso wie in Israel
erlaubt sein", hieß es in dem Beschluß des Düsseldorfer Landtags. "Und
ebenso dürfen die berechtigten Anliegen der palästinensischen Menschen
nach einem friedlichen Zusammenleben in einem eigenen Staat
unterstützt werden." Mitte April brachte dann als erste die
FDP-Fraktion einen Antrag gegen die BDS-Bewegung in den Bundestag ein.

Wenngleich die Fraktionsführungen den Antrag einmütig präsentierten,
war das Papier vor allem innerhalb der Koalitionsfraktionen heftig
umstritten. Die Initiative bei Union und SPD war von Innenpolitikern
ausgegangen. Außenpolitiker beider Fraktionen hatten auf Änderungen
gedrungen, konnten sich damit aber nicht durchsetzen. Auch unter
deutschen Diplomaten rief die Initiative Besorgnis hervor. In den
politischen Stiftungen der deutschen Parteien, die in Israel und den
palästinensischen Gebieten tätig sind, fürchtet man zu Recht, daß die
Zusammenarbeit mit zivilgesellschaftlichen Gruppen in der Region
schwieriger wird. Zitieren lassen wollte sich damit aber vorerst
niemand - aus Sorge vor Ärger mit den Parteien, die die Stiftungen
tragen, und aus Furcht, als Antisemit abgestempelt zu werden. Künftig
werden Gelder entzogen, die über politische Stiftungen oder kirchliche
Hilfswerke an Partnerorganisationen in Nahost gehen. Die deutsche
Entwicklungszusammenarbeit in den besetzten palästinensischen Gebieten
stellt das vor erhebliche Probleme. Selbst die FDP-nahe
Friedrich-Naumann-Stiftung arbeitet mit den Menschenrechtlern von
RCHRS zusammen, die Verbindungen zu BDS haben.

In Israel selbst regt sich Protest gegen den Bundestagsbeschluß. In
einem gemeinsamen Aufruf warnen mehr als 60 jüdische und israelische
Wissenschaftler davor, BDS mit Antisemitismus gleichzusetzen. Diese
Vermischung sei "inakzeptabel und eine Bedrohung für die
freiheitlich-demokratische Grundordnung in Deutschland". Die
Wissenschaftler betonen, daß unter ihnen sowohl Unterstützer als auch
Gegner der BDS-Bewegung seien. Sie alle lehnten jedoch "die
trügerische Behauptung ab, dass die BDS-Bewegung als solche
antisemitisch sei", und verteidigten "das Recht jeder Person oder
Organisation, sie zu unterstützen", heißt es in dem Aufruf.

Die Unterzeichner kritisieren, daß der Bundestag "der am weitesten
rechts stehenden Regierung in der Geschichte Israels" helfe, "jeden
Diskurs über palästinensische Rechte und jede internationale
Solidarität mit den Palästinensern, die unter militärischer Besatzung
und schwerer Diskriminierung leiden, zu delegitimieren". Zudem warnen
die Wissenschaftler davor, die mehr als hundert palästinensischen
zivilgesellschaftlichen Organisationen, die den BDS-Aufruf
unterzeichnet haben, künftig von deutscher Förderung auszuschließen.
Das würde zu einer weiteren Schwächung der gesamten palästinensischen
Gesellschaft beitragen. [3]

Wenngleich sich der Bundestagsantrag zu einer Zweistaatenlösung mit
einem "unabhängigen, demokratischen und lebensfähigen
palästinensischen Staat" bekennt, bleibt das ein inzwischen absurd
anmutendes Lippenbekenntnis. Ansonsten ist von den Anliegen der
PalästinenserInnen keine Rede, deren eigenständiger Staat durch
israelische Regierungspolitik wie insbesondere den Siedlungsausbau
längst zur Fiktion verkommen ist. Ohne Rücksicht auf die Heterogenität
der BDS-Bewegung, der sich auch Menschenrechtler, Gewerkschaftler und
Berufsverbände in Palästina und in Israel angeschlossen haben, erklärt
sich deutsche Politik bereit, Boykottaufrufe pauschal zu ächten und
die Meinungsfreiheit massiv einzuschränken. Dabei hatte nicht nur die
EU, sondern auch das Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) noch 2017 festgestellt: "Die
BDS-Bewegung ist aus Sicht der Bundesregierung nicht per se
antisemitisch. Daher ist es aus Sicht der Bundesregierung von der
Meinungsfreiheit gedeckt, sich für BDS auszusprechen."

Die Beschlußvorlage sieht vor, "Räumlichkeiten und Einrichtungen, die
unter Bundestagsverwaltung stehen, keinen Organisationen, die sich
antisemitisch äußern oder das Existenzrecht Israels in Frage stellen,
zur Verfügung zu stellen". Die Bundesregierung wird aufgefordert,
"keine Veranstaltungen der BDS-Bewegung oder von Gruppierungen, die
deren Ziele aktiv verfolgen, zu unterstützen." Zudem soll die
finanzielle Förderung von Organisationen und Projekten, die zum
Boykott Israels aufrufen oder die BDS-Bewegung unterstützen,
ausgeschlossen werden. Länder, Städte und Gemeinden werden
aufgefordert, sich dieser Haltung anzuschließen. [4]

Was bislang in einzelnen Städten und Gemeinden praktiziert wurde, wird
nun vom Bundestag de facto landesweit verfügt. Im Gleichschritt mit
der israelischen Regierung, die alle Hebel in Bewegung setzt, um die
BDS-Kampagne international in Verruf zu bringen und zu ächten, werden
auch in Deutschland Stimmen zum Schweigen gebracht, die Menschenrechte
in Israel und Palästina thematisieren. Das ist nicht nur ein weiterer
massiver Schlag gegen die drangsalierten palästinensischen Anliegen,
sondern zugleich ein Bärendienst am unverzichtbaren Eintreten gegen
Antisemitismus in Deutschland, das sich mit repressiven Einschnitten
in die Meinungsfreiheit und einer staatlich verordneten Denkkontrolle
ganz gewiß nicht befördern läßt.


Fußnoten:

[1] www.faktenfinder.tagesschau.de/inland/bds-israel-101.html

[2] www.bds-kampagne.de/aufruf/aufruf-der-palstinensischen-zivilgesellschaft/

[3] www.spiegel.de/politik/deutschland/israel-streit-um-anti-bds-beschluss-im-bundestag-a-1267584.html

[4] www.taz.de/Kommentar-BDS/!5592923/
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NAHOST/1670: Jemen - US-Kriegsabsichten Nahost ... (SB)


Jemen - US-Kriegsabsichten Nahost ...



Im Dezember haben sich in Stockholm die Huthi-Rebellen, die Regierung
von Interimspräsident Abd Rabbu Mansur Hadi und dessen Verbündete
Saudi-Arabien und die Vereinigten Arabischen Emirate (VAE) auf eine
Beilegung der Kämpfe um die Hafenstadt Hudeida am Roten Meer
verständigt. Seit vergangenem Sommer hatten die Truppen Hadis, Riads
und Abu Dhabis vergeblich versucht, Hudeida zu erobern, um ihre
Wirtschaftsblockade der von den schiitischen Huthis kontrollierten
Nordwesthälfte des Jemens einschließlich der Hauptstadt Sanaa zu
vollenden, die Gegner zur Aufgabe zu zwingen und den seit März 2015
tobenden Krieg im Armenhaus Arabiens zu gewinnen. Doch dazu war die
sunnitische Militärkoalition trotz waffentechnologischer Überlegenheit
nicht in der Lage. Dennoch haben sich die Huthis, um die katastrophale
humanitäre Situation im Jemen etwas zu verbessern, bereiterklärt, die
Hafenanlage von Hudeida zu räumen und sie in die Hände von
UN-Beobachtern zu geben. Auf diese Weise sollte der Verdacht der
Saudis und Emirater, die Huthis bezögen entgegen eines UN-Embargos
über Hudeida Rüstungsgüter aus dem Iran, entkräftet werden, so daß der
Transport und die Verteilung von Nahrungsmitteln und Medikamenten
durch internationale Hilfsorganisationen wieder im vollen Umfang
anlaufen könnte.

Nach monatelangem Streit um die Umsetzung der Vereinbarung von
Stockholm hat die Ansarullah-Bewegung - so nennen sich die
Huthi-Rebellen offiziell - am 11. Mai einseitig mit der Räumung der
Hafenanlage von Hudeida sowie der naheliegenden kleineren Küstenstädte
Salif und Ras Issa begonnen. Am 14. Mai war die Aktion zur
Zufriedenheit des UN-Sondergesandten Martin Griffiths aus
Großbritannien sowie des Leiters der UN-Militärbeobachtungsmission vor
Ort, des dänischen Generalleutnants Michael Anker, abgeschlossen. Es
sollte daraufhin zu einer entsprechenden Deeskalationsmaßnahme der
Koalitionstruppen kommen. Statt dessen haben die Huthi-Gegner die
Gelegenheit genutzt, um mit schwerer Artillerie ihre Offensive zur
Eroberung nicht nur der Hafenanlage von Hudeida, sondern auch der
600.000 Menschen zählenden, zweitgrößten Stadt des Jemens
wiederaufzunehmen.

Anlaß zum perfiden Angriff in Hudeida lieferte den Saudis und
Emiratern eine spektakuläre Aktion, mit der wenige Stunden zuvor die
Huthis das Königshaus Saud militärisch vorgeführt hatten. In den
frühen Morgenstunden diese Tages griffen die Huthis in der Nähe Riads
zwei Pumpstationen der saudischen Ost-West-Pipeline mit
ferngesteuerten Drohnen an, die dort schwere Schäden anrichteten und
zumindest für einige Stunden den Öltransport durch das wichtige
Infrastrukturobjekt unterbrachen. Bei den eingesetzten Drohnen
handelte es sich laut dem katarischen Nachrichtensender Al Jazeera um
keine iranischen Produkte, sondern um Maschinen, welche die Huthis mit
auf dem internationalen Markt frei erhältlicher Technologie selbst
zusammengebastelt haben. Zudem müssen die Huthis die Drohnen per
Satellit ans Ziel gesteuert haben, denn die angegriffenen
Pumpstationen liegen fast 1000 Kilometer von der
jemenitisch-saudischen Grenze entfernt. Daß sie dies alles geschafft
haben, ohne daß die Drohnen vorher von der saudischen Luftabwehr
entdeckt und abgeschossen wurden, ist eine weitere Riesenblamage für
den zuständigen Verteidigungsminister und Kronprinzen Mohammed Bin
Salman, der vier Jahre zuvor bekanntlich den Jemenkrieg als
Demonstration seiner Herrlichkeit und seines Aufstiegs zum offiziellen
Thronfolger vom Zaun brach.

Erschwerend kommt hinzu, daß der Drohnenangriff der Huthis auf die
Ölpipeline zwischen Riad im Innern Saudi-Arabiens und Dschanbu am
Roten Meer gerade einen Tag, nachdem unbekannte Täter im Rumpf von
vier Öltankern im Golf von Oman vor der Küste der VAE jeweils ein Loch
hinterlassen haben, erfolgte. Während die USA, die VAE und
Saudi-Arabien den Iran für die sonderbare "Sabotageaktion"
verantwortlich machten, wies Teheran den Vorwurf weit von sich und
sprach statt dessen von einer "Falsche-Flagge-Operation", mittels
derer Washington, Riad, Abu Dhabi und eventuell Tel Aviv den Vorwand
für einen Krieg am Persischen Golf herbeireden wollten. Bereits am 5.
Mai hatte US-Präsident Donald Trumps Nationaler Sicherheitsberater
John Bolton den US-Flugzeugträger Abraham Lincoln sowie eine Staffel
B-52-Bomber unter Hinweis auf einen vermeintlichen Anstieg iranischer
Umtriebe in der Region an den Persischen Golf verlegen lassen und der
Führung der Islamischen Republik mit schwerer Vergeltung gedroht,
sollten die iranischen Streitkräfte oder irgendwelche "Stellvertreter"
Teherans - gemeint waren die Huthis im Jemen, die schiitischen
Volksmobilisierungskräfte im Irak, die palästinensische Hamas-Bewegung
oder die libanesische Hisb-Allah-Miliz - Installationen der USA oder
deren Verbündeten angreifen.

Bereits im April hatte die Trump-Administration die iranischen
Revolutionsgarden als erste staatliche Organisation überhaupt auf die
"Terrorliste" des Außenministeriums in Washington gesetzt. Dadurch ist
die Gefahr der Eskalation jeder harmlosen Begegung zwischen
Schnellbooten der Revolutionsgarden und Kriegsschiffen der US-Marine
im Persischen Golf oder in der Straße von Hormus zu einer
kriegerischen Auseinandersetzung enorm gestiegen. Daß es dazu noch
nicht gekommen ist, verdankt man vermutlich der Besonnenheit der
Militärkommandeure beider Seiten in diesen Gewässern. Doch um so mehr
könnte nun der Jemen, wo sich Teheran und Washington seit mehr als
vier Jahren indirekt beharken, zu dem Ort werden, wo die Lunte für den
großen Showdown zwischen den USA und dem Iran gezündet wird.

Während also am Boden in Hudeida erneut heftig gekämpft wird, fliegt,
sozusagen als weitere Reaktion auf die aufsehenerregende Drohnenaktion
der Huthis bei Riad, seit zwei Tagen die saudische und emiratische
Luftwaffe wieder verstärkt Angriffe gegen Ziele im Jemen. Am 16. Mai
waren elf Luftangriffe in Sanaa und acht in anderen Landesteilen zu
verzeichnen. Nach offiziellen Angaben versuchen Saudis und Emirater,
die Werkstätten und Lager, in denen die Huthis ihre Drohnen bauen bzw.
aufbewahren, zu zerstören. Hauptleidtragende ist natürlich die
Zivilbevölkerung. Allein in Sanaa kamen an diesem Tag sechs Menschen
ums Leben, während Dutzende durch die Explosion der Bomben und Raketen
verletzt wurden.
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FORSCHUNG/944: Keine Benachteiligung der Hochschulen bei geplanter steuerlicher Forschungsförderung (idw)


Hochschulrektorenkonferenz (HRK) - 15.05.2019

Keine Benachteiligung der Hochschulen bei geplanter steuerlicher
Forschungsförderung



Die Pläne des Bundesfinanzministeriums für die steuerliche Förderung von
Forschung und Entwicklung gerade von Klein- und Mittelunternehmen (KMU)
weisen eine gravierende Lücke auf. Diese Unternehmen verfügen selbst
häufig nur über sehr begrenzte Forschungskapazitäten und sind deshalb
stark auf Kooperationen mit Hochschulen angewiesen. Die Vergabe von
Forschungsaufträgen an Hochschulen wird aber in dem aktuellen Entwurf
nicht ausreichend berücksichtigt. Darauf verwies die Mitgliederversammlung
der Hochschulrektorenkonferenz (HRK) gestern in Rostock.

"Laut Gesetzentwurf sollen nur Aufwendungen für den Arbeitslohn eigener
Arbeitnehmer des anspruchsberechtigten Unternehmens förderfähig sein," so
HRK-Präsident Professor Dr. Peter-André Alt. "Wenn Unternehmen einen
Auftrag an eine Hochschule vergeben, können sie als Auftragsgeber keine
Kosten steuerlich geltend machen. Die Hochschulen als Auftragnehmer können
de facto aber auch nicht profitieren, denn sie müssen auf Grund des
europäischen Beihilferahmens immer zu Vollkosten anbieten. Es ist ihnen
also nicht möglich, eventuelle Steuerersparnisse über niedrigere Preise an
die Unternehmen weiterzugeben."

Insgesamt entstünde so für KMU ohne nennenswertes eigenes F&E-Personal
kein zusätzlicher Anreiz, die Investitionen in Forschung und Entwicklung
zu erhöhen. Um das Potential der steuerlichen Förderung für mehr
Innovationen zu heben, spricht sich die HRK dafür aus, die
Anspruchsberechtigung für die steuerliche Förderung bei dem Auftraggeber
von Forschungsaufträgen anzusiedeln. So entstehen echte Anreize für
Unternehmen, durch Zusammenarbeit mit Hochschulen ihre
Innovationsfähigkeit zu steigern.

Die Einführung der steuerlichen F&E-Förderung soll dazu beitragen, das
Ziel der Bundesregierung zu erreichen, gemeinsam mit Ländern und
Wirtschaft bis 2025 den Anteil der Ausgaben für Forschung und Entwicklung
auf mindestens 3,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts zu erhöhen. Die HRK
begrüßt dieses Ziel ausdrücklich.


Weitere Informationen unter:

http://www.hrk.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution313

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschulrektorenkonferenz (HRK), 15.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/861: Rezessionsrisiko für die deutsche Wirtschaft spürbar gesunken (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 15.05.2019

Rezessionsrisiko für die deutsche Wirtschaft spürbar gesunken

Neue Werte des IMK-Konjunkturindikators



Die Wahrscheinlichkeit, dass die deutsche Wirtschaft in den kommenden
drei Monaten in eine Rezession gerät, ist in den letzten Wochen gesunken.
Das zeigen die neuesten Werte, die der Konjunkturindikator des Instituts für
Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK) der Hans-Böckler-Stiftung
liefert. Für den Zeitraum von Mai bis Ende Juli weist der Indikator, der
die aktuellsten verfügbaren Daten über die Wirtschaftslage bündelt, ein
Rezessionsrisiko von 28,3 Prozent auf. Im April waren es 36,7 Prozent.
Damit liegt die Rezessionswahrscheinlichkeit wieder knapp unter 30
Prozent.

Das nach dem Ampelsystem arbeitende Frühwarnsystem zeigt aber weiter
"gelb-rot", weil die jüngste Eskalation im Handelsstreit zwischen den USA
und China zwar nicht direkt in den Indikatorwert eingeflossen ist, sich
die statistische Streuung im Indikator aber erhöht hat. "Gelb-rot"
signalisiert eine Situation erhöhter konjunktureller Unsicherheit.

Der Rückgang beim Rezessionsrisiko beruht nach Analyse des IMK maßgeblich
auf realwirtschaftlichen Faktoren. Positiv wirke vor allem, dass die
Industrieproduktion zuletzt wieder gestiegen ist. Zudem hellte sich die
Lage an den Finanzmärkten bis Anfang Mai auf. Der "Finanzmarktstress", den
das IMK mit einem zusätzlichen Indikator misst, ist moderat und im
Vergleich zum Vormonat leicht zurückgegangen. Negativ schlagen hingegen
die rückläufigen Auftragseingänge aus dem Inland für das produzierende
Gewerbe zu Buche, außerdem hat sich der ifo-Index etwas verschlechtert.
Schließlich sind die Zinsunterschiede zwischen Staats- und
Unternehmensanleihen in den vergangenen Monaten gewachsen. Diese drei
Faktoren haben verhindert, dass das Rezessionsrisiko noch stärker
zurückgegangen ist.

"Erstmals seit einiger Zeit deutet die aktuelle Datenlage für die
kommenden Monate eine Stabilisierung des Wachstumstempos an", sagt 
IMK-Experte Dr. Thomas Theobald. "Ob daraus der sprichwörtliche 
Silberstreif am Horizont wird, hängt natürlich davon ab, dass die 
internationalen wirtschaftlichen Konflikte nicht immer weiter eskalieren", 
ergänzt Prof. Dr. Sebastian Dullien, der wissenschaftliche Direktor des 
IMK. "Klar ist aber auf jeden Fall: Der aktuelle Aufschwung der deutschen 
Wirtschaft hat eine hohe Widerstandsfähigkeit. Dahinter steckt, dass 
dieser Aufschwung anders als die vorangegangenen Erholungsphasen zu einem 
beträchtlichen Teil von der Binnennachfrage getrieben wird."

In den IMK-Konjunkturindikator fließen zahlreiche Daten aus der Real- und
der Finanzwirtschaft ein. Darüber hinaus berücksichtigt das Instrument
Stimmungsindikatoren. Das IMK nutzt die Industrieproduktion als
Referenzwert für eine Rezession, weil diese rascher auf einen
Nachfrageeinbruch reagiert als das Bruttoinlandsprodukt (BIP).

Der IMK-Konjunkturindikator wird monatlich aktualisiert.


Originalpublikation:

Zum IMK-Konjunkturindikator:

https://www.boeckler.de/index_imk.htm

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 15.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





TELEKOMMUNIKATION/850: Preisobergrenzen für Auslandsgespräche und SMS innerhalb der EU (BNA)


Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 15.05.2019

Preisobergrenzen für Auslandsgespräche und SMS innerhalb der EU



Ab Mittwoch, 15. Mai 2019, gelten innerhalb der EU für Auslandsgespräche und SMS
Preisobergrenzen. Gespräche dürfen für deutsche Verbraucher nicht mehr
als 0,23 Euro pro Minute (inkl. MwSt.) und SMS nicht mehr als 0,07
Euro (inkl. MwSt.) kosten. Die Regelungen gelten für nutzungsabhängige
Tarife im Mobilfunkfunk und im Festnetz.

Tarife mit inkludiertem Volumen

Bei Einführung der Preisobergrenzen ist zu beachten, dass bei Tarifen
mit inkludiertem Volumen (zum Beispiel 60 Minuten telefonieren für 5
Euro) innerhalb des vereinbarten Minutenvolumens die Preise nicht
gedeckelt sind. Erst nach Ablauf des Volumens gelten die
Preisobergrenzen, sofern ein solcher Tarif über das pauschal
vereinbarte Minutenvolumen (im o. g. Beispiel also ab der 61. Minute)
hinaus genutzt wird und nach Ablauf des Volumens nutzungsabhängige
Entgelte anfallen.

Alternative Tarife

Neben den regulierten Tarifen dürfen die Anbieter weiterhin auch
Tarife anbieten, deren Preise die Preisobergrenzen überschreiten. Bei
solchen alternativen Tarifen handelt es sich zum Beispiel um Tarife,
die neben Anrufen und SMS in EU-Mitgliedstaaten weitere Drittstaaten
(z. B. Schweiz) enthalten.

Verbraucher, die einen solchen alternativen Tarif nutzen, müssen sich
ab dem 15. Mai 2019 ausdrücklich ihrem Anbieter gegenüber für den
Verbleib in ihrem Tarif entscheiden oder werden nach einer
Übergangsfrist von zwei Monaten zum 15. Juli 2019 automatisch auf den
regulierten Tarif umgestellt.

Ausnahmen auf Antrag

Grundsätzlich besteht für Anbieter die Möglichkeit, auf Antrag die
Preisobergrenzen zu überschreiten. Anbieter, deren Geschäftsmodell
aufgrund der Preisobergrenzen gefährdet ist, können bei der
Bundesnetzagentur höhere Preise beantragen.

Die Bundesnetzagentur kann ausnahmsweise nach Prüfung des Antrags für
einen Zeitraum von zunächst einem Jahr Preise über den regulierten
Preisobergrenzen festsetzen, die geeignet sind, die Tragfähigkeit des
inländischen Geschäftsmodells sicherzustellen. Für betroffene
Verbraucherinnen und Verbraucher kann dies höhere Preise zur Folge
haben. Bisher hat kein Anbieter einen solchen Antrag bei der
Bundesnetzagentur gestellt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15.05.2019

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

Telefon: 0228/14-99 21, Telefax: 0228/14-89 75

E-Mail: pressestelle@bnetza.de

Internet: www.bundesnetzagentur.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





MELDUNG/607: Anwaltstag 2019 - Ehrenzeichen gehen an RAin Petra Pollack und Sven-Gunnar Kirmes (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 15. Mai 2019

Anwaltstag 2019 vom 15. bis 17. Mai in Leipzig

Ehrenzeichen des Deutschen Anwaltvereins gehen an RAin Petra Pollack und Svend-Gunnar Kirmes



Leipzig/Berlin (DAV). Im Zuge des diesjährigen Deutschen Anwaltsstages
in Leipzig verlieh Edith Kindermann, Präsidentin des Deutschen
Anwaltvereins (DAV), die Ehrenzeichen der Deutschen Anwaltschaft an
Rechtsanwältin Petra Pollak und Svend-Gunnar Kirmes. "Mit Petra Pollak
und Svend-Gunnar Kirmes zeichnet der Deutsche Anwaltverein zwei
Kollegen aus, deren leidenschaftliches Engagement für den Berufsstand
ihresgleichen sucht", so Kindermann.

Petra Pollack machte sich besonders während ihrer Zeit als Vorsitzende
des Mühlhausener Anwaltvereins in Thüringen verdient: Im
Schulterschluss mit Staatsanwalt- und Richterschaft organisierte sie
die massiven Proteste gegen die angedachte Schließung des Mühlhausener
Landgerichts. Auch auf politischer Ebene setzte sie sich für die
Offenhaltung des Standortes ein - und das mit Erfolg: Das Landgericht
Mühlhausen gibt es bis heute.

Aber auch Pollacks Engagement im Bereich der ReNo-Ausbildung war
beachtlich: Die Erhaltung von Klassenzügen an der Berufsschule für
Rechtsanwalts- und Notarfachangestellte war ebenfalls Gegenstand ihrer
Tätigkeit während des Vorsitzes. "Hervorzuheben ist auch, dass sie
immer in besonderem Maße den Kontakt zu den Berufsschulen gesucht und
das Thema aktuell gehalten hat", so erklärt Kindermann.

Mit Svend-Gunnar Kirmes wird ein zweites, nicht minder verdientes
Mitglied der Anwaltschaft ausgezeichnet. Als Mitbegründer und
ehemaliger Vorsitzender des Leipziger Anwaltvereins organisierte er
die Anwaltschaft in der Region. In seiner Tätigkeit als späteres
DAV-Vorstandsmitglied vertrat er auch die Belange der neuen
Bundesländer und brachte die Perspektive der ehemaligen DDR-Anwälte in
die Debatten mit ein. "Dies half dabei, dass der DAV auch in den
damals neuen Bundesländern vollends angekommen ist", so Kindermann
über den Alterspräsidenten des sächsischen Landtages.

Trotz seiner eigenen Betroffenheit engagierte sich Kirmes auch für die
Katastrophenhilfe: Gemeinsam mit dem DAV gründete die
Rechtsanwaltskammer Sachsen auf seine Initiative hin die
"Hochwasserhilfe der Rechtsanwaltschaft". Beide Organisationen
besetzten auch gemeinschaftlich ein Gremium, welches über die Vergabe
von Mitteln befindet.

Das Ehrenzeichen der Deutschen Anwaltschaft wird seit 1980 durch den
DAV an Preisträger verliehen, die sich in besonderem Maße um den
Berufsstand verdient gemacht haben. Neben einer Urkunde erhalten die
Preisträger auch eine bronzene Kleinskulptur namens "Netsuke"
(japanisch für "Handschmeichler") des 2008 verstorbenen Bildhauers
Karl J. Dierkes.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung DAT 3/19 vom 15. Mai 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





VERBRAUCHERSCHUTZ/054: Es gibt keinen Handlungsbedarf im Abmahnwesen (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 15. Mai 2019

Es gibt keinen Handlungsbedarf im Abmahnwesen



Berlin (DAV). Wenn Menschen ihr Recht in Anspruch nehmen, darf ihnen
dies nicht zum Vorwurf gemacht werden - jedenfalls nicht in einem
Rechtsstaat. Ob DSGVO, Impressum, Verbraucherinformationen oder
Produktkennzeichnungen: Kleine und mittlere Unternehmen geben oft viel
Geld aus, um allen gesetzlichen Anforderungen gerecht zu werden. Und
sie ärgern sich - zu Recht -, wenn sich Konkurrenten Mühe, Aufwand und
Geld sparen und es mit dem Verbraucherschutz nicht ganz so genau
nehmen. "Es ist völlig unverständlich, warum der Gesetzgeber
einerseits den Verbraucherschutz durch strenge gesetzliche Auflagen
stärkt, zugleich jedoch Verstöße als Bagatellen abtut und Abmahnungen -
 insbesondere damit beschäftigte Anwältinnen und Anwälte - pauschal
unter Missbrauchsverdacht stellt", so die Präsidentin des Deutschen
Anwaltvereins (DAV), Rechtsanwältin und Notarin Edith Kindermann.

Besonders kritisch am Regierungsentwurf des "Gesetzes zur Stärkung des
fairen Wettbewerbs" ist das Vorhaben zu sehen, die Abmahnkosten von
Mitbewerbern bei Rechtsverstößen (etwa gegen die DSGVO) von einer
Erstattung auszuschließen. "Wer sich als Mittelständler anwaltliche
Hilfe sucht, um gegen Gesetzesverstöße der Konkurrenz vorzugehen,
würde damit auf eigene Gefahr handeln - mit dem Risiko, auf den Kosten
der Abmahnung sitzen zu bleiben", mahnt Kindermann. Verstöße gegen die
Impressumspflicht und die Verletzung gesetzlicher
Informationspflichten blieben risikolos, weil Kammern und Verbände
diese Aufgabe kaum übernehmen werden.

Das System der Abmahnung existiert, weil der deutsche Staat im
Werberecht, im Urheberrecht oder beim Datenschutz die
Rechtsdurchsetzung Privaten überlässt. Dadurch sollen teure und
langwierige gerichtliche Auseinandersetzungen vermeiden werden.
Anderenfalls müsste man eine Aufsichtsbehörde einrichten, die die
Verstöße verfolgt, wie etwa in Großbritannien.

Was die DSGVO angeht, ist die vielfach prognostizierte Abmahnwelle
übrigens ausgeblieben. Einen Handlungsbedarf, insbesondere eine
Ausnahme von der Erstattungsfähigkeit, gibt es daher nicht. Wer meint,
zu Unrecht von einer Abmahnung betroffen zu sein, kann das
selbstverständlich gerichtlich überprüfen lassen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 05/19 vom 15. Mai 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / RELIGION / ISLAM





MELDUNG/059: Die nachhaltige Moschee (Goethe-Universität)


Goethe-Universität - Pressemitteilung von 16. Mai 2019

Die nachhaltige Moschee

Praxisfellow der Akademie für Islam in Wissenschaft und Gesellschaft
entwickelt Handlungsempfehlungen



FRANKFURT. Durch welche Maßnahmen können die Moscheen der Zukunft
nachhaltiger gestaltet werden? Mit dieser Frage befasst sich Baraa Abu
El-Khair, seit April 2019 Praxisfellow der Akademie für Islam in
Wissenschaft und Gesellschaft (IAWG), in seinem Projekt "Imara -
Kultivierung der Moschee".

Im Rahmen seines Praxisfellowship möchte der Wirtschaftsingenieur Baraa Abu
El-Khair einen Katalog mit Handlungsempfehlungen für eine nachhaltige
Entwicklung von Moscheen in Deutschland erstellen. Die AIWG unterstützt ihn
in den kommenden zwölf Monaten in seinem Vorhaben mit einem Associated
Praxisfellowship.

Baraa Abu El-Khair betrachtet in seinem Projekt die Moschee in ihren
vielfältigen Funktionen: "Moscheen sind nicht nur Gebetsstätten, sondern
auch ein Ort sozialen Lebens und der Wissensweitergabe", so El Khair. Doch
größtenteils haben sich die Inhalte, die in Moscheen besprochen werden, auf
religiöse und kulturelle Themen reduziert: "Nachhaltigkeit oder Umwelt
werden in den meisten Moscheen hingegen nur selten thematisiert werden",
erklärt er weiter. Nach seinen Beobachtungen spielt ein
verantwortungsvoller Umgang mit der Umwelt für viele Musliminnen und
Muslime jedoch eine große Rolle.

"Imara" stammt aus dem Arabischen und bedeutet übersetzt "Kultivierung":
"Mein Wunsch ist es, einen Beitrag für die Kultivierung nachhaltiger
Moscheen in Deutschland in Hinblick auf Umwelt und Gesellschaft zu
leisten", erklärt Abu El-Khair. Ausgehend von den 17 Zielen für nachhaltige
Entwicklung der Vereinten Nationen (SDGs) möchte er ein Handbuch erstellen,
das konkrete Handlungsempfehlungen zur Realisierung ausgewählter SDGs
umfasst. "Ich erhoffe mir mit solchen Handlungsempfehlungen, einzelne
Moscheegemeinden dabei zu unterstützen, aktive Akteure des Umweltschutzes
zu werden."

Um sich dem Themenkomplex Moscheen und Nachhaltigkeit zu nähern, will er
zunächst unterschiedliche Moscheegemeinden besichtigen und Interviews
führen, um so individuelle Bedarfe und Potenziale hinsichtlich
umweltfreundlicher Maßnahmen zu ermitteln. Die Verbindung mit den
islamisch-theologischen Studien erfolgt über Fragen wie "Welche konkreten
Anhaltspunkte lassen sich im Koran in Bezug auf Umwelt und Nachhaltigkeit
feststellen?" oder "Wie lässt sich die Rolle und Funktion von Moscheen in
der Historie beschreiben?". Auf wissenschaftlicher Seite sollen die aus dem
Projekt gewonnen Erkenntnissen einen Impuls bilden, um umweltbezogene
Fragestellungen innerhalb der islamisch-theologischen Studien zu behandeln.

"Die Nachhaltigkeit von Moscheen ist schon lange ein Herzensanliegen von
mir", erklärt Abu El-Khair. "Es freut mich deswegen sehr, dass ich mit dem
Praxisfellowship der AIWG bei der konkreten Umsetzung meines Projektes
umfassend unterstützt werde und die Möglichkeit erhalte, mit
Wissenschaftlern der islamisch-theologischen Studien zusammenzuarbeiten."


Das AIWG-Praxisfellowship richtet sich an ideenreiche
Persönlichkeiten mit praktischen Erfahrungen zu Fragen der Religion und der
gesellschaftlichen Teilhabe von Musliminnen und Muslimen in Deutschland. Es
unterstützt ihr persönliches Engagement und ihre individuellen Projektideen
und ermöglicht ihnen, ihre bisherigen Kenntnisse zu islambezogenen Themen
auszubauen und sie in die Wissenschaft einzubinden.

Weitere Informationen zum Projekt:

https://aiwg.de/praxisfellows/

Über die AIWG

Die AIWG ist eine universitäre Plattform für Forschung und Transfer in
islamisch-theologischen Fach- und Gesellschaftsfragen. Sie ermöglicht
überregionale Kooperationen und Austausch zwischen Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern der islamisch-theologischen Studien und benachbarter
Fächer sowie Akteurinnen und Akteuren aus der muslimischen
Zivilgesellschaft und weiteren gesellschaftlichen Bereichen. Die AIWG wird
gefördert vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) und der
Stiftung Mercator.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Mai 2019

Goethe-Universität Frankfurt am Main (GU), Pressestelle

Theodor-W.-Adorno-Platz 1, 60323 Frankfurt am Main 

Telefon: 069 798-12472

E-Mail: presse@uni-frankfurt.de

Interent: www.uni-frankfurt.de
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INFOPOOL / REPRESSION / FAKTEN





INTERNATIONAL/385: Argentinien - "Wer behauptet, Taser seien keine tödlichen Waffen, hat Unrecht!" (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Argentinien "Wer behauptet, Taser seien keine tödlichen 
Waffen, hat Unrecht!"

Von CORREPI



(Buenos Aires, 7. Mai 2019, CORREPI/poonal) - Ismael Jalil, Anwalt
und Aktivist der Initiative gegen Staats- und Polizeigewalt CORREPI
(Coordinadora Contra la Represión Policial e Institucional), nahm in
einem Interview mit der Nachrichtenagentur RT Stellung zum Einsatz von
Tasern durch die argentinische Bundespolizei. Taser sind
Elektroschockpistolen von der US-amerikanischen Firma Axon, die
Zielpersonen aus der Distanz bewegungsunfähig machen sollen.

Die Sicherheitsministerin Patricia Bullrich hat eine Resolution
unterzeichnet, die den Einsatz elektronischer, angeblich
nicht-tödlicher Waffen durch die Bundespolizei legitimiert. Ismael
Jalil erklärte dazu: "Es stimmt nicht, dass es sich hierbei um eine
nicht-tödliche Waffe handelt." Er verweist darauf, dass der Lehrer
Carlos Fuentealba bei Protesten auch durch eine vermeintlich
nicht-tödliche Waffe, eine Tränengasgranate, getötet wurde und weiter:
"Das gleiche kann auch mit einem Taser passieren. Für Schwangere,
Menschen mit Herzproblemen oder neurologischen Einschränkungen und
Minderjährige kann ein Taser-Angriff tödlich ausgehen", so Jalil.


Zu welchem Zweck werden Taser eingesetzt?

Zur Verwendung von Tasern durch die Bundespolizei erklärte Ismael:
"Laut Dekret darf die Polizei in Situationen 'akuter Gefahr' vom Taser
Gebrauch machen. Das bedeutet, der Polizist entscheidet selbst, was
unter 'akuter Gefahr' zu verstehen ist. Er entscheidet darüber genauso
subjektiv wie über den Schusswaffengebrauch, der immerhin schon - das
muss man sich mal vorstellen - über 6500 Menschen das Leben gekostet
hat. Mit den Tasern werden die Möglichkeiten zur Tötung von Menschen
erweitert; in keinem Fall bedeutet ihre Verwendung ein Rückgang der
Drangsalierung unserer Bevölkerung." Und er fügt hinzu: "Die Maxime
der argentinischen Sicherheitskräfte, insbesondere unter der
derzeitigen Regierung, ist nicht etwa, soziale Spannungen nach dem
Prinzip der Gleichheit und des Schutzes von menschlichem Leben zu
bekämpfen, seien dies nun Argentinier*innen oder Immigrant*innen,
sondern es geht ihnen vor allem darum, gegen die Armen und die
Protestierenden vorzugehen."


Stärkung des Repressionsapparats

Abschließend bemerkte er: "Was uns wirklich zu denken geben sollte: In
den Zeiten der aktuellen Krise, die zu einer der kolossalsten der
Geschichte dieses Landes zählt, in der die Menschen Hunger leiden,
Menschen auf der Straße schlafen, in der es der Bevölkerung am
Nötigsten fehlt, gibt es immer noch Mittel, um den Repressionsapparat
aufzurüsten."


Mehr über den Einsatz von Elektroschockpistolen (wikipedia):

https://de.wikipedia.org/wiki/Elektroschockpistole

URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/wer-behauptet-taser-seien-keine-toedlichen-waffen-hat-unrecht/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06929: Hackfleisch oder Knochen? (SB)


Der amerikanische Groß- und einstige Weltmeister Bobby Fischer pflegte
gegen die Najdorf-Variante der Sizilianischen Verteidigung gerne 6.Lf1-
c4 zu spielen. Er wird mit ihr in einem so engen Zusammenhang
gebracht, daß es eigentlich wundernimmt, daß sie nicht längst seinen
Namen erhalten hat. Interessanterweise nämlich blühte der Läuferzug zu
Fischers aktiver Zeit enorm auf, wurde nach dem Ende seiner Profi-
Karriere jedoch sehr vom Zug 6.Lc1-g5 verdrängt. Ein Beweis mehr, wie
sehr Varianten und Karrieren zusammengehören. Im heutigen Rätsel der
Sphinx hatte sich der ungarische Großmeister Ribli gegen den Bulgaren
Inkiov zu erwehren, der auf Fischers Spuren wandelte. Der Ungar stand
vor einer Entscheidungsfrage. Sollte er den bedrohten Springer mit
1...Ta8-d8 decken oder vielleicht doch zu 1...Sd4-e6 greifen? Einer
der beiden Züge führt zur Mattniederlage, der andere zum materiellen
Gewinn. Wie so oft im Leben muß die genaue Kenntnis der Umstände und
beteiligten Kräfte durch den Fleischwolf gedreht werden. Hackfleisch
oder Knochen? das ist hier die Frage, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06929: Hackfleisch oder Knochen? (SB)]



Inkiov - Ribli

Tilburg 1983


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Offenbar hatte unser Fernschachfreund die Gefahr für seinen König
nicht erkannt, als er zu 1...Tg8-g6? griff. Sein Kontrahent war da
aufgeweckter und nach 2.Le4xf5 Te8xe1 3.Tg1xe1 Kf6xf5 4.Te1-e7 Tg6-h6
5.Sc3-e4 Th6-h2 6.Te7-e6! gewann er die Partie. Das Matt ließ sich mit
vernünftigen Mitteln nicht mehr verhindern.
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TAGUNG/672: Hannover - "Übergang Kita - Schule: Bruch oder Brücke?", 7.6.19


Leibniz Universität Hannover

Tagung: "Übergang Kita - Schule: Bruch oder Brücke?"

Leibniz Universität, Stadt Hannover und Heinz und Heide Dürr Stiftung
laden gemeinsam ein



Der Übergang vom Kindergarten in die Schule stellt für Kinder einen
bedeutenden Entwicklungsschritt dar. Wie kann dieser Prozess möglichst gut
gelingen? Welche Herausforderungen, Ansätze, Chancen und Grenzen gibt es?
Um dieses Thema geht es während der Tagung "Übergang Kita - Schule: Bruch
oder Brücke?" am Freitag, 7. Juni 2019, von 9 bis 15 Uhr im Forum St.
Joseph, Isernhagener Straße 63, 30163 Hannover.

Die gemeinsame Tagung von Leibniz Universität Hannover, Stadt Hannover und
der Heinz und Heide Dürr Stiftung richtet sich an Erzieherinnen, Erzieher,
Lehrkräfte, Fachberaterinnen und -berater, Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler sowie alle weiteren Interessierten. Anmeldung und weitere
Informationen unter:

https://www.ifs.phil.uni-hannover.de/15798.html

Während der Tagung werden unter anderem die Ergebnisse des
Praxistransferprojekts "Interessenbasierter Übergang Kita - Schule im
Kontext des EE-Ansatzes" unter der Leitung von Dr. Michael Lichtblau
(Leibniz Universität Hannover) und Andreas Schenk (Stadt Hannover)
präsentiert. Die Heinz und Heide Dürr Stiftung fördert seit 20 Jahren
bundesweit die Implementierung des Early Excellence-Ansatzes (EE) in
Deutschland. Vor fünf Jahren begann eine Kooperation der Leibniz
Universität Hannover mit der Stadt Hannover und der Stiftung. Seitdem
wurde im Dialog mit der pädagogischen Praxis an der Entwicklung eines
inklusiven und interessenbasierten Übergangskonzepts Kita - Schule im
Kontext des Early Excellence-Ansatzes gearbeitet. Die Fachtagung möchte
Einblick in diese Zusammenarbeit geben. Am frühen Nachmittag wird es zudem
verschiedene Workshops geben, um das Thema anhand von Beispielen aus der
Praxis weiterführend zu diskutieren.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution128

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz Universität Hannover, 15.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/354: Magdeburg - Elternstammtisch, "Trans- und Intergeschlechtlichkeit bei Kindern und Jugendlichen", 24.05.19


Landeshauptstadt Magdeburg

Elternstammtisch zum Thema "Trans- und Intergeschlechtlichkeit bei
Kindern und Jugendlichen"

Am 24.05. im Familieninformationsbüro FIB in der Krügerbrücke 2



Das Familieninformationsbüro FIB bietet eine neue Veranstaltungsreihe
an. Am 24. Mai 2019 trifft sich um 18.00 Uhr zum ersten Mal ein
Elternstammtisch, bei dem sich Eltern oder Angehörige über Trans- und
Intergeschlechtlichkeit bei Kindern und Jugendlichen austauschen
können. Das Angebot richtet sich auch an Fachkräfte wie Erzieherinnen
und Erzieher.

Der Elternstammtisch wird begleitet von Expertinnen und Experten, die
für Fragen, Information und zum Austausch zur Verfügung stehen. Das
Angebot ist eine Kooperation zwischen dem Familieninformationsbüro,
Vereinen und dem Amt für Gleichstellungsfragen der Landeshauptstadt
Magdeburg.

Weitere Informationen gibt es telefonisch unter 0391 / 540 2328.

Hintergrund

Das seit Oktober 2018 bestehende Familieninformationsbüro in der
Krügerbrücke 2 bietet einen breiten Service für alle Generationen -
vom Baby bis zu den Großeltern. Die Mitarbeiterinnen vom FIB
unterstützen beim Ausfüllen von Antragsunterlagen und vermitteln an
Beratungsstellen und Fachämter. Ergänzt wird dieses Angebot durch
thematische Sprechstunden und Veranstaltungen sowie einen separaten
Still- und Wickelraum.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 15.05.2019

Landeshauptstadt Magdeburg

Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: http://www.magdeburg.de
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AKTION/512: Auch in zehn deutschen Städten - Demonstrationen für die Schließung aller Schlachthäuser, 18.05.-10.08.2019


Animal Rights Watch

Auch in zehn deutschen Städten: Weltweite Demonstrationen für die
Schließung aller Schlachthäuser

18.5. HAMBURG |25.5. HANNOVER | 8.6. CHEMNITZ | 22.6. BRAUNSCHWEIG | 29.6.
BIELEFELD | 6.7. ESSEN | 13.7 GÖTTINGEN | 20.7. STUTTGART | 27.7. Frankfurt
am Main 10.8. MÜNCHEN



Von Mai bis August 2019 wird mit Demonstrationen in zehn deutschen Städten
die Schließung aller Schlachthäuser gefordert. Die Kundgebungen sind Teil
einer globalen Protestbewegung, die jährlich wächst. Die
Tierrechtsorganisation Animal Rights Watch (ARIWA) organisiert die
Demonstrationen in Deutschland. "Die Zukunft gehört einer rein pflanzlichen
Ernährung und einer nachhaltigen, bio-veganen Landwirtschaft", so Simon
Anhut, Kampagnenkoordinator bei ARIWA.

Termine:

18.5. HAMBURG |25.5. HANNOVER | 8.6. CHEMNITZ | 22.6. BRAUNSCHWEIG | 29.6.
BIELEFELD | 6.7. ESSEN | 13.7 GÖTTINGEN | 20.7. STUTTGART | 27.7. Frankfurt
am Main 10.8. MÜNCHEN

Dieses Jahr richtet sich der Kampagnen-Fokus auf das Leid der Rinder, die
für Milch, Fleisch und Leder ausgebeutet werden. Etwa 3,5 Millionen Rinder
werden jedes Jahr in deutschen Schlachthöfen getötet. 3,5 Millionen Rinder,
die ein meist leidvolles »Leben« hatten, um an dessen Ende auf grausame
Weise getötet und zu Fleisch verarbeitet zu werden. Diese riesige Anzahl
Rinder treibt zusätzlich den Klimawandel an: denn Rinder stoßen große
Mengen Methan aus, ein besonders wirksames Treibhausgas. "Doch der
Widerstand gegen dieses millionenfache grausame und sinnlose Sterben
wächst: Auch dieses Jahr gehen tausende Menschen weltweit in über 30
Städten auf die Straße, um die Schließung aller Schlachthäuser zu fordern",
sagt Simon Anhut.

Die ersten Demos "zur Schließung aller Schlachthäuser" fanden 2012 in
Frankreich statt. 2016 beteiligten sich bereits 26 Städte in zahlreichen
Ländern, von Toronto bis Sydney und von Istanbul bis Tokio, an der
Bewegung. Seit 2014 finden die Demonstrationen auch in Deutschland statt,
wo sie maßgeblich von ARIWA organisiert und koordiniert werden. Wie schon
letztes Jahr finden ergänzend zu den Kundgebungen unter anderem Konzerte,
Straßenfeste und zusätzliche Straßenaktionen statt. Die weltweiten Termine
und weitere Hintergründe finden sich auf der offiziellen Kampagnen-Website.
Die deutschen Termine gibt es hier.



Animal Rights Watch e.V. (ARIWA) ist eine gemeinnützige
Tierrechtsorganisation. ARIWA deckt die Zustände in der Tierindustrie auf
und fördert eine tierfreundliche, vegane Lebensweise. Bundesweite
Bekanntheit erlangte ARIWA durch die Veröffentlichung von Recherchen in
Bio-Betrieben und Schweinezuchtanlagen und durch die Ausrichtung des "Vegan
Street Day" in Stuttgart und Dortmund. Zahlreiche politische TV-Magazine
sowie viele Print- und Onlinemedien nutzen regelmäßig von ARIWA zur
Verfügung gestelltes Bildmaterial.

 * 

Quelle:

Animal Rights Watch e.V. - ARIWA

E-Mail: presse@ariwa.org

Internet: http://www.ariwa.org
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AKTION/368: Spatzen bleiben Spitze in Deutschlands Gärten - Amseln und Insektenfresser im Sinkflug (NABU)


NABU Landesverband Schleswig-Holstein - 15. Mai 2019

NABU: Spatzen bleiben Spitze in Deutschlands Gärten

"Stunde der Gartenvögel": Mauersegler und Mehlschwalben im Sinkflug /
Teilnahme-Rekord erwartet



Berlin, Neumünster, 15. Mai 2019 - Spatzen top, Insektenfresser flop -
das ist kurzgefasst das Zwischenergebnis der diesjährigen "Stunde der
Gartenvögel", die am vergangenen Wochenende bundesweit stattgefunden
hat. Bis Mittwoch hatten über 60.000 Vogelbegeisterte aus mehr als
41.000 Gärten und Parks über 1,3 Millionen Vögel an den NABU gemeldet.
Damit deutet sich ein Teilnahme-Rekord bei Deutschlands größter
wissenschaftlicher Mitmach-Aktion an. Auch in Schleswig-Holstein nahm
die Zahl der zählenden Menschen weiter zu. Noch bis zum 20. Mai können
Vogelzählungen per Internet, per App oder per Post an den NABU
übermittelt werden.

Das Highlight ist das Spitzenergebnis für den Haussperling. Es liegt
sechs Prozent über dem des Vorjahres. Damit erreicht diese Art bundes-
wie landesweit ihr bestes Ergebnis in 15 Jahren Stunde der
Gartenvögel", so NABU-Landesgeschäftsführer Ingo Ludwichowski. "Die
Spatzen haben vom Rekordsommer 2018 eindeutig profitiert." Auch der
Feldsperling hat gegenüber dem Vorjahr um sieben Prozent zugenommen
und wird damit nach 2016 sein zweitbestes Ergebnis in der Geschichte
der "Stunde der Gartenvögel" erreichen. Die Naturbegeisterten des NABU
freuen sich besonders über die positive Entwicklung der beiden
Spatzenarten. Denn starke Rückgänge in den Jahrzehnten vor Beginn der
NABU-Zählaktion hatten dafür gesorgt, dass beide Arten bis heute in
der Vorwarnkategorie der Roten Liste deutscher Brutvogelarten stehen.
Davon können sich die Spatzen heute offensichtlich etwas erholen.

Schlecht sieht es dagegen für Mauersegler und Mehlschwalben aus. "Die
Zahlen für diese beiden Arten sind katastrophal", so Ludwichowski.
"Beide erreichen die mit Abstand schlechtesten Ergebnisse bisher.
Aufgrund der Wetterlage mit Kaltluft aus dem Norden verzögert sich
offenbar die Ankunft eines Teils der Mauersegler und Mehlschwalben.
Leider fügen sich die diesjährigen Ergebnisse aber nahtlos in eine
Reihe abnehmender Zahlen aus den Vorjahren - egal ob warmes oder
kaltes Maiwetter herrschte. Wir haben es daher wohl mit einem
tatsächlichen deutlichen Rückgang zu tun. Das Fehlen der
Fluginsektennahrung und das Verschwinden von Brutnischen an Gebäuden
sind wahrscheinlich die Ursachen."

Beim Sorgenkind Amsel zeigt sich wie erwartet ein starker Rückgang.
Bundesweit wurden elf Prozent weniger Amseln gesichtet. "In Hamburg
und Bremen, wo die tödliche Krankheit Usutu 2018 erstmals auftrat,
wurden sogar über 40 Prozent weniger Amseln als im Vorjahr gemeldet",
so Ludwichowski. "Das deutet darauf hin, dass die Viruserkrankung mit
für den Rückgang verantwortlich ist." In Schleswig-Holstein bleibt
trotz mehrfacher Nachweise der Krankheit der Bestand allerdings fast
stabil. Möglicherweise hat die Krankheit nur den Hamburger Rand
erreicht, nicht jedoch das ganze Land. In Schleswig-Holstein sacken
zudem Elster und Grünfink im Bestand weiter ab.

Eine kleine Sensation deutet sich bundesweit beim Rotkehlchen an. Es
wird bundesweit mit einem Plus von 20 Prozent sein zweitbestes
Ergebnis nach 2006 erzielen. Warum dieser Gartenvogel so häufig zur
"Stunde der Gartenvögel" gesichtet wurde, ist jedoch vorerst unklar.
In Schleswig-Holstein bleibt der Bestand in etwa gleich.

Alle Ergebnisse aus inzwischen 15 Jahren "Stunde der Gartenvögel" sind
jetzt in einer Broschüre erschienen. Unter www.NABU.de/15-jahre-sdg
kann sie jeder downloaden.

Ab Ende Mai findet die nächste NABU-Mitmach-Aktion statt. Beim
Insektensommer werden wieder Insekten gezählt. Mehr Information unter
www.insektensommer.de

Quelle: NABU Schleswig-Holstein

Pressemitteilung, 15.05.2019

E-mail: info@NABU-SH.de

Internet: www.NABU-SH.de
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NABU Landesverband Nordrhein-Westfalen - 15. Mai 2019

Spatzen auch in Nordrhein-Westfalens Gärten wieder Spitze

"Stunde der Gartenvögel" mit neuem Teilnehmerrekord | Mauersegler und
Mehlschwalben im Sinkflug

Berlin/Düsseldorf - Spatzen top, Insektenfresser flop - das ist
kurzgefasst das Zwischenergebnis der diesjährigen "Stunde der
Gartenvögel", die am vergangenen Wochenende bundesweit stattgefunden
hat. Bis Mittwoch hatten über 60.000 Vogelbegeisterte aus mehr als
41.000 Gärten und Parks über 1,3 Millionen Vögel an den NABU gemeldet.
Allein in Nordrhein-Westfalen zählten über 12.000 Vogelfreunde mehr
als 256.483 Vögel in rund 8.600 Gärten. Damit deutet sich ein neuer
Teilnahmerekord bei Deutschlands größter wissenschaftlicher
Mitmach-Aktion an. Noch bis zum 20. Mai können Vogelzählungen per
Internet, App oder per Post an den NABU übermittelt werden.

Das Highlight ist das Spitzenergebnis für den Haussperling. Es liegt
sechs Prozent über dem des Vorjahres. Damit erreicht diese Art
bundesweit ihr bestes Ergebnis in 15 Jahren Stunde der Gartenvögel",
so Heinz Kowalski, stellv. Landesvorsitzender des NABU NRW. "Die
Spatzen haben vom Rekordsommer 2018 eindeutig profitiert." Auch der
Feldsperling hat gegenüber dem Vorjahr um sieben Prozent zugenommen
und wird damit nach 2016 sein zweitbestes Ergebnis in der Geschichte
der "Stunde der Gartenvögel" erreichen. Die Naturbegeisterten des NABU
freuen sich besonders über die positive Entwicklung der beiden
Spatzenarten. Denn starke Rückgänge in den Jahrzehnten vor Beginn der
NABU-Zählaktion hatten dafür gesorgt, dass beide Arten bis heute in
der Vorwarnkategorie der Roten Liste deutscher Brutvogelarten stehen.
Davon können sich die Spatzen heute offensichtlich etwas erholen.

Schlecht sieht es dagegen für Mauersegler und Mehlschwalben aus. "Die
Zahlen für diese beiden Arten sind katastrophal", sagt Kowalski.
"Beide erreichen die mit Abstand schlechtesten Ergebnisse bisher.
Aufgrund der Wetterlage mit Kaltluft aus dem Norden verzögert sich
offenbar die Ankunft eines Teils der Mauersegler und Mehlschwalben.
Leider fügen sich die diesjährigen Ergebnisse aber nahtlos in eine
Reihe abnehmender Zahlen aus den Vorjahren - egal ob warmes oder
kaltes Maiwetter herrschte. Wir haben es daher wohl mit einem
tatsächlichen deutlichen Rückgang zu tun. Das Fehlen der
Fluginsektennahrung und das Verschwinden von Brutnischen an Gebäuden
sind wahrscheinlich die Ursachen."

Beim Sorgenkind Amsel zeigt sich wie erwartet ein starker Rückgang.
Bundesweit wurden elf Prozent weniger Amseln gesichtet. "In Hamburg
und Bremen, wo die tödliche Krankheit Usutu 2018 erstmals auftrat,
wurden sogar über 40 Prozent weniger Amseln als im Vorjahr gemeldet",
so Kowalski. "Das deutet darauf hin, dass die Viruserkrankung mit für
den Rückgang verantwortlich ist." In Nordrhein-Westfalen sind die
Amselbestände nach erneutem Usutu-Ausbruch in 2018 ebenfalls im
Bestand zurückgegangen. "Auch wenn der Amselbestand wie erwartet
gegenüber dem Vorjahr hat Federn lassen müssen, sind Amseln immer noch
in über 90 Prozent unserer Gärten zuhause", erklärt Kowalski.
Deutliche Abnahmen zeigten sich in NRW zudem bei weiteren typischen
Insektenfressern wie der Singdrossel, der Bachstelze, der
Rauchschwalbe, dem Zilpzalp und der Mönchsgrasmücke.

Eine kleine Sensation deutet sich bundes- wie landesweit beim
Rotkehlchen an. Es wird mit einem Plus von 20 Prozent sein zweitbestes
Ergebnis nach 2006 erzielen. Warum dieser Gartenvogel so häufig zur
"Stunde der Gartenvögel" gesichtet wurde, ist jedoch vorerst unklar.

Alle Ergebnisse der "Stunde der Gartenvögel" für Nordrhein-Westfalen
sind unter http://nrw.nabu.de/gartenvoegelnrw zu finden.

Quelle: NABU Nordrhein-Westfalen

Pressemitteilung, 15.05.2019

E-Mail: Presse@NABU-nrw.de

Internet: www.nabu-nrw.de
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NABU Landesverband Bremen - 16. Mai 2019

NABU-Vogelzählung: Amseln und Insektenfresser im Sinkflug

- Ausbruch des Usutu-Virus zeigt Wirkung

- Insektenfresser und Langstreckenzieher mit Problemen

- noch bis zum 20. Mai Beobachtungen melden

- Ende Mai Insekten zählen

(Bremen, den 16.05.19) Das Zwischenergebnis der diesjährigen "Stunde
der Gartenvögel", die am vergangenen Wochenende bundesweit
stattgefunden hat, zeigt für Bremen einen starken Rückgang von Amseln,
Schwalben und Mauerseglern. Aktuell haben bei der mittlerweile 15.
Zählrunde mehr als 300 Teilnehmer/innen in 212 Gärten gut 4500 Vögel
gezählt.

Dabei ist die Amsel der große Verlierer. Mit einem Verlust von fast
50% gegenüber dem Vorjahr liegt der Seriensieger der letzten 15 Jahre
nur noch auf Platz 3, ganz knapp vor der Blaumeise. " Bei der Amsel
zeigt, wie befürchtet, der erstmalige Ausbruch des Usutu-Virus in
Bremen im vergangenen Spätsommer seine Wirkung", erklärt
NABU-Vogelexperte Florian Scheiba. Aufgrund des Virus waren die
Amselbestände lokal um bis zu 90% eingebrochen. Aktueller Gewinner ist
die Kohlmeise. Auf Platz zwei liegt der Haussperling, auch Spatz
genannt. Doch auch bei diesen beiden Arten gibt es teils zweistellige
Verluste im Vergleich zum Vorjahr. Das spiegelt sich dann auch in der
Gesamtzahl der gezählten Vögel wieder, welche aktuell rund 25% unter
der des Vorjahres liegt.

Leider fast schon traditionell schlecht sind die Ergebnisse bei beiden
Schwalbenarten und beim Mauersegler, alles Arten die reine
Insektenfresser und zudem Langstreckenzieher sind. Bei der
Mehlschwalbe ist ein Rückgang um 44% und bei der Rauchschwalbe um 38%
zu verzeichnen. Der Mauersegler liegt gut 33% unter den Zahlen des
Vorjahres. "Aufgrund der Wetterlage mit Kaltluft aus dem Norden
verzögert sich offenbar die Ankunft eines Teils der Mauersegler und
Mehlschwalben. Leider fügen sich die diesjährigen Ergebnisse aber
nahtlos in eine Reihe abnehmender Zahlen aus den Vorjahren - egal ob
warmes oder kaltes Maiwetter herrschte. Wir haben es daher wohl mit
einem tatsächlichen deutlichen Rückgang zu tun. Das Fehlen der
Fluginsektennahrung und das Verschwinden von Brutplätzen an Gebäuden
sind wahrscheinlich die Ursachen.", berichtet Scheiba.

Noch bis zum 20. Mai können Meldungen per Internet, App oder per Post
eingegeben werden.
"Wir hoffen natürlich, dass noch ein paar Meldungen dazukommen und
sich zumindest die Gesamtzahl der Vögel in einem normalen Maß bewegen
wird." hofft Vogelfreund Scheiba.

Ende Mai steht dann mit dem Insektensommer auch schon die nächste
Zählaktion des NABU an. Weitere Informationen unter
www.insektensommer.de

Alle Ergebnisse aus inzwischen 15 Jahren "Stunde der Gartenvögel" sind
jetzt in einer Broschüre erschienen. Unter www.NABU.de/15-jahre-sdg
kann sie jeder downloaden.

Quelle: NABU Landes- & Stadtverband Bremen

Pressemitteilung, 165.05.2019

E-Mail: Info@NABU-Bremen.de

Internet: www.NABU-Bremen.de




Weitere Infos zur Aktion:

www.stundedergartenvoegel.de

Broschüre 15 Jahre Stunde der Gartenvögel:

www.NABU.de/15-jahre-sdg

 * 

Quelle:

NABU-Presseinformation, 15./16.05.2019

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Schleswig-Holstein

E-mail: info@NABU-SH.de, Internet: www.NABU-SH.de

NABU Nordrhein-Westfalen

E-Mail: Presse@NABU-nrw.de, Internet: www.nabu-nrw.de

NABU Landesverband & Stadtverband Bremen

E-Mail: Info@NABU-Bremen.de, Internet: www.NABU-Bremen.de
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FORSCHUNG/1513: Seetang kann Freunde anlocken und Feinde abwehren (idw)


GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 13.05.2019

Seetang kann Freunde anlocken und Feinde abwehren



13.05.2019/Kiel. Die Zusammensetzung der mikrobiellen Gemeinschaft,
die in oder an einem größeren Organismus lebt, spielt eine wichtige
Rolle für dessen Gesundheit. Der Mensch und seine Darmflora sind dafür
ein gutes Beispiel. Einer Biologin des Plymouth Marine Laboratory (UK)
und einem Biologen des GEOMAR Helmholtz-Zentrums für Ozeanforschung
Kiel ist jetzt erstmals bei einer Großalge der Nachweis gelungen, dass
sie mittels chemischer Stoffe auf ihrer Oberfläche gezielt Mikroben
ansiedelt, die sie gegen Krankheiten schützen. Die Studie ist jetzt in
der internationalen Fachzeitschrift Journal of Ecology erschienen.

Welche Mikroben im Darm oder auf der Haut eines Menschen leben, kann
dessen Gesundheit erheblich beeinflussen. Diese Erkenntnis der
Humanbiologie und Medizin ist mittlerweile auch außerhalb der
Wissenschaft weit verbreitet. Genauso wie für den Menschen spielt die
Zusammensetzung der Mikroorganismengemeinschaft im eigenen Körper, das
sogenannte Mikrobiom, auch für andere Tiere und für Pflanzen eine
große Rolle. Speziell bei Großalgen, auch als Seetang bekannt, sind
aber die Mechanismen, die die mikrobielle Besiedelung steuern, noch
weitgehend unbekannt.

Dr. Mahasweta Saha vom Plymouth Marine Laboratory, Großbritannien, und
Dr. Florian Weinberger vom GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung
Kiel konnten jetzt nachweisen, dass die Rotalge Agarophyton
vermiculophyllum mit Hilfe chemischer Botenstoffe gezielt die
Ansiedlung von Mikroben auf ihrer Oberfläche fördert, die sie so vor
Krankheitserregern schützen. "Das ist der erste empirische Beleg für
diese Fähigkeit bei einer Großalge", sagt Dr. Saha. Sie ist die
Erstautorin der Studie, die jetzt in der internationalen
Fachzeitschrift Journal of Ecology erschienen ist.

Bei Landpflanzen war die gezielte Beeinflussung des Mikrobioms mittels
chemischer Stoffe zur Krankheitsabwehr bereits nachgewiesen worden.
Bekannt war auch, dass Seetang-Arten wie der Blasentang Fucus
vesiculosus die Zusammensetzung des Mikrobioms auf ihrer Oberfläche
steuern können. Allerdings war die Funktion der so kultivierten
Mikroben nicht bekannt.

Für ihre Studie führten Dr. Saha und Dr. Weinberger am GEOMAR in Kiel
und im Rahmen des Kieler Exzellenzclusters "Ozean der Zukunft" eine
Reihe komplexer Untersuchungen mit der Rotalge Agarophyton
vermiculophyllum durch. Diese kommt ursprünglich in Ostasien vor, hat
mittlerweile aber viele Küsten der Nordhalbkugel als Lebensraum
erobert. Für ihre Versuchsreihe nutzten die beiden Biologen 
Algen-Exemplare aus Korea und von der deutschen Nordseeküste.

Zunächst isolierten und identifizierten sie Mikroben von der
Oberfläche des Tangs sowohl bei Exemplaren aus Korea als auch bei
invasiven. Dann unterschieden sie diejenigen Mikrobenstämme, die
Krankheiten wie die Blattspitzenbleiche beim Agarophyton
vermiculophyllum auslösen können, von anderen Stämmen, die Schutz
gegen diese Krankheitserreger bieten.

In einem letzten Schritt untersuchten sie den Zusammenhang zwischen
chemischen Stoffen auf der Oberfläche des Tangs mit der
Zusammensetzung des Mikrobioms. "Es zeigte sich klar, dass einige
Stoffe, die die Rotalgen absonderten, die schützenden Mikrobenstämme
förderten und die pathogenen unterdrückten", erklärt Dr. Saha.

"Auch wenn dies der erste Nachweis für diese Fähigkeit bei einem
Seetang ist, deutet viel darauf hin, dass andere Arten sie ebenfalls
besitzen", betont Dr. Weinberger. Seetang ist in vielen
Küstenökosystemen wichtig als Wasserfilter, Kohlenstoffspeicher und
als Brutstätte für andere Organismen. Außerdem haben einige Arten eine
wachsende Bedeutung in der Aquakultur. "Wenn wir die natürlichen
Krankheitsabwehr-Mechanismen von Seetang besser verstehen, lassen sich
natürliche Bestände und Aquakulturen nachhaltiger schützen", fasst Dr.
Saha zusammen.

Originalpublikation:

Saha, M., F. Weinberger (2019): Microbial 'gardening' by a seaweed
holobiont: Surface metabolites attract protective and deter pathogenic
epibacterial. Journal of Ecology, 

https://doi.org/10.1111/1365-2745.13193

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.geomar.de Das GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung
Kiel

http://www.pml.ac.uk Das Plymouth Marine Laboratory

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news715583

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution818

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 13.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1512: Zecken auf dem Vormarsch - wie verbreitet sind neu in der Region Hannover auftretende Arten (idw)


Stiftung Tierärztliche Hochschule Hannover - 10.05.2019

Zecken auf dem Vormarsch: Die TiHo bittet um Mithilfe

Bunt- oder Auwaldzecke erstmals in Hannover nachgewiesen;
Forschungsprojekt möchte erfassen, wie verbreitet neu in der Region
Hannover auftretende Zeckenarten sind.



Es steigt die Gefahr, dass sich Krankheiten übertragende Zeckenarten
in der Region Hannover ansiedeln. In diesem Jahr wurde in der Region
erstmals die Buntzecke (Dermacentor reticulatus), die auch unter dem
Namen Auwaldzecke bekannt ist, nachgewiesen. Zudem können Zugvögel
tropische und subtropische Zeckenarten nach Deutschland einschleppen.
So sind im Jahr 2018 vermehrt Zecken der Gattung Hyalomma in
Deutschland aufgetreten, die hierzulande normalerweise nicht
vorkommen. Das Institut für Parasitologie der Stiftung Tierärztliche
Hochschule Hannover (TiHo) möchte untersuchen, wie verbreitet die
verschiedenen Zeckenarten bereits sind, und ob sie Infektionserreger
tragen. Institutsleiterin Professorin Dr. Christina Strube sagt: "Wir
bitten für unser Forschungsprojekt darum, uns Hyalomma- oder
Auwald-Zecken mit Angabe des Fundortes zuzusenden. Der Fundort kann
entweder mit der Postleitzahl oder mit GPS-Daten angegeben werden.
Falls die Zecken auf einem Tier gefunden wurden, bitten wir auch
darum, uns die Tierart zu nennen."




[image: Foto: © Institut für Parasitologie, TiHo Hannover]

Dermacentor Männchen und Weibchen

Foto: © Institut für Parasitologie, TiHo Hannover



Bunt- oder Auwaldzecken (Dermacentor reticulatus)

Der Körper von Buntzecken ist emailleartig marmoriert. Sie können
unter anderem Hundebabesiose - auch als Hundemalaria oder Piroplasmose
bekannt -übertragen: Babesia canis canis, ein einzelliger, wenige
Mikrometer großer Parasit, gelangt beim Zeckenstich mit dem Speichel
in das Blut der Hunde und zerstört ihre roten Blutkörperchen.
Betroffene Hunde haben häufig Fieber und sind geschwächt, da die
Gewebe und Organe nicht mehr ausreichend mit Sauerstoff versorgt
werden. Eine intensive Therapie ist nötig, um die Patienten zu heilen -
 in einigen Fällen kann die Krankheit sogar tödlich verlaufen.
Hundebesitzer sollten daher besonders aufmerksam sein und viel Wert
auf einen wirksamen Zeckenschutz legen.




[image: Foto: © Institut für Parasitologie, TiHo Hannover]

Hyalomma rufipes

Foto: © Institut für Parasitologie, TiHo Hannover



Hyalomma-Zecken

Zecken der Gattung Hyalomma sind auffällig groß und gut an ihren
gestreiften Beinen zu erkennen. Sie kommen in Deutschland
normalerweise nicht vor. Bei den warmen Temperaturen des vorigen
Jahres konnten sich allerdings viele Hyalomma-Exemplare zu
ausgewachsenen Zecken entwickeln, die sich auf Wirtssuche begeben
haben. Besonders häufig wurden sie bisher bei Pferden gefunden - auch
in der Region Hannover. Hyalomma-Arten können unter anderem das
Krim-Kongo-Virus sowie Bakterien der Gattung Rickettsia übertragen.
Beide Erreger können beim Menschen schwere fieberhafte Erkrankungen
auslösen. Die Wissenschaftler befürchten, dass mit den Zecken auch
Krim-Kongo-Viren eingeschleppt werden. Bislang kommen sie in Afrika,
auf dem Balkan, im Mittleren Osten und in Asien vor. Dass Zecken
bestimmte Rickettsien schon eingeschleppt haben, konnten die Forscher
bereits nachweisen.

Machen Sie mit!

Wenn Sie Hyalomma- (gestreifte Beine) oder Buntzecken (emailleartige
Muster) finden, freuen wir uns über Ihre Zusendung an:

Stiftung Tierärztliche Hochschule Hannover

Institut für Parasitologie

Professorin Strube

Bünteweg 17

30559 Hannover

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news715447

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution90

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Stiftung Tierärztliche Hochschule Hannover - 10.05.2019

WWW: http://idw-online.de
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MELDUNG/500: Globale TanDEM-X-Waldkarte verfügbar (DLR)


DLR-Pressemitteilung vom 6. Mai 2019

Globale TanDEM-X-Waldkarte verfügbar



Wälder sind die Lunge der Erde: Sie helfen die
Treibhausgaskonzentration in der Atmosphäre zu reduzieren und damit
der globalen Erwärmung entgegenzuwirken, bieten Schutz und Ressourcen
für Menschen, Tiere und Pflanzen - und sie gehen in alarmierendem
Ausmaß verloren. Wie der Blick aus dem All verrät, ist die Landmasse
der Erde heute zu rund einem Drittel von Wäldern bedeckt. Dabei fehlt
bereits mehr als die Hälfte des weltweiten Bestands, die der Abholzung
insbesondere seit Mitte des 20. Jahrhunderts zum Opfer gefallen ist.
Um den aktuellen Zustand sowie die Entwicklungen des "grünen Organs"
genau beobachten, bewerten und schützen zu können, hat das Deutsche
Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) einen besonderen Datensatz
erstellt: die globale TanDEM-X-Waldkarte. Dazu wurden
interferometrische Daten genutzt, die für das globale Höhenmodell der
deutschen Radarsatellitenmission TanDEM-X aufgenommen wurden, und
Algorithmen aus dem Bereich der künstlichen Intelligenz zur globalen
Datenverarbeitung entwickelt. Diese wurden für verschiedene Waldtypen
anhand von Baumhöhen, Dichte und Struktur optimiert. Das Ergebnis ist
eine Karte, die bei einer Auflösung von 50 Metern die Ausdehnung
bewaldeter Flächen darstellt. Die globale TanDEM-X-Waldkarte des DLR
steht wissenschaftlichen Nutzern ab sofort frei zur Verfügung.




[image: Quelle: © DLR]

Die TanDEM-X-Waldkarte für ein ca. 250 Kilometer x 250 Kilometer
großes Gebiet im brasilianischen Bundesstaat Rondonia zeigt die
dramatische Entwicklung der Abholzung im Regenwald.

Quelle: © DLR



Radarsatelliten können unabhänging von Wetter oder
Tageszeit Aufnahmen erstellen - ein besonderer Vorteil bei der
Kartierung von tropischen Wäldern, die meist von Wolken bedeckt sind.
Die TanDEM-X-Waldkarte schließt bisherige Datenlücken und liefert
erstmals einen einheitlichen Überblick der Regenwälder in Südamerika,
Südostasien und Afrika. Die Erkenntnisse sind für Behörden und
Wissenschaftler gleichermaßen bedeutsam, da diese Gebiete vor
illegaler Abholzung geschützt und als mächtige Kohlenstoff-Speicher
erhalten werden müssen.

Anhand der neuen Karte lässt sich entsprechend auch die
Biomasse-Konzentration von Wäldern genauer bestimmen - ein
Schlüsselfaktor im globalen Kohlenstoffkreislauf. Die globale
TanDEM-X-Waldkarte schafft damit eine wichtige Datengrundlage für
Forschungen zum globalen Wandel und bietet darüber hinaus auch
vielfältige Anwendungsmöglichkeiten in der Landwirtschaft,
Forstwirtschaft, Regionalentwicklung sowie der Raumplanung. In
Hinblick auf die gesellschaftlichen Herausforderungen des globalen
Wandels lassen sich schließlich auch genauere Vorhersagen und
geeignete Maßnahmen ableiten.

Big Data und Künstliche Intelligenz

Das DLR-Institut für Hochfrequenztechnik und Radarsysteme hat für das
Projekt insgesamt mehr als 400.000 Datensätze verarbeitet, die im
Zeitraum von 2011 bis 2015 im Rahmen der TanDEM-X-Mission aufgenommen
wurden. Um aus den riesigen Datenmengen die gewünschte Information
"Wald" zu gewinnen und klassifizieren zu können, haben die
Radarexperten spezielle Algorithmen entwickelt, die zuerst jede
einzelne Aufnahme individuell auswerten und anschließend zu einer
globalen Karte zusammenfügen. Diese Algorithmen basieren
aufmaschinellem Lernen aus dem Bereich der künstliche Intelligenz und
können in der Zeitschrift "Remote Sensing of Environment" (Volume 205,
Februar 2018) nachgelesen werden. Künftig können so auch neue
Satellitendaten ausgewertet und beispielweise in Form von
Zeitreihen-Analysen mit der TanDEM-X-Waldkarte verglichen werden.

Um die gerechneten Ergebnisse zu validieren und die Waldflächen mit
noch höherer Genauigkeit von den Nicht-Waldflächen abzugrenzen zu
können, nutzen die Entwickler zusätzliche Fernerkundungsdaten. Dazu
gehören insbesondere der "Global Urban Footprint", eine globale Karte
von Siedlungsgebieten die am Earth Observation Center (EOC) des DLR
erstellt wurde, sowie die Gewässerkartierung der Climate Change
Initiative der ESA. Die globale TanDEM-X-Waldkarte wird im Deutschen
Satellitendatenarchiv des EOC verwaltet und den Nutzern
bereitgestellt. Das Deutsche Raumfahrtkontrollzentrum (GSOC) ist für
den Betrieb der Radarsatellitenmission TanDEM-X verantwortlich.

Tandem-L: Waldmonitoring der Zukunft 

Die Abschätzung und das Monitoring von Waldressourcen ist eine
zentrale Aufgabe von gegenwärtigen und kommenden
Radarsatellitenmissionen. Insbesondere Tandem-L, ein Vorschlag für
eine hochinnovative Satellitenmission, könnte globale Waldkarten
künftig im Wochentakt erstellen und daraus Waldhöhe, Struktur und
Biomasse ableiten. Mithilfe seiner neuartigen Bildgebungstechnologie
und der daraus resultierenden gewaltigen Aufnahmekapazität ist
Tandem-L dafür konzipiert, weitere dynamische Umweltprozesse auf der
Erdoberfläche zu beobachten. Die Mission soll neue Maßstäbe in der
Erdbeobachtung setzen und damit einen wirkungsvollen Beitrag zur
Bewältigung der globalen gesellschaftlichen Herausforderungen leisten.




http://twitter.com/DLR_de

http://facebook.com/DLRde

http://youtube.com/dlrde

Pressemitteilung mit Bildern unter:

https://www.dlr.de/dlr/presse/desktopdefault.aspx/tabid-10172/213_read-33241/

 * 

Quelle:

DLR-Presse-Information, 06.05.2019

Herausgeber:

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)
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Linder Höhe, 51147 Köln
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FORSCHUNG/581: Quellen für intensive Gerüche in Trendspielzeug aufgeklärt (idw)


Fraunhofer-Gesellschaft, Presse Institute - 13.05.2019

Süßlicher Duft mit giftigem Beigeschmack - Quellen für intensive
Gerüche in Trendspielzeug aufgeklärt



Bunte, weiche Schaumstofffiguren, sogenannte Squishies, erfreuen sich
bei Kindern zunehmender Beliebtheit. Allerdings weisen einige Produkte
einen auffälligen Geruch auf. Bei manchen Produkten ist der Geruch
unangenehm, bei anderen durchaus attraktiv. Warum diese Produkte
geruchlich so auffällig sind, hat ein Wissenschaftler-Team des
Fraunhofer-Instituts für Verfahrenstechnik und Verpackung IVV genauer
untersucht. Nun wurden verschiedene Fehlgeruch verursachende
Verbindungen in einem Squishy erfolgreich aufgeklärt. Die Ergebnisse
deuten zudem darauf hin, dass der Störgeruch mit angenehmen
Geruchsstoffen offensichtlich gezielt übertüncht werden sollte.

Squishies sind der neueste Trend auf dem Spielwarenmarkt. Dabei
handelt es sich um weiche Schaumstofffiguren, die man wie 
Anti-Stress-Bälle zusammendrücken kann. Squishies zeichnen sich neben 
ihren bunten
Farben und den für Kinder ansprechenden Designs auch dadurch aus, dass
sie sich nur langsam in ihre ursprüngliche Form zurückverwandeln. Im
vergangenen Jahr warnten Behörden anderer europäischer Länder wie
Dänemark oder Finnland vor entsprechenden Produkten, etwa weil sich
verschluckbare Kleinteile lösen, die eine Erstickungsgefahr für
Kleinkinder darstellen, oder wegen des Nachweises von
gesundheitsschädlichen Substanzen. In diesem Zusammenhang wurde auch
berichtet, dass die Produkte oft einen "chemischen" oder
"parfümierten" Geruch aufwiesen.

Analysemethoden des Fraunhofer IVV decken auf

Die chemischen Ursachen der Gerüche in Spielzeug wurden bisher kaum
untersucht. Frau Prof. Andrea Büttner und Christoph Wiedmer vom
Fraunhofer IVV haben deshalb neue Analysemethoden auf Basis von
Techniken aus der Aromaforschung entwickelt. Damit gelingt es, die
Stoffe gezielt nachzuweisen und zu identifizieren. Im Rahmen ihrer
Untersuchungen konnten sie mit ihrem Team verschiedene Geruch
verursachende Substanzen auch in einem Squishy aufklären. Ihre
Ergebnisse haben sie nun im renommierten Fachjournal Analytical and
Bioanalytical Chemistry veröffentlicht.

Der Geruch des untersuchten Squishy wies verschiedene
lösungsmittelartige Noten auf, aber die Wissenschaftler fanden auch
angenehme Gerüche, wie Kokos oder Karamell. Lebensmittelchemiker
Christoph Wiedmer, der die Studie federführend geleitet hat, fasst die
Ergebnisse zusammen: "Wir konnten im Produkt die Lösungsmittel 
2-Butoxyethanol und Cyclohexanon nachweisen. Dies korreliert mit den
lösungsmittelartigen Fehlgerüchen. Außerdem haben wir gamma-Nonalacton
und Ethylmaltol gefunden, die kokos-und karamellartig riechen.
Aufgrund unserer Daten nehmen wir an, dass diese durch den Hersteller
gezielt zugesetzt wurden, um den Fehlgeruch zu überdecken."

Bei der sensorischen Bewertung empfanden allerdings nur zwei von
sieben Prüfpersonen den Geruch des Squishy als angenehm. Diese Praxis
gibt dennoch Anlass zur Sorge, wie Wiedmer erklärt: "Die
nachgewiesenen Lösungsmittel sind als gesundheitsschädlich beim
Einatmen eingestuft und sollten daher vermieden statt überdeckt
werden."

Anhaltspunkte für Hersteller und Überwachungsbehören

Inwiefern die gefundenen Substanzen allerdings genau auf den Menschen
wirken, muss noch in weiterführenden Untersuchungen geklärt werden.
Die Ergebnisse liefern dennoch wertvolle Anhaltspunkte für Hersteller
und Überwachungsbehörden, wie Prof. Büttner erläutert: "Den
Kontrollbehörden erleichtern die gewonnenen Erkenntnisse, die
Sicherheit von Produkten aus dem internationalen Warenverkehr zu
untersuchen. Insbesondere sollte man prüfen, welche Rolle bei dem
Problem die Herkunftsländer der Produkte und der Internethandel
spielen. Die globalen Warenströme werden immer komplexer und
undurchsichtiger. Die Herausforderungen für den Verbraucherschutz sind
daher heute enorm. Den in der Qualitätssicherung tätigen Analytikern
bieten unsere Erkenntnisse neue Möglichkeiten zur Entwicklung von
zielgerichteten Detektionsmethoden. Sie sind die Basis zur Entwicklung
von Vermeidungsstrategien und von Konzepten zur Verbesserung der
Produktsicherheit."

Wissenschaftliche Veröffentlichung:

C. Wiedmer, A. Buettner. Identification and characterisation of
odorants in a squishy toy using gas chromatography-mass
spectrometry/olfactometry after thermal extraction. Anal Bioanal Chem
(2019),

https://doi.org/10.1007/s00216-019-01860-9.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://doi.org/10.1007/s00216-019-01860-9

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news715579

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution96
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Gesellschaft, Presse Institute, 13.05.2019
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RECHT/231: Marathon-Kraftwerkstreit geht in die nächste Runde (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 15. Mai 2019

Trianel Kohlekraftwerk Lünen: Bundesverwaltungsgericht hebt Urteil
auf - BUND setzt sich durch

Marathon-Kraftwerkstreit geht in die nächste Runde



Leipzig/Düsseldorf, 15.05.2019 | Das Bundesverwaltungsgericht in
Leipzig ist heute dem Antrag des nordrhein-westfälischen
Landesverbandes des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)
gefolgt und hat das klageabweisende Urteil des Oberverwaltungsgerichts
Münster wegen der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung zum Betrieb
des Trianel Kohlekraftwerks Lünen aufgehoben. Wegen der
Rückverweisung an das Oberverwaltungsgericht geht der langjährige
Rechtsstreit des BUND gegen die Bezirksregierung Arnsberg damit in die
nächste Runde.

"Wir begrüßen die Aufhebung des OVG-Urteils, weil damit unsere
Auffassung in Bezug auf die erforderliche Einbeziehung der
Schadstoffeinträge bereits früher genehmigter Vorhaben bestätigt
wurde", sagte Thomas Krämerkämper, stellvertretender
Landesvorsitzender des BUND.

Im vorliegenden Fall waren die Schadstoffeinträge des
Kupferrecyclingbetriebs Aurubis im Rahmen der
FFH-Verträglichkeitsprüfung unberücksichtigt geblieben. Dies war damit
begründet worden, dass maßgebend für die Betrachtung der Zeitpunkt der
Antragstellung sei, nicht aber derjenige der Genehmigung. Diese
Auslegung des so genannten Prioritätsprinzips hat das
Bundesverwaltungsgericht nun gekippt. "Nach Auffassung des BUND ergibt
sich daraus, dass zusätzliche Schadstoffbelastungen des FFH-Gebietes
Cappenberger Wälder durch das Kohlekraftwerk nicht zulässig sind", so
BUND-Experte Krämerkämper.

Auch im Hinblick auf das vom BUND ebenfalls beklagte
Uniper-Kohlekraftwerk Datteln 4 hat das heutige Urteil des
Bundesverwaltungsgericht höchste Relevanz: Sowohl dem Bebauungsplan
als auch der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung für Datteln 4
liegt der gleiche Rechtsfehler unterbliebener Einbeziehung bereits
genehmigter anderweitiger Schadstoffausstöße zu Grunde.

Soweit das Bundesverwaltungsgericht weitere Hinweise in der Sache
gegeben hat, muss nun das Oberverwaltungsgericht Münster eine Klärung
herbeiführen. Da das Bundesverwaltungsgericht heute bereits
ankündigte, dass die Vorlage der schriftlichen Urteilsbegründung lange
dauern könnte, richtet sich der BUND auf einen weiteren Klage-Marathon
ein.

Hintergrund:

Ein erster Genehmigungsanlauf für das umstrittene Kraftwerk war
bereits 2011 gescheitert. Das Oberverwaltungsgericht Münster erklärte
aufgrund einer Klage des BUND die immissionsschutzrechtliche
Genehmigung von der Bezirksregierung Arnsberg für rechtswidrig und hob
die Genehmigung auf. Die aktuelle Klage richtet sich gegen einen
Neuantrag, der am 20. November 2013 von der Bezirksregierung Arnsberg
genehmigt wurde. Über eine weitere BUND-Klage gegen die
wasserrechtliche Genehmigung des Kraftwerks muss das
Verwaltungsgericht Gelsenkirchen entscheiden.

Das 750-Megawatt-Trianel Kohlekraftwerk Lünen ist seit 1. Dezember
2013 am Netz und hat seitdem mehr als 18 Millionen Tonnen des
Treibhausgases Kohlendioxid ausgestoßen. An dem Kohlemeiler sind 28
Stadtwerke und regionale Energieversorger beteiligt. Seit der
Inbetriebnahme des Kraftwerks hat das Kraftwerk wegen der durch die
Energiewende bedingten Strompreisverfalls jährlich Verluste in
dreistelliger Millionenhöhe eingefahren.

Vom Schadstoffausstoß des Kraftwerks sind insbesondere die schon
unzulässig hoch vorbelasteten Cappenberger Wälder betroffen, die als
Natura 2000-Gebiet dem Schutz der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie der
Europäischen Union unterliegen. Das etwa 670 Hektar große Waldgebiet
wird geprägt von einem hohem Anteil an naturnahen Beständen der Eichen-
Hainbuchenwälder sowie der Hainsimsen- und Waldmeister-Buchenwälder.
Diese Waldgesellschaften werden insbesondere durch die zusätzlichen
versauernden Einträge von Schwefeldioxid und Stickoxiden gefährdet.

Urteil vom 15. Mai 2019 - BVerwG 7 C 27.17 -

Mehr Infos:

BUND-Infos: 

www.bund-nrw.de/trianel_luenen

Pressemitteilung des Bundesverwaltungsgerichts:

www.bverwg.de/pm/2019/38

 * 

Quelle:

Presseinformation, 15.05.2019

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Tel.: 0211/302005-0, Fax: 0211/302005-26

E-Mail: bund.nrw(at)bund.net

Internet: www.bund-nrw.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / LANDWIRTSCHAFT





MASSNAHMEN/179: Agrarökologen der Universität Göttingen plädieren für integrative Naturschutzkonzepte (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 14.05.2019

Agrarökologen der Universität Göttingen plädieren für integrative
Naturschutzkonzepte



In Naturschutz und Landwirtschaft gibt es zwei gegensätzliche
Konzepte, wie eine hohe Artenvielfalt und eine nachhaltige
Nahrungsmittelproduktion zu verbinden sei: Naturschutz soll in
Produktionslandschaften integriert oder in Form von reinen
Schutzgebieten segregiert werden, um auf den Produktionsflächen
maximale Erträge zu ermöglichen. Forscherinnen und Forscher der
Universität Göttingen plädieren für integrative Lösungsansätze, die
Naturschutz und landwirtschaftliche Produktion in nachhaltig
bewirtschafteten Agrarlandschaften vereinbaren. Die Ergebnisse sind in
der Fachzeitschrift People and Nature erschienen.




[image: Foto: © Laura Sutcliffe]

Eine strukturreiche Agrarlandschaft (Rumänien) kann die Artenvielfalt
fördern.

Foto: © Laura Sutcliffe



(pug) "Viele Forscher argumentieren, dass die landwirtschaftliche
Produktion auf den bestehenden Flächen intensiviert werden solle, um
die Erträge zu steigern und gleichzeitig den landwirtschaftlichen
Druck auf die letzte Wildnis zu verringern. Dieser Ansatz wird vor
allem in tropischen Ländern verfolgt", erläutert Dr. Ingo Grass aus
der Abteilung Agrarökologie an der Universität Göttingen und Erstautor
der Studie. "Allerdings sind Biodiversität und Landwirtschaft oft eng
miteinander verflochten und viele Arten sind auch für den Landwirt von
Nutzen. In den Kulturlandschaften Europas sind viele schützenwerte
Arten an extensiv bewirtschaftete Lebensräume angepasst. Diese Arten
sind durch die zunehmende landwirtschaftliche Intensivierung bedroht",
ergänzt Prof. Dr. Teja Tscharntke, Leiter der Abteilung.

In ihrer interdisziplinären Studie argumentieren die Forschenden für
eine stärkere Integration dieser beiden kontrastierenden Konzepte.
"Moderne und nachhaltige Agrarlandschaften erfordern sowohl
landsparende und ertragreiche Produktionsgebiete, unberührte
Lebensräume als auch extensiv bewirtschaftete Flächen. Diese
Kombination ermöglicht nicht nur die höchste Artenvielfalt, sondern
fördert auch Ökosystemdienstleistungen wie die Bestäubung und
biologische Schädlingsregulierung durch Insekten und Feldvögel. Diese
sind für eine nachhaltige Agrarproduktion essenziell", so Grass. Die
verschiedenen Landschaftselemente und Lebensräume sollten dabei durch
Hecken und Korridore verbunden sein, so die Autorinnen und Autoren, um
ein Maximum an Artenvielfalt und Ökosystemdienstleistungen zu
schaffen.

Originalpublikation:

Grass, I. et al. Land-sharing/-sparing connectivity landscapes for
ecosystem services and biodiversity conservation. People and Nature
(2019). 

Doi: https://doi.org/10.1002/pan3.21
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FORSCHUNG/498: Mikroplastik in Gewässern - klein wie ein Staubkorn, von grosser globaler Tragweite (idw)


Empa Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt -
13.05.2019

Mikroplastik in Gewässern



Qualvoll verendete Meeresvögel mit einem Bauch voller Plastikmüll;
Plastikansammlungen so gross wie Inseln: Bilder wie diese hat heute
praktisch jeder schon gesehen. Doch es gibt auch Plastikteile, die von
Auge kaum sichtbar sind - Mikroplastik. Die Gefahr, die diese winzigen
Teile bergen, ist bis anhin kaum erforscht. Forscher der Empa haben
nun die weltweit erste Risikoabschätzung für Mikroplastik in Seen und
Flüssen durchgeführt. In Europa, so das Fazit der Studie, sind
aquatische Organismen zurzeit (noch) nicht akut gefährdet.

So klein wie ein Staubkorn - doch von grosser globaler Tragweite. Das
Wort Mikroplastik ist vielen ein Begriff, doch die Gefahren sind so
gut wie unerforscht. In den letzten Jahren ist die Verschmutzung durch
Plastik zu einer immer grösseren Belastung für die Umwelt
herangewachsen. Unzählige Videos und Medienberichte machen auf dieses
Problem aufmerksam. Während die Gefahren durch grosse Plastikteile für
Tiere kaum zu übersehen sind, findet man über diejenigen von
Mikroplastik bis anhin praktisch nichts. Doch was ist Mikroplastik
überhaupt?

Phänomen Mikroplastik

Zu Mikroplastik zählen Kunststoffteile, die kleiner als fünf
Millimeter sind. Dabei unterscheidet man zwei Arten von Mikroplastik:
(i) Kunststoffgranulate, die als Ausgangsmaterial zur Herstellung von
diversen Kunststoffprodukten, aber auch von Kosmetika und
Haushaltsartikeln dienen (primärer Mikroplastik) und (ii)
Kunststoffteile, die beim Zerfall grösserer Plastikteile in der Umwelt
entstehen, z.B. durch Verwitterung oder mechanische Beanspruchung
(sekundärer Mikroplastik). Eine wichtige Quelle von sekundärem
Mikroplastik sind Faserbruchstücke, welche beim Waschen von
Kunststofftextilien ins Abwasser abgegeben werden. Primärer
Mikroplastik gelangt durch Reinigungsprozesse, etwa in
Industriebetrieben, dem Hausputz oder beim Duschen, ins Abwasser.
Obwohl nicht dafür konzipiert, sind Kläranlagen recht effizient darin,
Mikroplastik aus dem Abwasser zu filtern. Trotzdem verteilen sich
grosse Mengen an Mikroplastik in Gewässern und Böden überall auf der
Welt - Tendenz steigend.

Keine Gefahr für Europa

Können diese Millimeter kleinen Partikel ein Problem für die Umwelt
darstellen? Der Umweltwissenschaftler und Empa-Forscher Bernd Nowack
setzt sich unter anderem mit der Umweltbelastung durch Mikroplastik
auseinander. Zusammen mit Véronique Adam hat Nowack nun die weltweit
erste Risikoabschätzung für in Süsswasser lebende Fische und andere
Wasserorganismen durchgeführt. Dazu haben sie die Ergebnisse aus
unzähligen Studien verglichen und ausgewertet. Um herauszufinden, ob
ein Risiko für die Umwelt besteht, haben die Empa-Forscher eine
Methode angewendet, welche für die Abschätzung von Umweltrisiken durch
Chemikalien etabliert ist. Sie verglichen real gemessene Belastungen
von Gewässern durch Mikroplastik mit Schwellenwerten für die möglichen
toxischen Effekte bei verschiedenen Organismen. Überschneiden sich
Belastungen und Schwellenwerte, besteht tatsächlich ein Umweltrisiko.

Ergebnis: In Europa besteht momentan keine Gefahr für die Umwelt, da
die tatsächlich gemessenen Konzentrationen an Mikroplastik in den bis
jetzt untersuchten Gewässern deutlich unter den Schwellenwerten
liegen. Bekanntlich ist jedoch besonders Asien vom Plastikproblem
betroffen. Nowack und Adam fanden in den Daten aus Asien dann auch
eine Überschneidung der Belastungen und der Schwellenwerte , wenn
diese auch äusserst klein ist.

Kläranlagen zum Schutz

Wie diese beiden Beispiele zeigen, fanden die Forscher Unterschiede
zwischen den verschiedenen Weltregionen bezüglich Verschmutzung durch
Mikroplastik und des daraus resultierenden Risikos für die Umwelt. Vor
allem in Regionen, die kein oder ein nur begrenzt funktionierendes
Abwassereinigungssystem haben, können höhere Umweltkonzentrationen
auftreten. Dies, da gut funktionierende Kläranlagen besonders wichtig
sind für den «Schutz» der Umwelt vor Mikroplastik.

Nowacks Fazit: «Zurzeit besteht kein Hinweis, dass Mikroplastik in
Europa ein Risiko für die Umwelt darstellt.» Allerdings seien weitere
Untersuchungen nötig, um negative Folgen definitiv ausschliessen zu
können, da die Datengrundlage insgesamt noch recht spärlich ist, vor
allem auch, was lokale Hotspots von Mikroplastik in der Umwelt angeht.
So empfiehlt er etwa kontrollierte Studien mit Standardmethoden und
vollständiger Charakterisierung der Partikel. Seine eigene
Forschungsgruppe «Environmental Risk Assessment and Management» in der
Empa-Abteilung «Technologie und Gesellschaft» in St. Gallen wird das
Thema jedenfalls weiterverfolgen. Geplant sind ähnliche
Risikobewertungen für Mikroplastik in Böden und eine Studie für die
Weltmeere. Auch die Quantifizierung der Mikroplastikflüsse in die
Umwelt oder die Untersuchung der Bildung von Mikroplastik beim Waschen
und Verwittern sind aktuelle Forschungsprojekte.

Originalpublikation:

V Adam, T Yang, B Nowack; Toward an ecotoxicological risk assessment
of microplastics: Comparison of available hazard and exposure data in
freshwaters, Environmental Toxicology and Chemistry, 2018
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FORSCHUNG/497: Gesundheitscheck in der Baumkrone - Forschung zum Eschentriebsterben im Neuburger Auwald (idw)


Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt - 10.05.2019

Gesundheitscheck in der Baumkrone: Forschung zum Eschentriebsterben
im Neuburger Auwald



Wer derzeit im Auwald bei Neuburg an der Donau einen Spaziergang
unternimmt, kann Wissenschaft hautnah erleben: Anna Eisen, Doktorandin
an der Katholischen Universität Eichstätt-Ingolstadt (KU), hat
Pollenfallen und Windmesser aufgestellt und mit einer mobilen
Arbeitsbühne im Kronendach von Eschen deren Blüten und Pollen
gesammelt. Dieser Baum gilt aufgrund seiner Wärme- und
Trockenresistenz eigentlich als vielversprechende Sorte für den
Waldumbau vor dem Hintergrund des Klimawandels. Jedoch ist die Esche
aufgrund einer Pilzkrankheit akut in ihrer Existenz gefährdet: Das
"Falsche Weiße Stängelbecherchen" führt zum Eschentriebsterben.




[image: Foto: © Anna Eisen/upd]

In Höhen von bis zu 20 Metern entnimmt Anna Eisen von einer mobilen
Arbeitsbühne aus Proben im Neuburger Auwald.

Foto: © Anna Eisen/upd



Die rasante Ausbreitung der Krankheit setzt nun Forschung und
Waldwirtschaft unter Druck. Gefördert von der Bayerischen
Landesanstalt für Wald und Forstwirtschaft forscht Anna Eisen unter
der Leitung von Prof. Dr. Susanne Jochner-Oette (Professur für
Physische Geographie/Landschaftsökologie und nachhaltige
Ökosystementwicklung) deshalb zur Generhaltung der Esche. Dabei
kooperiert sie eng mit dem Wittelsbacher Ausgleichsfond und dem
Bayerischen Amt für Waldgenetik.




[image: Foto: © Anna Eisen/upd]

Im Auwald hat die Wissenschaftlerin auch elf Pollenfallen installiert,
um den Pollenflug zu dokumentieren. Täglich müssen die Objektträger
gewechselt werden, an denen die Pollen haften bleiben.

Foto: © Anna Eisen/upd



Bislang gibt es keine wirkungsvollen Maßnahmen gegen das
Eschentriebsterben. Eine Perspektive bietet jedoch die Tatsache, dass
etwa ein Prozent der Eschen eine natürliche Resistenz gegen die
Krankheit aufweist. Eine Möglichkeit zur Eindämmung des Eschensterbens
besteht in der gezielten Vermehrung resistenter Bäume bzw. die
Förderung einer natürlichen Resistenzbildung. Doch warum einige Bäume
resistent sind und wie sich eine Resistenz sicher erkennen lässt, ist
bislang noch nicht bekannt.

Anna Eisen untersucht, inwieweit der Gesundheitszustand der Eschen die
Entwicklung der Pollen beeinflusst. Dazu sammelt die Wissenschaftlerin
in schwindelerregenden Höhen von bis zu 20 Metern mit Hilfe einer
mobilen Arbeitsbühne Pollenproben der Esche und untersucht deren
Lebensfähigkeit, welche unter anderem Aufschluss auf die Chance einer
Fortpflanzung gibt. Um den Pollenflug im Auwald zu untersuchen,
installierte sie zudem elf Pollenfallen. Seit Mitte März ist Anna
Eisen täglich vor Ort und wechselt die Objektträger, an denen die
Pollen haften bleiben. Zudem nutzt sie die Arbeitsbühne auch für
vertikale Pollenmessungen in fünf unterschiedlichen Höhen. "Durch den
stündlichen Wechsel der Objektträger lassen sich Rückschlüsse auf die
Änderung der Pollenkonzentration im Tagesverlauf ziehen", erläutert
Anna Eisen. "Dies sind wichtige Informationen, um die
Fortpflanzungserfolg in fragmentierten Beständen abzuschätzen."

Noch bis Mitte Mai wird die Wissenschaftlerin den Auwald
durchstreifen. Danach beginnt die Auswertung der Proben unter dem
Mikroskop im Labor der Universität, bis im nächsten Frühjahr wieder
neue Daten aufgenommen werden können.
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FORSCHUNG/496: Drei Viertel der Flüsse weltweit durch menschliche Eingriffe in ihrem Lauf beeinträchtigt (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 08.05.2019

Drei Viertel der Flüsse weltweit durch menschliche Eingriffe in
ihrem Lauf beeinträchtigt

Globale Studie unter Beteiligung der Universität Tübingen erfasst den
Zustand von Flussökosystemen



Weniger als ein Viertel aller Flüsse weltweit fließt auf der gesamten
Länge ungehindert durch Staudämme oder menschengemachte Regulierungen
ins Meer. Unter den mehr als tausend Kilometer langen Flüssen kann nur
rund ein Drittel dem von der Natur vorgegebenen Lauf folgen. Das ergab
eine umfangreiche Studie eines großen internationalen
Wissenschaftlerteams aus Mitgliedern der Naturschutzorganisation World
Wide Fund for Nature (WWF) und von Forschungseinrichtungen. An der
Studie waren maßgeblich Professorin Christiane Zarfl vom Zentrum für
Angewandte Geowissenschaften der Universität Tübingen sowie auch
Klement Tockner, langjähriger Direktor des Leibniz-Instituts für
Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) und Professor für
aquatische Ökologie an der Freien Universität Berlin, beteiligt.




[image: Foto: © Christiane Zarfl]

Der Tagliamento in Friaul, Oberitalien, ist einer der letzten
Wildflüsse Europas.

Foto: © Christiane Zarfl



Das Team bezog zwölf Millionen Flusskilometer weltweit in die Studie
ein. Untersucht wurde vor allem jeweils die Vernetzung des Flusses mit
seinem Überschwemmungsgebiet und dem Grundwasser sowie der
Stoffaustausch mit den verbundenen Biotopen - die Forscher fassen
diese Eigenschaften als Konnektivität des Flusses zusammen. Diese kann
als Maß gelten für den Zustand eines Flusses, der mit ihm verbundenen
Ökosysteme und deren Artenvielfalt. Die Quantifizierung und Kartierung
sollen außerdem als Grundlage für den Erhalt der letzten
naturbelassenen Flüsse dienen und eine Priorisierung von
Renaturierungsmaßnahmen unterstützen. Die Studie wurde in der
Fachzeitschrift Nature veröffentlicht.




[image: Foto: © Christiane Zarfl]

Amazonasgebiet Brasiliens: Gefluteter Auenregenwald am unregulierten
Fluss Paranà do Mamori

Foto: © Christiane Zarfl



Ökosysteme mit großer Artenvielfalt

Frei fließende Flüsse lassen global die Ökosysteme mit der größten
Artenvielfalt und Dynamik entstehen, vergleichbar tropischen
Regenwäldern und Korallenriffen. Zugleich bieten Flüsse zum Beispiel
für die Süßwassernutzung, Bewässerung in der Landwirtschaft, durch
Fischfang und Energiegewinnung aus Wasserkraft wichtige
Lebensgrundlagen für viele Millionen von Menschen. So zählte das
Wissenschaftlerteam in der neuen Studie allein rund 2,8 Millionen
Dämme, hinter denen Reservoire von mindestens tausend Quadratmetern
Wasserfläche entstanden sind, auf den zwölf Millionen untersuchten
Flusskilometern. "Das führt zur Fragmentierung des Flusslaufs und hat
teilweise schwerwiegende Auswirkungen auf das ganze Flusssystem", sagt
Christiane Zarfl. Durch die Weiterentwicklung der Infrastruktur für
eine steigende Zahl von Menschen seien Flüsse und ihre Ökosysteme
weltweit zunehmend bedroht.

Konnektivität als Maß

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler entwickelten in ihrer
Studie eine neue Methode, um den Zustand eines Flusses zu beurteilen.
Zentrales Maß ist dabei die Konnektivität eines Flusses mit
Bewertungen zum freien Wasserfluss, zu den Bewegungsmöglichkeiten von
Organismen sowie zum Transport von Sedimenten, organischen Stoffen,
Nährstoffen und Energie. In die umfassende Untersuchung gingen vier
Dimensionen ein: in Fließrichtung, flussauf- und abwärts im Flussbett;
über die Flussufer hinaus, zwischen dem Hauptbett des Flusses und der
Aue; in vertikaler Richtung zwischen dem Grundwasser, dem Fluss und
der Atmosphäre sowie in zeitlicher Abhängigkeit bedingt durch die
Jahreszeiten. Darüber beurteilte das Wissenschaftlerteam, welche
Flüsse noch als frei fließend betrachtet werden können. "Heute sind
sie weitgehend auf abgelegene Regionen wie die Arktis, das
Amazonasbecken und das Kongobecken beschränkt", sagt Christiane Zarfl.
"In dicht bevölkerten Erdregionen wie Nordamerika, Europa und Südasien
sind nur noch wenige sehr lange Flüsse frei fließend, allen voran der
Irrawaddy und der Saluen."

2015 verabschiedeten zahlreiche Nationen beim
UNO-Nachhaltigkeitsgipfel in New York Nachhaltigkeitsziele, die auch
den Schutz beziehungsweise die Wiederherstellung wassergebundener
Ökosysteme vorsehen. Dennoch seien zurzeit mehr als 3.700 neue und
große Dämme zur Wasserkraftnutzung in Planung, sagt die
Wissenschaftlerin, zum Beispiel in den Balkanstaaten, im
Amazonasgebiet, vor allem aber in Asien, in China und im Himalaja.
Außerdem seien etwa in Indien, China und Brasilien große
Bewässerungsvorhaben geplant oder bereits im Bau, die das Ausbaggern
von Flüssen, ihre Kanalisierung oder den Bau von Talsperren oder
Dämmen erfordern. "Wir haben nun erstmals ein umfassendes
Informationssystem mit hoher Auflösung zu den Flüssen der Erde
angelegt. Es soll auch dazu dienen, die Zusammenhänge und
Abhängigkeiten der Ökosysteme und die Folgen künftiger Eingriffe
deutlich zu machen", erklärt Christiane Zarfl. Übergeordnetes Ziel sei
die Erhaltung der letzten frei fließenden Flüsse der Erde.

Originalpublikation:
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MELDUNG/408: Wildlebende Rothirsche tragen zum Erhalt offener Landschaften bei (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 09.05.2019

Göttinger Forscherteam: Wildlebende Rothirsche tragen zum Erhalt
offener Landschaften bei



Ähnlich wie landwirtschaftliche Nutztiere, beispielsweise Rinder oder
Schafe, können auch wildlebende Rothirsche, die in offenen
Landschaften grasen, zum Erhalt geschützter Lebensräume beitragen.
Dies konnte ein Forscherteam der Universität Göttingen und des
Instituts für Wildbiologie Göttingen und Dresden zeigen. Die
Ergebnisse sind in der Fachzeitschrift Journal of Applied Ecology
erschienen.




[image: Ein Rothirsch - Foto: © Marcus Meißner]

Im Offenland finden Rothirsche auf dem Truppenübungsplatz Grafenwöhr
reichlich Nahrung.

Foto: © Marcus Meißner



(pug) Das interdisziplinäre Forscherteam, an dem die Abteilungen
Graslandwissenschaft und Wildtierwissenschaften der Universität
Göttingen beteiligt waren, führte über einen Zeitraum von drei Jahren
Untersuchungen auf dem Truppenübungsplatz Grafenwöhr in Bayern durch.
"In diesem Gebiet kommen nicht nur zahlreiche geschützte Lebensräume
und seltene Arten vor, sondern auch ein großer Bestand freilebender
Rothirsche", sagt Friederike Riesch, Doktorandin in der Abteilung
Graslandwissenschaft der Universität Göttingen und Erstautorin der
Studie. Da die Tiere auf den nicht bewaldeten Flächen auf dem
Truppenübungsplatz nur an wenigen Tagen im Jahr bejagt werden, können
sie die vorhandenen Grünland- und Heideflächen ganztägig zur
Futteraufnahme nutzen. Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
erfassten den oberirdischen Pflanzenaufwuchs, die Futterqualität sowie
die Futteraufnahme durch Rothirsche in je einem unter Naturschutz
stehenden Heide- und Grünland-Lebensraumtyp. Das Ergebnis: Der Anteil
des Pflanzenaufwuchses, der von wildlebenden Rothirschen gefressen
wird, kann in einer vergleichbaren Größenordnung wie bei extensiver
Nutztierbeweidung liegen.

Während die Futteraufnahme der Rothirsche im Grünland im Frühjahr am
höchsten war, wurden die Heiden im Winter am intensivsten beweidet.
Diese unterschiedlichen saisonalen Muster passen gut mit den
unterschiedlichen Beweidungsansprüchen der Vegetationsgesellschaften
in Grünland und Heide zusammen und tragen dazu bei, dass beide
Lebensraumtypen von den Rothirschen profitieren. "Unsere Ergebnisse
könnten einen Anstoß dazu geben, das Wildtiermanagement - insbesondere
in großen Naturschutzflächen - so anzupassen, dass es Rothirschen
ermöglicht wird, offene Landschaften ganztägig zur Nahrungssuche zu
nutzen", so Riesch. "Auf diese Weise kann ein Beitrag zum Erhalt
naturnaher Offenlandlebensräume geleistet und gleichzeitig das Risiko
von Schäden durch Rothirsche in forstlich genutzten Wäldern reduziert
werden", ergänzt Dr. Bettina Tonn, Co-Autorin aus der Abteilung
Graslandwissenschaft. Das Projekt wurde durch die Landwirtschaftliche
Rentenbank gefördert und von Bundesforst unterstützt.

Originalpublikation:

Riesch, Friederike et al. Grazing by wild red deer: Management options
for the conservation of semi-natural open habitats. Journal of Applied
Ecology (2019). 

Doi: https://doi.org/10.1111/1365-2664.13396

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news715342

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Georg-August-Universität Göttingen - 09.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LAIRE/299: Müll - Schiebenot ... (SB)




Fast alle Staaten der Vereinten Nationen haben ein Abkommen zur
Exportbeschränkung von Plastikmüll vereinbart. Der größte
Plastikmüllexporteur der Welt, die USA, gehört nicht dazu. Seitdem
China keinen Plastikmüll aus dem Ausland mehr aufnimmt, haben die
reichen Hochkonsumländer Verträge mit einzelnen Dörfern vorzugsweise
in Südostasien zur Aufnahme des Mülls vereinbart. An den Rändern
dieser Dörfer sind binnen eines Jahres riesige Müllhalden entstanden.
Dem wird nun ein Riegel vorgeschoben. Die betroffenen Staaten haben
die Möglichkeit, die Aufnahme des Mülls aus anderen Ländern zu
verhindern.

So unterstützenswert diese Vereinbarung auch ist, stellt sich die
Frage, auf was sie in der Praxis hinausläuft. Werden sich die
Müllberge, nunmehr staatlich angeordnet, weiterhin am Rande von
Dörfern - wenngleich in anderen Ländern - auftürmen, nur daß diesmal
deren Bewohnerinnen und Bewohner nicht einmal mehr ein Einkommen
davon haben?

Ab dem 1. Januar 2018 war in China, bis dahin Plastikmüllabladeplatz
Nummer eins für die Industriestaaten, die Einfuhr von 24
verschiedenen Recyclingmaterialien verboten. Da sich am Müllaufkommen
in den USA und anderen Staaten, die bislang das Reich des Mülls in
Anspruch genommen haben, nichts geändert hat, haben sich seitdem bei
ihnen selbst die Abfallberge gehäuft. Aber nicht nur dort. Auch in
manchen Dörfern in Malaysia, Indonesien und Thailand türmten sich
seitdem riesige Müllberge, berichtete Claire Arkin, Sprecherin von
GAIA (Global Alliance for Incinerator Alternatives), eines weltweiten
Zusammenschlusses von Initiativen, die sich für Alternativen zur
Müllverbrennung einsetzen, laut der britischen Zeitung "The
Guardian". [1]

Nun haben sich die Unterzeichnerstaaten des Basler Abkommens auf eine
Vereinbarung zum Umgang mit dem Im- und Export von Plastikmüll, der
aufgrund seiner Zusammensetzung bzw. von Verunreinigungen schwer
wiederzuverwerten ist, geeinigt. Damit wird verhindert, daß Müll auf
privatwirtschaftlicher Basis und ohne daß die Behörden der
Empfängerländer die Kontrolle über das problematische Material haben,
von den reichen in den armen Ländern "entsorgt" wird. Das von
Norwegen initiierte neue Abkommen ist ein Zusatzprotokoll (Amendment)
zum "Basler Abkommen über die Kontrolle der grenzüberschreitenden
Verbringung gefährlicher Abfälle und ihrer Entsorgung" und gilt als
rechtsverbindlich. Damit wird der Plastikmüll ebenfalls als Stoff
deklariert, der einer besonderen Prüfung bedarf, was angemessen ist
angesichts der teils toxischen Substanzen, Verbundmaterialien und der
vielfältigen Zerfalls- und Reaktionsprodukte des Plastikmülls.

Weil die USA das von 187 Staaten beschlossene Basler Abkommen nicht
ratifiziert haben, gilt für sie auch nicht die nun beschlossene
Vereinbarung. Allerdings wird es nun nicht mehr so einfach möglich
sein, den Müll woanders abzuladen. In Entwicklungsländern, die der
Basler Konvention beigetreten und nicht Mitglied der OECD
(Organization for Economic Cooperation and Development) sind, darf
laut dem "Guardian" nach Inkrafttreten des Amendments in
voraussichtlich einem Jahr kein Plastikmüll abgeladen werden.

Für andere Länder wie beispielsweise das OECD-Mitglied Türkei mag es
weiterhin attraktiv sein, im Austausch für Devisen Landflächen
anzubieten, auf denen der Müll gelagert werden kann. Sollten die
Gebiete in der Nähe des Meeres liegen oder gar auf flachen,
unbewohnten Inseln, bestünde die zusätzliche Gefahr einer
"natürlichen" Entsorgung beim nächsten Hochwasser ...

Vielleicht wird das neue Abkommen noch keinen Rückschlageffekt auf
die Menge und Art der Plastikproduktion haben, die das eigentliche
Problem darstellen, aber ohne ein solches Vertragswerk würde sich
eine Praxis verstetigen, die dazu beigetragen hat, daß sich von
Mikro- bis Makrogröße am tiefsten und am höchsten Punkt der Erde und
auf sämtlichen Höhenstufen dazwischen Plastik wiederfinden läßt.
Plastikpartikel werden über große Strecken vom Wind bewegt,
Einweggeschirr, Verpackungen, Gummistiefel und die vielen, vielen aus
fossilen Rohstoffen hergestellten Plastikteile landen über Flüsse im
Meer und werden in riesigen Müllstrudeln zusammengetrieben. Auch
Strände, Äcker, Meeresboden, alles ist verseucht. Meeressäuger,
Fische, Schildkröten und Vögel, aber auch Kleinstlebewesen, die Basis
der Nahrungskette sind, verenden an verschlucktem, unverdaulichem
Plastikmüll.

An dieser Katastrophenentwicklung im Gewand der vermeintlich
praktischen Plastikprodukte sind keineswegs nur die USA beteiligt.
Beispielsweise exportiert Deutschland über eine Million Tonnen und
damit ein Sechstel seines Plastikmülls pro Jahr ins Ausland, bisher
vorzugsweise nach Südostasien. Aber auch Indien, Vietnam und die
Türkei sind Abnehmer des Mülls.

Der Eindruck, daß Industriestaaten wie USA, Japan und Deutschland
ihre gewaltigen Müllmengen stets nur durch die Hintertür in anderen
Ländern abladen konnten, wäre ein Irrtum. Der Export fand sowohl auf
legalen als auch illegalen Wegen statt - wobei die Geschäfte mit
einzelnen Dörfern nicht verboten waren - und könnte auch in Zukunft
ausgerechnet durch das Amendment zum Basler Abkommen legalisiert
werden. Selbstverständlich sollte das Problem bei der Wurzel gepackt
werden. Genauer gesagt, bei den Wurzeln, denn auch wenn von
Konsumentscheidungen gegen Plastikmüll, so sie massenhaft getroffen
werden, eine Lenkungswirkung ausgehen kann, kommt beispielsweise
mindestens die Hälfte des aus Plastik hergestellten
Verpackungsmaterials gar nicht bei den einzelnen Haushalten an,
sondern wird bei der Produktion und auf der Lieferkette verwendet.

Darüber hinaus betreiben die USA gegenwärtig eine Überproduktion an
Fracking-Erdgas und haben sich deswegen darauf verlegt, aus dem
Erdgas Plastikpellets als Rohstoff für die Plastikindustrie
herzustellen. Auch die Europäische Union, die lieber das besonders
klima- und umweltschädliche Fracking-Erdgas aus Nordamerika als das
nicht ganz so schädliche Pipeline-Erdgas aus Rußland kauft, steigt in
die Plastikpelletproduktion ein. Solange Steuergelder aus den
EU-Mitgliedsländern in die Subventionierung von Fabriken für
Plastikpellets und den Aufbau einer Infrastruktur für das Anlanden
von verflüssigtem Erdgas aus den USA ausgegeben werden, kann das
individuelle Konsumverhalten nur wenig ausrichten.


Fußnote:

[1] https://www.theguardian.com/environment/2019/may/10/nearly-all-the-worlds-countries-sign-plastic-waste-deal-except-us

16. Mai 2019
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STANDPUNKT/1099: Eilmaßnahmen gegen die Klimakatastrophe (SFV)


Solarenergie-Förderverein Deutschland e.V. (SFV) - sfv-rundmail vom
15. Mai 2019

Eilmaßnahmen gegen die Klimakatastrophe

Gemeinsames Schreiben von Organisationen für Klimaschutz und
Energiewende vom 15.5.2019



Der Schaden, den der weitere Ausstoß von Treibhausgasen verursacht,
bedroht inzwischen das Überleben der Menschheit.
Um dieser Bedrohung entgegenzutreten, sind zwei Maßnahmenbündel
unerlässlich:

1. Einerseits muss alles daran gesetzt werden, den weiteren Ausstoß an
Treibhausgasen so rasch wie möglich zu beenden. Dazu sind folgende
Maßnahmen geeignet:


	eine nationale CO2-Abgabe bzw. CO2-Steuer

	eine Energiesteuer

	ein Verbot des weiteren Betriebs von fossilen und atomaren Kraftwerken mit genauer Nennung der jeweiligen Stilllegungstage.

	Maßnahmen zur finanziellen Entlastung aller Einwohner, z.B. durch Auszahlung einer Pro-Kopf-Pauschale an alle Einwohner, wie dies in der Stadt Basel erfolgt.



2. Außerdem muss alles daran gesetzt werden, die dezentrale
Installation von Solarstromanlagen und Windkraftanlagen wieder in Gang
zu setzen und den Ausbau von Batteriespeichern und von chemischen
Langzeitspeichern auf Methanol-Basis massiv zu beschleunigen.
Der weitere Ausbau von Fernübertragungsleitungen kann dann entfallen.


	Das Ausschreibungsverfahren für Solar- und Windanlagen ist sofort zu beenden. Es muss ersetzt werden, durch eine gewinnorientierte Vergütung für eingespeisten Solar- und Windstrom.

	Der Deckel für den PV-Ausbau bei 52 GW ist umgehend zu streichen.

	Die Belastung von Solar- und Windanlagen mit einer EEG-Umlage ist zu beenden.

	Die Freistellung großer Stromverbraucher von der EEG-Umlage ist zu beenden.



Die unter 1. und 2. vorgenannten Entscheidungen können sowohl auf
deutscher als auch auf europäischer Ebene getroffen werden.

Durch den akademischen Streit, welche dieser Maßnahmen die
wirkungsvollste sein könnte, geht wertvolle Zeit verloren. Angesichts
der Dringlichkeit einer raschen Entscheidung spricht deshalb nichts
dagegen, mehrere der genannten Maßnahmen gleichzeitig einzuleiten.

Es geht immerhin darum, eine Heißzeit abzuwenden, die den Verlust
aller Lebensgrundlagen für uns und unsere Kinder bedeutet.

Es folgen die unterzeichnenden Organisationen:

BürgerEnergieAltmark eG

BürgerInitiative Saubere Umwelt & Energie Altmark

Deutsche Gesellschaft für Sonnenenergie e.V. (DGS)

Solarverein Goldene Meile e.V.

Solarenergie-Förderverein Deutschland e.V. (SFV)

 * 

Quelle:

sfv-rundmail vom 15.05.2019

Herausgeber:

Solarenergie-Förderverein Deutschland e.V. (SFV)

Frère Roger Straße 8-10, 52062 Aachen

Tel.: 0241/51 16 16, Fax: 0241/53 57 86

E-Mail: zentrale@sfv.de

Internet: http://www.sfv.de
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AKTION/254: Politischer Salon "Von der Müllmetropole zur Zero Waste Hauptstadt" - Berlin, 22.5. (BUND BE)


BUND Landesverband Berlin e.V. - Pressemitteilung - Berlin, 15. Mai
2019


Politischer Salon: "Von der Müllmetropole zur Zero Waste Hauptstadt"


BUND
Berlin lädt zum Austausch zwischen umweltpolitischen Sprecher*innen
und Civilgesellschaft

22. Mai 2019, 18-21 Uhr, Sharehaus Refugio, Lenaustraße 3-4,
Berlin-Neukölln



Berlin hat sich auf den Weg zu Zero Waste gemacht. Doch wie kann
dieser Weg aussehen und was braucht es dafür? Um darüber in einem
offenen Format mit den umweltpolitischen Sprechern der
Regierungsparteien Marion Platta (Die Linke), Georg Kössler (Bündnis
90'die Grünen) und Daniel Buchholz (SPD) zu diskutieren, laden wir Sie
für den 22. Mai 2019 herzlich ins Sharehaus Refugio (Lenaustraße 3-4)
ein.

Der Entwurf für das neue Abfallwirtschaftskonzept des Landes Berlin
für die Jahre 2020-2030 steht ins Haus und könnte ganz neue Maßstäbe
setzen. Eine fortschrittliche und einzigartige Zero Waste-Strategie
soll die Grundlage dafür sein. Gerade bei der Erstellung eines solchen
Schwergewichts der Abfallpolitik ist es wichtig, den Gedanken und
Ideen zwischen Zivilgesellschaft, Politik und Zero Waste-Initiativen
einen Raum für Austausch zu geben.

Jede*r Berliner*in verursacht im Durchschnitt 387 kg Hausmüll.
Getrennt erfasst wurden davon jedoch lediglich 139 kg. Das sind gerade
einmal 36 %. Damit liegt Berlin weit hinter dem Bundesdurchschnitt von
59 %! Der Weg zu Zero Waste scheint noch ein weiter zu sein, jedoch
kann eine umfangreiche Zero Waste-Strategie und ein ganzheitliche
Abfallberatungskonzepte hier Wunder bewirken.

Weitere Informationen und Anmeldung hier:

www.remap-berlin.de/projekte/1095

 * 

Quelle:

Presseinformation, 15.05.2019

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

Landesverband Berlin

Crellestraße 35, D-10827 Berlin

Tel. 030/78 79 00-0, Fax: 030/78 79 00-18

E-Mail: kontakt@bund-berlin.de

Internet: www.bund-berlin.de
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TOUR/559: Gelebte Utopien erFahren - Radtour vom 20.-23. Juni (NABU RP)


NABU Landesverband Rheinland-Pfalz - 13. Mai 2019

Gelebte Utopien erFahren vom 20.-23. Juni

Radtour der NAJU Rheinland-Pfalz zu Orten einer nachhaltigen
Gesellschaft. Anmeldeschluss ist der 6. Juni.



Mainz - Vom 20. bis 23. Juni veranstaltet die NAJU Rheinland-Pfalz die
Radtour "Utopien erFahren". An vier Tagen werden Querdenker*innen ab
16 Jahren Orte des nachhaltigen Gesellschaftswandels in Mainz, Bingen
und Odernheim am Glan mit dem Rad "erFahren".

In einer Welt voller menschengemachter Umweltzerstörungen richtet die
NAJU Rheinland-Pfalz den Blick auf positive Zukunftsmodelle. Denn
statt immer nur das Schlechte in den Blick zu nehmen, werden auf
dieser Fahrradtour Projekte besichtigt, die bereits jetzt
umweltfreundliches und soziales Handeln verwirklichen - Nachmachen ist
ausdrücklich erwünscht!

Auf der Route liegen eine Permakultur-Gärtnerei, ein Strohballenhaus
und eine Solidarische Landwirtschaft. Daneben bieten eine
naturkundliche Exkursion, eine Übernachtung im Wald und die
abendlichen Lagerfeuer Raum für die Entdeckung der eigenen
Verbundenheit mit der Natur. Die Stationen sind eingebettet in das
Konzept des Globalen Lernens, bei dem Nachhaltigkeit als ein gutes
Leben für alle weltweit verstanden wird.

Diese Projekte dienen als Ideengeber für die Teilnehmer*innen. Sie
erweitern ihren Horizont, was nicht nur denkbar, sondern bereits
umsetzbar ist. Ziel der Tour ist es, sich inspirieren zu lassen und
z.B. Mitglied einer Solidarischen Landwirtschaft zu werden oder auf
dem eigenen Balkon die Prinzipien der Permakultur umzusetzen. Zudem
bleibt neben den Besichtigungen genügend Raum zum Austausch zwischen
den Teilnehmer*innen, um z.B. abends am Lagerfeuer neue Ideen zu
spinnen.

Der Teilnahmebeitrag beträgt 50,00 Euro inkl. Verpflegung und
Unterkunft. Die Tagesetappen betragen 60, 42 und 30 km. Eine Mitfahrt
auf Teilstrecken ist möglich. Übernachtet wird in Zelten und in einem
Seminarhaus.

Weitere Infos und Anmeldung (bis 6. Juni)

per Tel. 06131/14039-27,

E-Mail: info@naju-rlp.de

oder Homepage: www.naju-rlp.de

Hintergrundinfos:

Solidarische Landwirtschaft bezeichnet einen Zusammenschluss von
Erzeuger*innen und Verbraucher*innen von Lebensmitteln. Mehrere
private Haushalte beschließen zusammen mit dem Betrieb, welche
Lebensmittel angebaut werden sollen und teilen sich die Kosten dafür.

Einige dieser Betriebe werden nach dem Prinzip der Permakultur
bewirtschaftet. Permakultur ist eine naturnahe Bewirtschaftungsform,
die natürlichen Kreisläufe und Tier- und Pflanzengemeinschaften
beachtet.

Im Strohballenhaus wird ein nachhaltiger Lebensstil mit Wohnkomfort
verbunden. So verfügt das Strohballenhaus z.B. über einen Kühlschrank,
der keinen Strom verbraucht, sondern über Luftventilation
funktioniert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 10/19, 13.05.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Rheinland-Pfalz e.V.

Frauenlobstr. 15-19, 55118 Mainz

Tel. 06131/140 39-24, Fax: 06131/140 39-28

Internet: www.NABU-RLP.de
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DEBATTE/021: Wasserdialog 2050 - Die Wasserwirtschaft zukunftsfähig machen! (BBU WASSER-RUNDBRIEF)


BBU-WASSER-RUNDBRIEF - Nr. 1144, vom 04. April 2019 - 38. Jahrgang

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser im Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU)

Wasserdialog 2050: Die Wasserwirtschaft zukunftsfähig machen!



Muss man die deutsche Wasserwirtschaft vom Kopf auf die Füße stellen,
damit sie für die Herausforderungen bis 2050 gewappnet ist? Das war
eine der Fragen, die zu Beginn des "Nationalen Wasserdialogs" im
Herbst 2018 andiskutiert worden war. Gestartet wurde der breit
angelegte Stakeholder-Dialog am 16. Okt. 2018 von der
Bundesumweltministerin Svenja Schulze (SPD) in Berlin. In Anwesenheit
fast aller, die in der deutschen Wasserwirtschaft Rang und Namen
haben, wurde erörtert, was notwendig und wünschenswert wäre, um noch
in dieser Legislaturperiode eine langfristig angelegte Wasserstrategie
auf den Weg zu bringen. Am 27. und 28. März 2019 wurde die im Okt.
2018 begonnene Generaldebatte in vier thematischen
Workshop-Veranstaltungen - ebenfalls in Berlin - fortgeführt. Der
WASSER-RUNDBRIEF informiert nachstehend über die Highlights der
angelaufenen Debatte.

Nationale Wasserstrategie: Das letzte Wort hat das BMU

In ihrer Begrüßungsrede hatte die Bundesumweltministerin am 16.10.18
betont, dass der nationale Wasserdialog sich nicht mit dem Klein-Klein
der Tagespolitik beschäftigen sollte - es käme vielmehr auf den weiten
Blick mit einer Perspektive bis 2050 an. Die Langfristperspektive sei
notwendig, weil


	die Wasserinfrastrukturen äußerst langlebig seien,

	die Ökosysteme nur langsam reagieren würden und

	die notwendigen Anpassungsprozesse

	beispielsweise an den Klimawandel und die Veränderungen in der Demographie

	nicht von heute auf morgen umgesetzt werden könnten.



Es gehe also darum, gemeinsam zu überlegen, was man bis 2030 alles
eingetütet haben müsse, damit es auch 2050 noch funktioniere. Die
Bundesumweltministerin:
 "Wir müssen in dem Dialogprozess die
Interessenkonflikte benennen! Nur Probleme, die auf den Tisch kommen,
können gelöst werden."

In fünf Dialogrunden sollen über eineinhalb Jahre hinweg die
notwendigen Weichenstellungen diskutiert werden, die dann vom
Bundesumweltministerium im Jahr 2021 zur nationalen Wasserstrategie
2050 zusammengefasst werden sollen. Bei der ersten Runde mit vier
themenspezifischen Workshop-Veranstaltungen wurde am 27. März 2019
eingangs noch einmal verdeutlicht, dass man aus dem
"Spurenstoff-Dialog" von 2017 bis Anfang 2019 (s. RUNDBR. 1129/1)
gelernt habe. Dort habe letztlich das Konsensprinzip dominiert - mit
nicht unbedingt positiven Folgen hinsichtlich der Stringenz der
Ergebnisse. Insofern würde bei der Ausformulierung der nationalen
Wasserstrategie das BMU das letzte Wort haben. Gleichwohl werde man
bemüht sein, alle Akteure aus der Wasserver- und Abwasserentsorgung,
aus der Industrie und der Landwirtschaft, aus den
Wasserwirtschaftsverwaltungen der Bundesländer und aus den
Umweltverbänden "mitzunehmen". Im Hinblick auf die genannten
Zeithorizonte war in Berlin fragend eingewandt worden, ob man denn
heute schon wissen könne, was 2030 noch ein Thema wäre und was 2050
noch als Aufregerthema auf der Agenda stehen werde? "Welche
Verschiebungen der Risiken sind zu erwarten?" Und: "Wie werden sich
die Risikowahrnehmung - und die Risikoverantwortung ändern?" In ihrem
Schlusswort mahnte die im letzten Jahr neu ernannte deutsche
Wasserdirektorin, Dr. Regina Dube:
 "Eigentlich ist es schon 5
nach 12 - und wir hätten gestern schon mit den Problemlösungen
anfangen müssen."

Ein Tag ohne Wasser

Bereits bei der Auftaktveranstaltung im Okt. 2018 kam in vielen
Diskussionen immer wieder der Personalmangel in der
Wasserwirtschaftsverwaltung (s. RUNDBR. 1137/1) zur Sprache.
"Vollzugsdefizit" war einer der viel gebrauchten Begriffe in der
Debatte:
 "Wenn der Vollzug partiell zum Erliegen kommt, wird die
Handlungsfähigkeit und auch die Glaubwürdigkeit des Staates
unterminiert."

Die sich daraus ergebende Frage: In welchem Umfang sei die
Gesellschaft in Zeiten der "Schwarzen Null" bereit, die notwendigen
Personal- und Finanzressourcen für die Wasserwirtschaftsverwaltung
bereit zu stellen? Und übergeordnet wurde auch die Frage angesprochen,
in welche Welt wir im Jahr 2050 leben wollten? Das sei die
Grundsatzfrage, nach der sich die Zielbestimmungen ausrichten müssten.
Daraus folgend müssten dann die Schritte erarbeitet werden, um eine
enkeltaugliche Welt zu erreichen. Der notwendige gesellschaftliche
Rückhalt für die Wasserwirtschaft sei allerdings nur schwach
entwickelt, weil eine gesicherte Wasserver- und Abwasserentsorgung in
Deutschland die pure Selbstverständlichkeit sei. Die meisten Menschen
würden sei nicht bewusst, welche Technik- und Kulturleistung die hohe
Versorgungssicherheit hierzulande gewährleiste. Mehrfach wurde
erwähnt, dass das notwendige Aha-Erlebnis in der Bevölkerung wohl erst
dann eintreten werde, wenn einen Tag lang die Wasserversorgung
flächendeckend in Deutschland komplett ausfallen würde:
 "Erst
wenn kein Wasser mehr aus der Leitung kommt. wird einem der Wert von
Wasser klar. Einen Tag ohne Wasser - und wir hätten viele Probleme
gelöst",
 so eine Meinung.

Klar war aber auch, dass es die Wasser- und Abwasserwerker soweit erst
gar nicht kommen lassen wollten. Einig war man sich weitgehend
ebenfalls in der Überzeugung, dass eine zukunftsfähige
Wasserwirtschaft nur mit einem Einbezug der BürgerInnen erreichbar
sei. Und: "Wasser muss in der Politik einen höheren Stellenwert
erreichen!" Die Wasserwirtschaft könne die Probleme nicht allein
bewältigen. Sie sei angewiesen auf das konstruktive Mitwirken von
anderen Sektoren. Die hierzu erforderliche Interdisziplinarität müsse
zum Normalfall werden. Die Zusammenarbeit dürfe auch nicht an der
kommunalen und sonstigen Grenzen enden. Das sektorale und
administrative Denken müsse überwunden werden. Notwendig sei eine
ganzheitliche Bewirtschaftung von Flusseinzugsgebieten. Und dabei
müsse auch immer der Naturschutz mitgedacht werden. Das waren in der
Berliner Debatte vorgebrachte Thesen, gegen die niemand Widerspruch
formuliert hatte.

"Lebende Dokumente" verdeutlichen den aktuellen Stand des
Wasserdialogs

Bereits zur Auftaktveranstaltung im Okt. 2018 hatten das
Bundesumweltministerium (BMU), das Umweltbundesamt (UBA) und eine
beauftragte Agentur zu jedem der ursprünglich vorgesehenen fünf
Themenbereiche ("Cluster") vorbereitende Papiere mit einer Übersicht
zum Stand des Wissens und zum Verlauf der Diskussionslinien
zusammengestellt. Bis zur ersten Dialogrund mit themenspezifischen
Workshop-Veranstaltungen im März 2019 waren die fünf Cluster auf nur
noch vier Cluster eingegrenzt worden:

- Gewässerschutz und Renaturierung

- Landwirtschaft und Verbraucherschutz

- Vernetzte Infrastrukturen

- Risikofaktor Schadstoffe

Der fünfte Cluster "Wasserwirtschaft und Gesellschaft" war in die
übrig gebliebenen vier Cluster integriert worden. In den vier Clustern
wurden am 27. und 28. März 2019 zunächst die strategischen Ziele
debattiert. Im Mai 2019 sollen sodann die operativen Ziele formuliert
werden, die sich aus den strategischen Zielen ergeben. Im Sept. 2019
steht dann die Ausformulierung von Handlungsoptionen an. Im Dez. 2019
wird eine gemeinsame midterm-Veranstaltung aller vier Cluster
stattfinden, um eventuelle Disharmonien in der Zielbestimmung der vier
Cluster auszuräumen. Von Runde zu Runde werden die zugrunde liegenden
Papiere als "lebende Dokumente" fortgeschrieben. Der ganze Prozess
wird von einer Internet-Konsultation begleitet. Dazu eingeladen sind
auch Wasserinteressierte, die nicht in den personell limitierten
Workshop-Runden beteiligt sind.

Der jeweils aktuelle Stand der "lebenden Dokumente" kann unter
www.bmu.de/wasserdialog heruntergeladen werden. Anmerkungen und
Kommentare können unter Wasserdialoge@bmu.bund.de eingereicht werden.

Sicherung der Daseinsvorsorge als Dreh- und Angelpunkt?

Obwohl man bis zum März 2019 erst mal nur bei der Ausformulierung
allgemeiner strategischer Ziele angekommen war, zeichneten sich erste
Konfliktlinien ab. Die Konflikte werden sich verschärfen, wenn dann
konkreter über operationelle Ziele und Handlungsempfehlungen
diskutiert werden soll. So wurde in den ersten Debatten aus Kreisen
der Wasserversorger kritisiert, dass die Sozialverträglichkeit und die
Bezahlbarkeit denkbarer Maßnahmen in den bisher vorliegenden
Dokumenten völlig unterbelichtet seien. Und weiter: "Wir können auf
150 Jahren Wasserversorgung in kommunaler Verfassung aufbauen." Darauf
müsse auch in der vorgesehenen Wasserstrategie Bezug genommen werden.
Die dank der öffentlichen Daseinsvorsorge gesicherte
Trinkwasserversorgung müsse zentral im Mittelpunkt stehen. Für die
Industrieseite war demgegenüber eher kritikwürdig, dass die
Gewährleistung der industriellen Produktion und der auf Wasser
angewiesenen Energiegewinnung (Kühlwasser, Wasserkraft) zu wenig
adressiert sei. Der absolute Vorrang der öffentlichen
Trinkwassergewinnung und -versorgung geht der Industrieseite ohnehin
viel zu weit. Müsse man tatsächlich überall Wasser einsetzen, das der
Trinkwasserverordnung entspreche. Oder geht's auch differenzierter?
Und die Umweltverbände stellten wiederum den Primat der Bezahlbarkeit
in Frage: Zunächst müsse man diskutieren, was notwendig sei -
beispielsweise im Hinblick auf den aquatischen Naturschutz. Erst dann
könne man über die Bezahlbarkeit diskutieren. Man solle nicht gleich
mit der Schere im Kopf über die eigentlich erforderlichen Maßnahmen
sprechen.

"Die Wasserrahmenrichtlinie nach oben öffnen"

Strittig war zum Start des nationalen Wasserdialogs auc, wie eisern
man am bestehenden rechtlichen Rahmen festhalten wolle/müsse. Ein
Diskutant: "Wir müssen ggf. den Rechtsrahmen ändern!" Mit dem
europäischen Rechtsrahmen hatte sich auch die Bundesumweltministerin
in ihrer Begrüßungsrede beschäftigt. Im Wissen der Befürchtungen der
Umweltverbände, dass die EG-Wasserrahmenrichtlinie verwässert werden
könnte, erklärte Svenja Schulze (SPD) ihre Bereitschaft, die
Wasserrahmenrichtlinie "nach oben zu öffnen".
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TOUR/7427: Mönchengladbach - Mönchs-Spaziergang, "Von Mönchen, Sagen und Legenden", 22. und 29.05.19


Stadt Mönchengladbach

Mönchs-Spaziergang im Mai: "Von Mönchen, Sagen und Legenden"



Am Mittwoch, 22. Mai, und am Mittwoch, 29. Mai (jeweils 19 Uhr) führt
der geheimnisvolle Mönch bei dem von der MGMG angebotenen
Mönchs-Spaziergang, einer beliebten Geschichtsstunde der ganz
besonderen Art, durch die abendliche Altstadt und erzählt dabei von
Sagen und Legenden. Treffpunkt für den etwa 1,5-stündigen Spaziergang
ist der Parkplatz am Geroweiher, Schild "Stadt-Touren".

Karten sind zum Preis von 8 Euro (Erwachsene) und 4 Euro (Kinder bis
14 Jahre) zzgl. einer Bearbeitungsgebühr von 2,20 Euro pro Buchung
erhältlich. Buchungen beim Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80),
beim Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-93 09
20) sowie online unter www.stadttouren-mg.de. (MGMG/prs)

 * 
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